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Editorial 7

Editorial

Bis zum heutigen Tage, gut zwanzig Jahre nach der „Wende“ und der (Wieder-)
Gründung des Landes Sachsen-Anhalt am 14. Oktober 1990, hatte das neue Bun-
desland eine zuweilen turbulente politische und vor allem wirtschaftliche Entwick-
lung zu bewältigen. Der mit er Wiedervereinigung einhergegangene wirtschaftliche
Wandel betraf die industrielle Struktur des jungen Sachsen-Anhalts mit ihrer regio-
nalen Spezialisierung und Konzentration auf einzelne Branchen im besonderen
Maße. Wegbrechende Märkte in Osteuropa und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit
führten zu einem Niedergang ganzer Wirtschaftszweige aus dem Massenarbeits-
losigkeit gut qualifizierter Arbeitskräfte und  in deren Folge die Abwanderung
großer Teile vor allem der jüngeren Generation resultierten. 

Gerade der letzte Punkt stellt Sachsen-Anhalt – wie auch die anderen (in erster
Linie ostdeutschen) Bundesländer – vor neue und wachsende Herausforderungen.
Neben der Abwanderung ist die allgemeine demografische Entwicklung zusätzlich
gekennzeichnet durch einen „Geburtenknick“ nach der Wende: Kamen in Sachsen-
Anhalt im Jahr 1990 noch 1,3 Personen im Alter von 0 bis 20 Jahre auf eine Person
der Altersgruppe von 60 Jahren und älter, waren es im Jahr 2008 lediglich noch
(statistische) 0,5 junge Menschen auf einen Älteren über 60.1 Diese Entwicklung
hat Konsequenzen auf allen gesellschaftlichen Ebenen, die, hier prägnant formu-
liert von Vertretern der drei mitteldeutschen Landesregierungen, sich so zusam-
menfassen lassen:

„In den nächsten Jahren wird die Bevölkerung in Thüringen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt weiterhin deutlich abnehmen und ein höheres Durchschnittsalter erreichen. Der
Anteil der Ruheständler wird erheblich zunehmen, während die Zahl der Erwerbstätigen
sinkt. Alle drei Länder sind vom Rückgang an hoch qualifizierten Arbeitskräften und
der Abwanderung junger Menschen besonders betroffen. Die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels werden in allen Lebensbereichen und Regionen spürbar sein. (...)
Die drei mitteldeutschen Länder stehen vor großen Herausforderungen. Die Dynamik
des demografischen Wandels hat in den jungen Ländern gegenüber anderen deutschen

1 Zahlen des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalts
Wirtschaft im Wandel der Zeit; Berechnungen des ZSH. (www.sachsen-anhalt.de; 04.07.2011)
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und europäischen Regionen früher eingesetzt und sorgt in unseren Städten ebenso wie
im ländlichen Raum für erheblichen Anpassungsbedarf.“2

Abbildung 1: 
Alters- und Jugendquotient, Entwicklung der Bevölkerung 
in Sachsen-Anhalt bis zum Jahr 2025

Quelle: 5. Regionalisierte Bevölkerungsprognose für Sachsen-Anhalt, Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, 2010

2 Auszug aus dem Eckpunktepapier zur Zusammenarbeit der mitteldeutschen Länder „Gemeinsam
den demografischen Wandel gestalten“, Erfurt, 21. Februar 2011.
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Diese im Eckpunktepapier für den mitteldeutschen Raum umrissenen Entwicklun-
gen treffen uneingeschränkt auch für Sachsen-Anhalt zu, was sich mit den Daten
des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt für die 5. Regionalisierte Bevölke-
rungsprognose Sachsen-Anhalt3 eindrücklich bebildern lässt. Abbildung 1 veran-
schaulicht sowohl die Bevölkerungsverluste der einzelnen Landkreise bis 2025 als
auch das Verhältnis von älteren und jüngeren Einwohnern im erwerbsfähigen Alter.

Um die Brisanz dieser Entwicklung zu verdeutlichen, soll an dieser Stelle auch
auf die Entwicklung des Verhältnisses von Nichterwerbstätigen – das umfasst Kin-
der und Jugendliche unter 20 Jahren und Personen im Rentenalter über 65 Jahren
– zu Personen im erwerbsfähigen Alter von 20 bis 65 Jahren knapp eingegangen
werden. Die Säulen der Abbildung 2 geben durch die prognostizierte Entwicklung
im Zeitraum von 2008 bis 2025 eine Antwort auf die Frage „Wie viele Nichter-
werbstätige stehen 100 Erwerbsfähigen gegenüber?“. Unterschieden ist dabei zu-
sätzlich zwischen jüngeren Nichterwerbstätigen (bis 20 Jahre) und älteren Nicht-
erwerbstätigen (65 Jahre und älter). Die Summe dieser beiden Zahlen ergibt die
Gesamtzahl der Nichterwerbstätigen, der 100 Personen im erwerbsfähigen Alter
gegenüberstehen: Das sind z.B. im Jahr 2010 geschätzte 23 junge und 39 alte (ins-
gesamt 62) Personen und im Jahr 2025 bereits 86 Personen (28 junge und 58 alte).4

Zwei Jahrzehnte nach der Wende stehen damit Sachsen-Anhalt und die anderen
ostdeutschen Bundesländer vor einer erwerbsgesellschaftlich-demografischen Son-
dersituation, zu deren Bewältigung es keine historischen Vorbilder gibt: Nachdem
in den vergangenen Jahren die Wirtschaft erheblich an Wettbewerbsfähigkeit ge-
wonnen hat und in den Schlüsselbranchen zunehmend zum Ersatzbedarf auch ver-
mehrt Erweiterungsbedarf an Fachkräften generiert wird, verändern sich die Re-
krutierungsbedingungen für die Unternehmen schlagartig. Junge Nachwuchskräfte
werden in dem Moment knapp, in dem viele Kompetenz- und Erfahrungsträger das
Rentenalter erreichen. Zugleich verringert sich das Potential an verfügbaren, ein-
schlägig qualifizierten Erwerbspersonen auf den Arbeitsmärkten. 

3 Mit Kabinettsbeschluss vom 20.04.2010 wurde die 5. Regionalisierte Bevölkerungsvorausberech-
nung zur Planungsgrundlage für alle Landesbehörden Sachsen-Anhalts erklärt.

4 Ähnliche Zahlen finden sich auch für Sachsen und Thüringen.
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Abbildung 2: 
„Wie viele Nichterwerbstätige stehen 100 Erwerbsfähigen gegenüber?“ – 
Prognostizierte Entwicklung des Verhältnisses in Sachsen-Anhalt
zwischen 2008 und 2025

Quelle: 5. Regionalisierte Bevölkerungsprognose Sachsen-Anhalt, Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, 2010, ZSH-Darstellung

Vieles wird jetzt davon abhängen, wie die Unternehmen und regionalen Akteure
aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft reagieren. Gelingt es die demografische
Hypothek der Nachwendezeit zu kompensieren und die demografische Falle zur
Chance umzuwandeln oder verfängt sich die Region in einer Abwärtsspirale, die
durch Bevölkerungsrückgang, Alterung, Fachkräftemangel und Abwanderung
angetrieben, gleichsam einem demografischen Teufelskreis, den regionalen Nieder-
gang zum kollektiven Déjà-vu werden lässt.

Das Zentrum für Sozialforschung Halle e.V. an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg hat bereits mit der Aufnahme seiner Forschungstätigkeit vor
nunmehr über 15 Jahren diese Entwicklungen, immer auch mit einem speziellen
Blick auf Sachsen-Anhalt, systematisch verfolgt. Dies ist nicht allein der Tatsache
geschuldet, dass das Bundesland die Heimat des ZSH ist, sondern liegt auch darin
begründet, dass die Entwicklungen in Sachsen-Anhalt in erster Linie symptoma-
tisch für die in den anderen ostdeutschen Bundesländern sind und in den kommen-
den Jahren ebenso in den westdeutschen Ländern immer schneller und stärker

�

�
�
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Raum greifen werden. Vor dem Hintergrund der historischen Veränderungen und
der damit im Zusammenhang stehenden demografischen Entwicklungen sind in
diesem Kontext und hier vor Ort Analysen gleichsam im „Zeitraffer“ möglich.

Dabei reicht das Spektrum der im ZSH bearbeiteten Fragestellungen von den
komplexen Beziehungen von Bildung, Beschäftigung und Arbeitsmarkt über Ana-
lysen des Erwerbs- und Lebensverlaufs bis hin zu Fragen der Unternehmensstruk-
tur und betrieblichen Strategien und nicht zuletzt auch der Weiterentwicklung so-
zialwissenschaftlicher Erhebungs- und Analysemethoden. Mit direktem Bezug auf
die Situation in Sachsen-Anhalt oder auch als Beispiel für ebenso in anderen Bun-
desländern absehbare bzw. zu erwartende Entwicklungen seien an dieser Stelle ei-
nige ausgewählte Forschungsprojekte und Studien aus der Arbeit des ZSH genannt.

Schon sehr früh setzten sich ZSH-Mitarbeiter/-innen mit den wirtschaftlichen
und demografischen Implikationen für traditionsreiche und das Bundesland prä-
gende Branchen wie die der Chemie im Dreieck Bitterfeld, Leuna, Schkopau
(„Fachkräftestudien Chemie“ in den Jahren 2000, 2008 und 2011) oder auch der
Landwirtschaft („Fachkräftestudien Landwirtschaft“ in den Jahren 2002, 2004
und 2009) auseinander. Im Weiteren folgten Untersuchungen zur Kunststoffindus-
trie und zur Medienlandschaft. Darüber hinaus wurde von Beginn an auf das
Thema „Arbeitsmarktentwicklung“ – und hier speziell der betrieblichen Nach-
wuchskräftegewinnung und Fachkräftesicherung – in den Analysen des ZSH fo-
kussiert. Als Beleg seien dafür die groß dimensionierten Betriebsbefragungen und
Analysen unter ausbildenden bzw. nicht ausbildenden Betrieben in Sachsen-Anhalt
aus den Jahren 2001, 2006 und 2010 angeführt. Nicht zuletzt wurden in ganz un-
terschiedlichen Kooperationen mit Branchen, Unternehmen und Institutionen Lö-
sungsstrategien für die sich abzeichnende Fachkräftelücke entwickelt, erprobt und
implementiert. Z.B. stand die Idee eines in Zusammenarbeit mit der regionalen
Chemiebranche entwickelten Nachwuchskräftepools Pate für den „Qualifizie-
rungspool“ für die sachsen-anhaltische Landwirtschaft. Flankiert werden die be-
trieblichen Perspektiven in der ZSH-Forschung durch Untersuchungen und Analy-
sen der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik, die die individuelle Seite in den Blick
nehmen. Neben verschiedenen Gutachten und Expertisen zur beruflichen Bildung
sind an dieser Stelle vor allem die Studien zur Abwanderung von Jugendlichen
(„ostmobil“) oder die Evaluation des Projektes „Bürgerarbeit“ in Bad Schmiede-
berg zu nennen. Hinzu kommen Mitarbeiterbefragungen in Unternehmen, die un-
ter den Vorzeichen des demografischen Wandels Aspekte von Work-Life-Balance
in ihrer Rolle für personalpolitische Strategien in den Firmen thematisieren. 

Nachdem die Mitarbeiter/-innen des ZSH in einer ersten Zusammenschau ihre
Forschungsergebnisse im Jahr 2005 für Ostdeutschland vorgestellt haben, wollen
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sie mit den in diesem Band vorliegenden Beiträgen erneut den Blick auf aktuelle
Entwicklungen, mit einem Fokus auf das Heimatland des ZSH, richten. Der Span-
nungsbogen reicht dabei von Fragen nach möglichen Veränderungen in den be-
trieblichen Rekrutierungspolitiken sowie in der Beschäftigungs- und Branchen-
struktur über die neuen Chancen für die bisher „verloren geglaubte Generation“
bis hin zu alternativen Möglichkeiten der Organisation von Arbeit im nachhaltigen
Einklang mit den Bedürfnissen der Beschäftigten in ihren privaten Lebensberei-
chen. Dazu im Folgenden ein knapper Überblick über die Beiträge:

Aus den Zahlen verschiedener ZSH-Betriebsbefragungen wird deutlich, dass in
den letzten Jahren das Rekrutierungsverhalten betrieblicher Akteure in den ost-
deutschen Bundesländern trotz der neuen Herausforderungen überwiegend kurz-
fristigen Praktiken folgt. Mit einer derartigen Personalpolitik sind Betriebe unter
den Bedingungen starker Verknappung von qualifizierten Arbeitskräften und ge-
stiegener Abhängigkeit vom externen Arbeitsmarkt jedoch nicht mehr ausreichend
gewappnet. Besonders diejenigen Betriebe, die auf Facharbeit abstellen, werden
jetzt und in den kommenden Jahren gezwungen sein, sich auf die wesentlich ver-
änderten demografischen Bedingungen einzustellen, um die betriebliche Leistungs-
fähigkeit zu sichern. Die Kombination von einer durch den demografischen Wan-
del induzierten Nachwuchs- bzw. Fachkräftelücke und der zentralen Stellung von
Facharbeit betrifft zu einem großen Teil Betriebe in den ostdeutschen Ländern. Im
exemplarischen Vergleich von Betrieben in Sachsen-Anhalt und Niedersachsen
zeigt Ingo Wiekert, dass dadurch diese Betriebe gezwungen sind, neue Wege in ihrer
Personalpolitik zu gehen und sich Rekrutierungspotentiale zu erschließen, wenn
bisherige Rekrutierungsstrategien nicht mehr allein tragen bzw. sich zunehmend als
kontraproduktiv erweisen. 

Eine dieser bisher strukturell/systematisch ausgeschlossenen Gruppen, die jetzt
in das zu erweiternde Rekrutierungsraster der Betriebe rücken könnten, sind die
bisher auf dem Arbeitsmarkt chancenlosen jungen Menschen der geburtenstarken
Jahrgänge, auf die Thomas Ketzmerick aufmerksam macht: Seit Ende der 1990er
Jahre ist es sehr vielen Berufseinsteigern dieser Jahrgänge in Ostdeutschland trotz
Ausbildung nicht gelungen, eine Beschäftigung zu finden. In der Folge ist diese
Gruppe im Besonderen von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen, befindet sich zumin-
dest in Prozessen der De-Qualifizierung und steht dem ostdeutschen Arbeitsmarkt
kaum mehr zur Verfügung. Das bereits sich abzeichnende Fachkräfteproblem in
Ostdeutschland wird verschärft, wenn es mittelfristig nicht mehr ausreichend qua-
lifizierten Nachwuchs gibt und gewinnt zusätzlich an Brisanz, wenn die Angehöri-
gen der geburtenstarken Jahrgänge weiterhin ausgeschlossen bleiben. Aus diesem
Grund stellt es eine zentrale arbeitsmarkt- und personalpolitische Herausforderung
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der nächsten Jahre dar, möglichst viele junge Arbeitslose für eine qualifizierte Be-
schäftigung zu befähigen.

Die sachsen-anhaltische Wirtschaftsstruktur war lange und ist es bis heute noch
von der Landwirtschaft geprägt. Susanne Winge kann in einer in dieser Form bis-
lang noch nicht vorgenommenen Zusammenführung empirischen Materials der
amtlichen Statistik zeigen, dass die jüngere Beschäftigungsentwicklung in der
Landwirtschaft differenziert zu betrachten ist und die einfache Entwicklungsformel
von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft auf „Kosten“ des primären Sek-
tors zu kurz greift. Vielmehr wird in dem Beitrag deutlich, dass trotz gravierender
Veränderungen nach wie vor wichtige und stabilisierende Impulse für einzelne Re-
gionen in Sachsen-Anhalt von der Landwirtschaft ausgehen und ebenso für die Zu-
kunft zu erwarten sind. 

Eine weitere, traditionsreiche Branche in Sachsen-Anhalt ist die Chemie, deren
Entwicklungen Bettina Wiener in ihrem Beitrag in den Blick nimmt. Ihr kommt es
darauf an zu zeigen, welche Potentiale der Beschäftigung von Frauen – die bisher
häufig randständig als Arbeitsmarktgruppe wahrgenommen wurden – im Zuge de-
mografisch verursachter Fachkräfteknappheiten zukommen: In Zeiten knapper
werdender Fachkräfte werden Frauen für die Betriebe wieder „sichtbar“, fasst sie
zusammen. In einer historischen Perspektive ist die Chemiebranche Sachsen-An-
halts in zweierlei Hinsicht interessant: Zum einen ist allgemein die Erwerbsorien-
tierung von Frauen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR generell höher als in den
Ländern der alten Bundesrepublik; zum anderen ist im Speziellen die Frauenbe-
schäftigung in der Chemie über die Jahrzehnte gewachsen und akzeptiert. In einer
bisher wohl einzigartigen Zusammenstellung von Datenmaterial zur Beschäftigung
in der sachsen-anhaltischen Chemie kann sie zeigen, dass im Zuge der absehbaren
demografischen Entwicklung erneut Beschäftigungschancen für Frauen entstehen,
und Wege aufzeigen, wie mit den damit verbundenen neuen Herausforderungen an
die Personalarbeit in den Betrieben umgegangen werden kann. Mit einer familien-
freundlichen Personalpolitik können sich Unternehmen einen deutlichen Wettbe-
werbsvorteil bei der Fachkräftesuche sichern.

Diesen letzten Punkt nimmt Sabine Böttcher im Rahmen ihres Beitrages auf, in
dem sie die Chancen einer nach innen gerichteten Personalpolitik am Beispiel
zweier sachsen-anhaltischer Firmen hervorhebt: Eine Personalpolitik, die zum ei-
nen den demografischen und gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung trägt und
zugleich mit Attraktivitätssteigerungen für die Betriebe verbunden sein kann und
damit die Chance dieser Unternehmen im „Kampf um die besten Köpfe“ verbes-
sern hilft. Die Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverant-
wortung wird in den kommenden Jahren zunehmend an Bedeutung gewinnen und
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stellt für Unternehmen eine besondere Möglichkeit dar, sich von anderen Unter-
nehmen abzuheben, um sowohl gegenüber der Belegschaft als auch gegenüber po-
tentiellen Beschäftigten als attraktiver Arbeitgeber aufzutreten. Dabei gewinnen
bei Familienfreundlichkeit alle Akteure: die Unternehmen, ihre Beschäftigten und
der Standort.

Die in diesem Band vorgestellten empirischen Forschungsergebnisse aus dem
ZSH wären ohne die einschlägigen Forschungsinstrumente, die dem ZSH durch
das CATI-Labor zur Verfügung stehen, in dem hier vorliegenden Umfang nicht
möglich. Telefonische Befragungen in Unternehmen und Bevölkerungsteilen haben
in den letzten Jahren als Methode der wissenschaftlichen Datengewinnung einen
rasanten Aufschwung genommen. Allerdings nehmen die Schwierigkeiten, die zu
bewältigen sind, um mit den gewonnenen Erkenntnissen verlässliche Aussagen
treffen zu können und wissenschaftlichen Ansprüchen zu genügen, stetig zu. Auf
zwei ausgewählte Problemstellungen machen abschließend Christina Buchwald
und Katja Lukanow-Arndt in ihren Beiträgen aufmerksam. Die zunehmende „Be-
fragungsmüdigkeit“ unter der Bevölkerung und in den Unternehmen sowie die öf-
fentlichkeitswirksamen Datenskandale in den letzten Jahren zeitigen deutliche Ef-
fekte bei der Planung und Durchführung wissenschaftlicher Erhebungen. Diese
Skepsis gegenüber derartigen Befragungen gilt es, bereits in der Konzeption von
Stichproben-Umfang und -Art zu berücksichtigen, so fasst Christina Buchwald ihre
langjährigen Erfahrungen im CATI-Labor des ZSH zusammen. Auf eine weitere
Konsequenz für die Stichprobenkonzeption macht Katja Lukanow-Arndt auf-
merksam. Im Zuge der zunehmenden Verbreitung und (z.T. ausschließlichen) Nut-
zung von Mobiltelefonen können herkömmliche und bewährte Methoden der
Stichprobenziehung (z.B. Telefonnummernrecherche über Register von Festnetz-
anschlüssen) zu systematischen Verzerrungen führen. Aus diesem Grund muss an
dem Problem der Telefonbefragung als Kombination von Festnetz und Mobilfunk-
befragung weitergearbeitet werden. Denn trotz der sinkenden Ausschöpfungsquo-
ten und der neuen Probleme bei der Stichprobengenerierung ist die telefonische
Befragung gegenwärtig die schnellste und kostengünstigste Möglichkeit flächende-
ckend zu befragen.
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Fachkräfterekrutierung im Wandel

Ingo Wiekert

1 Fragestellung und Daten

Die Arbeitswelt ist im Wandel: im demografischen Wandel, im Wandel von der
Industrie- zur Wissensgesellschaft, im Wandel von „was Hänschen nicht lernt, lernt
Hans nimmermehr“ zu lebenslangem Lernen, vom „kleinen Arbeiter“ zum
Arbeitskraftunternehmer. Und mitten im Wandel sind die Firmen. Diejenigen
Organisationen, die die Arbeitswelt in Form von Arbeitsplätzen zugänglich
machen und sie strukturieren; und das in ganz unterschiedlicher Weise: als Fließ-
bandarbeit, als Arbeit in eigenverantwortlichen Projektteams oder als angeleitete
und kontrollierte Gruppenarbeit, um nur einige Beispiele zu nennen.

Worin sich die jeweilige Art und Weise, wie Arbeit organisiert ist, unterscheidet,
hängt dann davon ab, wie „groß“ die einzelne Arbeitsaufgabe ist und welche Vor-
aussetzungen derjenige mitzubringen hat, der mit der Lösung dieser Aufgabe qua
Arbeitsvertrag betraut ist. Arbeitsplätze unterscheiden sich u.a. danach, inwieweit
durch Studium, Berufsausbildung oder auf anderen Wegen erworbenes Wissen für
die Lösung der Arbeitsaufgabe benötigt und zum Einsatz gebracht wird. Kom-
plexere Aufgaben können dazu in Teilaufgaben „auseinanderdividiert“ werden,
so dass erst wieder im Zusammenspiel der Teillösungen das eigentlich herzustel-
lende Produkt sichtbar wird. Bräuchte man für die Erstellung der Gesamtlösung
ein hochspezialisiertes (und -dotiertes) Team, würde für die Erbringung der einzel-
nen Teillösungen eventuell ein Spezialist zur Vorbereitung, Anleitung und Kon-
trolle der Zuarbeiten und der Zuarbeitenden genügen. 

Es führen demnach viele Wege nach Rom. Und diese Pfade sind, historisch be-
dingt, breit und ausgetreten. Der Weg, wie hierzulande Arbeit organisiert wird,
führt vor allem über die enge Verzahnung von Berufsausbildungssystem und be-
triebszentrierter Arbeitsmarktsegmentation: Beruflichkeit ist dabei das organisie-
rende Prinzip der Berufsausbildung und des betrieblichen Produktionskonzeptes.
In der gegenseitigen Entsprechung ihrer Strukturen ist eine Sicherheit enthalten, die
es Betrieben wie jungen Menschen erlaubt, Erwartungen auszubilden, die benötig-
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ten Fachkräfte rekrutieren bzw. nach erfolgreicher Ausbildung einen Arbeitsplatz
finden zu können. 

Jedoch mehren sich in der letzten Zeit die Anzeichen dafür, dass die Vorausset-
zungen für dieses Ineinandergreifen erodieren bzw. zumindest soweit unter Druck
geraten, dass Umbauten im System unausweichlich erscheinen. Zum einen geben
innerhalb der Arbeitswelt immer schnellere Produkt- und Produktionszyklen, die
zunehmende Verlagerung der Wertschöpfungsketten in den tertiären Bereich oder
die strukturelle Verschlankung von Erwerbsorganisationen dazu Anlass – der ein-
gangs beschriebene Wandel von der Industrie- zur Wissensgesellschaft. Zum ande-
ren, und darum soll es im Folgenden gehen, resultiert aus der demografischen Ent-
wicklung ein Druck auf die Betriebe, der dazu führen wird, dass der personelle
Austausch über den Arbeitsmarkt nicht mehr den eingeübten Erwartungshal-
tungen entsprechend realisiert werden kann. Z.B. werden selbst bei gleichblei-
bendem Angebot an berufsfachlichen Arbeitsplätzen in absehbarer Zeit Facharbei-
ter nicht mehr in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen bzw. ausgebildet
werden können. Man kann an dieser Stelle fragen, ob und inwieweit sich Betriebe
in ihrem Rekrutierungsverhalten „unter demografischem Druck“ unterscheiden,
wenn sie sich nach dem betrieblichen Einsatz unterschiedlicher Qualifikationen,
d.h. danach, wie sie die Arbeit im Betrieb organisiert haben, differenzieren lassen.

Dieser Frage nachzugehen ist Teil der Aufgabe, die sich das ZSH-Projekt „Mas-
senarbeitslosigkeit und Fachkräftemangel – Zwischenbetrieblicher Arbeitsmarkt
zwischen Instabilität und Neustrukturierung“ gestellt hat. Unter dem Dach des
Sonderforschungsbereichs 580 der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
und der Friedrich-Schiller-Universität Jena wurden – mit Förderung der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) – Betriebe aus Niedersachsen und Sachsen-Anhalt
telefonisch zu Problemen und Strategien ihrer Personalpolitik befragt. In der Be-
fragung wurde der Fokus auf das Für und Wider der betrieblichen Ausbildung als
Instrument der betrieblichen Personalpolitik gelegt. Befragungsthemen waren da-
bei: allgemeine Angaben zu den Betrieben, Personalplanungs- und Rekrutierungs-
strategien, Auswirkungen des sich abzeichnenden demografischen Wandels sowie
bei den derzeit ausbildenden Betrieben Formen und Verfahren der Ausbildung, An-
forderungen an die Auszubildenden, Einschätzung der zu erwartenden Entwick-
lung in den nächsten Jahren und Zukunftseinschätzungen der Betriebe.

Die Befragung erfolgte im Zeitraum Oktober 2009 bis März 2010 als compu-
tergestütztes Telefoninterview (Computer Assisted Telephone Interviewing, CATI).
Dabei war die Studie so angelegt, dass Auswertungen der aktuellen Daten mit ver-
gleichbaren, repräsentativen Befragungen aus den Jahren 2001 und 2006 möglich
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sind.1 Es ergibt sich daraus ein Beobachtungszeitraum im Längsschnitt von fast
zehn Jahren, der zusätzlich Querschnittsvergleiche zwischen den Bundesländern er-
laubt.

Die durchschnittliche Befragungsdauer eines Interviews mit einem ausbilden-
den Betrieb betrug 22 Minuten, während ein Interview mit einem nicht ausbilden-
den Betrieb nach ca. 14 Minuten beendet war. Zum Abschluss der Befragung im
März 2010 hatten sich von den gut 8.000 angesprochenen Unternehmen 1.680 zu
einem Interview bereit erklärt. Dies entspricht einer (erfahrungsgemäß) sehr guten
Ausschöpfungsquote von mehr als 20 %. Davon wurden 1.124 Interviews mit aus-
bildenden Betrieben und 556 mit nicht ausbildenden Betrieben durchgeführt. Auf
der Basis verschiedener Gewichtungsfaktoren gelten die im Folgenden getroffenen
Aussagen als repräsentativ für die Grundgesamtheit der Betriebe in den beiden
Bundesländern.

Im ersten Teil des Artikels wird im Anschluss an eine theoretische Vorüberle-
gung und einer daraus abgeleiteten Definition der empirischen Analyseeinheiten
(spezifische Gruppen von Betrieben) nach potentiellen Unterschieden zwischen den
untersuchten Betrieben gefragt (2.1). Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf den ge-
genwärtigen betrieblichen Rekrutierungswegen und -problemen und der Einschät-
zung der Wahrnehmung und Wirkung der demografischen Entwicklung auf die be-
triebliche Personalpolitik (2.2). Das folgende Kapitel 2.3 erweitert diesen Fokus
um weiterführende Analysen der prospektiven Einschätzung dieser Entwicklung
wie betrieblichen Reaktionen und Handlungspotentiale darauf. Der zweite Teil
wendet sich den Ausbildungsbetrieben zu. Hier sollen die Entwicklungen des per-
sonalpolitischen Rekrutierungsinstruments „eigene betriebliche Ausbildung“ im
Zeitverlauf (3.1) beleuchtet und insbesondere mögliche Veränderungen in der be-
trieblichen Ausbildungsmotivation nachgezeichnet werden (3.2).

2 Rekrutierung unter Zugzwang?

Ostdeutsche Betriebe haben im Vergleich zu Betrieben in Westdeutschland zahlen-
mäßig kleinere Belegschaften: Durchschnittlich betrug im Jahr 2005 die Zahl der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten pro Betrieb in Ostdeutschland 13
Mitarbeiter, in Westdeutschland dagegen 17. Der Beschäftigtenanteil in Betrieben
mit weniger als 5 SV-Beschäftigten lag hier über ein Drittel höher als in den alten

1 Siehe für die „ZSH-Betriebsbefragung 2001“ Grünert, Lutz, Wiekert (2002) sowie für die „ZSH-
Ausbildungsbetriebsbefragung 2006“ Grünert, Lutz, Wiekert (2007).
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Bundesländern und macht damit die kleinbetriebliche Struktur der Wirtschaft in
den neuen Ländern deutlich (Bellmann et al. 2006 S. 21).

Man kann annehmen, dass die organisatorische Einbindung des jeweiligen Be-
triebes in größere Zusammenhänge, z.B. (Konzern-) Mutter-Tochterstrukturen
o.Ä., beinhaltet, dass personalpolitische Entscheidungen nicht eigenständig im Be-
trieb, sondern an „höherer Stelle“ getroffen und dann lediglich vor Ort umgesetzt
werden. Damit bildet die Betriebsgröße eine mittelbare Einflussgröße auf die be-
triebliche Personalpolitik. Eine solche übergeordnete Entscheidungsebene wird je-
doch in der hier interessierenden Betriebsgesamtheit nur von einer Minderheit der
Firmen benannt. Die große Mehrheit (82,2 %) der Betriebe gibt an, „eigenständig
zu sein“ (Tabelle 1). Lediglich etwas mehr als jeder Zehnte (11,9 %) firmiert als
„Zweigbetrieb eines Unternehmens“. Die „Zentrale eines Unternehmens mit
Zweigbetrieben“ zu sein, wird von 6 % der Befragten genannt. In dieser Hinsicht
unterscheidet sich die Betriebslandschaft der beiden Bundesländer nur marginal.

Tabelle 1: 
„Handelt es sich bei ihrem Betrieb um ...“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Kleinere Unterschiede gibt es, nimmt man die Tarifbindung der Betriebe in den
Blick. Generell gibt insgesamt gut die Hälfte der Betriebe (in Sachsen-Anhalt 60 %,
in Niedersachsen knapp 50 %) an, weder „tarifgebunden“ noch „an einen Tarif-
vertrag angelehnt“ zu sein. Gut 16 % der anhaltinischen Betriebe arbeiteten
(zumindest) an „einen Tarifvertrag angelehnt“, ein weiteres knappes Viertel ist
„tariflich gebunden“. In Niedersachsen ist es jeweils ein Viertel der Betriebe. In
beiden Varianten („Bindung“ oder „Anlehnung“ an einen Tarifvertrag) handelt es
sich in neun von zehn Fällen um einen Flächentarifvertrag. Lediglich bei jedem
zehnten Betrieb ist damit ein Haustarifvertrag gemeint.

Betriebe im Bundesland ...
GesamtSachsen-

Anhalt
Niedersachsen

einen eigenständigen Betrieb? 84,2 81,6 82,2

die Zentrale eines Unternehmens mit  
Zweigbetrieben?

4,0 6,5 5,9

einen Zweigbetrieb eines 
Unternehmens?

11,8 11,9 11,9

Insgesamt 100,0 100,0 100,0
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Diese sehr grob und exemplarisch skizzierten organisatorischen Strukturen und
Einbindungen der Betriebe in überbetriebliche Regularien im Ost-West-Vergleich
lassen erwarten, dass die Betriebe aus einer vergleichbaren Ausgangslage heraus
ihre Personalpolitik gestalten.

2.1 Arbeitssysteme und Qualifikationsstruktur

Davon ausgehend liegt es nahe, den Fokus auf die betriebliche Qualifikationsstruk-
tur zu legen. Wie im Folgenden mit den Daten der Befragung belegt werden kann,
unterscheidet sich diese deutlich zwischen den Bundesländern im Ost-West-Ver-
gleich. Um zu zeigen, dass diese Unterschiede nicht eine zufällige, singuläre Kons-
tellation darstellen, ist dem Vergleich eine knappe theoretische Skizzierung voran-
gestellt: 

Die Belegschaft eines Betriebes ist kein statisches Gefüge (mehr), in welches ein
Arbeitnehmer nach der Schulausbildung eintritt, in dem er seine Ausbildung absol-
viert, im Anschluss daran „seine Arbeit macht“ und das er mit dem Rentenbescheid
wieder verlässt. Betriebe haben vielmehr andauernd auf Entwicklungen zeitnah zu
reagieren: Auftragslagen sind gut oder schlecht, persönliche Lebensentwürfe kolli-
dieren mit betrieblichen Planungen, Innovationszyklen beschleunigen sich oder der
Kostendruck wächst. Die Anforderungen verlangen von Unternehmen ein zuneh-
mend erhöhtes, betriebliches Flexibilisierungspotential (Kratzer & Döhl 2000,
S. 239ff). Wobei die Flexibilität des Betriebes vor allem die Flexibilität der Beschäf-
tigten meint und die verfolgte Flexibilisierungsstrategie zudem zu einem gewissen
Grad von der Belegschaftsstärke, der Betriebsgröße, abhängt: So setzten große Be-
triebe eher auf internalisierte Personalanpassungsstrategien und den Aufbau beste-
hender Kernbelegschaften, die im Zuge auftretender akuter Bedarfe mittels Rand-
belegschaften erweitert werden können. Auch zählen kleine Betriebe (in Form von
Zulieferern oder „verlängerten Werkbänken“) als instrumenteller Flexibilitätspuf-
fer zum Rand solcher Unternehmensbelegschaftsstrukturen. Im Gegensatz dazu ist
für kleinere Facharbeiterbetriebe der Austausch mit dem externen, berufsfach-
lichen Arbeitsmarkt das bestimmende Muster funktionaler Flexibilität, dessen Be-
gründung vor allem in der Verwendungsbreite und -tiefe mittlerer (Facharbeiter-)
Qualifikationen liegt.

Instrumentelle wie funktionale Flexibilisierungsstrategien wurden im industri-
ellen Produktionsmodell mit Erfolg tradiert.2 Das Flexibilitätspotential hängt aber

2 Jedoch verzeichnen Untersuchungen einen Wandel der betrieblichen Steuerungsformen von einer
berufs- und funktionsbezogenen hin zu einer prozessorientierten Organisationsform mit einem
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nicht allein von der Betriebsgröße, sondern auch von der Art und Weise ab, wie
Arbeit im Betrieb organisiert ist. Die Arbeitsorganisation basiert dabei auf einem
arbeitsteiligen und anhand verschiedener Techniken strukturierten Kooperations-
zusammenhang, der unter Leitung des (Personal-) Managements hergestellt wird
(Müller-Jentsch 2003, S. 41). Es geht demzufolge um das Zusammenspiel von Pro-
zessen der funktionalen und hierarchischen Differenzierung der Arbeitsteilung und
von integrativen Prozessen der Kooperation, die auf das Zusammenfassen und -wir-
ken der arbeitsteiligen Aufgaben zu einem gemeinsamen Produkt abzielt. Die je-
weilig spezifische Konfiguration kann als Arbeitssystem charakterisiert werden.3

Dabei ist die grundlegende Struktur eines Arbeitssystems idealtypisch anhand von
zwei Dimensionen beschreibbar: Zum einen wird der Grad an Arbeitsteilung zwi-
schen „ausgeprägt“ und „gering“ unterschieden; zum anderen die verfolgte
Personalpolitik, die entweder an der betrieblichen Arbeitsorganisation oder an ver-
fügbaren Qualifikationen ausgerichtet sein kann. Im Hinblick auf die Qualifika-
tion verweist die Differenzierung verschiedener Arbeitssysteme in Kombination
mit den Formen der instrumentellen und funktionalen Flexibilisierung auf eine
Dreiteilung des Arbeitsmarktes, wie sie im Münchner Segmentationsansatz (Lutz
& Sengenberger 1974) entwickelt wurde:

In dieser Dreiteilung sind „Jedermanns-Arbeitsmärkte“ durch das weitgehende
Fehlen von spezifischer Qualifikation sowie institutioneller Regulierung geprägt.4

Dieser Teil des   Arbeitsmarktes funktioniert wie ein ungleich strukturierter Güter-
markt, der in Deutschland jedoch durch generelle Arbeitsnormen flankiert ist. Das
in dieser Konstellation realisierte Arbeitssystem ist (flexibel) differenziert (Hirsch-
Kreinsen 2005, 160f). Es zeichnet sich durch eine funktional und hierarchisch aus-
geprägte Arbeitsteilung (mit präziser Aufgabendefinition und -gestaltung) und re-
lativ standardisierte Produktions- und Arbeitsabläufe mit hohem Planungs-, Vor-
bereitungs- und Kontrollaufwand durch eine Minderheit Qualifizierter bzw.
Hochqualifizierter aus. Es entspricht somit dem klassischen, tayloristischen Ratio-
nalisierungskonzept industrieller Massenfertigung und standardisierter Dienstleis-

3 höheren Maß an Flexibilität und Kostenbezogenheit der betrieblichen Austauschstrukturen (vgl.
Baethge & Baethge-Kinsky 1998, S. 464), wobei die Bewältigung von Flexibilisierungserfordernis-
sen „immer weniger durch den flexiblen Einsatz eines Beschäftigungstyps allein erfolgen kann“
(Kratzer & Döhl 2000, S. 241). Die Voraussetzung einer solchen Kombination von internen und
externen Strategien ist eine Betriebsgröße, die mehrheitlich in den ostdeutschen Betrieben nicht
gegeben ist. Sie bleiben deshalb auf externe Facharbeitsmärkte angewiesen.

3 Dazu und für das Folgende Hirsch-Kreinsen (2005, 64ff.). Instruktiv für die Abbildung 1 im vor-
liegenden Text dafür auch sein Schaubild a.a.O., 65.

4 In dieser Konstellation wäre erwartbar, dass die Investitionen in Humankapital eher gering ausfal-
len (siehe knapp skizziert dazu z.B. Wiekert, Sackmann 2010, 300ff.).
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tungen. Die Personalpolitik ist betriebszentriert, richtet sich also auf den Einsatz
der anzuleitenden Arbeitskräfte für Einfachtätigkeiten, die keine spezifischen Qua-
lifikationen erfordern.5

Ebenfalls eine betriebszentrierte Personalpolitik wird in einem flexibel differen-
zierten Arbeitssystem verfolgt. Dieses zeichnet sich vor allem durch die Orientie-
rung des Arbeitskräfteeinsatzes an den Arbeitsstrukturen und einer flexiblen
Arbeitsorganisation anhand interner technischer und organisatorischer Effizienz-
überlegungen aus. Die Qualifikationsvoraussetzungen folgen diesen Anforde-
rungen, indem die benötigten Fertigkeiten über interne Anlern- und Qualifizie-
rungsprozesse von nicht oder nicht einschlägig qualifizierten Beschäftigten erzeugt
werden. Dabei setzt dieser Typus der Arbeitsorganisation eine Kalkulierbarkeit
und Stabilität des Arbeitskräfteeinsatzes voraus, die eher in kleineren und mittleren
Unternehmen (KMU) anzutreffen sind. Mit dem Einsatz von Hochqualifizierten
soll sichergestellt werden, dass die Arbeitskräfte hinreichend anpassungsfähig an
wechselnde Anforderungen sind.

Der berufsfachliche Arbeitsmarkt beruht auf einem hohen Maß institutioneller
Regulierungen und allgemein anerkannter, in überbetrieblichen Einrichtungen fest-
gelegter Qualifikationen.6 Vor allem Berufsabschlüsse sind damit Voraussetzung
für die Allokation von Arbeitskräften, da Unternehmen die Struktur ihrer Arbeits-
plätze an den Standards dieses Teilarbeitsmarktes ausrichten (können). Schlie-
ßungstendenzen auf den berufsfachlichen Märkten sind einerseits durch diese Zer-
tifikate und andererseits durch die Ausrichtung der Rekrutierungsinteressen auf
diese Qualifikationen bedingt (Konietzka 1999; Struck & Simonson 2000). Ein
darin liegender Vorteil ist eine zwischenbetrieblich vergleichbare Arbeitsplatz-
struktur, die eine friktionslose Eingliederung und Substitution der Fachkräfte und
die Mobilität und Transferierbarkeit von Qualifikationen (Deutschmann 2002,
S. 148) (wegen z.B. geringerer Informations-, Such- sowie Einarbeitungskosten)
zwischen den Betrieben erlaubt und gerade für KMU den Reiz eines fachlichen Teil-
arbeitsmarktes ausmacht. Indem polarisierte und integrative Arbeitssysteme auf
verfügbare, berufliche Qualifikationen zurückgreifen und diese den zentralen Be-
zugspunkt der Arbeitsorganisation bilden, dient hier der berufsfachliche Arbeits-
markt als Fokus der innerhalb dieser Arbeitssysteme realisierten, berufszentrierten
Personalpolitik. Erstgenanntes Arbeitssystem zeichnet sich durch eine hoch arbeits-
teilige Arbeitsorganisation mit einem Nebeneinander von anspruchsvollen und ein-

5 Ebd. 65f.
6 Max Weber prägte dafür den Ausdruck „Bildungspatente“, Werner Sengenberger nannte diese

„Arbeitsmarktausweise“.
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fachen Tätigkeitsstrukturen aus und verweist damit auf die angelegten Potentiale
instrumentell-numerischer Flexibilisierung. In einem integrativen Arbeitssystem
zielt die Arbeitsgestaltung eher auf größere Funktionsbereiche denn auf einzelne
Arbeitsplätze, um auf diese Weise größere funktionale Flexibilitätsgewinne erzielen
zu können. Die qualifizierten Arbeitskräfte besitzen eine relative Autonomie über
die Arbeitsgestaltung und die Arbeitszeit, wobei die Koordination über andau-
ernde Abstimmungs- und Verhandlungsprozesse läuft.7 

Die Unterschiede zwischen den zuvor genannten überbetrieblichen Teilarbeits-
märkten und dem internen Arbeitsmarkt bestehen in der Form der Allokation und
der Qualifikation von Arbeitskräften, die auf diesem (grundsätzlich) innerbetrieb-
lich organisiert sind. Eintritte auf den unternehmensinternen Arbeitsmarkt erfol-
gen über „Einstiegsarbeitsplätze“, die in betriebsinterne Anlern-, Aufstiegs- und
Versetzungsprozesse einmünden. Auf der Basis der internen Anlern- und Qualifi-
zierungsprozesse wird der interne Aufstieg qua Betriebszugehörigkeit und Seniori-
tät legitimiert (Hirsch-Kreinsen 2005, S. 66). Die Voraussetzungen für solche Or-
ganisationsstrukturen bieten differenzierte als auch polarisierte Arbeitssysteme mit
eindeutig definierten funktionalen und hierarchischen Aufgabenstrukturen. Zu-
dem ist offensichtlich eine gewisse Mindestgröße eines Unternehmens für solche
Art Prozesse vorausgesetzt (Schmid & Widmaier 1995, S. 277f.).

Hinter einer betrieblichen Rekrutierungsentscheidung steckt also System – und
zwar ein betriebsspezifisches Arbeitssystem, welches nicht nur die Art und den Um-
fang des Einsatzes von niedrigen, mittleren und hohen Qualifikationen bedingt,
sondern auch die internen und externen Austauschprozesse auf den einzelnen Tei-
larbeitsmärkten über den realisierten Grad der Ausprägung instrumentellen oder
funktionalen Flexibilisierungspotentials gestaltet (vgl. Abbildung 1).

Erwartbar wäre also, dass Unterschiede in der Qualifikationsstruktur von Be-
trieben auf verschiedene Arbeitssysteme verweisen und sich demzufolge, in Abhän-
gigkeit von dieser, Betriebe in ihren Rekrutierungswegen voneinander unterschei-
den lassen: In Arbeitssystemen, die eine betriebszentrierte Personalpolitik
verfolgen, sollte demnach ein höherer Anteil an Hochqualifizierten und vor allem
an An- und Ungelernten zu verzeichnen sein, wobei gerade letztere vom Arbeits-
markt rekrutiert und in internen Anleitungsprozessen auf den betrieblichen Einsatz
vorbereitet werden. Aus einer berufszentrierten Personalpolitik ergäbe sich im Ge-
gensatz dazu ein höherer Belegschaftsanteil an mittleren Qualifikationen, der ent-

7 „In der Industrie lassen sich solche Arbeitssysteme als Facharbeiterbetrieb kennzeichnen ...“, (Lutz
1987, S. 25).
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weder vom berufsfachlichen Arbeitsmarkt rekrutiert oder intern, über eine betrieb-
liche Ausbildung gewonnen wird. Demzufolge würden aus der unterschiedlichen
Betriebsgrößenstruktur in den alten und neuen Bundesländern und in deren Folge
jeweils realisierten, arbeitssystemspezifischen Qualifikationsstrukturen unter-
schiedliche Abhängigkeiten von (mittleren) Qualifikationen entstehen. Im Um-
kehrschluss bedeutete dies, dass die arbeitssystemspezifische Qualifikationsstruk-
tur der ostdeutschen Betriebe ein funktionales und die der westdeutschen ein
instrumentelles Flexibilisierungspotential ermöglicht.

Abbildung 1: 
Arbeitssysteme, Teilarbeitsmärkte und Flexibilisierungspotentiale

Quelle: eigene Darstellung

Für die anschließende Deskription wurde – die vorangegangenen Überlegungen
vereinfachend – der empirische Fokus auf die Qualifikationsstruktur der Betriebe
gelegt und die Betriebe in drei (analytische) Gruppen unterteilt. Wie die Abbil-
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dung 2 zeigt, ergeben sich daraus klare Unterschiede zwischen den Betrieben in den
untersuchten Bundesländern Sachsen-Anhalt und Niedersachsen sowie über alle
Betriebsgrößen hinweg. In der Abbildung ist die Verteilung der befragten Betriebe
hinsichtlich ihres Anteils an Führungskräften, Hochqualifizierten, Technikern und
Meistern (hier zusammenfassend bezeichnet als high-skill-Betrieb), ihres Anteils an
Facharbeitern und -angestellten (mid-skill-Betrieb) bzw. ihres Anteils an An- und
Ungelernten (low-skill-Betrieb) wiedergegeben.8 D.h. die entsprechende (hier der
analytischen Gruppe von Betrieben den Namen gebende) Qualifikationsgruppe hat
einen  überdurchschnittlichen Anteil an der Belegschaft im jeweiligen Betrieb ver-
glichen mit den durchschnittlichen Anteilen der  Qualifikationen über alle Betriebe.

Abbildung 2: 
Qualifikationsstruktur der Betriebe nach Betriebsgröße und Bundesland

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010

8 Einteilung der Betriebe nach Qualifikationsstruktur in Anlehnung an IW Consult (2009, S. 13f). 
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Derart unterschieden, wird deutlich, dass in den Betrieben Sachsen-Anhalts – stär-
ker als in ihren niedersächsischen Pendants – Fachkräfte zum Einsatz kommen.9 In
den niedersächsischen Betrieben hingegen prägen eher An- und Ungelernte die
Belegschaftsstruktur. Insgesamt betrachtet wird deutlich, dass vor allem unter den
Unternehmen mit 19 und weniger Beschäftigten diejenigen Betriebe, die ihrer Qua-
lifikationsstruktur nach low-skill-Betriebe sind, eine untergeordnete Rolle spielen.
Mit steigender Betriebsgröße nimmt deren Bedeutung jedoch zu. Die Grafik
bebildert zudem die innerdeutschen Unterschiede im betrieblichen Arbeitskräfte-
einsatz: Ostdeutsche Betriebe setzen stärker auf Facharbeit, westdeutsche eher auf
den Einsatz von An- und Ungelernten bei einem relativ gleichen Belegschaftsanteil
an Hochqualifizierten. Eine Begründung dafür liegt darin, dass mit steigender Mit-
arbeiterzahl ein Betrieb Freiheitsgrade in seiner Entscheidung gewinnt, wie er die
Erledigung seiner Arbeitsaufgaben organisiert. Verantwortung z.B. kann dann auf
mehrere Schultern verteilt oder alternativ, auf eine (an-) leitende Person konzent-
riert, die Arbeitsaufgabe in kleinere Teilaufgaben geteilt werden usw.

Erste Ost-West-Unterschiede im jeweils realisierten Arbeitssystem lassen sich
also anhand der Qualifikationsstruktur ausmachen: Eingedenk der Betriebsgrö-
ßenstruktur verweisen niedersächsische Betriebe mit einem höheren Anteil an low-
skill-Betrieben auf differenzierte Arbeitssysteme mit einer betriebszentrierten Per-
sonalpolitik und sachsen-anhaltinische Betriebe mit einer relativ größeren Gruppe
von mid-skill-Betrieben auf berufszentrierte Arbeitssysteme.10 Ein weiteres Indiz
ergibt sich aus der Verteilung der Antworten auf die Frage nach der wichtigsten
Beschäftigtengruppe im Betrieb (Tabelle 2). Wenig überraschend ist, dass jeweils
ein Großteil, wenn nicht gar der größte Teil, der Betriebe diejenige Beschäftigten-
gruppe als die wichtigste benennt, die der (analytischen) Betriebsgruppe auch den

9 Der höhere Anteil des Einsatzes von Facharbeit in den Betrieben Ostdeutschlands ist an verschie-
denen Stellen als ein Nachwende-Effekt interpretiert worden: Da es in der DDR faktisch keine
Beschäftigten ohne Berufsbildungsabschluss gab, war die betriebliche Wahrnehmung derart
geprägt, dass selbst einfache Tätigkeiten (die eigentlich keine Berufsausbildung erfordern) mit Fach-
arbeitern besetzt wurden. Die Qualifikationsstruktur möglicher Bewerber hat sich bis heute zwar
verändert, die betriebliche Wahrnehmung jedoch nicht (Bellmann et al. 2006, S. 54ff.; Söstra 2008,
S. 19f). Bemerkenswert ist in dieser Perspektive ein anderer Sachverhalt: Ostdeutsche Betriebe grei-
fen bei der Einstellung vermehrt auf qualifizierte Bewerber zurück, geben aber auch weniger häufig
an (27 %), bereit zu sein, ihre Ansprüche bei der fachlichen Qualifikation der Bewerber zu reduzie-
ren, als dies westdeutsche Betriebe taten. Das kann an dieser Stelle als Indiz auf eine erhöhte Abhän-
gigkeit der ostdeutschen Betriebe von Facharbeit, und zwar nicht qua Gewöhnung, sondern auf der
Basis kleinbetrieblich strukturierter Arbeitsorganisation bzw. Arbeitssysteme, angenommen werden
(Brussig 2000, S. 167).

10 An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, dass es sich bei der Unterscheidung der Betriebe
um eine analytische Differenzierung handelt, die nicht unmittelbar etwas über die Qualifikation der
einzelnen Beschäftigten aussagt, sondern darüber, nach welchem Anforderungsprofil des Arbeits-
platzes – also „als was“ – Qualifikationen/Beschäftigte eingesetzt sind.
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Namen gibt: in high-skill-Betrieben die Führungskräfte, Hochqualifizierten, Tech-
niker und Meister (mit 66,7 %), in mid-skill-Betrieben die kaufmännischen Ange-
stellten und die Facharbeiter sowie -angestellten (mit 93,8 %) und schließlich in
den low-skill-Betrieben die An- und Ungelernten (mit 42,0 %). Jedoch geben
zudem high-skill- (mit 31,2 %) sowie low-skill-Betriebe (mit 49,3 %) die Beschäf-
tigten der mittleren Qualifikationsstufen als wichtigste Mitarbeitergruppe an. Mid-
skill-Betriebe bilden in diesem Punkt eine Ausnahme, da unter ihnen fast aus-
schließlich Facharbeiter und -angestellte als wichtigste Beschäftigtengruppe be-
nannt werden.

Tabelle 2: 
„Wenn nicht die größte Beschäftigtengruppe die wichtigste ist, 
welche ist es dann?

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Damit wird deutlich, dass selbst in den Betrieben, in denen ihrer Qualifikations-
struktur nach eine eher betriebszentrierte Arbeitsorganisation erwartbar wäre,
mittlere Qualifikationen einen entscheidenden qualitativen Anteil am betrieblichen
Arbeitssystem haben. So betonen Betriebe mit überdurchschnittlichen Anteilen an
mittleren und vor allem höheren Qualifikationen die Abhängigkeit des betrieb-
lichen Erfolgs von der Qualität ihrer Fachkräfte. Low-skill-Betriebe geben eher als
andere an, diese sei zwar wichtig, aber nichtsdestotrotz hätten sie auch andere Stär-
ken (Tabelle 3).

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

Führungskräfte, 
Hochqualifizierte, Techniker 
und Meister

66,7 6,2 8,8 34,2

Kaufm. Angestellte, 
Facharbeiter und -angestellte

31,2 93,8 49,3 58,5

An- und Ungelernte 2,1 0,0 42,0 7,4

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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Tabelle 3: 
„Die Qualität unserer Fachkräfte ist für den Erfolg des Betriebes ...“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Weitere Konturen gewinnt dieses Bild mit Blick auf die Verteilung der Betriebsgrup-
pen über die einzelnen Branchen (Abbildung 3): Insgesamt sind gut ein Fünftel aller
Betriebe der Handelsbranche zugeordnet, gefolgt von der Metall-, Elektro- und
chemischen Industrie und den Unternehmensdienstleistungen mit jeweils ca.
14 %.11 Mit Ausnahme der Bau-Branche (mit einem Anteil von 11,3 %) sind alle
weiteren Branchen mit jeweils unter 10 % vertreten. Die Verteilung der Betriebs-
gruppen innerhalb einer Branche ergibt dann Folgendes:

a) Die Branchen Metall, Elektro und Chemie12, unternehmensnahe Dienstleistun-
gen und Bau zeichnen sich vor allem durch einen relativ hohen Anteil an high-skill-,
einen mittleren Anteil an mid-skill- und einen geringen Anteil an low-skill-Betrie-
ben aus. Insgesamt umfassen die drei Branchen mehr als ein Drittel (39,2 %) aller
Betriebe. Angesichts der in diesen Branchen realisierten Qualifikationsstruktur
liegt der Schluss nahe, dass diese Betriebe dem klassischen, deutschen Modell der
„qualifikationsbasierten Qualitätsproduktion“ für Industriebetriebe mit flexibel
differenzierten (oder z.T. auch integrierten) Arbeitssystemen folgen.13 

b) Ein weiteres gutes Drittel (39,3 %) bilden Betriebe der Branchen Handel, Nah-
rungs- und sonst. Industrien, Gastgewerbe und Landwirtschaft, Bergbau und Ener-
gie, in denen die Anteile an high-skill-, mid-skill- und low-skill-Betrieben relativ

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

der entscheidende 
Erfolgsfaktor.

81,3 76,8 52,9 74,7

zwar wichtig, wir haben 
aber auch andere Stärken 
bzw. ist nicht so wichtig.

18,7 23,2 47,1 25,3

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

11 Die Prozentangaben in der y-Achsenbeschriftung der Abbildung 3 weisen den jeweiligen Anteil der
Branche aus.

12 Die Branchenbezeichnungen im Text sind gegenüber der Brancheneinteilung in der Abbildung 3 aus
Gründen der Lesbarkeit leicht gekürzt.

13 Zur Diskussion um das deutsche Modell vgl. Bosch et al. (2007).
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ausgewogen sind. Mit Blick auf die Branchen wird deutlich, dass hier in differen-
zierten bzw. polarisierten Arbeitssystemen der Einsatz von Beschäftigten auf Ein-
fach-Arbeitsplätzen in der betrieblichen Struktur angelegt ist.

Abbildung 3: 
Betriebe nach Qualifikationsanteilen in der jeweiligen Branche

1 Handel 6 Verkehr, Nachrichten, Kredit- und Versiche-
2 Metall-, Elektro- und chemische Industrie rungsgewerbe, sonst. Dienstleistungen
3 Dienstleistungen für Unternehmen 7 Nahrungs- und sonst. Industrien
4 Bau 8 Gastgewerbe
5 Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 9 Landwirtschaft, Bergbau, Energiewirtschaft

10 Öffentlicher Sektor

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010

c) Das verbleibende gute Fünftel (21,5 %) wird von Betrieben der Branchen
Gesundheits- und Sozialwesen, Verkehr, Nachrichten, Kredit, Versicherung u.a.
und dem öffentlichen Sektor gebildet. In diesen finden sich relativ viele mid-skill-
Betriebe. High-skill-Betriebe sind hier eher mit einem mittleren und low-skill-
Betriebe mit einem relativ kleinen Anteil vertreten. Betriebliche Arbeitssysteme die-
ser Gruppen sind durch typische Bereiche von Beruflichkeit innerhalb ihrer
Arbeitsorganisation integriert und (zumindest) tendenziell kleinere („Facharbei-
ter“-) Betriebe.
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Die theoretische Unterscheidung verschiedener Arbeitssysteme lässt sich empi-
risch anhand unterschiedlich hoher Anteile von Hoch-, Mittel- bzw. Geringquali-
fizierten innerhalb einer Belegschaftsstruktur beschreiben. Betriebe können nach
dem Anteil der einzelnen Qualifikationsebenen in high-skill-, mid-skill- oder low-

skill-Betriebe differenziert werden, wobei die Betriebsgröße nicht unwesentlich ist.
So sind z.B. die Mitarbeiter kleinerer Betriebe, die in den neuen Ländern deutlich
stärker vertreten sind, tendenziell höher qualifiziert. Darüber hinaus kommt der
Branchenzugehörigkeit eine bestimmende Rolle zu. Bestimmte branchenspezifische
Tätigkeiten (Arbeitsaufgaben) sind um ein bestimmtes Berufsbild herum organi-
siert, andere wiederum lassen sich nach einer gewissen (betriebsinternen) Einarbei-
tungszeit14 auch ohne „Bildungspatent“, wie z.B. eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung, bewältigen. Dementsprechend differiert auch die Einschätzung bzw.
Wertschätzung des eigenen Fachkräftepotentials zwischen den Betriebsgruppen.
Vor diesem Hintergrund lässt sich die eingangs formulierte Frage präziser stellen:
Inwieweit unterscheiden sich die Betriebsgruppen in ihrer Wahrnehmung der und
ihrer Betroffenheit durch die demografischen Entwicklungen? Lassen sich unter-
scheidbare Zukunftserwartungen identifizieren, und welche Konsequenzen und
Reaktionen leiten die verschiedenen  Betriebsgruppen für ihre Rekrutierungspoli-
tiken daraus ab? Spielt z.B. in mid-skill-Betrieben die berufliche Erstausbildung als
Rekrutierungsinstrument eine gewichtigere Rolle als in low-skill-Betrieben?

2.2 Rekrutierungswege und -probleme

Der vielerorts als „Überalterung der Gesellschaft“ thematisierte demografische
Wandel wird in Firmen u.a. als „Nachwuchskräftemangel“ oder allgemein als
„Arbeitskräftemangel“ wahrgenommen: Ausbildungsplätze sind zu besetzen,
durch das Ausscheiden älterer Mitarbeiter müssen frei gewordene Stellen evtl. neu
besetzt werden, die Firma ist „gewachsen“ und neue Stellen wurden geschaffen, für
die nun Arbeitnehmer gesucht werden. Stellt sich den Firmen das Problem der Mit-
arbeitersuche, können diese auf verschiedenen Rekrutierungswegen zum Ziel der
beabsichtigten Stellenbesetzung gelangen. Weit verbreitete und bewährte Vorge-
hensweisen mit unterschiedlichen Vor- und Nachteilen sind z.B. in berufs-
zentrierten Arbeitssystemen die eigene Ausbildung (mit anschließender Übernah-
me) zur Fachkräftegewinnung (in mid skill-Betrieben) oder in betriebszentrierten
Arbeitssystemen die Rekrutierung über den externen Arbeitsmarkt. Da sich die bei-

14 Auch in diesem Punkt unterscheiden sich die Länge der Einarbeitungszeit entlang der Qualifizierung
(Buchheim 2005, S. 250ff).
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den Verfahrensweisen nicht zwangsläufig gegenseitig ausschließen, wurden die
Interviewpartner gebeten anzugeben, welches der Hauptweg ihres betrieblichen
Rekrutierungsverfahrens sei. Der letztgenannte, externe Rekrutierungsweg wurde
dabei noch einmal differenziert, so dass die Betriebe angeben konnten, sie würden
auf dem Arbeitsmarkt „aus einem breiten beruflichen Spektrum rekrutieren und
dann wesentliche Kenntnisse betriebsintern vermitteln“, bzw. sie versuchen, „die
gesuchte Qualifikation möglichst passgenau vom Arbeitsmarkt“ zu rekrutieren. 

Lediglich jeweils ein gutes Fünftel aller Betriebe nennt die eigene Ausbildung
als Hauptweg (Tabelle 4). Wichtiger für die Betriebe (48,6 %) ist, dass sie Personal
auf dem Arbeitsmarkt suchen, das möglichst passgenau für die im Betrieb zu be-
setzende Stelle qualifiziert ist. Insbesondere betonen dies mid-skill-Betriebe, die den
größten Teil der Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten ausmachen (s.o. Abbil-
dung 2). Nicht überraschend ist die Aussage eines Drittels der low-skill-Betriebe,
eher „aus einem breiten beruflichen Spektrum mit anschließender betriebsinterner
Vermittlung wesentlicher Kenntnisse“ zu rekrutieren, da es sich bei der Qualifika-
tionsstruktur dieser Betriebe u.a. um Anlern- oder einfache Tätigkeiten handelt,
wie man sie z.B. im Gastgewerbe oder in der Branche „Landwirtschaft, Bergbau
und Energie“ findet (s.o. Abbildung 3). 

Tabelle 4: 
„Was ist der Hauptweg bei der Einstellung von Fachkräften?“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

Einstellung aus breitem, 
beruflichem Spektrum vom 
Arbeitsmarkt mit 
betriebsinterner Vermittlung 
wesentlicher Kenntnisse

27,4 25,8 34,3 28,0

eigene Ausbildung der 
Fachkräfte

23,8 22,8 23,7 23,4

Einstellung mit möglichst 
passgenauer Qualifikation 
vom Arbeitsmarkt

48,8 51,4 42,0 48,6

insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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Entgegen einer plausiblen Erwartung, mid skill-Betriebe würden eine eigene Aus-
bildung als Rekrutierungsweg präferieren, fallen die Anteile dieser Betriebsgruppe
(mit 22,8 %) und ebenso auch im direkten Vergleich mit low skill-Betrieben
(23,7 %) relativ gering aus. Die Vorteile einer externen Rekrutierung liegen dabei
für die verschiedenen Betriebsgruppen auf der Hand und wurden durch den bis vor
einigen Jahren deutlichen Arbeitskräfteüberschuss noch begünstigt: Nicht nur
benötigte Arbeitskräfte waren schnell verfügbar und nach kurzer Zeit einsatzfähig,
wodurch sich z.B. Suchkosten minimierten, sondern ebenso Arbeitskräfte mit pass-
genauen Qualifikationen, wodurch sich z.B. Einarbeitungskosten reduzierten.15

Allein schon die betriebliche Gewichtung der verschiedenen Hauptrekrutie-
rungswege lässt erwarten, dass sich die Wahrnehmung eines Arbeitskräftemangels
bzw. die Betroffenheit durch diesen zwischen den Betriebsgruppen unterscheiden.
Bevor jedoch dieser Punkt in den Blick genommen werden soll, steht noch die
Frage, warum nur die wenigsten Betriebe den (offenbar zu teuren und langwie-
rigen) internen Rekrutierungsweg der eigenen Ausbildung beschreiten?

Aus der Tabelle 5 wird ersichtlich, dass nicht einmal jeder dritte Betrieb zum
Befragungszeitpunkt angab, auszubilden. Unter den low-skill-Betrieben, die in ih-
rer Arbeitsorganisation weniger mit Fachkräften arbeiten (und dementsprechend
auch weniger oft mittels Ausbildung „passgenau rekrutieren“), sind es sogar nur
22,3 % (high skill mit 30,3 % und mid skill mit 32,1 %). 

Tabelle 5: 
„Bildet Betrieb gegenwärtig aus?“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

15 Angesichts der Bedingungen zunehmend turbulenter Märkte scheint das Fenster personalpolitischer
Kalkulation eher kurzfristig angelegt und die (finanziellen) Risiken des Problems der Transforma-
tion von Arbeitskraft des Arbeitnehmers in Leistung für den Arbeitgeber für Letzteren durch die
Rechnung „Probezeit ist besser, weil kürzer als Ausbildungszeit“ bestimmt. Siehe dazu und zu den
verschiedenen Ausbildungsmotivationen unten Punkt 3.2.

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

Ja. 30,3 32,1 22,3 29,6

Nein. 69,7 67,9 77,7 70,4

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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Im Vergleich der beiden Bundesländer finden sich, relativ betrachtet, geringe Unter-
schiede in den Zahlenverhältnissen: Gut 30 % der niedersächsischen Betriebe und
ein Viertel (24,9 %) der Betriebe in Sachsen-Anhalt bildet aus. Im Falle Sachsen-
Anhalts, dessen Betriebslandschaft fast zur Hälfte durch berufszentriert organi-
sierte mid skill-Betriebe gekennzeichnet ist, fällt auf, dass selbst die Betriebe, die
auf Fachkräfte innerhalb ihres Arbeitssystems „setzen“, weniger oft unter den Aus-
bildenden vertreten sind. Dies ist bemerkenswert, da die Anteile dieser Betriebs-
gruppe doch deutlich über den niedersächsischen Anteilen liegen (Tabelle 6; s.a.
Abbildung 1).

Tabelle 6: 
Anteil der Betriebsgruppe „mid skill“ an allen Betrieben nach Bundesland

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent

Angesichts der über die vergangenen Jahre ungebrochen hohen Nachfrage nach
Ausbildungsplätzen und der damit für die Betriebe verbundenen  Möglichkeit einer
„großen Auswahl“ sind die Gründe interessant, warum nicht ausgebildet wird
(Tabelle 7). Von den Betrieben oftmals beklagt und viel diskutiert wird, dass die
von den ausbildungswilligen Unternehmen erwarteten Grundqualifikationen von
den Bewerbern nur noch ungenügend erfüllt werden.16 (DIHK 2010a, S. 29ff) So
gibt auch fast jeder fünfte nicht ausbildende Betrieb (18,5 %) an, „keine geeigneten
Bewerber“ zu finden. Ebenso häufig werden „nicht alle geforderten Ausbildungs-
inhalte vermitteln zu können“ (18,0 %) und der Kostenfaktor, („Ausbildung ist zu
teuer“ mit 19,7 %) als Hinderungsgründe angeführt.

Mit jeweils z.T. deutlich mehr als einem Viertel der Nennungen werden aber
auch Gründe genannt, die in die personalpolitische Richtung weisen: Am häufigs-
ten wird mit 36 % dabei der Rekrutierungsweg „lieber Bewerber vom Arbeits-
markt“ einzustellen angegeben, der einer eigenen Ausbildung entgegensteht. Unter
Verweis auf die eigene Personalplanung geben 26 % der Betriebe an, „auf abseh-

Sachsen-Anhalt Niedersachsen

mid skill-Betriebe an allen 
Betrieben

46,6 35,8

davon ausbildende mid skill-
Betriebe

24,8 34,8

16 Siehe dazu unten Punkt 3.1.
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bare Zeit keinen Nachwuchs“ zu benötigen. Hervorzuheben ist an dieser Stelle,
dass vor allem high und mid-skill-Betriebe diese Antwortoptionen wählen. Im Ge-
gensatz dazu wird in der Antwortverteilung über die Betriebsgruppen noch einmal
deutlich, dass low-skill-Betriebe (z.T.) arbeitsorganisatorisch anders aufgestellt
sind: Sie nennen z.B. überdurchschnittlich oft als Grund, warum sie nicht ausbil-
den, dass sie „keine Ausbildungsberechtigung“ besitzen oder die geforderten „Aus-
bildungsinhalte nicht vermittelt werden können“.

Tabelle 7: 
Warum bildet Ihr Betrieb nicht aus – absteigende Reihenfolge der Nennungen

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent; Mehrfachnennungen; „trifft-zu“-Angabe

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

lieber Bewerber vom 
Arbeitsmarkt

38,3 35,4 29,5 35,5

Keine Zeit für einen Azubi 34,3 28,5 27,8 30,9

Wirtschaftliche Lage zu 
unsicher

31,6 21,5 26,2 26,9

auf absehbare Zeit wird kein 
Nachwuchs benötigt

27,9 27,4 18,1 25,8

Besitzen keine 
Ausbildungsberechtigung

18,5 30,5 29,9 25,1

Anschließende Übernahme 
wäre fraglich

25,3 24,1 21,9 24,2

Ausbildung ist zu teuer 20,2 18,5 20,8 19,7

Finden keine geeigneten 
Bewerber

18,7 19,2 16,8 18,5

nicht alle geforderten 
Ausbildungsinhalte können 
vermittelt werden

17,1 15,7 24,6 18,0

Ausbildungsentscheidung 
liegt bei der Zentrale

5,5 9,5 3,7 6,6

Pflichten für einen 
Ausbildungsbetrieb sind 
nicht bekannt

3,6 8,7 5,2 5,8
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Die Gründe, warum nicht ausgebildet wird, sind – alle Betriebsgruppen übergrei-
fend – zum einen in den Formen der Arbeitsorganisation (zur Rolle der Facharbeit,
s.o. Tabelle 3) und zum anderen in der Personalpolitik (zum Hauptweg der Rekru-
tierung, s.o. Tabelle 4) angelegt. Gerade letztere Verfahrensweise widerspricht
jedoch den aktuellen Erfahrungen, von denen die Betriebe auf die Frage nach ihren
gegenwärtigen Personalproblemen berichten. Vor allem die „Schwierigkeiten bei
der Suche nach Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt“ stehen dabei für mehr als die
Hälfte der Betriebe als gegenwärtiges Personalproblem an (Tabelle 8). Jeweils ein
Viertel der mid-skill- und low-skill-Betriebe benennt zusätzlich Schwierigkeiten bei
der Suche nach Hochqualifizierten bzw. Führungskräften auf dem Arbeitsmarkt.
Unter den high-skill-Betrieben ist es sogar gut jeder Dritte. Eine weniger dringliche
Rolle spielen Probleme wie „zu hoher Personalbestand“ (11,5 %), „zu hohe Per-
sonalfluktuation“ (6,2 %) oder „die Abwanderung von Fachkräften“ (7,9 %).17

Tabelle 8: 
Gegenwärtige Personalprobleme – absteigende Reihenfolge der Nennungen

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent; Mehrfachnennungen; „trifft-zu“-Angabe

17 Die aufgelisteten Probleme sind nicht in der Tabelle 8 aufgeführt, waren aber Antwortoptionen bei
der Frage nach den gegenwärtigen Personalproblemen. Dabei wurden von low skill-Betrieben
„hoher Personalbestand“ und „-fluktuation“ überdurchschnittlich genannt.

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

schwierige Suche nach 
Fachkräften auf 
Arbeitsmarkt

56,6 57,2 55,4 56,6

großer Bedarf an 
Weiterbildung u. 
Qualifizierung

48,5 47,5 32,7 45,4

Nachwuchsmangel 26,8 34,4 32,7 30,7

schwierige Suche nach 
Führungskräften auf 
Arbeitsmarkt

34,3 24,6 25,7 29,1

Überalterung der 
Beschäftigten

14,1 16,6 24,1 16,8
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Gesondert hingewiesen soll an dieser Stelle noch auf ein weiteres Personalproblem:
Angesichts der relativ geringen Ausbildungsbeteiligung sind die betrieblichen Nen-
nungen zum Problem des Nachwuchskräftemangels bemerkenswert. Fast jeder
dritte Betrieb klagt über Nachwuchsmangel als gegenwärtiges, dringliches Perso-
nalproblem, offensichtlich ohne die sich in der nunmehr vergangenen Zeit des
Nachwuchskräfteüberschusses ergebenen Chancen, dem entgegen zu wirken,
genutzt zu haben.18

Die Konsequenzen der demografischen Entwicklung, die in den Betrieben u.a.
als schwieriger werdende Fachkräfte- und Nachwuchssuchprozesse wahrgenom-
men werden, kommen demzufolge in den Betrieben an. Jedoch ist bemerkenswert,
dass unter den Antworten auf die Frage, ob denn der demografische Wandel zu
Schwierigkeiten bei der Fachkräfterekrutierung führt, mit Ausnahme der mid-skill-
Betriebe, mehr als die Hälfte der Betriebe diesen nicht als Ursache für Rekrutie-
rungsprobleme ansieht (Tabelle 9).

Tabelle 9: 
„Führt der demografische Wandel zu Schwierigkeiten bei der 
Fachkräfterekrutierung?“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Und das, obwohl zwei Drittel angeben, dass die Personalsuche in den letzten Jahren
schwieriger geworden sei. Lediglich unter den high-skill-Betrieben findet sich –
ganz im Gegensatz zu mid-skill-Betrieben – eher eine gegenteilige Angabe (Tabelle
10).19 Diese Erfahrungen prägen dann auch die Erwartungen zukünftiger Personal-
probleme: Zwei Drittel alle Betriebe – unter den mid-skill-Betrieben sind es drei
Viertel – erwarten zukünftig Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von Fachkräften
bzw. Führungskräften (Tabelle 10). 

18 Auf das personalpolitische Zeitfenster, welches sich bereits wieder zu schließen beginnt, verweisen
Lutz & Wiekert (2008).

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

Ja. 47,5 56,9 46,2 50,8

Nein. 52,5 43,1 53,8 49,2

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

19 „Der Fachkräftemangel sinkt mit zunehmenden Anteil von ‚High-skill-Mitarbeitern“; (IW Consult
2009, S. 22).
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Tabelle 10: 
Erfahrene und erwartete Rekrutierungsprobleme

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Das in der Öffentlichkeit als „demografischer Wandel“ und in der betrieblichen
Perspektive als „Fachkräftemangel“ breit diskutierte Thema wird von der Mehr-
heit der Unternehmen als ein Problem gesehen, das auf die Betriebe zukommt oder
auch schon zugekommen ist. Jedoch, so muss angenommen werden, bleibt die Dis-
kussion darüber auf einer für die betriebliche Entscheidungslogik zu abstrakten
Ebene, als dass sich bereits daraus für die Betriebe konkrete Handlungen bzw.
Reaktionsweisen ableiten ließen. Vielmehr ist ein unter den Betrieben weit verbrei-
teter Reflex zu beobachten: Die in den letzten Jahren gemachten Erfahrungen in
der betrieblichen Personalpolitik werden von den Betrieben, was zukünftige Pro-
bleme bei der Rekrutierung betrifft, fortgeschrieben. Es ist also nicht die Diskus-
sion um die demografische Entwicklung und ihre Konsequenzen, die die Basis für
die betriebliche Wahrnehmung eines Rekrutierungsproblems bildet, sondern es
befürchten vielmehr diejenigen Betriebe, die konkret betroffen waren, zukünftig
auch konkret betroffen zu sein.20

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

„Im Verlauf der vergangenen Jahre wurde die Personalsuche ...“

schwieriger 60,6 68,8 66,2 64,7

eher leichter 39,4 31,2 33,8 35,3

insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

„Probleme bei der Rekrutierung von Fach- bzw. Führungskräften werden 
in Zukunft ...“

nicht erwartet 34,3 26,5 34,8 31,3

erwartet 65,7 73,5 65,2 68,7

insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

20 Zu diesem Zusammenhang der Bildung von Erwartungen auf der Basis gemachter Erfahrungen vgl.
Lutz & Wiekert (2008) und Brandt et al. (2010, S. 42ff) sowie Wiekert (2010).
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2.3 Krise, Stellenbesetzungen und Reaktionen

Ungeachtet der Ursachenzuschreibung bleibt festzuhalten, dass sich eine Mehrheit
der Betriebe mit Rekrutierungsproblemen konfrontiert sieht. Da die Befragung zu
einem Zeitpunkt durchgeführt wurde, als die Auswirkungen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise noch deutlich zu spüren waren, ist es notwendig, diese insoweit zu
beleuchten, als dass zumindest ein Eindruck gewonnen werden kann, inwieweit die
weltwirtschaftliche „Großwetterlage“ betriebliche Einschätzungen der Personal-
politik „eintrübt“. Gefragt nach der Belastung der Betriebe durch die Krise, gibt
ein Großteil der Firmen (44,2 %) an, „im Großen und Ganzen die Krise wohl
unbeschadet“ zu überstehen. Weitere 42 % gehen davon aus, wie „bisher ganz gut
durch die Krise zu kommen, wenn es keinen weiteren Einbruch mehr gibt“. Ledig-
lich das verbleibende Fünftel befürchtet, sich „nur langsam zu erholen, weil die
Krise sie voll getroffen“ habe.

Tabelle 11: 
Personalpolitische Einschätzung der Belastung durch die Wirtschaftskrise

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent; Mehrfachnennungen; „trifft-zu“-Angabe

Dieser eher positive Erfahrungshintergrund spiegelt sich dann auch mit Bezug auf
die betriebliche Personalpolitik wider (Tabelle 11): Die Mehrheit der Befragten
(52,9 %) stimmte der Aussage zu, dass die Krise „keine weitreichenden Konse-
quenzen für ihre Personalpolitik“ birgt. Davon ausgehend, dass, wenn die Krise
vorüber sei, es (wieder) schwieriger werden würde, Arbeitskräfte zu finden und
nicht zuletzt mit arbeitsmarktpolitischer Flankierung „leistete“ sich knapp die

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

keine weitreichenden 
personalpolitischen 
Konsequenzen

52,2 56,0 48,2 52,9

Versuche, vorrangig die 
Leute zu halten und dann 
weitersehen

46,5 47,8 52,4 48,0

Verzicht auf bereits 
geplante Einstellungen

16,2 11,8 14,0 14,1

Entlastung beim 
Fachkräftemangel

4,1 4,5 4,0 4,3
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Hälfte der Betriebe (48,0 %) „Versuche, die Leute vorrangig zu halten, um dann
später weiter zu sehen“.21 Lediglich unter den low-skill-Betrieben sind im Vergleich
zu den anderen Betriebsgruppen die Anteile dieser Einschätzungen umgekehrt:
Hier überwiegen die Betriebe, die versuchen, ihre Arbeitskräfte zu halten, diejeni-
gen Betriebe, die keine personalpolitischen Konsequenzen erwarten. Das ist inso-
weit nicht verwunderlich, da – wie bereits oben zur Tabelle 8 ausgeführt – diese
Betriebsgruppe überdurchschnittlich oft über zu hohen Personalbestand bzw. zu
hohe Personalfluktuation geklagt hatte.

Wenn Betriebe von Problemen bei den Rekrutierungsanstrengungen der letzten
Jahre berichteten, meint dies in erster Linie, dass die Suche vor allem schwieriger
geworden ist (oben Tabelle 10), aber nicht, dass Stellen vakant blieben. Das macht
die folgende Tabelle 12 deutlich, aus der hervorgeht, dass in den letzten drei Jahren
zu besetzende Stellen von den Betrieben zu größten Teilen auch besetzt werden
konnten (85,7 %). Nicht einmal jeder Siebente (14,3 %) räumte ein, offene Stellen
nicht besetzt haben zu können.

Tabelle 12: 
„Konnten in den letzten drei Jahren alle offenen Stellen besetzt werden?“

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Wenn dies der Fall war (unter den high-skill-Betrieben etwas häufiger), war in ers-
ter Linie die Suche nach Facharbeitern und -angestellten (50,6 %, 67,2 % inkl.
kaufmännischen Angestellten), in zweiter Linie nach Hochqualifizierten (24,0 %)
erfolglos. Grundsätzlich blieben Stellen auf den entsprechenden Qualifikationsstu-
fen der jeweiligen Betriebsgruppen unbesetzt: High-skill-Betriebe konnten Stellen
für Hochqualifizierte nicht besetzen (34,4 %), mid-skill-Betriebe für Facharbeiter
und -angestellte (85,1 %) und low-skill-Betriebe Arbeitsplätze für An- und Unge-

21 „Nach der Krise ist vor dem Fachkräftemangel“, so brachte Hans Heinrich Driftmann, Präsident
des  Deutschen Industrie und Handelskammertages, die aktuelle Situation in den Betrieben in sei-
nem Statement zur Vorstellung der aktuellen DIHK-Studie zum Fachkräftemangel (DIHK, 2010b)
auf der Pressekonferenz am 24.08.2010 auf den Punkt.

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

Ja. 83,9 87,2 86,9 85,7

Nein. 16,1 12,8 13,1 14,3

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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lernte (23,7 %). Darüber hinaus gab es für letztere diese Probleme überdurch-
schnittlich oft auch bei der (dann erfolglosen) Suche nach Facharbeitern und -ange-
stellten (57,1 %) und Technikern und Meistern (22,3 %).

Ihrer Arbeitsorganisation und ihres Qualifikationseinsatzes folgend unterschei-
den sich die Betriebsgruppen hinsichtlich der von ihnen beschrittenen Rekrutie-
rungswege und damit verbundenen Rekrutierungsprobleme, der Suche nach be-
stimmten Qualifikationen sowie ihrer Einschätzung der Konsequenzen der
demografischen Entwicklung im Allgemeinen und der Krise im Besonderen. Weni-
ger deutliche Unterschiede sind mit Bezug auf die Betroffenheit von aktuellen Ar-
beitsmarktentwicklungen zu verzeichnen. Wahrnehmung und Betroffenheit im Zu-
sammenhang mit der Betriebsgruppe unterscheiden sich jedoch ebenso in ihrer
Verankerung im jeweiligen Arbeitssystem der eingesetzten Qualifikationen: Syste-
matisch Personalentwicklung zu betreiben und im Zuge dessen offene Plan-Stellen
nicht besetzen zu können, hat eine andere Qualität als einen kurzfristig auftre-
tenden Bedarf decken zu müssen, der sein Auftreten einer nur in Ansätzen vorhan-
denen Personalplanung verdankt.22 Diesbezügliche Konstellationen sind in der Ab-
bildung 4 dargestellt.

Wie in der folgenden Grafik veranschaulicht, sind die Personalplanungshori-
zonte in den meisten Betrieben kurzfristig, vom Bedarf gesteuert, angelegt. Nur ein
knappes Drittel plant „mittelfristig, bis zu drei Jahre“ und lediglich jeder Siebente
„langfristig, über drei Jahre“ hinaus. Zudem wird ein weiterer Zusammenhang
deutlich, der sich auf eine einfache Formel bringen lässt: Je höher das Qualifika-
tionsniveau der Beschäftigten im Betrieb, desto langfristiger die betriebliche Perso-
nalplanung. Charakterisieren 62,3 % der low-skill-Betriebe ihren Personalpla-
nungshorizont als „kurzfristig, nach Bedarf“, sind es unter den mid-skill- 58,1 %
und unter den high-skill-Betrieben 51,0 %. 

Die Möglichkeit auf langfristige Entwicklungen, sowohl in der betrieblichen
Personalstruktur als auch ausgelöst durch den demografischen Wandel, reagieren
zu können, hat zum einen zur Voraussetzung, zukünftige Betroffenheiten im Be-
trieb antizipieren zu können, was realistisch eher in einer langfristigen Personalpla-
nung möglich ist, und zum anderen, dass entsprechende Erfahrungen, wie z.B.
Schwierigkeiten bei der Personalsuche, zur Sensibilisierung gegenüber derartigen
Problemkonstellationen in den Betrieben beigetragen haben. Zumindest letzteres
scheint in den meisten Betrieben der Fall zu sein (obige Tabelle 10).

22 Die Überalterung der eigenen Belegschaft und das daraus resultierende gleichzeitige Ausscheiden
großer Mitarbeiterzahlen hat schon viele Betriebe „überrascht“.
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Abbildung 4: 
Zeitraum der Personalplanung nach Betriebsgruppen

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent

An dieser Stelle bleibt festzuhalten, dass Betrieben die Entwicklung mit ihren Impli-
kationen insoweit präsent ist, als dass ein „weiter wie bisher“ nicht mehr tragfähig
scheint und für den einzelnen Betrieb evtl. neue Reaktionen bzw. Rekrutierungs-
wege erprobt oder eingeschlagen werden müssen. Dazu wurden die Betriebe wäh-
rend der Befragung gebeten anzugeben, welche der zur Auswahl stehenden Reak-
tionsweisen im Betrieb „bereits zur Anwendung“ kommen (Abbildung 5), für den
Betrieb „in Frage kämen“ bzw. „ausgeschlossen“ sind (Abbildung 6).

Insgesamt geben 65 % der Betriebe an, bereits schon jetzt „verstärkt weiterzu-
bilden und zu qualifizieren“, 56 % mit der „Arbeitsagentur zu kooperieren“, 50 %
entsprechend „betriebliche Abläufe zu rationalisieren bzw. umzustrukturieren“
und 41 % die „Einstellung von Nachwuchsfachkräften, die in anderen Unterneh-
men ausgebildet wurden“, zu betreiben. 
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Abbildung 5: 
„Wie reagieren die Betriebe bereits heute auf die erwarteten Entwicklungen?“ – 
bereits umgesetzte Maßnahmen in absteigender Reihenfolge der 
Mehrfachnennungen

1 Verstärkt weiterbilden und qualifizieren 7 Einstellung von jungen Fachkräften, die in
2 Betriebliche Abläufe rationalisieren bzw. anderen Unternehmen ausgebildet wurden

umstrukturieren 8 Enge Zusammenarbeit mit den
3 Verstärkt eigene Ausbildung und anschließende Universitäten und Fachhochschulen

Übernahme 9 Verstärkt Mitarbeiter anderer Unternehmen
4 Ansprüche an die Berufserfahrung reduzieren konkurrenzfähige Angebote machen
5 Ansprüche an die formale Qualifikation reduzieren 10 Verstärkt mit Zeitarbeitsunternehmen
6 Kooperation mit der Arbeitsagentur  kooperieren

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010

Interessant sind die Differenzen zwischen den Betriebsgruppen bei den bereits
umgesetzten Reaktionen und Rekrutierungswegen. Zur Vereinfachung sollen an
dieser Stelle die zur Wahl gestellten Möglichkeiten der Abbildung 5 in intern
ausgerichtete „Bordmittel“ des Betriebes (die Positionen „1 – Weiterbildung“,
„2 – Rationalisierung“, „3 – Ausbildung“, „4 – Berufserfahrung“ und „5 – Qua-
lifikation“) und externe Reaktionsstrategien (Positionen „6 – BA-Kooperation“,
„7 – Ausbildungsabsolventen“, „8 – Uni-Kooperation“, „9 – Abwerbung“, und
„10 – Zeitarbeit“) unterschieden werden. Mit Hilfe dieser Unterteilung lässt sich
der Abbildung entnehmen, dass high-skill-Betriebe, verglichen mit mid- und low-

skill-Betrieben, ihre aktuellen Bemühungen eher an einer internen Reak-
tionsstrategie, die auf die betriebliche Herstellung benötigter Qualifikationen
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abzielt, ausrichten (überdurchschnittliche Anteile an den Positionen 1 und 3). Flan-
kiert werden diese Maßnahmen durch eine verstärkte Kooperation mit Fachhoch-
schulen und Universitäten (Position 8). Im Gegensatz dazu folgen low-skill-
Betriebe einer Strategie, die weniger auf die „Qualifikationsproduktion“ setzt, als
dass intern eher Abstriche bei den Qualifikations- und Arbeitsplatzvorausset-
zungen gemacht werden (überdurchschnittliche Anteile an den Positionen 4, 5 und
2) bzw. benötigte, extern qualifizierte Arbeitskräfte „eingekauft“ werden (über-
durchschnittliche Anteile an den Positionen 6, 7 wie 9). Weniger klar lassen sich
die Betriebe der mid-skill-Gruppe zuordnen (leicht überdurchschnittliche Anteile
an den Nennungen 3 und 7), deren besonderen (interne wie externe) Anstrengun-
gen sich ausschließlich auf die Gewinnung von Nachwuchsfachkräften richten.23

Dass Betriebe bestimmte Rekrutierungswege gegenwärtig nicht verfolgen, be-
deutet nicht zwangsläufig, dass sie diese Optionen für die Zukunft ausschließen.
Um sich dem personalplanerischen Stellenwert nähern zu können, wurde im Fol-
genden ein Quotient aus den Antwortmöglichkeiten „käme für unseren Betrieb in
Frage“ und „ist nichts für unseren Betrieb“ gebildet. Anhand dessen kann das Po-
tential eines möglichen Rekrutierungsweges genauer beschrieben werden. Ein Wert
von „1“ sagt aus, dass es genauso viele Betriebe gibt, die eine bestimmte Alternative
ausschließen, wie Betriebe, für die diese Möglichkeit bedenkenswert ist. Liegt der
Wert über „1“, erwägen mehr Betriebe diese Option, als dass Betriebe sie ausschlie-
ßen; liegt der Wert unter „1“, sind die „ausschließenden“ Firmen in der Überzahl.
Umso höher also der Quotient ist, desto „attraktiver“ sind die Rekrutierungswege
für die Betriebe. Die folgende Abbildung 6 gibt in absteigender Reihenfolge die
einzelnen Potential-Quotienten wieder.

23 Mit dem Verweis auf die Tabelle 2 ist das plausibel, da einzig und allein die Beschäftigtengruppe
der Facharbeiter für die mid skill-Betriebe wichtig ist.
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Abbildung 6: 
Welches Potential haben verschiedene Reaktionsweisen auf die erwartete 
Entwicklung? – Quotient aus „käme in Frage“ und „nichts für uns“; jeweils 
absteigende Reihenfolge  in der Betriebsgruppe24

Quelle: ZSH-Betriebsbefragung 2010
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24 In den nach den Betriebsgruppen unterschiedenen Angaben ist immer die Antwortmöglichkeit
„fett“ hervorgehoben, welche, bezogen auf die Reihenfolge über alle Betriebe (linke Spalte der
Abbildung), betriebsgruppenspezifisch gestiegen bzw. gefallen ist.
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Ein mögliches Potential über alle Betriebe hinweg zeigen lediglich interne Rekru-
tierungsstrategien wie die eigene Ausbildung mit anschließender Übernahme bzw.
die Weiterbildung und Qualifizierung bereits Beschäftigter und, wenn man so will,
die Rationalisierung und Umstrukturierung betrieblicher Abläufe. Lässt man ein-
mal die Kooperation mit der Arbeitsagentur außen vor, verbleibt einzig und allein
„die Einstellung junger Fachkräfte, die in anderen Unternehmen ausgebildet wor-
den sind“, als eine nach außen gerichtete Rekrutierungsstrategie. Gegenüber allen
anderen Nennungen neigen hier generell mehr Betriebe dazu, dieses Verfahren für
sich in Erwägung zu ziehen als Betriebe dieses für sich als „Strategie“ ausschließen.
Zu fragen bleibt, „Was geschieht, wenn die Mehrheit der Betriebe so verfährt?“.

Für ein Zwischenfazit ist festzuhalten: Ausgehend von einem Vergleich der
Struktur der Betriebslandschaft in den beiden Bundesländern Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt wurden Unterschiede in der Organisation des Arbeitskräfteein-
satzes und daraus resultierend im betrieblichen Stellenwert der Facharbeit deutlich.
Insgesamt spielt eine eigene berufliche Ausbildung zur Arbeitskraftgewinnung eine
(noch) eher untergeordnete Rolle. Die Rekrutierungsanstrengungen richten sich
zumeist auf den externen Arbeitsmarkt, wobei die Qualifikation in Abhängigkeit
von den klassifizierten Betriebsgruppen unterschiedlich bewertet wird. Wenn man
es überspitzt formuliert: gesucht wurde „irgendein (Fach-)Arbeiter“ in low-skill-
Betrieben oder aber „genau der Facharbeiter“ in mid-skill-Betrieben. Dabei prägen
die Erfahrungen mit einer zunehmend schwieriger werdenden Personalsuche in den
vergangenen Jahren die betrieblichen Einschätzungen der zukünftigen Entwicklun-
gen auf den für die jeweiligen Betriebsgruppen wichtigen Teilarbeitsmärkten für
An- und Ungelernte, Facharbeiter bzw. Hochqualifizierte. Jedoch blieben darauf
bezogene Einschätzungen und Erwartungen relativ unbeeindruckt von den Auswir-
kungen der Finanz- und Wirtschaftskrise. Die betriebliche Wahrnehmung der aus
der demografischen Entwicklung resultierenden Konsequenzen für die Rekrutie-
rungspolitik der Betriebe setzt dabei einen Personalplanungshorizont voraus, der
nicht in allen Betrieben realisiert werden kann. Zudem unterscheiden sich in den
Unternehmen, je nach Qualifikationsstruktur der Belegschaft, die Betroffenheiten
und Reaktionsweisen auf die mehr oder minder antizipierten (Langfrist-) Entwick-
lungen. Ebenso sinkt der potentielle Gestaltungsspielraum bei alternativen Reak-
tions- und Rekrutierungswegen angesichts dieser Entwicklungen. Es werden z.B.
„Abstriche bei der erwarteten formalen Qualifikation“ bzw. „eine Reduzierung der
Ansprüche an die Berufserfahrung der Bewerber“ schon zur Genüge gemacht, was
vor allem von Betrieben, denen ihre Arbeitsorganisation ein solches Konzessions-
potential einräumt, angegeben wird. Als probates Mittel zur Nachwuchskraftge-
winnung steht für die Betriebe die Intensivierung des eigenen Ausbildungsengage-
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ments bzw. die Abwerbung erfolgreicher Ausbildungsabsolventen im Vordergrund,
wobei die Gründe, die gegen eine eigene Ausbildung sprechen, z.T. in der Arbeits-
organisation (low-skill-Betriebe), in den Planungen (mid-skill-Betriebe) oder in den
Rekrutierungsverfahren (high-skill-Betriebe) angelegt sind.

Die beschriebenen Entwicklungen sollen im Folgenden anhand der Verfahrens-
und Reaktionsweisen von ausbildenden Betrieben noch etwas genauer in den Blick
genommen werden. Angesichts des (immer noch) hohen Stellenwerts von Fachar-
beit in den Betrieben und den von der demografischen Entwicklung diktierten Ver-
änderungen in den Möglichkeiten der Herstellung von und den Verfügbarkeiten
über Qualifikationen liegt eine Frage nahe: Welche Rolle spielt die betriebliche
Ausbildung als nach wie vor wichtiges, wenn auch nicht hauptsächliches Instru-
ment der Fachkräftegewinnung unter denjenigen Betrieben, die diesen Weg der Per-
sonalrekrutierung – oftmals seit Langem – bereits eingeschlagen haben?

3 Ausbildung als Rekrutierungsinstrument

3.1 Die Entwicklungen im Zeitvergleich 2006–2010 

Geben noch fast drei Viertel aller Betriebe an, dass als Reaktion auf erwartete
Rekrutierungsprobleme „konkurrenzfähige Angebote an Mitarbeiter anderer Fir-
men“ für sie nicht in Frage kämen, ist eine solche, eher zurückhaltende Einstellung
der Betriebe mit Blick auf die Anwerbung von Berufsausbildungsabsolventen aktu-
ell weitaus weniger verbreitet. Betriebe sehen nicht in der Attraktivitätssteigerung
der eigenen Firma (oder auch des Berufsbildes bzw. der Branche25) eine Möglichkeit
zur Lösung eines Nachwuchskräftemangels, sondern vielmehr in der härteren Kon-
kurrenz im Bieterwettbewerb um junge, fertig ausgebildete Fachkräfte. Der mut-
maßliche Hintergrund ist, dass das nachwuchssichernde Rekrutierungsinstrument
„berufliche Erstausbildung“ im Zuge einer zunehmenden Shareholder-Value-Ori-
entierung zusätzlichen Bewertungskriterien betriebsinterner Rationalisierungsstra-
tegien unterworfen wird: Der Kostenfaktor „Personal“ rückt damit weiter in den
Mittelpunkt betrieblicher Effizienzlogik (Wiekert & Sackmann 2010, S. 305ff.).
Wenn dem so ist, sollte sich diese Tendenz auch im Vergleich der Aussagen von
ausbildenden Betrieben aus dem Jahr 2006 und der aktuellen Befragung 2010
abzeichnen.

25 Verwiesen sei hier z.B. an die Imagekampagne des Handwerks „Das Handwerk. Die Wirtschafts-
macht. Von nebenan“, (www.handwerk.de; Zugriff: 5.5.2010).
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Selbst Ausbildungsbetriebe bezeichnen aktuell weniger oft als noch im Jahr
2006 die eigene Ausbildung als Hauptweg ihrer Rekrutierungsanstrengungen.
Deutlich ist dieser Rückgang vor allem unter den mid-skill-Betrieben zu verzeich-
nen, was insbesondere bemerkenswert ist, da sich diese Betriebe doch durch eine
breite Fachkräftebasis auszeichnen (Tabelle 13) und man davon ausgehen könnte,
dass eine eigene betriebliche Ausbildung ein probates Mittel zur Gewinnung des
gesuchten Fachkräftenachwuchses sei.

Tabelle 13: 
Hauptweg bei der Einstellung von Fachkräften – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Im Vergleich der beiden Zeitpunkte sticht zudem hervor, dass sich nur geringe Ver-
änderungen abzeichnen, wenn es darum geht, den Hauptrekrutierungsweg zu
benennen. Ebenso unverändert ist dabei die wenig ausgeprägte Bereitschaft der
Betriebe angesichts der immer schwieriger werdenden Personalsuche, Zugeständ-
nisse bei den Bewerbern zu machen und/oder fehlende Qualifikationen betriebsin-
tern zu schulen: Unabhängig von der Betriebsgruppe wird von ca. einem Drittel der
Betriebe darauf geachtet, dass die auf dem Arbeitsmarkt gesuchten Arbeitnehmer
eine für den Betrieb möglichst passgenaue Qualifikation mitbringen.

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

Einstellung aus breitem, 
beruflichem Spektrum vom 
Arbeitsmarkt mit 
betriebsinterner Vermittlung 
wesentlicher Kenntnisse

12,9 10,9 14,1 15,9 21,1 22,1 14,4 14,5

Eigene Ausbildung der 
Fachkräfte 54,9 54,3 55,8 51,7 44,5 42,8 54,0 51,7

Einstellung mit möglichst 
passgenauer Qualifikation 
vom Arbeitsmarkt

32,2 34,8 30,1 32,4 34,5 35,1 31,6 33,8

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
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Tabelle 14: 
„Wie oft stellen Sie Auszubildende ein?“ – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Nun läge die Vermutung nahe, dass die Betriebe bereits auf die sich abzeichnenden
demografischen Entwicklungen reagiert haben und lieber einmal mehr einen Lehr-
ling einstellen als „zu spät zu kommen“. Dies ist jedoch nicht der Fall wie der
Tabelle 14 zu entnehmen ist. Das Gros der Betriebe bildete und bildet bereits „jedes
Jahr“ (ca. 44,8 %) bzw. „alle zwei bis drei Jahre“ (ca. 34,9 %) Lehrlinge aus. Ten-
denzielle Unterschiede lassen sich jedoch zwischen den Betriebsgruppen erkennen.
So scheint die Regelmäßigkeit, mit der low-skill-Betriebe ausbilden, über die Befra-
gungszeitpunkte zuzunehmen (weniger „unregelmäßig“, mehr „jedes Jahr“); dem-
gegenüber unter den high-skill-Betrieben jedoch abzunehmen (weniger „alle zwei
bis drei Jahre“, mehr „unregelmäßig“). Insgesamt ist die Bereitschaft, „mehr aus-
zubilden und zu übernehmen“ (s.o. Abbildung 6) als für den Betrieb „in Frage
kommende“ Reaktion auf einen befürchteten Fachkräftemangel noch nicht umge-
setzt. Die in einem Teil der Betriebe zunehmende Regelmäßigkeit in der Ausbildung
legt die Frage nahe, welchen Veränderungen die Betriebe damit Rechnung tragen.

3.2 Veränderungen der Ausbildungsmotivation

In der Literatur werden drei komplexe Annahmen, warum Betriebe ausbilden,
unterschieden: Zum einen steht die eigene betriebliche Ausbildung als Instrument
der Nachwuchsgewinnung im Vordergrund; zum anderen spielt die Möglichkeit,
den Lehrling schon während seiner Ausbildungszeit produktiv einsetzen zu
können, eine wichtige Rolle für einen Betrieb, und nicht zuletzt ist der Reputati-
onsgewinn durch eine eigene Ausbildung für die Imagepflege einer Firma nicht

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

jedes Jahr 39,4 39,5 48,4 47,6 46,3 54,5 44,1 44,8

alle zwei bis drei Jahre 40,0 37,0 33,8 34,6 25,9 28,5 35,6 34,9

eher unregelmäßig, je nach 
Bedarf 20,6 23,6 17,8 17,8 27,8 17,0 20,3 20,3

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
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unbedeutend (Niederalt, Schnabel & Kaiser 2001, S. 8f).26 Die verschiedenen
Konstellationen an Ausbildungsmotivationen finden sich in der Tabelle 15 wieder.
Hervorzuheben ist, dass im Vergleich der beiden Befragungen die Rolle der eigenen
Ausbildung für die Nachwuchskraftgewinnung als auch der produktive Einsatz der
Auszubildenden aktuell noch stärker von den Betrieben betont wird als im Jahr
2006. Dies gilt im ersten Fall für die Aussagen über alle Betriebe hinweg. Die Mög-
lichkeit, den jeweiligen Azubi schon während der Lehrzeit produktiv einsetzen zu
können, ist hingegen vor allem für high- und low-skill-Betriebe wichtiger gewor-
den. Zugleich geben high-skill-Betriebe weniger häufig als noch vor vier Jahren an,
aus Gründen der Verantwortung gegenüber der jungen Generation oder aus Repu-
tationsüberlegungen heraus auszubilden.

Tabelle 15: 
Ausbildungsmotivation – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent;
Mehrfachnennungen; „trifft zu“-Angabe

Die Möglichkeit der Mehrfachnennung bei den Antwortvorgaben birgt eine Ein-
schränkung der Interpretation: Interviewpartner konnten sowohl die Nachwuchs-
kräftegewinnung wie den produktiven Einsatz der Auszubildenden (bzw. und/oder
weitere Gründe) benennen. Bereits oben wurde darauf verwiesen, dass mit der
Nachwuchsrekrutierung qua eigener Ausbildung mittelbar auch Kosten bei der

26 Vgl. exemplarisch für einen empirischen Beleg Grünert & Wiekert (2004).

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

Aus Verantwortung für die 
junge Generation 89,1 79,1 86,8 87,1 83,5 86,7 87,4 83,4

Zur Nachwuchsgewinnung 69,0 81,3 72,9 80,0 75,5 80,6 71,5 80,7

Aus Ausbildungstradition 
heraus 62,1 63,7 65,6 63,4 62,3 60,5 63,6 63,1

Wegen des produktiven 
Einsatzes der Azubis 55,5 61,8 59,1 57,2 45,1 60,2 55,7 59,7

Gut für das Betriebsansehen 49,0 45,9 52,3 58,9 52,9 56,3 50,9 52,7

aus Verpflichtung gegenüber  
Geschäftspartnern o. anderen 5,8 7,1 5,0 9,3 6,0 6,4 5,5 7,9
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Personalsuche (z.B. geringere Informations-, Such- sowie Einarbeitungskosten von
Facharbeitern auf berufsfachlichen Arbeitsmärkten) eingespart werden könnten.27 

Tabelle 16: 
Warum Ausbildung zur Nachwuchsgewinnung? – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent;
Mehrfachnennungen; „trifft zu“-Angabe

Folgt man der Annahme, dass ein kurzfristiges betriebswirtschaftliches Kalkül
(„produktiver Einsatz“) – neben einem eher langfristigen personalpolitischen
(„Nachwuchsgewinnung“) – bei der Entscheidung über eine eigene Ausbildung an
Bedeutung gewonnen hat, sollte sich das Antwortverhalten auf die Frage, warum
bei der Nachwuchsgewinnung auf eine eigene Ausbildung gesetzt wird, zwischen
den Befragungszeitpunkten unterscheiden (Tabelle 16): Fast alle befragten
Betriebe, die bei der Nachwuchsrekrutierung auf Ausbildung setzen, sehen die Vor-
teile in der betriebsnahen Ausbildung, in der Erleichterung der Übernahmeent-
scheidung sowie in der besseren Motivation der Selbstausgebildeten. Die Zustim-
mungswerte zu diesen Antwortoptionen sind über die zwei Befragungszeitpunkte
stabil. Einen deutlichen Anteilszuwachs erfahren im Vergleich zum Jahr 2006 die
beiden Nennungen „Kosteneinsparung bei der Personalsuche“ (von 43,1 % auf
50,4 %) und „Kostenersparnis bei der Einarbeitung“ (von 53,7 % auf 63,5 %). In

27 Durchschnittlich lag der Anteil der Betriebe, die sowohl die Nachwuchssicherung als auch den pro-
duktiven Azubi-Einsatz als Gründe für die eigene Ausbildung anführten, im Jahr 2010 fast zehn
Prozentpunkte höher gegenüber den Anteilen von 2006. Auch konnte bei den aktuellen Angaben
ein signifikanter, statistischer Zusammenhang zwischen diesen beiden Antwortoptionen ermittelt
werden, der in dieser Form in 2006 nicht nachzuweisen war.

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

Betriebsnahe Ausbildung 94,9 87,6 94,9 93,9 90,9 99,3 94,4 91,7

Azubikenntnis 93,5 89,4 89,8 91,7 81,0 98,4 90,3 91,5

Kosteneinsparung 
Personalsuche 49,6 51,9 39,2 51,1 34,7 42,8 43,1 50,4

Kosteneinsparung 
Einarbeitung 57,0 62,6 53,5 66,4 43,9 58,0 53,7 63,5

Kaum noch gute Fachkräfte 
auf AM 65,4 57,3 64,7 60,4 72,4 67,9 66,0 60,0

Bessere Motivierung 76,9 66,7 64,6 72,4 75,5 75,3 71,4 70,2
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dieser Entwicklung zeigt sich wiederum die zunehmende Bedeutung der Logik eines
betriebswirtschaftlichen Kalküls, welches den Kostenfaktor „Personal“ bzw. in
diesem Fall „Personalrekrutierung“ betont.

Auf der anderen Seite könnte vermutet werden, dass sich Betriebe angesichts
rückläufiger Schulabgängerzahlen darauf einstellen, ihre Ansprüche an die Bewer-
ber überdenken zu müssen. Jedoch hat sich die Bereitschaft der Ausbildungsbe-
triebe zu Zugeständnissen bei den vorausgesetzten Schulabschlüssen der Bewerber
in der Weise, einen niedrigeren Schulabschluss als bisher zu akzeptieren, innerhalb
der vergangenen vier Jahre nicht verändert. Zwar lässt sich die große Mehrheit der
Unternehmen vom Gesamteindruck überzeugen, aber auch noch immer ein Viertel
der Betriebe würde den angebotenen Ausbildungsplatz nur besetzen, „wenn es
keine anderen Bewerber gäbe“ bzw. den Ausbildungsplatz „eher nicht besetzen“
(Tabelle 17). Tendenziell ist dieser Trend zu weniger Zugeständnissen vor allem
unter den Firmen zu verzeichnen, die im Jahresvergleich vermehrt angaben, auszu-
bilden, weil der Lehrling bereits während der Ausbildung produktiv eingesetzt und
durch die eigene Ausbildung Kosten bei Suche und Einarbeitung gespart werden
können: Vom Gesamteindruck überzeugen lassen sich in 2010 weniger low-skill-
Betriebe als im Jahr 2006, und high-skill-Betriebe würden aktuell eher noch als
zum vorletzten Befragungszeitpunkt den Ausbildungsplatz nicht besetzen.

Tabelle 17: 
Würde Ihr Betrieb Zugeständnisse beim vorausgesetzten Schulabschluss 
machen? – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Spaltenprozent

Dabei haben die Konsequenzen für die Betriebe, wie sie in der Diskussion um sin-
kende Schülerzahlen thematisiert werden, die ausbildungswilligen Betriebe längst
erreicht. Unter den sachsen-anhaltinischen ist die Lage auf dem Ausbildungsbewer-

Wir würden ...

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

einstellen, wenn 
Gesamteindruck überzeugt. 74,3 71,8 73,9 75,5 81,2 74,9 75,0 73,8

nur einstellen, wenn es keine 
anderen Bewerber gäbe. 8,6 5,4 4,7 4,3 0,7 5,0 5,9 4,9

eher den Ausbildungsplatz 
nicht besetzen. 17,1 22,8 21,4 20,1 18,1 20,1 19,1 21,3

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
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bermarkt bereits schlechter als auf dem niedersächsischen: Gaben in 2006 28 %
der Ausbildungsbetriebe Sachsen-Anhalts an, dass die Bewerberzahlen in den letz-
ten drei Jahren gesunken seien, waren es in der aktuellen Befragung bereits über
die Hälfte (54 %) der Betriebe (zum Vergleich in Niedersachsen: 23 % in 2006 und
34 % aktuell). 

Befragt danach, wie die Betriebe auf sinkende Bewerberzahlen regieren würden,
gaben in der vergangenen wie in der letzten Befragung gut 40 % an, dass sie „härter
um Bewerber konkurrieren“ würden, zugleich wird aber auch die Option, die ei-
gene Ausbildung aufzugeben und Ausbildungsabsolventen einzustellen von einem
knappen Viertel erwogen (Tabelle 18).

Tabelle 18: 
Reaktionen Bewerbermangel – Vergleich 2006/2010

Quelle: ZSH-Ausbildungsbetriebsbefragung 2006 und ZSH-Betriebsbefragung 2010; Prozent;
Mehrfachnennungen; „trifft zu“-Angabe

Die Tabelle verdeutlicht, dass „härtere Konkurrenz“ vor allem in mid- und low-

skill-Betrieben im Vergleich der Befragungsjahre einen Bedeutungszuwachs erfah-
ren hat. Ebenso deutlich angestiegen ist die Bereitschaft unter allen Betrieben, sich
in „Kooperationen und/oder Ausbildungsverbünden zu engagieren“. Als eine
Reaktion auf bzw. Lerneffekt aus den aktuellen demografischen Entwicklungen
kann auch die gestiegene Kompromissbereitschaft unter den Betrieben gelesen wer-
den, die besagt, dass auch „schlechtere Bewerber“ eingestellt würden, wobei hier

Gruppe von Betrieben definiert als ...
Gesamt

high skill mid skill low skill

2006 2010 2006 2010 2006 2010 2006 2010

härter konkurrieren 44,8 41,2 37,9 45,4 31,0 45,6 40,2 42,6

schlechtere Bewerber 
einstellen 21,3 23,6 11,9 23,6 17,9 33,6 16,4 24,7

Ausbildungskooperationen 
oder Engagement in 
Ausbildungsverbünden

28,8 34,1 24,9 41,3 29,0 41,0 26,9 37,2

Aufgabe der Erstausbildung, 
Absolventen einstellen 23,6 21,8 23,8 23,2 24,1 20,9 23,9 22,2

weitermachen wie bisher 47,0 40,0 44,7 42,1 58,1 44,9 46,7 41,6
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wiederum der Gesamteindruck der Bewerber (Tabelle 17) eine Rolle spielen dürfte.
Hervorzuheben sind in diesem Punkt vor allem die mid- und low-skill-Betriebe. In
einer umgekehrten Perspektive wird das auch in der Abnahme der Zustimmungs-
werte zu der Aussage „weitermachen wie bisher“ deutlich, die eher unter den high-

und low-skill-Betrieben zu verzeichnen ist. Mid-skill-Betriebe erscheinen im Hin-
blick darauf im Zeitpunktvergleich eher konservativ.

4 Fachkräfterekrutierung im Wandel?

In den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass das Verhalten betrieblicher Akteure in
den neuen Bundesländern angesichts neuer Herausforderungen eher strukturkon-
servativen, überwiegend kurzfristigen Rekrutierungspraktiken folgt. Mit einer der-
artigen Personalpolitik sind Betriebe unter den neuen Bedingungen starker Ver-
knappung von qualifizierten Arbeitskräften und gestiegener Abhängigkeit vom
externen Arbeitsmarkt jedoch nicht mehr ausreichend gewappnet (Behr, Ehrlich &
Wiekert 2010, S.29ff). Auch kleinere Betriebe müssen über professionelle perso-
nalwirtschaftliche Kompetenzen verfügen, personalpolitische Risiken eingehen, für
die Gewinnung von Nachwuchskräften längerfristige Perspektiven und Planungen
anbieten als auch nicht zuletzt lernen, dass die Passfähigkeit der Qualifikation
nicht mehr in erster Linie durch Selektion bei Neueinstellungen sichergestellt wer-
den kann, sondern in erheblichem Umfang gezielte und organisierte Aus- und Wei-
terbildung erforderlich macht.28 Vor allem die als mid-skill-Betriebe klassifizierte
Gruppe von Firmen ist zumeist eher kleinbetrieblich geprägt, verfügt über eine qua-
lifizierte bis hochqualifizierte Belegschaft mit hoher Betriebsbindung und kannte
bisher wenig Austausch mit dem externen, berufsfachlichen Arbeitsmarkt. Beson-
ders dieses Arbeitssystem „Facharbeiterbetrieb“ wird jetzt und in den kommenden
Jahren gezwungen sein, sich auf wesentlich veränderte demografische Bedingungen
einzustellen, um die betriebliche Leistungsfähigkeit zu sichern. Die Kombination
von einer durch den demografischen Wandel induzierten Nachwuchs- bzw. Fach-
kräftelücke29 und zentraler Stellung von Berufsfachlichkeit (auf der mittleren Qua-

28 Wichtiger werden wird auch, dass Betriebe lernen, was zu tun ist, um ihrem Bedarf entsprechend
qualifizierte Arbeitskräfte anzuziehen und gegebenenfalls längerfristig an den Betrieb zu binden,
und welche Veränderungen in den Verdienststrukturen und den beruflichen Entwicklungsperspek-
tiven hierbei hilfreich, wenn nicht unausweichlich, sein können (Lutz et al. 2010).

29 Bereits in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts wurde von den Wissenschaftlern im ZSH im
Rahmen ihrer Untersuchungen zur Fachkräftesituation in ausgewählten Industrieregionen darauf
aufmerksam gemacht, dass über kurz oder lang bestimmte, eng mit der demografischen Entwick-
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lifikationsebene) in der Arbeitsorganisation betrifft zu einem großen Teil Betriebe
in den neuen Bundesländern.

Denn wie im Vorangegangenen gezeigt werden konnte, liegen die Ost-West-
Unterschiede in den betrieblichen Qualifikationsstrukturen, die damit die aus ih-
nen resultierenden Rekrutierungsentscheidungen und -strategien bedingen. In einer
theoretischen Perspektive lassen sich die Herausforderungen des demografischen
Wandels als Lernanlässe für Betriebe fassen, die kritische Veränderungen in der
betrieblichen Umwelt darstellen.30 Auf diese reagieren die Betriebe mit ihrer ar-
beitssystemspezifischen Eigenlogik, die sich, wie die Befragungsergebnisse zeigen,
erheblich voneinander unterscheidet. Die durch die demografischen Entwicklun-
gen „erzwungenen“ Lerngelegenheiten lassen für Betriebe, in denen der Beschäf-
tigteneinsatz arbeitsintegriert organisiert und die Personalpolitik berufsbezogen
ist, einen erhöhten Problem- oder Lerndruck erwarten, so dass eine personalpoli-
tische Verfahrensweise wie die des „Weitermachens wie bisher“, angesichts der de-
mografischen Entwicklungen als nicht (mehr) problemadäquat erscheint. In Ab-
hängigkeit von dem im Betrieb realisierten Arbeitssystem ließe sich damit auch das
Rekrutierungsinstrument der betrieblichen Ausbildung einerseits als betriebs-
zentrierte Variable31 und andererseits als berufszentrierte, pfadabhängige Kons-
tante einer betrieblichen Personalpolitik betrachten. Demografische Herausforde-
rungen als kritische Veränderungen der betrieblichen Umwelt erscheinen dann im
ersten Fall als firmenintern kalkulierbares Risiko (z.B. durch poaching i.S.v. „Tritt-
brettfahrern“, welches abgemildert werden kann, wenn die Ausbildung „sich rech-
net“), im zweiten Fall als von außen wirkende, nur schwer zu kalkulierende Unsi-
cherheit (z.B. durch sinkende Schulabgängerzahlen, denen man durch härteres
Konkurrieren zu begegnen sucht).32 Um dies theoriegeleitet empirisch nachzuzei-
chnen, bedarf es jedoch weiterer Analysen.

30 lung verbundene Fachkräfteprobleme auftreten werden, auf deren Bewältigung sehr viele Industrie-
betriebe kaum vorbereitet sind (Lutz et al. 1999). Im Zuge dessen wurde das Schlagwort von der
„demografischen Falle“ als neues betriebliches Risiko geprägt.

30 Ganz im Sinne von „critical learning events“, wie sie von Cope & Watts (2000) beschrieben wur-
den. Darauf, dass man diese Ost-Spezifik nicht als Relikt, sondern als Lerngelegenheit betrachten
könne, verweist Grünert (2010).

31 Als eine make-or-buy-Entscheidung im Sinne der Transaktionskostentheorie.
32 Zur Unterscheidung von Risiko und Unsicherheit bzw. Risiko und Gefahr siehe Luhmann (1991)

und Beckert (2007, 299f.) mit Verweis auf Knight (2000).
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Beschäftigungschancen langzeitarbeitsloser 
Berufseinsteiger in Ostdeutschland

Thomas Ketzmerick

1 Problemstellung

Anders als in Westdeutschland, wo vor allem die Unsicherheit globalisierter Märk-
te zu Flexibilisierungsdruck in Unternehmen führt, ist in Ostdeutschland die
Zunahme atypischer und prekärer Beschäftigung aber auch Arbeitslosigkeit bei
Erwerbseinsteigern stärker durch demografische Verwerfungen sowie die Folgen
der Transformation bedingt. Vor allem der blockierte Generationenaustausch im
ostdeutschen Beschäftigungssystem hat seit Mitte der neunziger Jahre in zuneh-
mendem Maße die Arbeitsmarkteinstiege junger Fachkräfte geprägt. Bedingt durch
einen geringen Ersatzbedarf durch Altersabgänge aus Erwerbstätigkeit in einer
Situation niedrigen Beschäftigungswachstums bzw. Stagnation sowie durch den
demografisch bedingten starken Anstieg der Zahl nachrückender Ausbildungsab-
solventen wurden die Einstiegschancen von Berufseinsteigern Jahr für Jahr schlech-
ter. Im Ergebnis war  in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts eine ausgeprägte
Spaltung der Erwerbseinstiegsverläufe ostdeutscher Jugendlicher zu beobachten:
Neben einem großen Teil Erfolgreicher, die im Anschluss an die Ausbildung in sta-
bile Beschäftigung einmündeten, fand sich eine beträchtliche Anzahl länger von
Erwerb ausgeschlossener bzw. Langzeit-Instabiler, also Personen mit gescheiterten
oder prekären Erwerbseinstiegen, darunter viele atypisch und unterwertig Beschäf-
tigte sowie Personen, die mehrfach Ausbildungen begannen und einen zumindest
verzögerten Erwerbseinstieg aufweisen (Ketzmerick 2009). Dieses Problem wurde
auch durch die massive Abwanderung ostdeutscher Schul- und Ausbildungs-
absolventen auf den weitaus aufnahmefähigeren westdeutschen Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt nicht entscheidend verringert. Vor allem langzeitarbeitslose Berufs-
einsteiger gelten als dequalifiziert und eingeschränkt oder nicht beschäftigungsfä-
hig und stehen dem Arbeitsmarkt nicht mehr als qualifizierte Arbeitskräfte zur Ver-
fügung. Es droht nicht nur ein Fachkräfteproblem für die ostdeutsche Wirtschaft,
wenn es mittelfristig nicht mehr genug Nachwuchs gibt, sondern aufgrund der
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langfristigen biografischen Effekte dieser Arbeitslosigkeit auch eine dauerhafte
Spaltung der Erwerbschancen in der Bevölkerung.

Im Beitrag soll deshalb deskriptiv das große Segment von jungen Erwerbsper-
sonen mit zunächst gescheiterten Erwerbseintritten untersucht werden, das um die
Jahrtausendwende entstanden ist. Anschließend wird die Entwicklung dieser
Gruppe in der Phase des Beschäftigungswachstums seit der Mitte des darauffol-
genden  Jahrzehnts nachverfolgt. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob sich mit der
Belebung auf dem Arbeitsmarkt in den Jahren 2006–2008 (Bach et al. 2008) auch
Chancen für die jungen Langzeit-Arbeitslosen ergaben, die zu einem signifikanten
Abbau der Unterbeschäftigung in dieser Altersgruppe führten und zu welchen Kon-
ditionen nachholende Erwerbseinstiege stattfanden.

2 Jugendarbeitslosigkeit und gescheiterte Erwerbseinstiege 

Arbeitslosigkeit an der zweiten Schwelle, beim Übergang von Schule und Ausbil-
dung in den Beruf, ist ein häufig zu beobachtendes Phänomen. Sie ist meist kurz-
fristig und wird somit als Unterbrechung eines sonst „glatt“ verlaufenden Einstie-
ges interpretiert. In den neuen Bundesländern bewegte sich die offizielle
Jugendarbeitslosenquote allerdings 10 Jahre lang auf einem sehr hohen Niveau von
über 15 %, etwa doppelt so hoch wie die westdeutschen Werte (Abb. 1). In dieser
Abbildung nicht enthalten sind die mindestens noch einmal so vielen Unter-25-Jäh-
rigen in Beschäftigungs- und Qualifizierungs-Maßnahmen. Auf unterschiedlichem
Level bewegen sich beide Quoten seit 1995 etwa parallel, mit einem wichtigen
Unterschied: Ab 1998 fiel die westdeutsche Quote, während die ostdeutsche
zunächst weiter anstieg. Der so gewachsene Abstand zwischen beiden Landesteilen
blieb in den Folgejahren erhalten. Für den stärkeren Anstieg im Osten waren vor-
rangig demografische Gründe verantwortlich1. So strömten in Ostdeutschland um
die Jahrtausendwende ausgesprochen geburtenstarke Nachwuchsjahrgänge auf
den Arbeitsmarkt. Vom Jahr 1996 bis 2001 stieg die Zahl der 18- bis 24-Jährigen
Ostdeutschen von 1,38 auf 1,57 Millionen, sank dann nur langsam und erreichte
erst 2009 wieder das alte Niveau. Damit näherten sich auch die Arbeitslosenquoten
in Ost und West wieder einander an. 

1 Zum Zeitpunkt der Einführung des Arbeitslosengeld II im Jahr 2005 ist ein Anstieg der Quoten in
beiden Landesteilen zu verzeichnen, da Kinder bei Eintritt der Volljährigkeit eine eigene Bedarfsge-
meinschaft gründen konnten. Seit der Neuregelung des SGB II in 2006 wird ihr Um- und Auszug
jedoch beschränkt, sie haben meist keinen eigenen Leistungsanspruch mehr und gehören damit zur
Bedarfsgemeinschaft der Eltern.
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Abbildung 1: 
Arbeitslosenquoten Jüngerer, 15 bis unter 25 Jahre (1993–2010)

Anteile an abhängigen zivilen Erwerbspersonen; 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Zeitgleich mit dem starken Zustrom von Nachwuchs war nur ein schwacher
Abstrom älterer Jahrgänge aus Erwerb in den Ruhestand zu verzeichnen, deshalb
wurden jahrelang nur wenige Nachwuchskräfte eingestellt. Der Anteil jüngerer
Beschäftigter bis 35 Jahre ging so zwischen 1998 und 2005 von 34 % auf 26 %
des Gesamt-Beschäftigtenbestandes zurück, gleichzeitig staute sich der Nachwuchs
vor den Toren des ostdeutschen Beschäftigungssystems. Insbesondere auch Ausbil-
dungsabsolventen mit mittleren beruflichen Qualifikationen waren von dieser Ent-
wicklung betroffen. Während der Übergang in berufliche Ausbildung (die erste
Schwelle) nicht zuletzt aufgrund massiver öffentlicher Förderung der beruflichen
Erstausbildung zumeist noch gelang (Steiner & Wiener 2006; Wiekert 2007),
scheiterten viele Ausbildungsabsolventen an der zweiten Schwelle, bei der Ein-
mündung in Beschäftigung. Trotz der Entlastung des ostdeutschen Arbeitsmarktes
durch die ausgeprägte Abwanderung in die alten Bundesländer kam so es zum
Aufbau der für Deutschland und das duale Ausbildungssystem sehr hohen Arbeits-
losenquote in diesen Kohorten. Zwar ist auch bei gut funktionierendem Gene-
rationenaustausch kurzfristige Übergangsarbeitslosigkeit nach Abschluss der
beruflichen Bildung zu beobachten. Jedoch hatte sich in Ostdeutschland seit Mitte
der 90er Jahre insbesondere die Schere zwischen den steigenden Zahlen von Absol-
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venten, die eine Berufsausbildung abschlossenen und der stagnierenden Zahl derer,
die ein Jahr später in Beschäftigung waren, immer weiter geöffnet (Ketzmerick &
Terpe 2000). Das heißt, die Langzeitarbeitslosigkeit beim Erwerbseinstieg hatte
stark zugenommen. Damit stieg jedoch auch der Anteil gescheiterter Erwerbsein-
stiege.

2.1 Langzeitausschluss 

Anders als kurze Perioden von Übergangsarbeitslosigkeit kann Langzeitarbeitslo-
sigkeit beim Berufseinstieg in einen Bereich berufsbiografischer Prekarität führen.
Aufgrund der besonderen Bedeutung der Erwerbsarbeit für die Vergesellschaftung
macht dauerhafter Ausschluss am Arbeitsmarkt die Betroffenen anfälliger für die
Exklusion auch aus anderen gesellschaftlichen Bereichen. Exklusion findet jedoch
innerhalb der Gesellschaft statt (Kronauer 2010), deshalb ist für die empirische
Untersuchung ein abgestuftes Verständnis von Ausschluss nötig, das nicht nur die
Extrema Normalarbeit und Arbeitslosigkeit berücksichtigt, sondern weitere Zwi-
schen-Formen prekärer und „sekundärer“ Inklusion, die einerseits Ausdruck von
Prekarisierungstendenzen der Beschäftigung sind (Dörre 2006), andererseits
gerade durch verschiedene Arten staatlicher „Integrationsmaßnahmen“ erzeugt
werden. „Sekundärer Integrationsmodus“ (Alda et al. 2004) wurden Erwerbsver-
läufe genannt, die durch Wechsel zwischen Leistungsbezug, Maßnahmen aktiver
Arbeitsmarktpolitik und kurzfristiger Beschäftigung geprägt sind und für die regel-
mäßige arbeitsmarktpolitische Transferleistungen eine systematische Vorausset-
zung darstellen. Somit zählen zum Gesamtbestand an Ausgeschlossenen nicht nur
Langzeitarbeitslose, sondern auch Personen, deren Arbeitslosigkeit von Maßnah-
men unterbrochen wurde, die aber länger keine reguläre Beschäftigung inne hatten.
Um das Ausmaß der Betroffenheit von dieser Art sekundärer Inklusion bzw. Exklu-
sion abzuschätzen, wurde für die folgenden Analysen im BA-Beschäftigtenpanel
20072 der Anteil der Erwerbspersonen ermittelt, der sich mindestens ein Jahr lang
ausschließlich in Arbeitslosigkeit und/oder Maßnahmen (Förderung der beruf-
lichen Weiterbildung und subventionierte Beschäftigung ohne Lohnzuschüsse bzw.

2 Dieser Individualdatensatz der Bundesagentur für Arbeit war lange Zeit einzigartig, sowohl hin-
sichtlich der Fallzahlen, seiner Zuverlässigkeit als auch der Länge des Beobachtungszeitraumes, der
sowohl die Entstehung des Ausschlussproblems bei den geburtenstarken Jahrgängen als auch seine
weitere Entwicklung umfasste. Allerdings endet die letzte Version im vierten Quartal 2007. Bis zu
diesem Zeitpunkt war auch auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt bereits eine vermehrte Nachfrage
und Beschäftigungszuwachs zu verzeichnen, aber ein demografisch bedingter Umschlag der Knapp-
heitsverhältnisse war in der Breite noch nicht spürbar.
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Förderung von Selbständigkeit und ohne sonstige reguläre Beschäftigungsepiso-
den) bewegte und bei dem diese Phase vor dem 25. Lebensjahr begann. Legt man
ein solcherart eng gefasstes Verständnis von sekundärer Integration an, so zeigt sich
für das vergangene Jahrzehnt ein Ausmaß von Ausschluss am Arbeitsmarkt bei ost-
deutschen Berufseinsteigern mit mittleren Qualifikationen (Tab. 1), das nicht nur
im innerdeutschen Vergleich hoch ist, sondern sogar in der Größenordnung der
Jugendarbeitslosigkeitsquoten der südeuropäischen Spitzenreiter liegt. 

Tabelle 1: 
Quote Unter-25-Jähriger, die von Langzeit-Ausschluss betroffen waren

* Arbeitslose und Maßnahmeteilnehmer unter 25 Jahren (ohne Ausbildungsförderung) als 
Anteil an allen Erwerbspersonen (ohne Auszubildende), Mittelwert der angegeben Jahre; 
Quelle: Arbeitsmarktberichte der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen

** mindestens ein Jahr lang ausschließlich in Arbeitslosigkeit und/oder Maßnahmen (ohne 
Lohnzuschüsse bzw. Förderung von Selbständigkeit und ohne sonstige reguläre 
Beschäftigungsepisoden), nur wenn diese Phase vor dem 25. Lebensjahr begann und keine 
berufliche Erstausbildung (mehr) absolviert wurde. 
Quelle: BA-Beschäftigtenpanel 2007, eigene Berechnungen

Ohne Berücksichtigung der Ausschlussdauer ergeben sich zeitpunktbezogene
Unterbeschäftigungsquoten (Arbeitslose und Maßnahmeteilnehmer ohne Ausbil-
dungsförderung), die sich bei den Unter-25-Jährigen von 2001–2007 im Schnitt um
die 40 % in Ostdeutschland (dagegen um 20 % in West) bewegten.  Bei den Betrof-
fenen waren jahrelang zwar erhebliche Fluktuationsraten zwischen Arbeitslosig-
keit und geförderter Beschäftigung zu beobachten, jedoch kaum Übergänge in eine
reguläre Beschäftigung (Ketzmerick 2006). Im Ergebnis muss bei einem knappen
Viertel der Erwerbspersonen aus den geburtenstarken Jahrgängen von einem
zunächst gescheiterten Erwerbseinstieg gesprochen werden, da sie mehr als ein Jahr
von Erwerb ausgeschlossen, d.h. von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen waren

Mittelwert der 
Unterbeschäftigungs

quoten Jüngerer 
unter 25*

mindestens 1 Jahr 
arbeitslos/in 

Maßnahmen**

mindestens 2 Jahre 
arbeitslos/in 

Maßnahmen**

Westdeutschland 20,4 8,7 3,3

Ostdeutschland 40,5 23,0 11,3

Jahrgänge 1977–1991 1976–1990 1977–1989

Zeitraum 2001–2007 2001–2007 2002–2007
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bzw. Maßnahmekarrieren absolvierten (Ketzmerick, Meier & Wiener 2007). Das
betrifft im Zeitraum 2001–2007 insgesamt 23 % der Jahrgänge ’76–’903, in West-
deutschland liegt der Vergleichswert bei 8,7 %. Beim Übergang zu mindestens
zweijährigem Ausschluss reduziert sich der westdeutsche Wert auf 3,3 %, der ost-
deutsche nur auf 11,3 %, d.h. die ostdeutschen Betroffenen waren im Schnitt län-
ger ausgeschlossen. 

Die genannten Zahlen sind das Ergebnis eines längeren Trends. Gerade bei
Erwerbseinsteigern ist eine deutliche Zunahme der Beschäftigungsrisiken in beiden
Landesteilen festzustellen (Buchholz & Blossfeld 2009; Mayer, Grunow & Nitsche
2010), allerdings ist die Dynamik in Ostdeutschland weit höher und die Bildungs-
struktur der Betroffenen eine andere als in Westdeutschland. 

Auffällig ist bei den ostdeutschen Arbeitsmarkteinsteigern der geburtenstarken
Jahrgänge die Generalisierung des Scheiternsrisikos (Ketzmerick, Meier & Wiener
2007). Es waren massiv nicht nur niedrig (oder nicht) qualifizierte Personen, son-
dern auch solche mit abgeschlossener Berufsausbildung betroffen. Es blieben nicht
vorrangig Personen erfolglos, die, in welcher Weise auch immer, als einer Rand-
gruppe zugehörig gesehen werden können, sondern  ausgebildete „Nachwuchs-
fachkräfte“. So verfügten auf dem Scheitelpunkt des ostdeutschen Nachwuchskräf-
teüberschusses in den ersten Jahren des vergangenen Jahrzehnts zwei Drittel der
ostdeuschen Arbeitslosen unter 25 Jahren über einen Ausbildungsabschluss, das
war ein mehr als doppelt so hoher Anteil wie in Westdeutschland (Tab. 2). Von den
im Schnitt etwas älteren Langzeit-Ausgeschlossenen waren es sogar 81,7 %, die
trotz beruflicher Qualifikation keinen Job fanden. Ein ähnlicher Effekt lässt sich in
allen ostdeutschen Altersgruppen beobachten (vgl. Diewald & Pollmann-Schult
2009). 

Offenbar waren Ausbildungsabschlüsse in Ostdeutschland beim Übergang an
der zweiten Schwelle weniger wert als in Westdeutschland. Dies kann nur teilweise
durch die hohe Zahl geförderter Ausbildungsgänge (sowohl außerbetrieblich als
auch betriebsnah) erklärt werden, deren Absolventen auf dem Arbeitsmarkt stig-
matisiert waren (Prein 2005). Vielmehr führte das Überangebot dazu, dass auch
Absolventen dualer Ausbildungsgänge häufig chancenlos waren, wenn sie nicht
vom Ausbildungsbetrieb übernommen werden konnten. Es lässt sich zeigen, dass
übernommene Ausbildungsabsolventen in 9 von 10 Fällen einen erfolgreichen
Erwerbseinstieg hatten, dagegen folgte auf eine Nichtübernahme aus dualer Aus-

3 Ähnliche Werte finden sich auch im ostmobil-Panel (zum Datensatz siehe nächste Fußnote), dem-
nach hatte fast jeder Vierte nach Abschluss der Berufsausbildung noch keinen Arbeitsplatz gefunden
(Prein 2005).
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bildung in mehr als einem Viertel der Fälle Langzeitausschluss (Ketzmerick 2009,
S. 66). Nicht nur persönliche Defizite, sondern verstärkt auch strukturelle Engpäs-
se und Faktoren wie die Übernahme entschieden also darüber, ob es zu Langzeit-
ausschluss aus Erwerb kam. Viele Betriebe bildeten von vornherein „über Bedarf“
aus und konnten nur einen Teil der Jugendlichen weiterbeschäftigen (Bellmann,
Dahms & Wahse 2005, S. 45). Somit war letztlich oft nicht das Erlangen eines
dualen Ausbildungsplatzes entscheidend für den Erfolg, sondern der Fakt der Über-
nahme. 

Tabelle 2: 
Qualifikation junger Arbeitsloser (2002) bzw. 
Langzeit-Ausgeschlossener (2001–2007)

Quelle BA-Beschäftigtenpanel 2007; eigene Berechnungen

Tendenziell war also eine Abnahme der Signalfunktion sozialstruktureller, qualifi-
kationsbezogener, dem Arbeitsmarkt vorgelagerter Faktoren für den Einstiegser-
folg zu verzeichnen. Es ist anzunehmen, dass damit die Bedeutung der Einstiegs-
verläufe selber für den weiteren Erfolg auf dem Arbeitsmarkt zunimmt. Dies
verstärkt allerdings noch die Gefahr, dass die Spaltung zwischen den erfolgreich
Integrierten und den 23 % der Jungerwachsenen, die aufgrund struktureller Fak-
toren beim Berufsstart gescheitert sind, auf Dauer bestehen bleibt, da bei gleichem
Ausbildungsabschluss eine frühere Arbeitslosigkeit bei einer Einstellungsentschei-
dung im Zweifelsfall den Ausschlag geben kann. Der Grund hierfür ist, dass
Erwerbsverläufe ein „Gedächtnis“ besitzen, negative Ereignisse wirken sich nicht
nur unmittelbar aus, sondern auch viel später. Dieser Mechanismus und warum er

Arbeitslose unter 25 
Jahren

mindestens 1 Jahr 
arbeitslos/in Maßnahmen

Ausbildungsabschluss West Ost West Ost

ohne Berufsausbildung 67,6 30,9 33,8 16,5

mit Berufsausbildung 32,3 68,2 65,1 81,7

FH-/Hochschul-/
Universitätsabschluss

0,1 1,0 1,1 1,7

Total 100,0 100,0 100,0 100,0
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besonders bei frühzeitigen Benachteiligungen wirksam ist, soll im folgenden
Abschnitt kurz erörtert werden.

3 Logik der Lebensverläufe

Aus der Lebensverlaufsforschung (z.B. Blossfeld 1989) ist bereits bekannt, dass die
berufliche Erstplatzierung entscheidend für die weitere Erwerbsbiografie ist.
Bender, Konietzka & Sopp (2000) zeigen einen gegenüber betrieblichen Merk-
malen dominierenden Effekt der individuellen Erwerbsvorgeschichte auf Arbeits-
marktchancen- und -risiken. Gescheiterte Einstiege belasten langfristig den
weiteren Erwerbsverlauf, durch Dequalifizierung, Verminderung der Beschäfti-
gungsfähigkeit und ihren negativen Signalcharakter bei späteren Bewerbungen.
Grundlegend ist die Annahme, dass Verläufe ein Gedächtnis haben, jeder Zustand
nicht nur vom unmittelbar vorangegangenen Zustand abhängig ist, sondern von
länger zurückliegenden Episoden bzw. Teil-Sequenzen oder der Struktur des gesam-
ten Vorverlaufes. Man spricht in diesem Zusammenhang von sogenannten Nicht-
Markov-Prozessen. Im Falle von Erwerbsverläufen realisiert sich das Gedächtnis
zum einen als individuelle Prägung; mit unterschiedlichen Verlaufs-Strukturen
gehen zum anderen  verschiedene Lerneffekte einher, die als persönlicher Erfah-
rungshintergrund weiterwirken,  zum Beispiel Aufbau bzw. Entwertung von
Humankapital, Er- oder Entmutigung, Bewerbungserfahrungen, Kontakte.

Exklusion am Arbeitsmarkt wird als Prozess zunehmender Prekarisierung bis
hin zum völligen Ausschluss konzipiert, der jedoch nicht unumkehrbar ist (Kro-
nauer 2010, S. 47f.). Ausgeschlossene können für einen Wiedereinstieg von Poten-
tialen im Lebensverlauf profitieren, in Form von zurückliegenden Beschäftigungs-
erfahrungen und damit verbundenen Leistungsnachweisen. Solche Potentiale sind
nicht vorhanden, wenn Arbeitslosigkeit in der sensiblen Phase zu Beginn des Ver-
laufs eintritt. Arbeitslosigkeit hat je nach ihrer Lagerung im Erwerbsverlauf ver-
schiedene Bedeutungen, es gibt akzeptierte Brüche, Auszeiten, gerade auch im
Übergang von Schule und Ausbildung in den Arbeitsmarkt. Problematisch ist
Langzeit-Arbeitslosigkeit im Anschluss an die Ausbildung (Falk & Sackmann
2000), diese 

• führt zu scarring, also Narbenbildung im Erwerbsverlauf mit dauerhaften
Karriere- und Einkommenseinbußen,

• verstärkt in besonderer Weise das Risiko späterer Arbeitslosigkeitsphasen, es
findet eine „Reproduktion von Diskontinuität im Erwerbsverlauf“ (Bender,
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Konietzka & Sopp 2000, S. 475) statt mit dem Risiko eines kumulativen
Effekts von Arbeitslosigkeit und anderen sozialen Risiken,

• erhöht die Wahrscheinlichkeit prekärer Beschäftigung. Wenn Einstiege in
Jobs gelingen, dann oft nur schlechte, oft auch unterwertige Beschäftigung,
also unterhalb ausbildungsadäquater Qualifikationsstufen. So arbeiteten
etwa 25 % aller Berufseinsteiger der geburtenstarken Kohorten im ostmobil-
Panel4 nach der Ausbildung nicht im erlernten Beruf, die Ursachen waren
überwiegend Nicht-Übernahme bzw. verzögerter Erwerbseinstieg (Steiner
2006). Ihnen droht die dauerhafte Festschreibung auf niedrigeren Positionen
mit einem erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko. Hier werden Abstriche beim
Anspruchsniveau gemacht und auch von der Arbeitsagentur gefordert. Dazu
tragen seit 2005 auch Arbeitsgelegenheiten (1-Euro-Jobs) sowie Sanktionen
bei, wie z.B. die Kürzung oder die dreimonatige Streichung der Hartz-IV-
Regelleistung bei Verweigerung der Aufnahme einer zumutbaren Beschäfti-
gung. Sanktionen kommen gerade bei arbeitslosen Jugendlichen besonders
häufig und scharf zur Anwendung (Götz, Ludwig-Mayerhofer & Schreyer
2010). 

3.1 Individuelle Zurechnung

Die drohende Persistenz von Scheiternsverläufen wäre einerseits ein Ergebnis von
tatsächlichen Dequalifizierungsprozessen und der Verminderung der Beschäfti-
gungsfähigkeit durch Arbeitslosigkeit. Neben dem Verlust an Humankapital droht
aber auch eine Schwächung der Verhandlungsposition im Vergleich zu nicht
Arbeitslosen bei der Jobsuche (Ludwig-Mayerhofer 2008, S. 214) aufgrund der
individuellen Zuschreibung strukturell verursachter Arbeitslosigkeit. Der Anstieg
der Jugendarbeitslosenquoten seit Ende der 90er Jahre in Ostdeutschland war
demografisch bedingt. Anders als Exklusion aufgrund geringer Bildung kann somit
Ausschluss bzw. Nicht-Einstieg aufgrund „falscher“ Kohortenzugehörigkeit in
weit geringerem Ausmaß als individuelles Versagen gedeutet werden, denn zur Ver-
meidung dieses Ausschlusses gab es kein institutionalisiertes Bewältigungsmuster,
wie es in Bezug auf Bildung im Schulsystem, Bildungsförderung und Übergangssys-
tem existiert. Diese Institutionen liefen ins Leere oder produzierten sogar gegentei-
lige Effekte, zum Beispiel durch Stigmatisierung der außerbetrieblich Ausgebil-

4 Das ostmobil-Panel enthält monatsgenaue Berufs- und Lebensverlaufsdaten von mehr als 10.000
jungen Ostdeutschen der Geburtsjahrgänge 1980 bis 1985. Es wurde in den Jahren 2002 bis 2006
am Zentrum für Sozialforschung Halle erhoben.
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deten auf dem Arbeitsmarkt (Alda et al. 2004; Prein 2005). Die individuelle
Zurechnung von Arbeitslosigkeit droht auch den ostdeutschen Jungerwachsenen.
Bis in die 90er Jahre hat das bundesdeutsche Ausbildungssystem für eine gute
Abstimmung zwischen Angebot und Nachfrage und damit für vglw. niedrige
Jugendarbeitslosigkeit gesorgt. Im Prinzip bekam jeder seine Chance. Scheitern
konnte in diesem Kontext auf Mangel an Willen oder Leistungsfähigkeit zurück-
geführt werden und als individualisiertes Manko weiterwirken – die Beschäfti-
gungslücke im Lebenslauf als Ausdruck persönlicher Defizite. Der Fortbestand
dieses Interpretationsmusters würde die Erwerbsverläufe der aus strukturellen
Gründen gescheiterten ostdeutschen Berufseinsteiger langfristig belasten.

Angesichts ungünstiger demografischer Rahmenbedingungen spielten persön-
liche Defizite nur eine untergeordnete Rolle bei der Verursachung von Ausschluss.
Allerdings kann sich ein misslungener Erwerbseinstieg in der Folge als individueller
Makel darstellen, nicht zuletzt weil den Betroffenen anschließend Berufserfahrung
fehlt. Arbeitslosigkeit in der sensiblen Phase des Berufsstarts droht selber als indi-
viduell zugerechnetes – und damit dauerhaftes – Defizit nachzuwirken. Somit be-
steht das Risiko, dass verlaufsprägende Effekte struktureller Konstellationen bei
einer zwar großen, aber regional und altersmäßig eng umgrenzten Gruppe zu einer
anhaltenden Benachteiligung führen.

Auf der anderen Seite existiert auch die Chance, dass der Kreislauf einer Repro-
duktion von Diskontinuität im Erwerbsverlauf durchbrochen werden kann, wenn
der Druck auf die Betriebe zunimmt, bei den Einstellungsvoraussetzungen Zuge-
ständnisse zu machen. Seit einigen Jahren verschiebt sich die Angebots-Nachfrage-
Relation auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zugunsten der Arbeitnehmer. Eine
sinkende Zahl Arbeitssuchender kann aus mehr freien Stellen wählen, damit dürf-
ten sich auch Chancen für jüngere Personen ergeben, denen bisher kein erfolg-
reicher Einstieg in stabile Beschäftigung gelungen ist. Hier stellt sich allerdings die
Frage nach den Beschäftigungskonditionen. Sind nun für die Arbeitslosen gutbe-
zahlte, unbefristete und ausbildungsadäquate Vollzeitjobs erreichbar oder lediglich
unterwertige bzw. atypische Beschäftigung mit ebenfalls ungünstigen Entwick-
lungsaussichten? Der folgende Abschnitt beleuchtet deshalb die Entwicklung der
Übertritte langzeitausgeschlossener Jungerwachsener in Erwerb sowie die Qualität
dieser Beschäftigungsverhältnisse. Führt die vergleichsweise gute Ausstattung der
Ostdeutschen mit Qualifikationen in einer geänderten Situation zu mehr Chancen
auf einen nachholenden Erwerbseinstieg oder überwiegt die Tendenz zu dauer-
hafter Benachteiligung?
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4 Entwicklung im Aufschwung

Seit der Reform des Arbeitsmarktes in den Jahren 2003–05 und dem Beschäfti-
gungswachstum in den Folgejahren wurde die gemeldete Jugendarbeitslosigkeit in
ganz Deutschland deutlich reduziert. Nachdem es mit der Einführung von Arbeits-
losengeld II im Jahre 2005 zunächst zu einer sprunghaften Zunahme der Arbeits-
losenquoten kam (vgl. Abb. 1), haben diese sich in den Folgejahren nahezu konti-
nuierlich reduziert. Das betrifft Personen in zwei Rechtskreisen: 

• SGB III mit dem Bezug des sogenannten Arbeitslosengeldes (Alg) als zeitlich
befristeter Versicherungsleistung für Arbeitssuchende, die durch vorangegan-
gene sozialversicherungspflichtige Beschäftigung einen Anspruch erworben
haben,

• SGB II, Bezug von Arbeitslosengeld II (Alg II) bzw. „Hartz IV“; die Grund-
sicherung für Langzeitarbeitslose nach dem Auslaufen des Arbeitslosengeld-
Anspruches bzw. Personen ohne vorherige sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung. 

Der Rückgang der Quoten ist bei Jüngeren und Älteren, in Ost- und in West-
deutschland zu verzeichnen (Abb. 2 a–d). Zwischen diesen Subgruppen sind jedoch
Unterschiede bei den Anteilen und der Reduktion in den beiden Rechtskreisen fest-
zustellen. Während in allen Altersgruppen (Abb. 2 a und b) der Hauptteil der
Arbeitslosen sowohl in West- als auch Ostdeutschland Alg II bezieht, zeigen sich
bei den Unter-25-Jährigen regionale Unterschiede. In Westdeutschland verteilen
sich die Jüngeren etwa gleichmäßig auf Alg und Alg II, dagegen sind sie in Ost-
deutschland den Älteren „ähnlicher“, hier liegt wie bei „allen Altersgruppen“ der
Schwerpunkt auf Alg II. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Reduktion der Arbeits-
losenquoten. Insgesamt ist die offizielle Arbeitslosigkeit im Zeitraum 2005–2009
um ein knappes Drittel zurückgegangen, jedoch bei Berücksichtigung der Leis-
tungsarten treten wieder Unterschiede v.a. bei den Jüngeren in Ost- und West-
deutschland zu Tage. Der Rückgang der ostdeutschen  Arbeitslosengeld-Quote
aller Altersgruppen von 7,5 % auf 3,8 % entspricht einer Reduktion der Quote um
49 %, beim Alg II waren es 18 %. Im Westen reduzierten sich die Quoten aller
Altersgruppen um 41 % (Alg) bzw. 21 % (Alg II). Trotz vorhandener Niveau-
Unterschiede schrumpften somit in beiden Landesteilen die Quoten im Rechtskreis
SGB III weit stärker als im SGB II. Auch wenn unbekannt ist, wohin die Abgänge
aus dem Arbeitslosengeld-Bezug führten (in Alg II, Erwerb o.a.), so ist doch davon
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auszugehen, dass Personen im Alg-II-Bezug, darunter oft Langzeitarbeitslose,
schwerer einen neuen Job finden. 

Abbildung 2 a–d: 
Arbeitslosenquoten nach Rechtskreis für die Jahre 2005–2009

Quote bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen, ab 2008 auf alle zivilen EP; 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Bei den Jüngeren nun ist das Bild wieder differenzierter. Unter-25-Jährige in
Westdeutschland hatten eine 35 % geringere Alg-Quote, die Alg II-Quote sank
sogar um 40 %. Anders im Osten, hier betrug die Reduktion  45 % bei Alg und
25 % bei Alg II, d.h. im Gegensatz zur westdeutschen Vergleichsgruppe Jüngerer
ist der Alg-II-Anteil besonders schwach gesunken, die Alg-Quote dagegen sehr
stark. Dieses Ungleichgewicht ist fast so stark ausgeprägt wie bei den Älteren (bzw.
bei allen Altersgruppen) in Ost und West. Offenbar ist bei den jungen Ostdeutschen
verglichen mit ihren westdeutschen Altersgenossen verfestigte Arbeitslosigkeit5

5 Die oft konstatierte „Verfestigung“ der Langzeitarbeitslosigkeit besteht darin, dass sich die Arbeits-
marktchancen von Personen, die auch im Beschäftigungsaufschwung keinen Job finden, mit zuneh-
mender Arbeitslosigkeitsdauer immer weiter verschlechtern, was zu wachsender Sockelarbeitslosig-
keit führt (Grassinger 1993).

      a) Alle Altersgruppen Ostdeutschland            b) Alle Altersgruppen Westdeutschland 

 

      c) Jüngere unter 25 Jahren Ostdeutschland           d) Jüngere unter 25 Jahren Westdeutschland 
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stärker ausgeprägt, was insofern problematisch ist, als die möglichen Betroffenen
erst am Beginn ihres Erwerbslebens stehen. Anscheinend haben auch die zahl-
reicher vorhandenen Berufsabschlüsse den jungen Arbeitslosen in Ostdeutschland
im beobachteten Zeitraum keinen entscheidenden Vorteil verschafft. 

4.1 Übergänge junger Langzeit-Ausgeschlossener in Erwerb

Nun muss es sich bei jungen Alg-II-Beziehern nicht zwingend auch um gescheiterte
Berufseinsteiger handeln, damit können die oben gestellten Fragen nicht nur mit
Hilfe der amtlichen Statistik beantwortet werden. Zudem ist der Verbleib der
Abgänger aus Arbeitslosigkeit unklar. Deshalb soll im Folgenden die Entwicklung
spezifischer bei jungen Langzeit-Ausgeschlossenen in den Blick genommen werden.

Aufbauend auf der oben getroffenen Definition „sekundär Integrierter“ bzw.
Langzeit-Ausgeschlossener6 zeigen die Abb. 3 a–c die quartalsweise Entwicklung
ihres Bestandes, der Abgänge in Beschäftigung sowie Zugänge in Ausschluss im
Ost-West-Vergleich. Während von den untersuchten Geburtsjahrgängen 1976–
1990 im Zeitraum 2001–2007 insgesamt 23 % der Erwerbspersonen in Ost-
deutschland überhaupt einmal von mindestens einjährigem Ausschluss betroffen
waren (West: 8,7 %, vgl. Tab. 1), so sind zu jedem Beobachtungszeitpunkt des Be-
schäftigtenpanels jeweils weit weniger Personen ausgeschlossen (Abb. 3 a). Die
Quoten bewegen sich bis 2005 zwischen 9 und 11 % (Ost) bzw. zwischen 2 und
3 % (West). Auffällig ist, dass der relative Abstand zwischen den Anteilen in Ost
und West höher ist als zwischen den Betroffenheitsquoten in Tab. 1. Das spricht
wieder dafür, dass Ostdeutsche im Schnitt länger ausgeschlossen waren als West-
deutsche. 

6 Langzeit-Ausgeschlossene waren mindestens ein Jahr ohne Job. Es sind Unterbrechungen der
Arbeitslosigkeit durch Maßnahmenteilnahme möglich, allerdings ohne Lohnzuschüsse bzw. Förde-
rung von Selbständigkeit und ohne reguläre Beschäftigungsepisoden. Die Ausschlussphase musste
vor dem 25. Lebensjahr einsetzen.
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Abbildung 3 a–d: 
Entwicklung von Langzeitausschluss und Bevölkerungsentwicklung

* Saisonbereinigte Quartalsdaten; Quelle: BA-Beschäftigtenpanel 2007, eigene Berechnungen. Als 
langzeitausgeschlossen gelten hier Unter-25-Jährige ab dem ersten vollendeten Jahr Arbeitslosigkeit 
und/oder Maßnahmeteilnahme. Die Erwerbsverläufe dieser Personengruppe wurden bis Ende 2007 
weiterverfolgt.

** Quelle: Statistisches Bundesamt

Nach 2005 nähern sich die Kurven an. Die westdeutschen Ausschlussquoten stei-
gen bis etwa 2006 und beginnen mit dem dann einsetzenden Beschäftigungsauf-
schwung zu sinken. Dagegen erreichen die ostdeutschen Werte bereits 2004 ihr
Maximum und beginnen danach deutlich zu sinken, schon weit vor dem Einsetzen
des Aufschwunges. Spiegelt sich diese Entwicklung der Bestände bei den Abgangs-
quoten wider? In Abb. 3 b sind die quartalsweisen Übergangsquoten Ausgeschlos-
sener in ungeförderte Beschäftigung dargestellt. Diese bewegen sich in der Größen-
ordnung 10–15 (Ostdeutschland) bzw. 15–20 Übergänge je 100 Ausgeschlossener

      a) Langzeitausschluss-Quoten Jüngerer*           b) Übergangsquote Jüngerer aus Langzeit- 
          (Anteile an Erwerbspersonen)                ausschluss in Beschäftigung* 
                    (Anteil an Ausgeschlossenen) 

 

     c) Übergänge Jüngerer in Langzeitausschluss*               d) Bevölkerung im Alter von 18-24 Jahren in  
         (Anteile an Erwerbspersonen)                   Ostdeutschland** (1995-2009) 
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im Quartal, was ein beachtlicher Wert wäre, wenn es sich um dauerhafte Beschäf-
tigung handeln würde. Damit kann jedoch nicht gerechnet werden. Vielmehr ist es,
wie noch gezeigt wird, sogar wahrscheinlich, dass ein Gutteil der Beschäftigungs-
einsteiger nach kurzer Zeit wieder in Arbeitslosigkeit zurückkehrte. Dennoch kann
die Veränderung der Übergangsquoten in Beschäftigung als Maß dafür dienen, wel-
chen Anteil dieser Weg zur Reduktion der hohen Bestände spielte. Angemerkt sei
zunächst, dass die Abgangsquoten in Ostdeutschland durchgängig unter denen in
Westdeutschland lagen, und zwar bei höherer Betroffenheit. Es kann wieder gefol-
gert werden, dass Ostdeutsche im Mittel länger als Westdeutsche von (gemeldeter)
sv-pflichtiger Beschäftigung ausgeschlossen blieben. Weiterhin sinken die Über-
gangsquoten mit der Einführung  von Hartz IV zunächst deutlich ab, besonders
stark in Ostdeutschland. Offenbar wirkte sich hier die tiefgreifende institutionelle
Veränderung zunächst negativ auf die Vermittlung der „Problemfälle“ aus. 

Insgesamt zeigt sich, dass die hier dargestellten Übergänge in Beschäftigung
meist keine entscheidende Rolle bei der Entwicklung des Ausschlusses spielten, ihre
Veränderung spiegelt sich kaum in den Beständen wider, mit einer Ausnahme: Die
Übertritte beginnen 2006 in Westdeutschland besonders schnell zu steigen, gleich-
zeitig sinkt auch der Bestand. Dieser Einfluss hätte jedoch wahrscheinlich nicht
durchschlagen können ohne die Entwicklung auf der Zugangsseite (Übergänge in
Ausschluss, Abb. 3 c): es nahmen nicht nur die Abgänge in Westdeutschland zu,
gleichzeitig wurden auch weniger Jungerwachsene arbeitslos. Insgesamt zeigt sich
eine recht hohe Übereinstimmung zwischen Zugängen (Abb. 3 c) und Beständen
Ausgeschlossener (Abb. 3 a). Nicht nur die Kurven für Westdeutschland, sondern
auch die für Ostdeutschland verlaufen sehr ähnlich. Dies weist auf einen gegenüber
den Abgängen viel stärkeren Effekt des Zugangs hin, was numerisch leicht zu be-
gründen ist. In Ostdeutschland beendet zu Beginn des Jahrzehnts etwa 1 % junger
Erwerbspersonen je Quartal den Langzeitausschluss (rund 10 % Abgänger von
etwa 10 % Ausgeschlossenen), dagegen kamen etwa 2,4 % der Erwerbspersonen
je Quartal hinzu. Erst mit dem Rückgang auf der Zugangsseite in der zweiten Hälf-
te des Jahrzehnts führten schließlich die wachsenden Abgängerzahlen zu einer Re-
duzierung der Bestände.

Auffällig ist der unterschiedliche Verlauf der Zugangsquoten in Abb. 3a. Wäh-
rend die Westdeutsche Kurve mit Beginn des Aufschwunges 2006 zu sinken be-
ginnt, schrumpfen die ostdeutschen Zugänge bereits ab 2004. Die Ostdeutsche
Kurve ist anders als die westdeutsche nicht konjunkturell zu erklären, sondern de-
mografisch (Abb. 3c). Die starken Jahrgänge der um 1980 in der DDR Geborenen
mit nahezu 250.000 Personen pro Jahr führten etwa 20 Jahre später zu einer Über-
forderung der Aufnahmefähigkeit des ostdeutschen Arbeitsmarktes und zu hohen
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Anteilen in Langzeitausschluss bei Ausbildungsabsolventen, die noch wenige Jahre
früher gute Beschäftigungschancen gehabt hätten. Ab 2002 gingen diese Zahlen
erst langsam, dann immer schneller zurück. Von den kleineren und erfolgreicheren
Kohorten scheiterten sukzessive immer weniger an der zweiten Schwelle. Die ent-
scheidende Veränderung, die zur Abnahme der Zahl junger Ausgeschlossener führ-
te, liegt demnach in Ostdeutschland auf der Zugangsseite und ist demografisch be-
dingt. 

4.2 Qualität der Beschäftigung und Reproduktion von Diskontinuität 

Offen ist an dieser Stelle, ob mittelfristig genug Abgänge in stabile Beschäftigung
stattfinden, um die Quote Ausgeschlossener in Ostdeutschland auf das niedrige
Niveau Westdeutschlands zu senken, bzw. ob die Betroffenen der geburtenstarken
Jahrgänge auch nach längerer Ausschlussdauer für potentielle Arbeitgeber als
beschäftigungsfähig gelten und qualifiziert eingestellt werden. Die Frage nach der
Beschäftigungsstabilität kann mit den vorliegenden Daten nicht direkt beantwortet
werden, wohl aber die nach der Qualität des ersten Beschäftigungsverhältnisses
nach der Ausschlussphase, die besonders in Ostdeutschland ein Indikator zu erwar-
tender Unterschiede bei der Beschäftigungsdauer ist (Köhler et al. 2008, S. 132).

In Tabelle 3 wird die Stellung im Beruf bei Jungerwachsenen mit einer Aus-
schlussdauer von mindestens zwei Jahren mit der von nicht betroffenen Gleichalt-
rigen in Ost- und Westdeutschland verglichen. In beiden Landesteilen zeigt sich auf
unterschiedlichem Niveau ein ähnliches Bild. Der Anteil der als Facharbeiter be-
schäftigten Personen ist bei beiden Gruppen vergleichbar groß, der Anteil der
(Fach-)Angestellten ist bei den Neueinsteigern halbiert, dafür der der ungelernt Be-
schäftigten doppelt so groß wie bei den Personen mit unproblematischen Erwerbs-
verläufen. In Westdeutschland sind angesichts der allgemein niedrigeren Quote von
Berufsabschlüssen die Anteile „Ungelernter“ in beiden Gruppen erhöht. 

Insgesamt liegt die Gruppe ehemaliger Langzeit-Ausgeschlossener hinsichtlich
der Qualifikation ihrer Stellen zwar deutlich unter der der Vergleichsgruppe, ange-
sichts der hohen Ausschlussdauer von mindestens zwei Jahren ist das Bild jedoch
vergleichsweise positiv; zwei Drittel der ostdeutschen und 46 % der westdeutschen
Einsteiger haben qualifizierte Stellen. Diejenigen, die nach derart langem Aus-
schluss eine Stelle bekamen, wurden zu einem großen Teil auch qualifiziert beschäf-
tigt. Ähnlich sieht es bei den Minijobs aus, hier unterscheiden sich die Quoten nur
in Ostdeutschland leicht. Der Wiedereinstieg (hier auch die Beendigung eines Leis-
tungsbezuges bei Erwerbstätigen) mithilfe einer geringfügigen Beschäftigung war
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offenbar auch bei Ausgeschlossenen nicht oder nicht wesentlich häufiger möglich.
Insgesamt scheint die Verteilung bei den Stellungen im Beruf auch nach Langzeit-
ausschluss nur ein moderates Absinken gegenüber der Qualifikationsstruktur der
Betroffenen (vgl. Tab. 2 oben) aufzuweisen. Allerdings dürften qualifizierte Bewer-
ber oft nur dann eine Chance gehabt haben, wenn sie bereit waren, unterwertige
Stellen zu akzeptieren.

Tabelle 3: 
Stellung im Beruf bei Wiedereinsteigern und „Unproblematischen“ 
(nur Vollzeitbeschäftigte; %)

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel 2007; eigene Berechnungen

Dass junge Erwerbseinsteiger aus Arbeitslosigkeit tatsächlich oft Zugeständnisse
machen müssen, verdeutlicht Abbildung 4. Hier dargestellt ist die Entwicklung des
Anteils von Facharbeitern, die unterhalb ihres Ausbildungsniveaus beschäftigt
sind, in Zweijahresschritten für West- und Ostdeutschland sowie unterschieden
nach vorangegangener Arbeitslosigkeit7. 

Ost West

Übergänge aus 
Arbeitslosigkeit/

Maßnahmen 
2 Jahre u.m.

nicht von 
Langzeit-

Ausschluss 
Betroffene

Übergänge aus 
Arbeitslosigkeit/ 

Maßnahmen 
2 Jahre u.m.

nicht von 
Langzeit- 

Ausschluss 
Betroffene

Arbeiter (ohne 
Facharbeiter)

33,9 17,9 54,0 25,3

Facharbeiter 42,9 40,1 21,0 24,6

Angestellte 23,2 41,9 24,9 50,1

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

Geringfügig 
beschäftigt

25,3 18,0 20,5 22,6

7 Aus Gründen knapper Fallzahlen bei der Analyse der Einstiege von Facharbeitern im Zeitverlauf
muss hier und in Tab. 4 die Beschränkung auf die kleinere Gruppe Langzeitausgeschlossener auf-
gegeben werden, die Untersuchungsgruppe wird auf alle (ehemaligen) Arbeitslosen unter 25 Jahren
erweitert. Es ist anzunehmen, dass die Werte bei Langzeitausgeschlossenen noch höher sind.



74 Thomas Ketzmerick

Abbildung 4: 
Entwicklung unterwertiger Beschäftigung (Facharbeiter unter 25 Jahren
auf unqualifizierten Positionen)

Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen

Deutlich wird bei allen Gruppen eine Zunahme im Zeitverlauf, die sich zudem
beschleunigt. Am stärksten ist der Anstieg unterwertiger Beschäftigung bei Einstei-
gern aus Arbeitslosigkeit, er ist in abgeschwächter und verzögerter Form aber auch
bei allen anderen Beschäftigten (unter denen sich ebenfalls ehemalige Arbeitslose
befinden können) zu beobachten. Die Werte der Ostdeutschen liegen zwar durch-
gängig unter denen der westdeutschen Vergleichsgruppen, was angesichts der stär-
ker berufsfachlich geprägten Strukturen hier zu erwarten ist (Lutz 2010, S. 34).
Allerdings fällt der starke Anstieg bei den ostdeutschen Einsteigern nach 2005 auf,
der fast bis auf westdeutsches Niveau unterwertiger Beschäftigung führt8. Diese
Zunahme findet in der Phase der Einführung von Hartz IV statt, einschließlich stär-

8 Eine ähnliche Verschlechterung bei der Qualität der Beschäftigungsverhältnisse ist in den Daten
beim Durchschnittsbruttolohn junger Facharbeiter in qualifizierter Vollzeibeschäftigung festzustel-
len. Im Beobachtungszeitraum sind die mittleren Erwerbseinkommen in Ost- und Westdeutschland
bei stabil Beschäftigten seit 2002/03 stagniert. Bei den Einsteigern aus Arbeitslosigkeit sind sie in
beiden Landesteilen sogar um etwa 100 Euro geschrumpft und liegen in Ostdeutschland zuletzt bei
etwa 1200 Euro, in Westdeutschland bei etwa 1500 Euro.

0

5

10

15

20

25

98/99 00/01 02/03 04/05 06/07

Westdeutsche
Einsteiger aus
Arbeitslosigkeit

Ostdeutsche Einsteiger
aus Arbeitslosigkeit

ohne Wechsel/
Unterbrechung West

ohne Wechsel/
Unterbrechung Ost

%

Jahr



Beschäftigungschancen langzeitarbeitsloser Berufseinsteiger in Ostdeutschland 75

kerer Sanktionierungsmöglichkeiten bei der Durchsetzung „strenger Zumutbar-
keitsregeln“ für Langzeitarbeitslose (Dörre et al. 2008). Arbeitslose sind seitdem
prinzipiell gezwungen, jede legale Arbeit anzunehmen, eine Weigerung kann Leis-
tungskürzungen zur Folge haben. Problematisch wird der Anstieg gerade in Ost-
deutschland vor dem Hintergrund der im fraglichen Zeitraum hohen Jugendar-
beitslosigkeit gerade unter berufsfachlich Qualifizierten, und damit hoher
Absolutzahlen  betroffener Facharbeiter. Diese Entwicklung läuft auf eine verbrei-
tete Dequalifizierung durch unterwertige Beschäftigung hinaus, die zusätzlich zur
Dequalifizierung durch Arbeitslosigkeit droht. Denn wenngleich auch die Beschäf-
tigungsfähigkeit erhalten bleibt, so wird gleichzeitig eine spätere Rückkehr in den
ursprünglich erlernten Beruf durch die Beschäftigung unterhalb des ursprünglichen
Ausbildungsniveaus erschwert, da die vorhandenen Abschlüsse durch berufs-
fremde Tätigkeit weiter entwertet werden. Dazu kommen ungünstige Auswir-
kungen „schlechter“ Jobs auf die Beschäftigungssicherheit (Köhler et al. 2008,
S. 132), für die sich auch bei ostdeutschen Jungerwachsenen Anzeichen finden.

Tabelle 4: 
Aktuelle bzw. letzte Stellung im Beruf von Vollzeitbeschäftigten 
unter 25 Jahren mit Ausbildungsabschluss

* hierbei handelt es sich um Neuzugänge in Arbeitslosigkeit (bis zu 3 Monate ohne Beschäftigung)
Quelle: BA-Beschäftigtenpanel, eigene Berechnungen

In Tabelle 4 ist die Qualifikationsanforderung der aktuellen Stelle von Beschäf-
tigten verglichen mit der der letzten Stelle von Personen, die kürzlich ihren Arbeits-
platz verloren oder aufgegeben haben und nun seit maximal drei Monaten arbeits-
los sind. Bei beiden Gruppen handelt es sich um (aktuell oder ehemals)
Vollzeitbeschäftigte mit einem Ausbildungsabschluss. Es zeigt sich, dass die
Arbeitslosen häufiger unqualifizierte Stellen inne hatten. Auch wenn nichts über
die Gründe der Beendigung der Beschäftigungsverhältnisse gesagt werden kann, so
verdeutlicht dieser Befund mit einiger Plausibilität, dass unterwertige Beschäfti-
gung instabiler, unsicherer ist. Angesichts der oben getroffenen Aussagen aus der
Lebenslaufforschung wird klar, dass die Statusabfolge Arbeitslosigkeit – unterwer-

Stelle ist... Aktuelle Stellung im Beruf
Letzte Stellung im Beruf von 

Arbeitslosen*

unqualifiziert 14,1 24,0

qualifiziert 85,7 75,9

Gesamt 100,0 100,0
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tige Beschäftigung – Arbeitslosigkeit bereits eine Reproduktion von Diskontinuität
in Verlaufsperspektive darstellt, die für den Einzelnen die Gefahr einer fortgesetz-
ten Beeinträchtigung seiner Erwerbschancen beinhaltet sowie für das ostdeutsche
Beschäftigungssystem als Ganzes angesichts des genannten Problemumfanges auf
eine Verkleinerung des Potentials qualifizierter aber auch qualifizierbarer Fach-
kräfte hinausläuft.

5 Erklärungsansätze

Eine wahrscheinlich wichtige Ursache für die vergleichsweise geringe Fähigkeit des
ostdeutschen Beschäftigungssystems zur Integration junger und immerhin qualifi-
zierter Arbeitsloser liegt in der spezifischen Arbeitsmarktstruktur. Der ostdeutsche
Arbeitsmarkt ist stärker als der westdeutsche durch kleine und mittlere Betriebe
geprägt (eine Ausnahme ist der Öffentliche Dienst), in denen qualifizierte Fachar-
beit eine hohe Bedeutung hat. Die Anteile niedrig Qualifizierter sind dagegen
gering. Diese Umstände legen die Existenz eines ausgeprägten berufsfachlichen
Arbeitsmarktes nahe, nicht zuletzt da in kleineren Betrieben ein geringerer Teil der
Allokationen von Arbeitskräften intern stattfinden kann, somit muss zur Besetzung
einer Vakanz häufiger extern rekrutiert werden.

Das Gegenteil ist jedoch der Fall: Es gibt weniger Übergänge in geschlossene
Beschäftigungssysteme als in Westdeutschland (Köhler et al. 2008), jahrelang
herrschten niedrige Raten externer Fluktuationen, zumindest auf dem sogenannten
ersten Arbeitsmarkt (Ketzmerick 2006). 

Eine Ursache hierfür liegt zunächst im geringen demografischen Austausch in
Ostdeutschland. Während ein Zustrom von jungen Nachwuchskräften auch zu hö-
herer zwischenbetrieblicher Mobilität führen würde, gab es jahrelang vglw. wenig
Ersatzbedarf durch Rentenabgänge und damit geringe Zugänge von mobilen Be-
rufseinsteigern. Aber auch die Interessen von Beschäftigern und Beschäftigten
spielten eine Rolle. Angesichts hoher Arbeitslosigkeit wurde Beschäftigungssicher-
heit gegen niedrige Entgelte getauscht. Zudem dürfte die geringe Streuung der Löh-
ne (Lutz et al. 2010) kaum einen Anreiz zum Betriebswechsel geboten haben (auch
hier spielt die kleinbetriebliche Struktur eine Rolle). Seit dem Abschluss der Re-
strukturierung der ostdeutschen Wirtschaft Anfang der Neunziger Jahre befindet
sich der größte Teil des Arbeitsmarktes in einer „Erstarrung“, nicht nur die unge-
förderte zwischenbetriebliche Mobilität ist gering, besonders selten sind auch Auf-
stiege und Wiedereinstiege aus Arbeitslosigkeit, die besonders häufig nach Berufs-
feldwechseln auftritt (Diewald & Pollmann-Schult 2009). Brussig & Erlinghagen
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(2005) konstatieren eine geringe Eigenkündigungsrate – wohingegen Entlassungen
der häufigste Grund zur Beendigung eines Beschäftigungsverhältnis seien – und
vermuten geringe Optionen zur beruflichen Veränderung nach eigenem Wunsch.
Neu entstandene Jobs für junge Beschäftigte hatten jahrelang eher niedrige Quali-
fikationsanforderungen (bspw. in Callcentern), wahrscheinlich fanden die meisten
Eintritte von Langzeitausgeschlossenen hier statt. Insgesamt kann man von einem
schlecht funktionierenden zwischenbetrieblichen Arbeitsmarkt sprechen, auf dem
erzwungene Mobilität dominiert und der – wie gezeigt – zudem eine Tendenz zum
„qualifikatorischen Downgrading“ durch niedrig qualifizierte  Beschäftigung auf-
weist.

Dagegen finden sich in Westdeutschland  im Schnitt größere Betriebe mit inter-
nen Arbeitsmärkten, höherer Bedeutung von Rand- und Kernbelegschaften. Offene
Beschäftigungssysteme mit hohen Raten freiwilliger Mobilität spielen eine größere
Rolle und höhere Marktlöhne werden gezahlt.

Ein weiterer, ganz anderer Grund, der zur Verschlechterung der Beschäfti-
gungschancen junger Arbeitsloser beitrage kann, sind die Folgen der zeitweise er-
heblichen Abwanderung von Berufseinsteigern in den Westen. Massenhaft prak-
tiziert führte diese in peripheren ländlichen Regionen Ostdeutschlands zur
Unterbrechung der Generationenabfolge durch Abwanderung der "mittleren" Ge-
nerationen (z.B. ältere Geschwister; teilweise fehlen mehrere Jahrgänge komplett).
Die jungen Dableiber standen somit nicht nur in der Arbeitswelt, sondern auch in
anderen Feldern, wie z.B. bei der politischen Teilhabe und bürgerschaftlichem En-
gagement, deutlich älteren Integrierten gegenüber, was Ausschlusstendenzen auf-
grund kultureller Unterschiede förderte. Der Wegzug Gleichaltriger dürfte allein
schon für eine gewisse Schwächung der sozialen Einbindung der in der Heimat Ge-
bliebenen gesorgt haben, die bei abnehmender Inklusion in Erwerb stärker auf so-
ziale Nahbeziehungen und familiale Netze angewiesen waren - gerade wenn es um
eine Chance auf Beschäftigung ging.

6 Fazit und Ausblick

Das Bild einer im Vergleich zu Westdeutschland verfestigteren Jugendarbeitslosig-
keit in Ostdeutschland ist offenbar neben anderen Faktoren vor allem der beson-
deren Situation der Arbeitskräftenachfrage im Untersuchungszeitraum geschuldet.
Der Anstieg dieser Nachfrage trug noch nicht zur schnellen Verringerung der Zahl
Langzeitausgeschlossener bei. Zusätzlich dürften auch mangelnde oder nicht pas-
sende Qualifikationen eine Rolle spielen, was besonders die mit einem Negativ-
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Image behafteten außerbetrieblich erworbenen Ausbildungsabschlüsse betrifft.
Aber auch duale Abschlüsse waren durch lange Ausschlussdauern in Ostdeutsch-
land oft entwertet, der Anstieg unterwertiger Beschäftigung verstärkt die Dequali-
fizierungstendenzen noch. Der Umstand, dass auch Absolventen dualer Ausbil-
dungsgänge häufig von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen waren, verdeutlicht, dass
die Wirkung von Bildungsabschlüssen beim Berufsstart selber von den Besonder-
heiten des zeitlichen und regionalen Kontextes abhängig ist. Ein Berufsausbil-
dungsabschluss sorgt eben nicht immer und überall für einen erfolgreichen Ein-
stieg. 

Ab etwa 2012 ist ein großer Teil ostdeutscher Beschäftiger gezwungen, auf-
grund zunehmender Altersabgänge qualifizierte Fachkräfte durch Nachwuchs zu
ersetzen. Die Deckung dieses Bedarfs kann in keinem Fall nur durch Abwerbung
von erfolgreich integrierten, auch bereits in westdeutsche Hochlohnbeschäftigung
abgewanderten Fachkräften erfolgen (obwohl entsprechende Bestrebungen bereits
zu beobachten sind, vgl. Lutz et al. [2010]), da die notwendigen Abwerbungskos-
ten in Form höherer Löhne und Gehälter den meisten Betrieben zu hoch sind. Somit
gibt es auch Chancen für jüngere Personen, denen bisher kein erfolgreicher Einstieg
in stabile Beschäftigung gelungen ist, dann zu niedrigeren Beschäftigungs- aber zu
höheren Such-, Einarbeitungs- und Qualifizierungskosten. Angesichts des notwen-
digen Aufwandes besteht die Gefahr einer verbreiteten Ersetzung von sogenannten
Normalarbeitsplätzen durch atypische. Atypische Beschäftigung (z.B. in Teilzeit,
Befristung, Solo-Selbständigkeit oder mit schlechter Bezahlung) betrifft in Deutsch-
land bisher eher die niedrig Qualifizierten und findet sich gehäuft in bestimmten
Wirtschaftszweigen wie z.B. einfache Dienstleistungen, Handel, Pflege (Schmid &
Protsch 2009). In Ostdeutschland besteht das Risiko, dass angesichts der Beschäf-
tigten- und Betriebsstruktur und bei gegebener Angebotslage atypische Beschäfti-
gung auch in der Industrie und allen anderen Branchen zunimmt, die eher kleinbe-
trieblich geprägt sind und wo nicht nur die hoch-, sondern auch die mittel und
niedrig Qualifizierten überaltert sind (Lutz et al. 2010), wo sich also Rekrutie-
rungsbedarf schnell und „überraschend“ einstellt und Einstellungsentscheidungen
unter Zeitdruck getroffen werden müssen. Vor diesem Hintergrund besteht die Ge-
fahr, dass auf eine Phase der Dequalifizierung durch Langzeit-Ausschluss junger
Erwachsener eine Phase folgt, die nun geprägt ist von einer Vernichtung zukünftig
benötigter Qualifikationen durch schlechte, unsichere Jobs und den damit verbun-
denen Nichterhalt bzw. ausbleibenden Wiederaufbau von Beschäftigungsfähigkeit
und Kompetenzen. Für den Einzelnen steigt zudem vermutlich durch unterwertige,
unqualifizierte, aber auch durch geringfügige Beschäftigung das Prekarisierungsri-
siko in Lebenslaufperspektive.
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Trotz der genannten Probleme schaffte ein beträchtlicher Teil auch nach einem
Jahr oder mehr ohne Job den Einstieg in eine Beschäftigung, oft sogar in eine qua-
lifizierte, gutbezahlte Vollzeit-Stelle. Neben den genannten strukturellen und qua-
lifikatorischen Faktoren könnte bei der Frage nach den Ursachen des Zugangs in
Beschäftigung bzw. gute Beschäftigung auch die Binnenstruktur der Ausschluss-
phase eine entscheidende Rolle spielen. Neuere Entwicklungen des aus der Psycho-
logie stammenden Konzeptes der Resilienz (Widerstandsfähigkeit) rekurrieren auf
Potentiale zur Überwindung von Benachteiligungen, die aus der Struktur der Ver-
läufe erwachsen (Schafer, Pylypiv Shippee & Ferraro 2009). So könnten ähnliche
Verläufe, die aber eine unterschiedliche Abfolge von Arbeitslosigkeit und Maßnah-
men, geringfügiger Beschäftigung oder regionaler Mobilität aufweisen, völlig un-
terschiedliche Einstiegserfolge ergeben. Die Antwort auf die Frage, welche dieser
Faktoren hier eine entscheidende Rolle spielt, ist ein lohnendes Ziel künftiger Ana-
lysen.
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1 Einleitung

Mindestens drei Gründe sprechen derzeit besonders dafür, sich mit dem Rollenver-
ständnis von Frauen in der Chemie auseinanderzusetzen. 2011 erklärte die
63. Vollversammlung der UN zum Internationalen Jahr der Chemie: „In diesem
Jahr jährt sich zudem zum 100. Mal die Verleihung des Nobelpreises für Chemie
an Marie Skłodowska-Curie – eine Chance, die weiblichen Beiträge zur Entwick-
lung der Chemie hervorzuheben“ (Gesellschaft Deutscher Chemiker 2011). Außer-
dem wird von der Wirtschaft durch das zurückgehende Angebot an gut qualifi-
zierten Fachkräften auf unterschiedliche Beschäftigungsressourcen (wie Frauen,
Ältere, Migranten) zurückgegriffen, die zu anderen Zeiten häufig nicht im Blick
waren. Und nicht zuletzt die gesellschaftlich geforderte Zunahme der Frauenquote
– gerade auch in den Führungsetagen – ist ein Diskussionspunkt zur Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt und zur Stärkung der Wirt-
schaft in Deutschland geworden.

In dem vorliegenden Beitrag geht es die deutsche Chemieindustrie seit ihrem
Bestehen Ende des neunzehnten Jahrhunderts im Umgang mit den Frauen als Ar-
beitskraft und die daraus resultierenden, sehr unterschiedlichen Beschäftigungsan-
teile von Frauen in dieser Branche bis heute.1 Durch das unterschiedliche Rollen-
verständnis von und über Frauen in den mehr als einhundert Jahren war auch der
gesellschaftliche Kontext um die Erwerbsbeteiligung von Frauen in der Chemiein-
dustrie sehr verschieden geprägt. Es wird gezeigt, wie sich durch Arbeitskräfte-
lücken oder Arbeitskräfteüberhang die Sicht auf Frauen immer wieder veränderte. 

In dem Beitrag wird herausgearbeitet, dass Frauen heute die Chance erhalten,
gleichberechtigt mit den Männern und langfristig als Fachkräfte in der Chemiein-

1 Ich möchte mich besonders bei Christa Gotter und Timotheus Becker bedanken, die sich sehr aus-
dauernd durch die Quellen in Bibliotheken und Archiven gearbeitet haben. Durch ihre engagierte
Suche entstand in diesem Text ein historischer Berichtsteil, der zum Gesamtverständnis der Beschäf-
tigungsentwicklung von Frauen in der Chemie bedeutend beiträgt.
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dustrie zu verbleiben.2 Damit verändern sich die Anforderungen an die Beschäftiger
im Umgang mit ihren Mitarbeitern, beispielsweise beim Thema der Vereinbarkeit
von Arbeitswelt und Lebenswelt. Mit Blick auf diese Vereinbarkeit kann beiden
Geschlechtern – ob nun in Partnerschaft oder alleinstehend, mit und ohne Kinder,
in Pflegeverantwortung oder bei der Vereinsarbeit – die Möglichkeit gegeben wer-
den, sich motiviert in die Arbeitswelt einzubringen und alle privaten und gesell-
schaftlichen Aufgaben und Belange ebenfalls erfolgreich zu meistern. 

Die Chemieindustrie hat in Deutschland eine langjährige Tradition. Als Unter-
suchungsraum für diesen Beitrag werden exemplarisch vor allem die Chemiestand-
orte Bitterfeld-Wolfen und Leuna in Sachsen-Anhalt herangezogen, die seit ihrer
Entstehung für die Wirtschaftsentwicklung im mitteldeutschen Wirtschaftsraum
von hoher Bedeutung sind. Dazu wird nach der Einleitung im zweiten Kapitel des
Beitrages allgemein auf die historische Entwicklung der Chemiebranche mit einem
regionalen Fokus auf Ostdeutschland und dabei speziell auf die beiden genannten
Chemieregionen eingegangen. 

Im dritten Kapitel werden die Schwankungen des qualitativen und quantita-
tiven Anteils der Frauen an der Chemieindustrie in der Branchenentwicklung dar-
gestellt. Dabei wird die Situation der Frauen während und zwischen den beiden
Weltkriegen im 20. Jahrhundert ebenso in den Blick genommen, wie die unter-
schiedliche Beschäftigungsrolle von Frauen in der Chemie zu BRD- und DDR-
Zeiten sowie die wechselnden Entwicklungen nach der Wende 1989. An diesen
Beispielen soll exemplarisch gezeigt werden, dass Frauen häufig als Joker für sin-
kende und wachsende Beschäftigungsnachfragen genutzt wurden. Während in Jah-
ren mit schmalen Auftragsbüchern dies für Frauen zu erschwerten Arbeitsmarkt-
chancen führte, gab es in Jahren mit wachsenden Aufträgen oder sinkendem
Gesamtbeschäftigtenpotential für Frauen gute Chancen, erfolgreich in den Arbeits-
markt zu rücken. 

Die Chemieindustrie ist von Schichtarbeit geprägt3, was zu zusätzlichen Her-
ausforderungen bei einer angestrebten Vollzeitbeschäftigung gut qualifizierter
Frauen und Männer führt. Im vierten Kapitel geht es um die besonderen Belastun-
gen von Schichtarbeit, die auf die Beschäftigten im Zusammenspiel mit ihren Er-

2 Die Idee zu dem Titel dieses Beitrages verdanke ich Edeltraud Glänzer, Mitglied des geschäftsfüh-
renden Hauptvorstandes der IG BCE, die auf der Veranstaltung zum „fünfjährigen Jubiläum der
Sozialpartner der Chemie für eine chancengleiche und familienbewusste Personalpolitik“ am
13. Mai 2011 in Berlin folgende Worte an das Publikum richtete: „Wir Frauen müssen reingehen
in die Betriebe, uns breit machen und nie mehr rausgehen!“.

3 Dieser Text entstand im Rahmen des Projektes SCHICHT, das aus Mitteln des europäischen Sozi-
alfonds und durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert wird (Förderkenn-
zeichen: 01FH09124).
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wartungen an ein ausbalanciertes Verhältnis von Arbeit und Privatem erschwerend
wirken. Die Chemieindustrie reagiert bereits mit unterschiedlichen Maßnahmen
auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, so dass eine Neuverteilung des Ar-
beitsvolumens auf Frauen und Männer sowie eine Zunahme des Anteils der Frauen
in chemischen und technischen Berufen durchaus realistisch erscheint.4 Erfah-
rungen, wie man mit dem Einsatz von Frauen und Männern gleichermaßen in der
Chemieindustrie umgehen kann, gibt es aus der Zeit in Ostdeutschland vor der
Wende, als beispielsweise Anlagenfahrer(in) noch ein typischer Frauenberuf war.
So kann die Chemieindustrie durch eine stärkere Berücksichtigung des Themas
Work-Life-Balance den Einsatz gut qualifizierter Mitarbeiter/-innen in einer mo-
dernen Arbeitswelt ermöglichen und mit motivierten Arbeitskräften ihre wirt-
schaftlichen Ziele verfolgen und sichern. 

Das momentane Zeitfenster ist eine erneute Beschäftigungsgelegenheit für
Frauen, die nicht zuletzt durch die stärkere gesellschaftliche Berücksichtigung
gleichberechtigter Chancen für Frauen und Männer auch nachhaltig wirken kann.
Inwieweit die Frauen ihre neue Chance erkennen und sie nutzen werden, geleich-
gestellt in der Arbeitswelt mitzuwirken, wird sich zeigen. Matthias Horx, Trend-
und Zukunftsforscher sowie Inhaber eines Think-Tanks für strategische Zukunfts-
beratung mit Sitz im Taunus bei Frankfurt und Wien, nennt das 21. Jahrhundert
bereits das „Jahrhundert der Frauen“ (AKTIV Frauen 2004). 

2 Entwicklung der Chemieindustrie mit einem besonderen Blick 
auf zwei Chemieregionen in Sachsen-Anhalt

Die Menschen in Sachsen-Anhalt leben seit Ende des 19. Jahrhunderts von und mit
der Chemie. Schultze beschreibt die Industrieregion Sachsen-Anhalt mit ihren
großen Chemiestandorten Leuna, Buna und Bitterfeld-Wolfen folgendermaßen: Sie
„gehört zu den ältesten und traditionsreichsten in Deutschland. Hier wurden ehe-
mals Pionierleistungen vollbracht, die wegweisend für die Entwicklung der Chemie
in unserem Land waren. Als besonders herausragende Meilensteine können die
Erforschung der Chloralkalielektrolyse 1894 in Bitterfeld durch Rathenau, die
Erarbeitung der wissenschaftlichen Grundlagen der katalytischen Hochdruckam-
moniaksynthese durch Bosch und Bergius in Merseburg 1909 bis 1913, die Ent-
wicklung der Methanol-Hochdruck-Synthese 1920 durch Pier in Leuna (damals

4 Hans Paul Frey, Hauptgeschäftsführer des BAVC, sagte auf (unter Fußnote 2) genannter Veranstal-
tung: „Ein weitsichtiges Unternehmen fördert Frauen aus eigenem Antrieb“.
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Ammoniakwerk Merseburg GmbH), die Erzeugung von Synthesegas und Benzin
auf Braunkohlebasis 1925/26 in Leuna oder die Herstellung der Kunstfaser 1931
in Wolfen genannt werden“ (Schultze 1995).

Seit Anfang des 20. Jahrhunderts sind in der Chemieindustrie deutliche Be-
schäftigungszuwächse zu erkennen. Damit erhielt die Branche einen bedeutenden
Stellenwert in der industriellen Entwicklung. Beispielhaft wird dies für Bitterfeld-
Wolfen und Leuna in der nachfolgenden Übersicht dargestellt (vgl. Tabelle 1).

Tabelle 1: 
Beginn des Beschäftigungsbooms in Leuna und Bitterfeld-Wolfen

*   Griesheim-Elektron, später Elektrochemisches Werk Bitterfeld
** Ammoniakwerk Merseburg, auch Leuna-Werke genannt

Quelle: diverse Quellen, siehe Anhang 1 bis 3 und eigene Berechnungen

So wie die Chemieregionen Sachsen-Anhalts seit Ende des 19. Jahrhunderts boom-
ten, kam es deutschlandweit in der Chemieindustrie zu einer starken wirtschaft-
lichen Entwicklung, allerdings mit einigen Auf- und Abschwüngen durch Kriegs-
folgen und Wirtschaftskrisen bestimmt. 

Nach dem zweiten Weltkrieg erlebten beide deutschen Staaten einen erneuten
Aufschwung in der wirtschaftlichen Entwicklung. Die Beschäftigtenzahlen in der
Chemieindustrie der BRD verdoppelten sich von 300.000 zur Gründung der Bun-
desrepublik auf ca. 600.000 in den siebziger Jahren. Danach blieb die Beschäftig-

Jahr
Beschäftigte in 

Griesheim-Elektron* Beschäftigte in der 
Filmfabrik Wolfen Beschäftigte in den 

Leuna-Werken**1897 229

1910 1.237 200

1917 k. A. 1.178 1.106

1918 5.894 1.321 3.733

1926 4.114 5.800 14.979

1932 3.881 k. A. 8.227

1933 k. A. 5.468 9.576

1935 k. A. 3.042 k. A.

1941 9.937 11.714 27.758

1948 10.804 9.202 k. A.

1950 11.309 k. A. 20.979
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tenzahl über Jahre stabil, so dass die chemische Industrie zu den größten Arbeitge-
bern im produzierenden Gewerbe zählte. 

In der DDR war ein kontinuierliches Wachstum von ca. 200.000 Beschäftigten
zu Gründungszeiten der Republik auf über 300.000 Beschäftigte bis Ende der sech-
ziger Jahre zu beobachten. Zum Ende der achtziger Jahre hatte die chemische In-
dustrie in der DDR mehr als 330.000 Beschäftigten, das bedeutete Platz 4 bei den
Beschäftigtenzahlen im Produzierenden Gewerbe. Mit Platz 2 beim industriellen
Umsatz war die Chemieindustrie in der DDR ein ebenso bedeutender Wirtschafts-
zweig wie in der BRD (vgl. Anhang 7).

Ein Großteil der Branche konzentrierte sich in der DDR mit 155.000 Erwerbs-
tätigen auf die vier Großbetriebe in Buna, Leuna, Bitterfeld und Wolfen in Sachsen-
Anhalt (Friedrich-Ebert-Stiftung 1999). 

Die Chemieindustrie erlebte nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten
im Jahr 1990 einen Beschäftigungseinbruch, wobei der Beschäftigungsrückgang in
Ostdeutschland deutlich massiver war und stärker nachwirkte als der etwas später
in Westdeutschland eintretende Rückgang. 

Die relativ stabilen Beschäftigungsentwicklungen in beiden deutschen Staaten
bis zur Wende 1989/1990, sowie die nachfolgenden Entwicklungen bis 2009 sind
in der Abbildung 1 dargestellt.5 

Der Einbruch der Beschäftigtenzahlen in den alten Bundesländern Anfang der
neunziger Jahre hatte mehrere Gründe: 

Zum einen gab es in dieser Zeit generell in der Industrie einen zunehmenden
Beschäftigungsabbau durch Rationalisierungen. Eine Zeitlang träumten Ingenieure
sogar von menschenleeren Fabriken6. Zum anderen kam es zunehmend zum Out-
sourcing unternehmensnaher Dienstleistungen, vor allem bei sogenannten custo-
mer-facing activities, die dann häufig nicht mehr in der Statistik als Chemieindus-
trie erfasst wurden (Chemie.de 2004). Ein weiterer, nicht zu unterschätzender
Grund lag in der generellen Überkapazität an Produktionsleistungen durch die

5 Die Zeitreihe beruht auf diversen Quellen der Beschäftigtenstatistiken der DDR, BRD und Gesamt-
deutschlands nach der Wende. In den Jahren 1961, 1970, 1993, 1995 und 2003 wurden jeweils
einige neue statistische Abgrenzungen in der Erfassung der Beschäftigtenzahlen vorgenommen. Die
Aussagen zur Tendenz der Gesamtentwicklung der Beschäftigtenzahlen bleiben davon relativ unbe-
rührt. 

6 Zur Zeit der CIM-Begeisterung in den 1980er Jahren wurde über die vollständige Verdrängung des
Menschen aus dem Produktionsbetrieb nachgedacht. „Die Vision von der menschenleeren Fabrik
erwies sich jedoch schnell als Illusion. In den 1980er Jahren entstanden sprichwörtliche ‚Ruinen‘
des Computer Integrated Manufacturing (CIM). Letztendlich scheiterte diese Idee nicht zuletzt an
der Komplexität in den Anforderungen an die moderne Industrie und blieb eine Illusion“ (PROKLA
2008, S. 5).
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deutsche Vereinigung, die auch zu Verlagerungen von Produktionsstätten in die
neuen Bundesländer und zu Neuinvestitionen in den neuen Bundesländern und
Osteuropa führte. „So stellt Volkhard Uhlig, Chef des Landesverbandes Ost der
Chemischen Industrie (VCI), nüchtern fest: ‚Genau betrachtet, wäre die ostdeut-
sche Chemie nicht nötig gewesen. Der Westen hätte den Mehrbedarf mühelos mit
abdecken können.‘ Als großen solidarischen Akt bewertete IG-Chemie-Chef Her-
mann Rappe später die Anstrengungen, die im Zusammenspiel zwischen Bundes-
regierung, Investoren und Gewerkschaft unternommen worden sind“, (Zimnol
1995).

Abbildung 1: 
Beschäftigungsentwicklung in der Chemie in beiden deutschen Staaten und 
Gesamtdeutschland von 1949 bis 2009

Quelle: diverse Quellen, siehe Anhang 5 

Gemessen am Umsatz ist die chemische Industrie aktuell allerdings weiterhin die
viertgrößte Industriebranche in Deutschland. Ihr Anteil am Umsatz des Verarbei-
tenden Gewerbes beträgt 10 Prozent, hinter dem Kraftfahrzeugbau (20 Prozent),
dem Maschinenbau (13 Prozent) und der Elektrotechnik (12 Prozent) (VCI Lan-
desverband Nordost 2010).
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Weit massiver fiel der Beschäftigungsabbau der neuen Bundesländer in den
neunziger Jahren aufgrund fehlender internationaler Märkte und wissenschaft-
licher Vernetzung, wie auch einer schlecht ausgebauten Infrastruktur und tech-
nischer Defizite aus. Die höchsten Arbeitsplatzverluste sind im Verlauf des Jahres
1990 eingetreten. Bis zum November 1990 ging die Zahl aller ostdeutschen Be-
schäftigten um etwa 20 Prozent zurück (MASG SAT 1994 S. 47). In der ostdeut-
schen Chemieindustrie ging im selben Zeitraum die Beschäftigtenzahl sogar um
mehr als ein Drittel zurück (vgl. Anhang 5). Obwohl Chemiebereiche saniert und
neu aufgebaut wurden, waren keine positiven Beschäftigungseffekte zu spüren.
Zimnol (1995) zitiert hierzu Bernd Hoppen (Sanierungs-GmbH): „Die neuen An-
lagen sind so unglaublich produktiv, da haben wir wohl keine Chance, einen Ar-
beitsplatz abzubekommen.“ 

Der Beschäftigungsrückgang seit Beginn der Wende hielt in den neuen Bundes-
ländern in der Chemieindustrie bis 1999 an (vgl. Abbildung 2). Allerdings verwie-
sen Derlien, Faupel & Nieters (1999) darauf, dass in dem Zeitraum des besonders
massiven Stellenabbaus bis 1991 unter anderem strukturelle Änderungen (vor
allem Ausgliederungen chemiefremder Leistungen7) in der Größenordnung von
55.000 Beschäftigten enthalten waren. 

Die Wirtschaftsberichte in den neunziger Jahren, die vor allem massive Nega-
tivauswirkungen auf die Beschäftigungsentwicklung hatten, waren in dieser Zeit
nicht gerade zuversichtlich: „Zwar ließ sich ein Teil des bisherigen Arbeitsplatz-
schwunds durch Abwanderungen, Vorruhestand und Abbau des Altersüberhangs
abfangen, aber weitere Arbeitsplatzverluste sind zu befürchten, denn die Unterneh-
men der Großchemie in Leuna, Buna, Bitterfeld und Wolfen gelten heute aus rein
betriebswirtschaftlicher Sicht nicht als wettbewerbsfähig.“ (Friedrich-Ebert-Stif-
tung 1999) 

Durch die reihenweise Stilllegung ostdeutscher Chemiebetriebe seit 1990 blie-
ben bis Mitte der neunziger Jahre gerade einmal 35 Prozent der Unternehmen unter
dem Konkurrenzdruck in neuen Eigentümerverhältnissen bestehen, fast die Hälfte
davon in Sachsen-Anhalt, vor allem im mitteldeutschen Chemiedreieck um Leuna,
Bitterfeld, Wolfen, Böhlen und Schkopau. In Tabelle 2 wird die hohe Bedeutung
des Landes Sachsen-Anhalt für die chemische Industrie Ostdeutschlands noch ein-
mal nachgezeichnet.

7 Zu den chemiefremden Leistungen gehörten verschiedene soziale Leistungen und kulturelle Ange-
bote für die Beschäftigten in den Kombinaten (wie Busverkehr, Essenversorgung, medizinische Ein-
richtungen, Kulturhäuser, Ferienanlagen u.a.). 
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Tabelle 2: 
Anteil von Beschäftigten und Umsatz in der ostdeutschen Chemie nach 
Bundesländern im Jahr 1999 (in Prozent)

Quelle: Angaben des VCI-Landesverbandes Nordost 2001

Die Einschätzung der IG Chemie-Papier-Keramik ging dahin, dass in den neuen
Bundesländern nach Ende des Umstrukturierungsprozesses im Vergleich zu 1990
nur noch zwischen 10 und 20 Prozent der ehemals in der Chemie-, Kautschuk-,
Papier-, Glas- und Keramikindustrie Beschäftigten in diesen Branchen tätig sein
werden (gp – Magazin 1995, S. 6). 

Dieser Anteil hat sich für Ostdeutschland insgesamt bestätigt und liegt heute
bei 15 Prozent (Vgl. Anhang 5). Im Chemiedreieck Sachsen-Anhalts gab es mit
Leuna und Bitterfeld-Wolfen Regionen, die nicht ganz so massiv betroffen waren
und heute bei rund einem Drittel der Beschäftigtenzahlen vor der Wende liegen.
Dort gestaltete sich der Arbeitsplatzverlust in dieser Zeit wie folgt (vgl. Tabelle 3): 

Tabelle 3: 
Beschäftigtenentwicklung an wichtigen Chemiestandorten Sachsen-Anhalts in 
den letzten zwanzig Jahren

** ABS – Gesellschaft zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung 
Quelle: Schultze 1995 und * zusammengefasste Angaben aus den Quellen in Anhang 8

Bundesland Beschäftigte Umsatz

Sachsen-Anhalt 38 50

Sachsen 27 17

Brandenburg 17 18

Thüringen 13 10

Berlin-Ost 4 3

Mecklenburg-Vorpommern 2 2

Gesamt 100 100

Standort 
damals

1989/90
Mitte der 
90er Jahre

davon 
ABS**

Standort 
heute* 2010*

2010 
gegenüber 
1989/90

Leuna 29.000 8.600 3.168 Leuna 9.000 31%

Bitterfeld 18.000 10.100 3.600 Bitterfeld-
Wolfen

11.000 33%
Wolfen 15.000 5.900 2.860
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Um die sozialen Folgen des massiven Beschäftigungseinbruches abzumildern,
wurde durch staatliche Investitionsmodelle zur Krisenbewältigung – vor allem in
sogenannten Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturent-
wicklung (nach der ersten Rahmenvereinbarung zur Bildung von ABS vom
17.07.1991, Schultze 1995), durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu Demon-
tage- und Sanierungsarbeiten an umweltbelastenden Industrieanlagen bzw. -stand-
orten sowie durch Qualifizierungsmaßnahmen – versucht, den Wegfall von
Arbeitsplätzen und die Abwanderung von Fachkräften einzudämmen. In Sachsen-
Anhalt gab es 1994 alleine 61 ABS-Gesellschaften mit insgesamt 45.849 Beschäf-
tigten. Danach nahm die Zahl von Jahr zu Jahr kontinuierlich ab (Wiedemann
1999, S. 358).

Das Land Sachsen-Anhalt hat in dieser Zeit die Chemieindustrie durch vielfäl-
tige Subventionen unterstützt. Derartige Unterstützungsleistungen für die Wirt-
schaft sind stark in der Diskussion und sehr umstritten. Im Handwörterbuch des
politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland ist dazu nachzulesen, dass
aufgrund des extremen Produktivitätsrückstandes der DDR gegenüber West-
deutschland8 nicht nur die Infrastruktur ausgebaut, sondern auch private Investi-
tionen geleistet werden mussten. „Diese Subventionen sollten aber nur gewährt
werden, wenn begründete Aussicht besteht, dass die geförderten Unternehmen in
absehbarer Zeit Wettbewerbsfähigkeit erreichen können und die Subventionen so-
mit vorübergehender Natur sind […] Einmal mehr zeigt sich aber, dass politische
Konfliktvermeidungsstrategien Priorität vor ökonomischer Rationalität haben und
Branchen gestützt werden, die nur mit Dauersubventionen überleben können
(Werften, Teile der Chemie, Braunkohle)“, (Andersen & Woyke 2003). So musste
sich auch die Chemieindustrie den Vorwurf gefallen lassen, dass die umfangreichen
Subventionierungen zur Ansiedelung von wenigen Großbetrieben kaum Arbeits-
plätze vor Ort brachten, dafür aber global agierende Unternehmen weiter stärkten,
ohne an den Standorten die Entwicklung deutlich voranzutreiben (vgl. von Win-
terfeld et al. 2007, S. 23 ff.).

In Sachsen-Anhalt gehören die Chemiebetriebe heute zu den erfolgreichsten
Wirtschaftseinheiten im Land. Die hohen Investitionen schlagen sich positiv in fast
ständig wachsenden Beschäftigtenzahlen in und um die Chemieindustrie nieder. So-
mit haben sich die umstrittenen Investitionen in Flächenaufbereitung, Verkehrsan-
bindung, Energie- und Wasserversorgung und andere Subventionen auf Kosten so-
zialpolitischer Maßnahmen für die Regionen langfristig auch bezahlt gemacht und

8 So wurden beispielsweise „1989 in der DDR-Chemie pro Kopf 65.000 Mark Wertschöpfung regis-
triert, im Westen fast 300.000 Mark“ (Zimnol 1995).
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zumindest für die ostdeutsche Chemie nicht als Dauersubvention erwiesen. Bereits
in den neunziger Jahren gab es erste sichtbare positive Entwicklungen, wie bei-
spielsweise die Raffinerie in Leuna oder das Tablettenwerk in Bitterfeld (Lenz
1999. S. 189ff; Kirnich 1996). Die Umsätze der Branche stiegen wieder an. Der
Geschäftsführer des Verbandes der Chemischen Industrie Ost sagte zu dieser Zeit
in einem Interview mit der Berliner Zeitung voraus: „Viele Politiker in der Region
beklagen, dass in der Ost-Chemie nur verlängerte Werkbänke der großen West-
Konzerne entstehen. Ich sehe das anders. Auch Leuna wurde 1916 einst als verlän-
gerte Werkbank gegründet und entwickelte sich danach zu einem der weltweit
größten Chemieunternehmen. Hier im Osten entstehen die modernsten Anlagen,
das zieht automatisch auch die Forschung nach sich, wird zu weiteren Investitionen
führen. In diesem Jahr stieg der Umsatz der Branche um 23 Prozent auf neun Mil-
liarden Mark. In vier, fünf Jahren wird er auf 20 Milliarden Mark steigen, soviel
wie 1989“, (Kirnich 1996).

Diese Vorausschau von Kirnich bestätigte sich in vielen Bereichen der Chemieb-
ranche. Tatsächlich hielt der Einbruch der Umsätze nur bis 1993 an, seitdem ent-
wickelte sich die ostdeutsche Chemie wieder sehr gut. Der Arbeitgeberverband
Nordostchemie spricht von einer Erfolgsstory. Die Umsätze konnten nach den an-
fänglichen dramatischen Rückgängen bis 2008 kontinuierlich gesteigert werden.
Im Jahr 2005 wurde der Umsatz der ostdeutschen Chemie von 1989 erstmalig wie-
der übertroffen und steigt seitdem weiter. Seit 1999 wachsen auch die Beschäftig-
tenzahlen wieder kontinuierlich (Vgl. Abbildung 2, VCI Landesverband Nordost).

Ab 2009 wird die Statistik der Chemiebeschäftigten für die „sechs neuen Bun-
desländer“ (also einschließlich West-Berlin) ausgewiesen und lässt sich nicht in der
oben dargestellten Zeitreihe ausweisen. Bezieht man Berlin (West) mit ein, gingen
in Folge der Wirtschaftskrise die Umsatz- und Beschäftigtenzahlen bereits seit 2008
zurück (vgl. Anhang 10). Der VCI urteilt, dass damit der jahrelange Aufwärtstrend
zwar ein Ende fand, aber ein vergleichsweise mildes. Insbesondere die Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten im Rahmen des Tarifvertrages, der Einsatz von Kurzarbeit und
eine vorausschauende Personalplanung im Hinblick auf den demografischen Wan-
del haben einen stärkeren Abbau verhindert. Geblieben ist der Umstand, dass Ost-
deutschland auch in dieser Zeit besser als Westdeutschland abschnitt (VCI 2009).
Die Umsätze der Chemieunternehmen sanken zwar durch den weltweiten Kon-
junktureinbruch und die damit in Verbindung stehende sinkende Nachfrage an
Produkten ab November 2008. Trotzdem setzten die ostdeutschen Chemiebetriebe
in Anbetracht von Fachkräftemangel und demografischer Entwicklung ihren Per-
sonalaufbau auch in diesen Zeiten fort „und werden auch weiterhin versuchen, ihr
Personal so lange wie möglich zu halten“ (VCI Landesverband Nordost 2008).
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2010 spricht die ostdeutsche Chemieindustrie bereits wieder von positiven Ent-
wicklungen, wie der ifo- Geschäftsklimaindex 2009/2010 ausweist (vgl. Anhang
14).

Abbildung 2: 
Beschäftigte und Umsatzzahlen von 1989 bis 2008 in der DDR bzw. den neuen 
Bundesländern und Berlin-Ost 

Quelle: Statistische Landesämter, VCI Landesverband Nordost ab 2007 (siehe Anhang 9) 

3 Anteil der Frauen an der Erfolgsgeschichte der Chemieindustrie

Die Beteiligung von Frauen an der Wertschöpfung in der Chemieindustrie zeigt in
der Geschichte Deutschlands ganz unterschiedliche Facetten. Frauen waren in ver-
schiedenen Zeitepochen nicht wegzudenkende Arbeitskräfte in der Chemie. Es gab
aber auch Zeiten, in denen sie in der chemischen Produktion und anderen Wirt-
schaftsbereichen kaum eine Rolle spielten. So wurde zum Beispiel „die Tätigkeit
akademisch gebildeter Frauen in verschiedenen Bereichen der Gesellschaft
zunächst teils mit Misstrauen betrachtet, teils aber auch begrüßt. Die ersten Ärz-
tinnen, Anwältinnen, Gymnasiallehrerinnen, Sozialwissenschaftlerinnen, Physike-
rinnen, Chemikerinnen, auch hier und da Professorinnen an Hochschulen, haben
als Pionierinnen einen Weg gebahnt, der bis heute von immer mehr Frauen
beschritten wurde. Allerdings: ohne Stolpersteine und Fallgruben ist er auch heute
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noch nicht. Eine wirkliche Gleichstellung von Frauen und Männern in akade-
mischen Berufen, was Status, Anzahl, Führungspositionen und nicht zuletzt die
Entlohnung betrifft, wurde bisher nicht erreicht“ (Wilke 2003, S. 14).

Abbildung 3: 
Anteil der Frauen und Männer der chemischen Industrie im Deutschen Reich 
von 1882 bis 1940 (Angaben in Prozent)

WK = Weltkrieg 
Quellen: diverse Quellen, siehe Anhang 4 und eigene Berechnungen

In der Anfangsphase der Entwicklung der Chemieindustrie zwischen den achtziger
Jahren des 19. Jahrhunderts und dem Beginn des 20. Jahrhunderts lag der Anteil
der Frauen an den Beschäftigten nur zwischen zehn und 15 Prozent. Mit dem Ers-
ten Weltkrieg stieg ihr Anteil auf fast 47 Prozent und sank danach mit der Welt-
wirtschaftskrise sofort wieder rapide ab. Erst im Zweiten Weltkrieg nimmt ihr
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Anteil, trotz des nationalsozialistischen Frauenbildes der „Deutschen Hausfrau
und Mutter“9, wieder auf ein Drittel zu (vgl. Abbildung 3).

Deutlich wird, dass Frauen immer dann verstärkt in die Produktion einbezogen
wurden, wenn Fachkräfte knapp wurden, wie es während der beiden Weltkriege
der Fall war. Der Anteil der Frauen an den Beschäftigten in der chemischen Indus-
trie nahm in dieser Zeit jeweils stark zu. In der zwischen den beiden Weltkriegen
liegenden Weltwirtschaftskrise, sank die Beteiligung der Frauen an der Wertschöp-
fung wieder auffällig. So wurde im Oktober 1923, nach der Inflation, in der Per-
sonalabbauverordnung die Entlassung verheirateter Beamtinnen wieder rechtlich
verankert, um in wirtschaftlich schwierigen Zeiten Stellen für Männer zu sichern
(Wilke 2003, S. 103).

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging die Entwicklung des Frauenanteils an den
Chemiebeschäftigten in den beiden Teilen Deutschlands stark auseinander. Wäh-
rend es in der BRD ein generelles Schichtarbeitsverbot für Industriearbeiterinnen
gab, suchte man in der DDR trotz Vollbeschäftigung händeringend nach Arbeits-
kräften, so dass Frauen in allen Berufen gefragt waren. 

Bereits am 27. September 1950 trat in der DDR das “Gesetz über den Mutter-
und Kinderschutz und die Rechte der Frau” in Kraft. Damit wurde durch die Fest-
legung der vollen Gleichberechtigung von Mann und Frau in der DDR und die
damit verbundene Aufhebung von über 500 Paragraphen des Bürgerlichen Gesetz-
buches, die die Frau gegenüber dem Mann benachteiligten, unter anderem auch die
Voraussetzung für die Möglichkeit der Nachtarbeit für Frauen geschaffen (Gesetz-
blatt der Deutschen Demokratischen Republik 1950, S. 1037). In § 19 des „Ge-
setzes über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau“ hieß es, „die
Arbeit der Frauen in der Produktion soll sich nicht auf die traditionellen Frauen-
berufe beschränken, sondern auf alle Produktionszweige erstrecken“ (Frauen im
Blick 2010). Ausnahmen bei dem produktiven Einsatz bildeten Arbeitsschutzbe-
stimmungen für Frauen entsprechend ihrer physischen und physiologischen Beson-
derheiten (Tragenormen etc.) bzw. Sonderbestimmungen bei Schwanger- und Mut-

9 Selbst im Nationalsozialismus, als das Frauenbild auf die Mutterrolle reduziert werden sollte, galt
ab 1936 durch den Arbeitskräftemangel insbesondere in der Rüstungsindustrie Frauenarbeit als
„unentbehrlicher Faktor“. Auch in anderen Beschäftigungsbereichen war dies zu spüren. Christiane 
Wilke (2003, S. 103) beschreibt beispielsweise für den Lehrerberuf folgendes: „Während des Dritten
Reiches wurden im Zuge der beruflichen Herunterstufung von Frauen fast alle Schulleiterinnen
durch männliche Leiter ersetzt. Viele Gymnasiallehrerinnen durften nur noch in den Unterstufen
der höheren Mädchenschulen oder an Volksschulen unterrichten, männliche Lehrer rückten in die
freigewordenen Stellen nach. An Knabenschulen unterrichtete dagegen keine Lehrerin. Ab 1938
wurden wegen des drohenden Lehrermangels die strengen gesetzlichen Regelungen gegenüber
Beamtinnen gelockert (die Entlassung bei Heirat wurde von der Muss- zur Kann-Bestimmung).
Gehaltskürzungen für Frauen blieben allerdings erhalten“.
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terschaft (Verbot von Nacht- und Überstundenarbeit für Schwangere und stillende
Mütter) usw. Diese Schutzrechtlichen Regelungen wurden weitgehend im Arbeits-
gesetzbuch der DDR geregelt (Trappe 1995, S. 40-45).

Tabelle 4: 
Frauenanteil der Chemiebeschäftigten in der DDR und der BRD 
von 1960 bis 1989

Quelle: diverse Quellen, siehe Anhang 6

In § 23 desselben Gesetzes wurde gefordert, für die Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen der Frauen in der Produktion Sorge zu tragen; darüber zu wachen, dass die
gesetzlichen Bestimmungen über das Verbot, Frauen schwere und gesundheits-
schädliche Arbeiten zu übertragen, eingehalten werden; beim Einsatz von Frauen
in Überstunden und Nachtarbeit deren Verpflichtungen als Mutter von Kleinkin-
dern weitestgehend zu berücksichtigen und sanitäre, hygienische und soziale Ein-
richtungen für die arbeitenden Frauen zu schaffen. Und später heißt es in § 24: (1)
Das Ministerium für Volksbildung hat in Zusammenarbeit mit dem Ministerium
für Arbeit und Gesundheitswesen und dem Ministerium für Planung die zur
Betreuung der Kinder arbeitender Frauen erforderlichen Erziehungs- und Hilfs-
kräfte sicherzustellen. (2) Die Öffnungszeiten der Kinderkrippen und der Kinder-
tagesstätten sind der Arbeitszeit der Frauen anzupassen (Trappe 1995, S. 40–45).

Anders war es in der BRD. Im gewerblichen Bereich, einer typischen Männer-
domäne, gab es ein Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen, also ausschließlich für
weibliche Beschäftigte.10 Da die Chemie aber zu großen Teilen durch vollkontinu-
ierliche Schichtarbeit (rund um die Uhr) bestimmt wird, konnten Frauen hier deut-

Jahr
Frauenanteil

DDR BRD

1960 38,7 28,0

1970 40,4 28,2

1980 42,7 26,4

1989 41,1 26,7

10 „§ 19 Nachtruhe und Frühschluß vor Sonn- und Feiertagen: (1) Arbeiterinnen dürfen nicht in der
Nachtzeit von zwanzig bis sechs Uhr und an den Tagen vor Sonn- und Feiertagen nicht nach sieb-
zehn Uhr beschäftigt werden. (2) In mehrschichtigen Betrieben dürfen Arbeiterinnen bis dreiund-
zwanzig Uhr beschäftigt werden. Nach vorheriger Anzeige an das Gewerbeaufsichtsamt kann die
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lich seltener eingesetzt werden. Somit unterschied sich der Anteil der Frauen an den
Chemiebeschäftigten in der DDR und der BRD deutlich (vgl. Tabelle 4).

Mit der Wende wurde das Gesetz zum Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen,
wie viele andere bundesdeutsche Regelungen und Gesetze, automatisch auf die
neuen Bundesländer übertragen, was unter anderem in der Chemieindustrie zu
großen Problemen führte, da das „Befahren von Chemieanlagen“11 bereits vielfach
von Frauen dominiert wurde. Schichten rund um die Uhr waren für viele ostdeut-
sche Arbeiterinnen selbstverständlich. Beatrix Bursig beschreibt 1992 die Situation
folgendermaßen: „Und plötzlich, nach der Wende, als auch in Ostdeutschland
‚BRD‘-Recht galt, waren Nachtschichten für Arbeiterinnen verboten, für die Koh-
lefrauen ebenso wie für viele andere. Die Frauen verstanden die Welt nicht mehr.
Jede, die Arbeit hatte, egal ob nachts oder am Tage, war heilfroh über den Job. […]
Die Diskussion um das Nachtarbeitsverbot in den alten Bundesländern hat Unruhe
gebracht“. 

Die Situation entspannte sich etwas durch ein Urteil vom Januar 199212, durch
das das Verbot zur Nachtarbeit für Arbeiterinnen in ganz Deutschland aufgehoben
wurde, da Frauen durch ein Nachtarbeitsverbot gegenüber den männlichen Kolle-
gen in der Berufswahl benachteiligt würden. „Die besondere Schutzbedürftigkeit
von Arbeitnehmerfamilien mit kleinen Kindern darf […] nicht zum Anlaß für ein
frauenspezifisches Verbot, etwa für Mütter kleiner Kinder, genommen werden“,
(Bundesverfassungsgericht 1992). Es handele sich um einen Verstoß gegen den
Gleichheitsgrundsatz im Grundgesetz. Das Gesetz war nach Bursig (1992) auch
deswegen überfällig, weil sich das Nachtarbeitsverbot nur auf Arbeiterinnen be-
zog, während zu dieser Zeit ca. 1 Million Frauen bereits als weibliche Angestellte
und Beamtinnen, etwa in der Gastronomie, bei der Post oder in Pflegeberufen rund
um die Uhr beschäftigt waren. 

11 Frühschicht regelmäßig frühestens um fünf Uhr beginnen, wenn die Spätschicht entsprechend früher
endet. Das Gewerbeaufsichtsamt kann zulassen, daß die Spätschicht regelmäßig spätestens um vier-
undzwanzig Uhr endet, wenn die Frühschicht entsprechend später beginnt“, (Bundesverfassungs-
gericht 1992). Darüber hinaus gab es Ausnahmen für einige Wirtschaftszweige, Tätigkeiten und
Notfallarbeiten.

11 Chemieanlagenfahrer war zu DDR-Zeiten eine typische Frauenbeschäftigung (vgl. auch Ausbil-
dungszahlen in Anhang 13).

12 22. Jan. 1992: Das Bundesverfassungsgericht hebt das Nachtarbeitsverbot für Frauen im gewerb-
lichen Bereich in der Bundesrepublik Deutschland auf (Frauen im Blick 2010).
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An der Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung junger Frauen in den neun-
ziger Jahren wird allerdings deutlich, dass sie in für die BRD männertypischen Be-
rufen wie Chemikant/-in für die Zukunft deutlich weniger berufliche Chancen ha-
ben sollten. So blieb die Ausbildungsbeteiligung in den alten Bundesländern in
dieser Zeit sehr niedrig, während sie in den neuen Bundesländern extrem zurück-
ging (vgl. Anhang 13). Granato (2004, S. 535) hebt die rückläufige Entwicklung
für Frauen seit den neunziger Jahren in Ostdeutschland, gerade bei dem Aus-
bildungsberuf Chemikant/-in, besonders hervor. Ihr Anteil ging in den letzten
20 Jahren von 76 auf 22 Prozent zurück. Auch die frauendominierten Berufe wie
Pharmakantin (Rückgang des Frauenanteils von 93 auf 55 Prozent)  und Chemie-
laborantin (91 auf 61 Prozent) erlebten extrem rückläufige Ausbildungsanteile bei
den Frauen. 

Tabelle 5: 
Entwicklung des Anteils der Frauen an der Berufsausbildung in 
typischen Chemieberufen seit 1991

Quelle: siehe Anhang 13 

Durch die Gesetzesaufhebung des Nachtarbeitsverbotes für Arbeiterinnen kam es
nur teilweise zur Erleichterung der Beschäftigungssituation von Frauen in der
Industrie, weil sich zu dieser Zeit bereits das traditionell behaftete Bild über Frauen
durch die Übernahme meist westlicher Vorstände und Führungskräfte in Ost-
deutschland verbreitet hatte. Geschäftsführer und Personalverantwortliche kamen
vielfach aus den alten Bundesländern oder Firmen wurden als Töchter in neue Kon-
zernstrukturen und deren Personalpolitik integriert. So waren und sind noch heute
in den Köpfen vieler Personalverantwortlicher Frauen als industrielle Fachkräfte
kaum präsent. 

Aber auch die Frauen selbst tragen zu diesem traditionellen Leitbild bei. Anders
als zu Vorwendezeiten in der DDR gibt es nun die Möglichkeit der freien Entschei-

Jahr
Chemikantin Chemielaborantin Pharmakantin

ABL NBL ABL NBL ABL NBL

1991 5,9 75,7 53,8 91,0 53,3 92,9

1995 8,7 39,4 53,0 78,6 62,5 85,0

2000 10,0 27,6 60,3 75,3 57,4 58,1

2005 11,1 18,1 56,2 63,3 51,1 51,9

2010 14,6 21,5 55,6 60,6 54,7 55,4
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dung über einen Ausbildungsberuf13. So wählen Mädchen vor allem frauentypische
Berufe wie Verkäuferin, Sekretärin, Altenpflegerin, Krankenschwester oder Erzie-
herin (Bundesinstitut für Berufsbildung 2010, S. 182ff.). Im Chemie- und Pharma-
ziebereich sind es die Laborberufe, die von den Frauen bevorzugt gewählt werden. 

Hinzu kommen negative Nachwendeerfahrungen der Mütter, Großmütter,
Tanten und Bekannten in den letzten beiden Jahrzehnten vor allem in der Industrie,
so dass auch ostdeutsche Mädchen und junge Frauen in ihrer Berufswahlentschei-
dung zunehmend wieder zu traditionellen Frauenberufen greifen (vgl. Steiner
2005).

Somit unterscheiden sich bis heute, zum Teil begründet aus der historischen
Entwicklung der beiden deutschen Staaten, die verschieden hohen Anteile von
Frauen in qualifizierten Chemieberufen. Aber die Unterschiede nehmen seit Mitte
der neunziger Jahre deutlich ab. In Tabelle 6 ist zu sehen, dass der prozentuale
Unterschied zwischen 1995 und 2009 von 12,6 Prozentpunkten auf 8,9 Prozent-
punkte gesunken ist (vgl. Spalte 2 und 3 in Tabelle 6).

Tabelle 6: 
Frauenanteil der Chemiebeschäftigten im Allgemeinen und der 
Pharmabeschäftigten im Besonderen in Ost- und Westdeutschland 
von 1995 bis 2009

* einschließlich Pharmaindustrie
Quelle: zusammengefasste Angaben aus den Quellen in Anhang 11 und 12

13 In der DDR gab es eine Berufsbildungsplanung, durch die die Zahl der Ausbildungsberufe in den
einzelnen Bereichen jährlich festgelegt wurde. Sie trug maßgeblich zur Ausbildungsentscheidung der
Jugendlichen bei, da sich die Ausbildungschancen in beliebten Berufen in Grenzen hielten und bei
Widersprüchlichkeit von Ausbildungsangebot und -nachfrage eine sogenannte Berufslenkung statt-
fand. 

Jahr
Frauenanteil Chemiebeschäftigte*

Frauenanteil 
Pharmaziebeschäftigte

Ost West Ost West

1995 40,6 28,0 51,8 44,2

2000 41,9 28,3 52,5 46,0

2005 40,7 30,3 52,9 46,9

2009 39,3 30,4 53,3 48,2
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Zu den Bereichen, in denen ein besonders hoher Frauenanteil zu finden ist, gehören
beispielsweise die Glas- oder Pharmaindustrie. Das ist ein Merkmal, das für Ost-
wie Westdeutschland gleichermaßen gilt. 

4 Alterspyramide eröffnet Frauen neue Chancen

Wie bereits weiter oben dargestellt, unterliegt der Frauenanteil in der Chemiein-
dustrie historisch deutlichen Schwankungen. Mal spielten Frauen eine völlig unter-
geordnete Rolle, mal waren sie fester Bestandteil des Beschäftigungspotentials. Die
derzeitigen demografischen Entwicklungen eröffnen Frauen vermutlich neue
Beschäftigungschancen. Außerdem besteht durch die zunehmend gleichberechtigte
Öffnung der Berufswelt für beide Geschlechter zum ersten Mal für Frauen, wenn
sie das Zeitfenster für sich nutzen, die Chance, auch langfristig ein fester Bestand-
teil der Erwerbstätigen in der Chemieindustrie zu bleiben. 

Warum sind Frauen zurzeit wieder stärker im Blick der Unternehmer? Die wirt-
schaftlichen Umbrüche und demografischen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte
haben (besonders in Ostdeutschland) dazu geführt, dass innerhalb kurzer Zeit aus
einer bis eben noch bestehenden Arbeitsplatzlücke eine Fachkräftelücke entstanden
ist (Wiener 2008; Lutz 2010).

Die massive Überalterung von Fachkräften führt zu einem erheblichen Abgang
von Erfahrungswissen und langjährig aufgebauter Kompetenz. Die Betriebe, die in
Ostdeutschland jahrelang nur Arbeitskräfte abbauen mussten, sind jetzt gefordert,
strategische Personalpolitik zu betreiben, um Arbeitskräfte zu gewinnen und zu
binden. 

Die Hälfte der Unternehmen einer Betriebsbefragung an den Chemiestandorten
Buna, Leuna und Bitterfeld-Wolfen sagte bereits 2008, dass sich die Suche nach
Fachkräften schwierig gestaltet. Nur elf Prozent waren der Meinung, dass es leicht
sei, Fachkräfte zu finden und in keinem der befragten Unternehmen war man der
Ansicht, dass es sehr leicht sei, neue Fachkräfte zu rekrutieren. Aufmerken lässt
zudem die Tatsache, dass etwas mehr als ein Drittel der befragten Unternehmen in
den drei Chemieregionen sagte, dass sie aufgrund des Fachkräftemangels bereits
Stellen nicht besetzen können. Trotz weiterhin sehr hoher Arbeitslosenquoten be-
klagten knapp drei Viertel der Unternehmen in den befragten Chemieregionen,
dass zu wenig passfähige Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt zu finden seien. Hier
wird der seit Jahren bestehende Widerspruch zwischen Arbeitskräfteüberschuss
und gleichzeitigem Fehlen qualifizierter Fachkräfte sehr deutlich (Wiener 2008).
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Diese Entwicklung kam nicht überraschend und ist vor allem demografisch be-
gründet. Seit vielen Jahrzehnten verändert sich die Altersstruktur der Bevölkerung
in Deutschland und diese Entwicklung spiegelt sich auch in der Altersstruktur der
Beschäftigten wider. Das bedeutet, dass das Älterwerden der Bevölkerung sowie die
abnehmende Fertilität der deutschen Bevölkerung sich auch auf die Altersstruktur
in den Unternehmen auswirken.

Die folgende Abbildung zeigt die Veränderung der Altersstruktur von den sech-
ziger Jahren zum Jahr 2000 an zwei Erhebungen aus der chemischen Industrie, die
sehr stark an die Veränderungen der Alterspyramide im selben Zeitraum in der
deutschen Bevölkerung erinnert (vgl. nachfolgende Abbildung 4).14

Abbildung 4:
Demografie-Baum bei Chemikern im Vergleich 1969 und 2000 

Quellen: Repräsentativumfrage BRD 1969 bei 168 Firmen mit jeweils mehr als 300 Beschäftigten 
(Fritsche 1973, S. 330), ZSH-Personalstrukturerhebung InfraLeuna 2000 mit ca. 650 Beschäftigten 
(GENIUS, FKZ: 02PP4030)

14 Bei den Vergleichsdaten handelt es sich um Altersgruppen der Chemiker aus den Jahren 1969 und
2000. Während die erste Befragung repräsentativ für die Bundesrepublik erhoben wurde, ist die
zweite Befragung repräsentativ für ein ostdeutsches Unternehmen mit über 600 Beschäftigten.
Wenn diese Befragungen auch nur bedingt vergleichbar sind, so zeigen sie doch durch die identische
Abfrage der Altersgruppen in der Berufsgruppe der Chemiker sehr deutlich, welche Auswirkungen
die demografische Entwicklung letztendlich auch auf die Altersstruktur in den Betrieben hat.
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Die Alterskurve zeigt eine extreme Abnahme der Anteile an jüngeren Jahrgängen
von Chemikern gegenüber den älteren im Jahr 2000. Das Ungleichgewicht von jün-
geren zu älteren Beschäftigten ließ sich durch Expertengespräche des ZSH mit Per-
sonalverantwortlichen ostdeutscher Chemieunternehmen (im Rahmen einer Studie
des Arbeitgeberverbandes Nordostchemie 2011) nochmals bestätigen. Die Zeit
besonders starker Fachkräfteabgänge aufgrund der Altersstruktur in den Unter-
nehmen  wird auf ca. 2015/2016 datiert. 

Durch die massiven Altersabgänge und den fehlenden Nachwuchs, aufgrund
der geburtenschwachen Jahrgänge seit 1990, kommen alle nur möglichen Arbeits-
kräftepotentiale wieder in den Blick der Unternehmer und Frauen werden ein wei-
teres Mal als Ressource für den Arbeitsmarkt „entdeckt“. Wie viel zusätzliches Po-
tential damit wirklich zur Verfügung stehen wird, bleibt jedoch abzuwarten. 

Zumindest kann man feststellen, dass die Berufstätigkeit für die Mehrheit der
Frauen im erwerbsfähigen Alter bereits zum festen Bestandteil geworden ist. Aller-
dings ist die Beteiligung der Frauen am Erwerbsleben in Deutschland – wie in allen
anderen europäischen Ländern auch – deutlich häufiger durch Teilzeitbeschäfti-
gung bestimmt. Außerdem sind Frauen nach wie vor viel seltener in Führungspo-
sitionen zu finden (Europäische Kommission 2008). 

Die zunehmende Bedeutung der Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland zeigt
sich vor allem darin, dass von den 32,5 Mio. Frauen, die einen eigenen Haushalt
führen, nur 10 Prozent als Quellen des überwiegenden Lebensunterhalts Arbeits-
losengeld, Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Hartz IV) oder das
eigene Vermögen angeben. Die Mehrheit finanziert ihren Lebensunterhalt durch
ihre eigene Erwerbs- oder Berufstätigkeit (42 Prozent) oder bestreitet diesen durch
Rente oder Pension (29 Prozent). Nur 19 Prozent der Frauen sind auf die Einkünfte
ihrer Angehörigen angewiesen (Statista.com 2010).

In den neuen Bundesländern ist die Unabhängigkeit der Frauen von den Ein-
künften anderer nochmals höher. Bei der Hans-Böckler-Stiftung ist zu lesen: „Die
Hausfrauenehe ist in Ostdeutschland fast bedeutungslos“ (Klenner 2009), was zu
einem Großteil biografisch durch die Erwerbserfahrungen aus DDR-Zeiten ent-
standen und geprägt ist. So waren zu Vollbeschäftigungszeiten in der DDR bis
1989 über 90 Prozent der Frauen erwerbstätig. Berufstätigkeit gehörte zur alltäg-
lichen Lebenserfahrung von Frauen wie von Männern. Dass diese Erfahrungen
nach der Wende jedoch nicht vollkommen erhalten werden konnten und was sich
unter anderem verändert hat, wurde in diesem Beitrag anhand der Beschäftigungs-
beteiligung der Frauen in der Chemieindustrie Ostdeutschlands bereits diskutiert. 

In Zeiten knapper werdender Fachkräfte werden für die Betriebe Frauen wieder
sichtbarer. Dabei können sie aus den historischen Erfahrungen einer hohen Akzep-
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tanz für die Chemie und als traditioneller Arbeitgeber auch für Frauen in Regionen
wie Bitterfeld-Wolfen oder Leuna besonders profitieren. Diese Ressource zu er-
schließen, ist aber voraussetzungsvoll. Denn nur wer sich in Zukunft bei der Per-
sonalrekrutierung auch auf familienfreundliche Arbeitsbedingungen einlässt, kann
sich einen deutlichen Wettbewerbsvorteil bei der Fachkräftesuche von Frauen und
Männern sichern. 

5 Chemie zwischen Flexibilität und Stabilität

Die Chemie ist eine Branche, in der sich aufgrund der Produktionsdurchläufe die
Notwendigkeit zur Schichtarbeit in besonderem Maße ergibt. Hier wird besonders
häufig in vollkontinuierlichen Schichten gearbeitet, so dass die Mitarbeiter/-innen
im Schnitt nur jedes vierte Wochenende frei haben. Freizeitgestaltungen finden aber
vor allem am Wochenende statt. Außerdem können Kinderbetreuungszeiten oft
nicht im gleichen Maß abgesichert werden, wie die Schichtzeiten verlaufen. Ähn-
lich ist es mit der Pflege von Angehörigen. Familienorientierte Personalpolitik wird
zu einem der wichtigsten Bestandteile moderner Unternehmensführung. Und
besonders wichtig wird dabei die Investition in familien- und sozialverträgliche
Schichtmodelle sein. 

In der neueren Debatte wird viel über die Flexibilisierung von Beschäftigungs-
verhältnissen und mögliche Folgen dieser Entwicklung für die Erwerbspersonen
diskutiert.15 Goedicke & Brose (2008) weisen in dieser Diskussion darauf hin, dass
private Lebensformen auf bestimmten Formen des Arbeitens und Wirtschaftens be-
ruhen und sich mit diesen verändern. Die Unternehmen variieren ihre Personalpo-
litiken gemäß der Wettbewerbsstrategie, was unterschiedliche Auswirkungen auf
die ökonomischen, erwerbsbiografischen und familienbezogenen Risiken und
Chancen der Beschäftigten hat. 

Schichtarbeit als eine Flexibilisierungsform mit verschiedenen Facetten ist
dabei ein Thema, zu dem bereits seit langer Zeit geforscht wird. Dabei wird
Schichtarbeit „als eine Form der Tätigkeit mit Arbeit zu wechselnden Zeiten
(Wechselschicht) oder konstant ungewöhnlicher Zeit (z.B. Dauerspätschicht,
Dauernachtschicht)“ verstanden (AWMF 2006).

15 Genannt seien hier Keller & Seifert 2000; Kratzer et al. 2011; Struck & Köhler 2004; Kronauer &
Linne 2005; Seifert 2005 und Goedicke & Brose 2008.
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5.1 Trotz gesundheitlicher Belastungen durch Schichtarbeit … 

Physische, psychische und soziale Belastungen von Schichtarbeit und die Auswir-
kungen auf die Gesundheit der Beschäftigten stehen im Mittelpunkt vieler wissen-
schaftlicher Untersuchungen und Diskussionen. So bringen mehrere große natio-
nale und internationale Organisationen seit Jahren die Forschungsergebnisse zu
diesem Thema systematisch zusammen. Genannt werden sollen beispielhaft an die-
ser Stelle die AWMF und die ICOH. In der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaft-
lichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V. sind derzeit 156 wissenschaftliche
Fachgesellschaften aus allen Bereichen der Medizin zusammengeschlossen (AWMF
2011). Dort werden Leitlinien zu diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen
vorgeschlagen, die medizinisch notwendig sind und dem allgemein anerkannten
Stand der Wissenschaft entsprechen. Neben der AWMF ist die International Com-
mission on Occupational Health (ICOH) auf internationaler Ebene ein Sprachrohr
für das Thema Schichtarbeit. Dort sammelt sich das Wissen von rund 2.000 Wis-
senschaftler/-innen aus 93 Ländern (ICOH 2011). Man könnte diese Auflistung
weiter fortführen. 

Seit langem ist es unumstritten, dass Schichtarbeit zu gesundheitlichen Belas-
tungen führt. Eine 2008 von der Hans-Böckler-Stiftung unterstützte Studie belegt,
dass Nacht- und Schichtarbeit ganze funktionale Organsysteme beträchtlich stört
und eine Vielzahl von teils schweren Erkrankungen auslösen und die Lebensdauer
verkürzen kann (vgl. Klug et al. 2008). In ZSH-Befragungen an den Chemiestand-
orten Leuna und Bitterfeld-Wolfen16 wurde ebenfalls häufig beklagt, dass der
Schichtrhythmus sehr auf Kosten der Gesundheit geht (Wiener & Buchwald 2008).
Auch der Verzicht auf regelmäßige soziale Kontakte und die fehlende Beteiligung
an gesellschaftlichen Ereignissen werden als Stressfaktoren benannt. „Die gesamte
Familie muss sich auf die Schichtarbeit einstellen und Rücksicht nehmen. Jeder
Kontakt mit Freunden und Verwandten muss langfristig geplant werden“, (Fergen
& Böhm 2011). Diese Stressfaktoren wirken ebenfalls negativ auf das gesundheit-
liche Befinden.17 

16 Mitarbeiterbefragung in fünf Unternehmen am Standort Bitterfeld-Wolfen im Sommer 2008 (Wie-
ner & Buchwald 2008) und Standortbefragung in Leuna 2010 (unveröffentlicht).

17 Ausführliche Beiträge zum Thema sind beispielsweise auf der Internetseite der Gesellschaft Arbeit
und Ergonomie – online e.V. (http://www.ergo-online.de/) nachzulesen. 
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5.2 … nimmt die Flexibilisierung der Arbeitszeiten weiter zu

Trotzdem bleibt Schichtarbeit in vielen Bereichen eine nicht wegzudenkende
Arbeitsform. Unternehmen sind bestrebt, ihre Produktivität zu steigern und Kosten
möglichst gering halten. Das geschieht unter anderem durch eine maximale Aus-
lastung der Fertigungsanlagen. Da sich die Betriebe dabei an der Auftragslage und
an speziellen Kundenwünschen orientieren müssen, hat die Flexibilisierung von
betrieblichen Arbeitszeiten und Arbeitsabläufen u.a. durch die Einrichtung von
unterschiedlichsten Schichtmodellen extrem zugenommen.18 Laut der Analysen
von Seifert aus dem Jahr 2008 hält der Trend zu belastenden Arbeitszeiten weiter
an. Die Beschäftigten in Deutschland arbeiten immer häufiger in Schichtsystemen,
nachts oder deutlich über 40 Wochenstunden. 

Flexible Arbeitszeiten können sich dabei hinsichtlich der Dauer, der Lage und
der Verteilung innerhalb der Woche, des Monats oder des Jahres unterscheiden.
Daraus ergeben sich sehr viele unterschiedliche Konstellationen, die hier ganz
knapp zusammengefasst werden (Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin 2007): 

• So gibt es die Möglichkeit der Reduzierung des Arbeitsbudgets durch die
sogenannte Teilzeitarbeit.

• Bei der Gleitzeit (seit Ende der sechziger Jahre im Einsatz) wird eine Kernar-
beitszeit benannt. Sie ermöglicht darüber hinaus Spielräume für den Arbeits-
beginn, die Pausen und das Arbeitsende. 

• Arbeitszeitkonten (die meist monatlich oder jahresweise geführt werden),
tragen ebenfalls zur Flexibilität bei und sind mit anderen Arbeitszeitrege-
lungen kombiniert. Sabbatical ist z.B. ein geplanter Langzeiturlaub, der als
längerer Freizeitblock über den gesetzlichen Jahresurlaub hinausgeht. Seit
den 90er Jahren werden in einigen Firmen auch Lebensarbeitszeitmodelle
angeboten. 

• Bei der Telearbeit wird nicht nur die Arbeitszeit, sondern auch der Arbeitsort
(Tätigkeiten außerhalb der „üblichen“ Büroräume) flexibilisiert.

• Zeitautonome Gruppen sind Mitarbeiterteams, die nach festgesetzten Ziel-
vorgaben (unter Berücksichtigung persönlicher Zeitwünsche innerhalb der
betrieblichen Vorgaben) arbeiten.

18 Avon Cosmetics GmbH benennt beispielsweise bereits 2004 ca. 62 verschiedene Arbeitszeitmodelle
für seine knapp 1500 Mitarbeiter/-innen (Vaskovics et al. 2004).
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• Für Schichtarbeit gibt es ganz unterschiedliche Modelle, die sich z.B. hin-
sichtlich Schichtzyklen, Schichtdauer und Schichtwechsel unterscheiden.
Wenn in Zwei- oder Drei-Schichtsystemen gearbeitet wird, die zwischen
Früh-, Spät- und gegebenenfalls Nachtschicht wechseln, handelt es sich um
Wechselschichten. Bei vollkontinuierlicher Schichtarbeit werden die Schich-
ten rund um die Uhr auf sieben Tage die Woche verteilt. 

In allen wissenschaftlichen Untersuchungen zur Schichtarbeit, die sich auf die Aus-
gestaltung der Arbeitszeiten beziehen, wird vor allem auf eine bessere Organisation
der Schicht- und Nachtarbeit orientiert, mit dem Ziel, die Belastungen auf ein mög-
lichst unvermeidbar begrenztes Maß zu reduzieren, um die Gesundheit und Leis-
tungsfähigkeit so wenig wie nötig zu beeinträchtigen. Soweit dies in der betrieb-
lichen Praxis umsetzbar ist, wird über neue Arbeitszeitmodelle versucht,
gesundheitliche, familiäre und soziale Unvereinbarkeiten zu mindern (Fergen
2007).

Dass Nacht- und andere Schichtarbeit für die Beschäftigten besondere Belas-
tungen mit sich bringt, hat der Gesetzgeber erkannt und steuert, wo es ihm möglich
erscheint, mit Anforderungen an die Unternehmen durch zeitliche Beschrän-
kungen, ärztliche Vorsorgeverpflichtungen oder Anspruch auf Auszeiten wegen Be-
treuungsverpflichtungen gegen (vgl. ArbZG §6). Auch höhere Kosten durch
Schichtzuschläge machen es für Unternehmen nicht attraktiver, in Schichten arbei-
ten zu lassen. Trotzdem gibt es nach wie vor verschiedene technische und wirt-
schaftliche Notwendigkeiten, die Schichtarbeit erfordern. 

Hier bauen sich für Schichtarbeiter besondere Problemlagen auf, die in vielen
Fällen nur durch eine sehr gut durchdachte und letztendlich auch ideenreiche und
gut strukturierte Organisation anzugehen und zu mildern bzw. zu beseitigen sind. 

Als Mindestforderungen an Schichtarbeit sollten laut Fergen & Böhm (2011)
folgende Kriterien eingehalten werden:

• keine verbotenen Schichtfolgen (Nacht-Früh, Spät-Früh, Nacht-Spät), 
• nicht mehr als drei Nachtschichten hintereinander, 
• Vorwärts rotieren: Früh-Spät-Nacht, 
• Nicht mehr als 5 Gesamtschichten in Folge.

Verlässlichkeit spielt eine besondere Rolle bei der Zeitplanung der Schichtarbei-
tenden, damit durch überschaubare und langfristig angelegte Schichtpläne die
Familienverpflichtungen und Freizeitplanungen über längere Zeiträume organi-
siert und umgesetzt werden können.
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5.3 Das erfordert einen neuen Blick auf die Personalpolitik

An verschiedenen Stellen zeigt sich, dass bei Frauen die Doppelbelastung von Beruf
und Familie viel ausgeprägter ist als bei Männern. So besitzen sie nach wie vor
deutlich häufiger als Männer ein Verständnis von Familienverantwortung, dass sie
beispielsweise die Nachtschicht wählen lässt, um tagsüber die Kinder betreuen zu
können. Die Versorgung der Kinder gibt aber noch weniger Freiraum für das Erho-
lungsbedürfnis der Schichtarbeitenden. Frauen in Schichtarbeit mit Nachtschicht
bekommen somit deutlich weniger Schlaf als Männer und äußern häufiger gesund-
heitliche Beschwerden (Fergen & Böhm 2011). Das Wissenschaftliche Institut der
AOK stellt zunehmende Ausfälle durch Burn-out (ausgebrannt sein) fest, und zwar
bei Frauen doppelt so häufig wie bei Männern (Wissenschaftliches Institut der
AOK 2011).

Neben den gesundheitlichen Schäden, die sich im Besonderen aus der Doppel-
belastung von Beruf und Familie sowie dem besonderen Rollenverständnis von
Müttern ergeben, sind auch die Fakten über ihre berufliche und gesellschaftliche
Integration nach wie vor bedenklich. In der „2. und 3. Bilanz Chancengleichheit“19

werden folgende Punkte hervorgehoben: 

• Kinderbetreuung ist immer noch vorrangig Frauensache. Die Erwerbstäti-
genquote der Frauen im Alter zwischen 20 und 49 Jahren mit Kindern unter
12 Jahren liegt bei 60 Prozent, bei den gleichaltrigen Frauen ohne Kinder
beträgt sie ca. 80 Prozent. Bei den gleichaltrigen Männern mit Kindern liegt
die Quote bei 90 Prozent (2. Bilanz).

• Mütter sind häufiger teilzeitbeschäftigt. Die Teilzeitquote der Mütter lag im
März 2005 mit 38 Prozent zwölf Mal so hoch wie die der Väter (3 Prozent).
In Westdeutschland arbeiteten Mütter mit 42 Prozent fast doppelt so oft in
Teilzeit wie in Ostdeutschland (24 Prozent) (3. Bilanz).

• Frauen in Führungspositionen haben seltener Familie. Nur etwa jede vierte
Frau in einer höheren Position ist verheiratet, bei den Männern hingegen sind
es 70 Prozent. Bei einem Drittel dieser Männer, aber nur bei reichlich einem
Viertel dieser Frauen leben Kinder unter 16 Jahren im Haushalt (2. Bilanz).
Mit 43 Prozent hat Deutschland europaweit den geringsten Anteil von
Frauen mit Kindern in Führungspositionen (3. Bilanz).

• Qualifizierte Frauen haben weniger Kinder. 43 Prozent der 37 bis 40 Jahre
alten westdeutschen Akademikerinnen hatten 2004 keine Kinder. Das waren

19 Die Bundesregierung (2006, S. 38f; 2008, S. 53).
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11 Prozentpunkte mehr als 1991; in Ostdeutschland stieg die Zahl im selben
Zeitraum von 10 auf 24 Prozent (2. Bilanz).

Auch hier sind traditionell gewachsene Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland festzustellen. Dabei wird eine Anpassung des Erwerbsverhaltens der
westdeutschen Frauen an das der ostdeutschen Frauen beobachtet und auch
zukünftig erwartet. Auf der Basis ökonometrischer Schätzungen nimmt eine Pro-
jektion des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) die deutliche
Zunahme der Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen an. So sind die
Erwerbsquoten der westdeutschen Frauen in der Vergangenheit stark gestiegen und
das IAB schätzt für die Zukunft eine weitere Zunahme auf mehr als 90 Prozent.
Die noch deutlich höheren Erwerbsquoten ostdeutscher Frauen sinken im Projek-
tionszeitraum nur unwesentlich, so dass eine Angleichung der ost- und westdeut-
schen Erwerbsquoten bis 2050 erwartet wird. (Fuchs & Dörfler 2005) 

In einer nachfolgenden Studie wird darauf verwiesen, dass gesellschaftliche
Rahmenbedingungen wie die familiäre Arbeitsteilung, die Akzeptanz der Erwerbs-
tätigkeit von Müttern sowie eine Vielzahl weiterer ökonomischer und gesellschaft-
licher Bedingungen für oder gegen die Entscheidung von Kindern bei gleichzeitigem
Interesse an Erwerbstätigkeit verantwortlich sein werden. (Fuchs & Söhnlein
2007, S. 9) 

Familienfreundlichkeit wird zum Wettbewerbsvorteil. Fast die Hälfte (44 Pro-
zent) der deutschen Unternehmensleitungen vertritt die Auffassung, dass familien-
freundliche Angebote bei der Personalgewinnung in Zukunft eine wichtige Rolle
spielen werden, von den größeren Unternehmen meinen dies sogar zwei Drittel
(67 Prozent) (3. Bilanz 2008).

Bereits 1989 wurde zwischen dem Bundesarbeitgeberverband Chemie und der
IG Bergbau, Chemie, Energie eine Sozialpartner-Vereinbarung "Frauenförderung
in der chemischen Industrie" abgeschlossen. „Sowohl in großen als auch in
kleineren und mittleren Unternehmen wurden seit dieser Zeit entsprechend der un-
terschiedlichen Ausgangssituationen vielfältige Maßnahmen zur Herstellung der
Chancengleichheit und zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie in die betriebliche
Praxis umgesetzt mit dem Ziel, die Gleichbehandlung von Frauen und Männern in
den Betrieben zu sichern und Männern und Frauen die gleichen beruflichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten anzubieten“, (Chemiesozialpartner 2006). Daraus ent-
stand 2006 die Sozialpartnervereinbarung „Für eine chancengleiche und familien-
bewusste Personalpolitik“ und 2008 der Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und
Demografie“ (Chemietarifvertrag 2008). Mit diesen Initiativen kann die Chemie-
industrie als Vorreiter genannt werden. 
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Allerdings gibt es zwischen Bekundung und Umsetzung noch viel Spielraum. So
verweist das IAB 2009 darauf, dass sich in Deutschland hinsichtlich der Vereinbar-
keit von Beruflichem und Privatem immer noch relativ wenig tut. „Auch wenn
Fortschritte bei einzelnen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
festzustellen sind, ist die Bilanz insgesamt eher ernüchternd: Der Anteil der Be-
triebe, die tarifliche, betriebliche oder freiwillige Vereinbarungen oder Initiativen
anbieten, ist seit 2002 weitgehend konstant geblieben – auf niedrigem Niveau. Be-
denkt man außerdem, dass solche Vereinbarungen vor allem in Großbetrieben ab-
geschlossen werden, viele Frauen aber in kleineren Betrieben arbeiten, bleibt nur
festzustellen, dass es bis zur Chancengleichheit von Frauen und Männern noch ein
weiter Weg ist“, (Kohaut & Möller 2009).

Die Vereinbarkeit von Arbeitswelt und Lebenswelt gelangt mehr und mehr in
den Mittelpunkt der Diskussion. Dabei ist es wichtig, die unterschiedlichen Leben-
splanungen und Wünsche der Mitarbeiter/-innen zu berücksichtigen. Bei einer
ZSH-Standortbefragung in Leuna im Jahr 2010 wurde beispielsweise deutlich,
dass die Belastungen durch die schwierige Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und
Kinderbetreuung für Frauen wie Männer gleichermaßen gelten und dass Männer
sich ebenso mit dem Thema identifizieren und mehr Familienverantwortung über-
nehmen wollen. (vgl. auch Kratzer et al. 2011). Hier zeigt sich ein Wandel im Rol-
lenverständnis junger Väter und Mütter, der darauf verweist, dass nicht nur wegen
der vermutlich wieder ansteigenden Erwerbsbeteiligung von Frauen eine gut durch-
dachte Work-Life-Balance-Politik wichtig wird. Ähnliches gilt auch für die vielen
Beschäftigten, die weder Pflegeverantwortung noch Kinderbetreuung oder andere
Familienprobleme für sich benennen, aber trotzdem hohe Stressfaktoren aufwei-
sen. So sind die Belastungswerte, die bei den Freizeitabfragen in der ZSH-Befra-
gung 2010 erhoben wurden, besonders hoch. Die schlechtesten Werte weisen, wie
in vielen anderen Befragungen auch, die Beschäftigten in vollkontinuierlichen
Schichten auf. 

Die neuen Anforderungen an eine moderne Personalpolitik liegen also im Be-
sonderen in der besseren Vereinbarkeit von Beruflichem und Privatem. Dabei ist
der individuelle Blick auf die Problemlagen der Mitarbeiter/-innen von besonderer
Bedeutung. Dazu gehören unter anderem:

• Beschäftigungschancen und Karrieremöglichkeiten für Mütter, 
• ein neues Verständnis der Väter in ihrer Familienrolle, 
• Pflegeverantwortung als häufiger auftretende Familienaufgabe, 
• stärkere Berücksichtigung der Freizeitinteressen (wie Hobby und Vereinsar-

beit) vieler Mitarbeiter/-innen als ausgleichender Faktor und 
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• Gesunderhaltung der Arbeitskräfte durch das gesamte Erwerbsleben durch
eine vorsorgende Gesundheitspolitik.

Diese und weitere Ausgleichsmaßnahmen müssen Personalverantwortliche
zukünftig stärker im Blick haben und dabei beiden Geschlechtern gleichermaßen
gerecht werden. Zu guten Ansätzen und Möglichkeiten der Vereinbarkeit von
Beruflichem und Privatem berichtet Sabine Böttcher aus dem SCHICHT-Projekt in
diesem Band.20 
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Anhang

Bei dem Versuch, Zeitreihen durch amtliche Statistiken zu erstellen, stößt man
schnell auf das Problem der Vergleichbarkeit der Daten. Für die Analysen mussten
unterschiedliche Quellen herangezogen werden, die in den statistischen Erhe-
bungen einige Besonderheiten (zum Beispiel regionale Abgrenzungen, Einbezie-
hung oder Ausschluss bestimmter Berufsgruppen u.a.) aufweisen. Die Besonder-
heiten werden in den Quellenangaben im Anhang benannt. Wenn sich daraus
strukturelle Unterschiede ergeben, die Auswirkungen auf das Ergebnis der Analy-
sen haben, wird darauf im Text gesondert hingewiesen. 
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Anhang 1: 
Beschäftigte des Elektrochemischen Kombinates Bitterfeld von 1895 bis 1962

Quelle: Heß, Gerhard (1965): Funktion und Struktur des Industriegebietes Bitterfeld – Eine historisch-
geographische Untersuchung zur Frage der Entwicklung industrieller Ballungsgebiete. Diss. Leipzig.

Jahr Beschäftigte

1895 88

Nur Stammwerk Chemische Fabrik Griesheim Elektron (CFGE)

1897 229

1898 265

1899 300

1901 400

1902 526

1903 650

1904 800

1905 970

1906 1.067

1907 1.061

1908 1.017

1910 1.237

1912 1.292

1914 1.306

1916 2.983

1918 5.894

Gesamtanlage: CFGE, Elektrochemische Werke, Nebenanlagen

1920 3.896

1922 4.494

1924 5.309

1926 4.114

1928 4.661

1930 4.474

1932 3.881

1934 3.920

1936 5.489

1938 6.567

1939 7.185

1940 7.979

1941 9.937

1942 1.1369

1943 13.574

1944 15.902

1945 16.477

1946 7.034

Elektrochemisches Kombinat Bitterfeld (EKB) einschließlich Aluminiumwerke

1947 9.420

1948 10.804

1949 11.103

1950 11.309

1951 12.346

1952 12.558

1962 12.700
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Anhang 2: 
Beschäftigte der Filmfabrik Wolfen von 1910 bis 1989

Quellen:
• 1910 und 1912: Industrie- und Filmmuseum Wolfen e.V. (1994): 85 Jahre Filmfabrik Wolfen. Ein 

Betrieb im Wandel der Zeiten. Bitterfeld. (S. 10)
• 1914 bis 1918: Sauerzapf, R.: Zur Frauen-Erwerbsarbeit in der Filmfabrik Wolfen (1910–1990), 

Manuskript. (S. 8)
• 1926: Industrie- und Filmmuseum Wolfen e.V. (1994): 37
• 1930 bis 1942: Hackenholz (2004): Die Elektrochemischen Werke in Bitterfeld 1914–1945. Ein 

Standort der IG-Farbenindustrie AG, LIT Verlag Münster. (S. 227, 276 und 324)
• 1945: Sauerzapf, R.: 17
• 1948 bis 1976: Sauerzapf, R.: 23f.
• 1989: Industrie- und Filmmuseum Wolfen e.V. (1994): 37

Jahr Beschäftigte

1910 200

1912 400

1914 335

1915 419

1916 827

1917 1.178

1918 1.321

1926 5.800

1930 4.360

1933 5.468

1935 3.042

1936 7.937

1937 9.743

1938 10.736

1939 11.055

1940 11.760

1941 11.714

1942 13.147

Jan 45 11.614

Dez 48 9.202

Jul 66 14.097

1971 15.445

1976 15.713

1989 15.500
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Anhang 3: 
Beschäftigte des Ammoniakwerkes Merseburg (auch Leuna-Werke genannt) 
von 1917 bis 1984

**eigene Berechnung anhand von Angaben aus unten genannten Quellen

Quellen: 

• Streller, Karl-Heinz (1989): Geschichte der VEB Leuna-Werk „Walter Ulbricht“: 1916 bis 1945 / Hrsg.: Kreisleitung 
der SED des VEB Leuna-Werke „Walter Ulbricht“ / von Karl-Heinz Streller und Erika Maßalsky; Leipzig: Dt. Verlag 
für Grundstoffindustrie.

• 1917 bis 1920: S. 21; 1921 bis 1923: S. 48; 1924 bis 1928: S. 101; 1929 bis 1932 Arbeiter: S. 109, 1929 und 1932 
Angestellte: S. 111; 1933 und 1936: S. 156; 1939 und 1944: S. 185; 1940 bis 1942: S. 185 

• Streller, Karl-Heinz (1986): Geschichte der VEB Leuna-Werke „Walter Ulbricht“: 1945 bis 1981 / Hrsg.: Kreisleitung 
der SED des VEB Leuna-Werke „Walter Ulbricht“ / von Karl-Heinz Streller, Leipzig: Dt. Verlag für 
Grundstoffindustrie.

• 1945 bis 1984: S. 283

Jahr Arbeiter Angestellte Gesamtbelegschaft

01.01.1917 1.016 90 1.106

01.01.1918 3.468 265 3.733

01.01.1919 6.400 485 6.885

01.01.1920 7.078 1.288 8.366

1921 9.350 k. A.

1922 9.850 k. A.

1923 10.850 k. A.

01.01.1924 11.249 2.703 13.952

01.01.1925 9.879 2.478 12.357

01.01.1926 9.748 2.379 12.127

01.01.1927 12.512 2.467 14.979

01.01.1928 18.799 3.095 21.894

1929 14.683 3.238 17.921**

1930 15.343 k. A.

1931 10.527 k. A.

1932 7.077 1.150 8.227**

1933 8.871 705 9.576

1936 16.000 2.694 18.694

31.12.1940 k. A. k. A. 26.473**

Ende 1941 k. A. k. A. 27.758**

31.12.1942 k. A. k. A. 24.397**

1945 13.138 3.066 17.230

1950 17.381 2.975 20.979

1955 22.774 3.436 27.381

1960 21.422 4.042 26.853

1965 21.093 3.814 27.550

1970 19.180 4.347 26.957

1975 17.635 3.869 26.319

1980 19.773 3.408 28.297

1984 19.607 3.525 28.288
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Anhang 4: 
Weibliche Beschäftigte in der chemischen Industrie im Deutschen Reich 
von 1882 bis 1940

**Diese Zahlen sind nicht mit den anderen hier aufgeführten Zahlen aus anderen Jahren vergleichbar 
(siehe Anmerkungen bei den Quellen). 

a) Selbständige, leitende Beamte und sonstige Geschäftsleiter (Unternehmer, Eigentümer...) --> ab 1925 
Selbständige

b) wissenschaftlich, technisch oder kaufmännisch gebildetes Personal --> ab 1925 Angestellte und 
Beamte

c) sonstige Gehilfen, Lehrlinge, Fabrik-, Lohn- und Tagearbeiter --> ab 1925 Arbeiter und mithelfende 
Familienangehörige

Jahr
berufliche 
Stellung

Beschäftigte 
insgesamt

davon Frauen Frauen in %

1882 gesamt 71.777 7.386 10,3

1895 gesamt 102.923 14.721 14,3

a 10.503 438 4,2

b 10.485 187 1,8

c 81.935 14.096 17,2

1907 gesamt 158.776 25.691 16,2

a 12.588 729 5,8

b 24.073 1.993 8,3

c 122.115 22.969 18,8

1916** gesamt 580.030 271.129 46,7

a 12.772 813 6,4

b 49.655 14.036 28,3

c 517.603 256.280 49,5

1925 gesamt 352.059 78.040 22,2

a 13.274 966 7,3

b 93.547 23.051 24,6

c 245.238 54.023 22,0

1933 gesamt 276.720 71.427 25,8

1939 gesamt 532.454 134.145 25,2

a 9.439 k. A.

b 144.580 k. A.

c 378.435 k. A.

1940** gesamt 246.789 82.287 33,3
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Quellen und Bemerkungen: 

Für 1882: Allgemeine Berufszählung vom 5. Juni 1882 (Personal in den Gewerbebetrieben der 
chemischen Industrie)

Kaiserliches Statistisches Amt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 11. Jahrgang 
1890, Berlin 1890: Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, S. 27

Für 1895: Berufszählung am 14. Juni 1895

Kaiserliches Statistisches Amt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 18. Jahrgang 
1897, Berlin 1897: Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, S. 12f.

Für 1907: Berufszählung am 12. Juni 1907

Kaiserliches Statistisches Amt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 30. Jahrgang 
1909, Berlin 1909: Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, S. 12

Für 1916: Volkszählung am 1. Dezember 1916

Statistisches Reichsamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 40. Jahrgang 1919, 
Berlin 1919: Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, S. 32 und eigene Berechnungen

Die Zahlen von 1916 sind nicht mit den Zahlen der vorherigen Jahre vergleichbar. Außerdem wurde 
hier nur die reichsdeutsche Bevölkerung ausgewiesen. Zudem sind nicht alle Geburtsjahrgänge in der 
Statistik vertreten. Es handelt sich hier um eine Volkszählung vom 1. Dezember 1916 des Preußischen 
Kriegsministeriums.

Für 1925: Berufszählung am 16. Juni 1925 (Erwerbstätige im Wirtschaftszweig Chemie)

Statistisches Reichsamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 46. Jahrgang 1927, 
Berlin 1927: Verlag von Reimar Hobbing in Berlin SW 61, S. 25

Für 1933: Berufszählung vom 16. Juni 1933 (Erwerbstätige im Wirtschaftszweig Chemie)

Statistisches Reichsamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 54. Jahrgang 1935, 
Berlin 1935: Verlag für Sozialpolitik, Wirtschaft und Statistik G.m.b.H. in Berlin SW 68, S. 20

Für 1939: Berufszählung am 17. Mai 1939 (Erwerbspersonen im Wirtschaftszweig Chemie)

Statistisches Reichsamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 59. Jahrgang 1941/42, 
Berlin 1942, S. 36

Für 1940: Arbeiter und Angestellte am 5. Juli 1940 nach Arbeitsbuchkartei im Beruf Chemiewerker

Statistisches Reichsamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 59. Jahrgang 1941/42, 
Berlin 1942, S. 414

Die Arbeitsbuchkartei gilt nur für den Beruf Chemiewerker und nicht für die Gesamtheit der 
Erwerbspersonen im Wirtschaftszweig Chemie.
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Anhang 5: 
Beschäftigte in der chemischen Industrie von 1949 bis 2009 in Ost- und 
Westdeutschland (Abbildung 1)

Jahr NBL/DDR ABL/BRD Gesamt

1949 k. A. 269.516

1950 195.800 292.358 488.158

1951 205.200 311.749 516.949

1952 215.200 318.963 534.163

1953 227.300 k. A.

1954 236.000 351.948 587.948

1955 238.612 379.884 618.496

1956 239.664 400.680 640.344

1957 246.931 422.561 669.492

1958 250.960 425.814 676.774

1959 264.733 439.871 704.604

1960 268.853 464.891 733.744

1961 269.025 491.795 760.820

1962 271.466 496.700 768.166

1963 272.185 503.400 775.585

1964 275.621 513.000 788.621

1965 280.645 530.500 811.145

1966 282.038 539.000 821.038

1967 284.286 534.000 818.286

1968 325.049 535.000 860.049

1969 325.803 567.000 892.803

1970 323.212 596.000 919.212

1971 323.375 589.000 912.375

1972 329.157 580.000 909.157

1973 333.129 587.000 920.129

1974 333.760 651.200 984.960

1975 334.892 638.500 973.392

1976 335.488 618.200 953.688

1977 333.691 613.300 946.991

1978 335.073 606.800 941.873

1979 340.176 609.100 949.276
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Quellen und Bemerkungen:

DDR 1950 bis 1989: Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik, Jahre 1955 bis 1990

BRD 1949 bis 1989

Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland (verschiedene Jahrgänge)

1980 340.480 616.700 957.180

1981 338.922 612.400 951.322

1982 341.006 605.200 946.206

1983 341.142 591.800 932.942

1984 343.385 592.300 935.685

1985 343.734 602.500 946.234

1986 339.463 611.300 950.763

1987 337.245 623.600 960.845

1988 335.044 619.800 954.844

1989 331.919 629.000 960.919

1990 193.569 637.308 830.877

1991 159.000 642.021 801.021

1992 130.000 636.379 766.379

1993 111.000 603.438 714.438

1994 48.600 577.900 626.500

1995 43.600 553.600 597.200

1996 39.700 542.300 582.000

1997 37.400 524.300 561.700

1998 36.400 507.100 543.500

1999 44.177 437.018 481.195

2000 44.126 439.346 483.472

2001 44.968 436.625 481.593

2002 45.829 431.697 477.526

2003 47.144 425.578 472.722

2004 47.519 408.238 455.757

2005 47.282 398.968 446.250

2006 48.046 394.822 442.868

2007 49.315 398.537 447.852

2008 50.696 398.691 449.387

2009 49.264 384.395 433.659

Jahr NBL/DDR ABL/BRD Gesamt



122 Bettina Wiener

Ostdeutschland

1990: Statistisches Bundesamt (1993): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Fachserie 1 Reihe 4.S.1. 
Berufstätigenerhebung vom 30. November 1990 in den neuen Ländern und Berlin-Ost. Wiesbaden, 
S. 21

Beschäftigte am 30.11.1990, Berufstätigenerhebung

1991: Statistisches Bundesamt (1993): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Fachserie 1 Reihe 4.S.2. 
Erwerbstätigkeit in den neuen Ländern und Berlin-Ost. Oktober 1991/Januar 1992. Wiesbaden, S. 59

Erwerbstätige im Oktober 1991, Mikrozensus

1992: Statistisches Bundesamt (1993): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Fachserie 1 Reihe 4.1.1 Stand 
und Entwicklung der Erwerbstätigkeit 1992. Ergebnisse des Mikrozensus. Wiesbaden, S. 257

Erwerbstätige im Mai 1992, Mikrozensus

1993: Statistisches Bundesamt (1994): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Fachserie 1 Reihe 4.1.1 Stand 
und Entwicklung der Erwerbstätigkeit 1993. Ergebnisse des Mikrozensus. Wiesbaden, S. 257

Erwerbstätige im April 1993, Mikrozensus

Westdeutschland 1990 bis 1993

Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, R4.2.1, 2.Vj/(Jahre 1990 bis 1993); sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte am 30.06.

Für die Jahre 1994 bis 1998

Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, R4.2.1, 2.Vj/(Jahre 1994 bis 1998); sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte am 30.06.

Für die Jahre 1999-2009

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Deutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Westdeutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Ostdeutschland 30. Juni 2009 

Online jeweils für die Jahre 1999 bis 2009 einzeln bei der Bundesagentur für Arbeit abrufbar unter:

http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/b.html --> „Beschäftigte nach 
Wirtschaftsabteilungen und Wirtschaftsgruppen (Quartalsdaten)“

Amtliche Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche

1950 bis 1958 DDR: Arbeiter und Angestellte MIT Lehrlingen in der chemischen Industrie

1959 bis 1967 DDR: Arbeiter und Angestellte OHNE Lehrlinge in der chemischen Industrie; ab 
1959 wird zusätzlich die Herstellung von Zelluloseregeneratfasern und 
synthetischen Fasern zur chemischen Industrie gezählt

1968 bis 1989 DDR: Arbeiter und Angestellte ohne Lehrlinge in der chemischen Industrie; 
ab 1968 neue Abgrenzung der chemischen Industrie; Industriezweige, die 
vorher nicht zur chemischen Industrie gezählt wurden, wie z. B. die Kali- und 
Steinsalzindustrie werden nun der chemischen Industrie zugeordnet

Bis 1973 BRD: WZ 61

1990 bis 1993 NBL: Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979 

1974 bis 1993 ABL/BRD: Fassung für die Berufszählung 1970

1994 bis 1998: Fassung für die Berufszählung 1970
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1999 bis 2002: WZ 93

2003 bis 2008: WZ 2003

2009: WZ 2008

Regionale Abgrenzung

Von 1949 bis 1950 BRD  Bundesgebiet ohne Saarland und ohne Berlin-West

Von 1951 bis 1958 BRD  Bundesgebiet ohne Saarland

Von 1959 bis 1989 BRD  gesamtes Bundesgebiet

Von 1990 bis 1998: Ostdeutschland  Neue Bundesländer mit Berlin-Ost; 
Westdeutschland  Alte Bundesländer mit Berlin-West

Von 1999 bis 2009: Ostdeutschland  Neue Bundesländer und Berlin; 
Westdeutschland  Alte Bundesländer ohne Berlin
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Anhang 6: 
Beschäftigte und deren Frauenanteil in der chemischen Industrie der beiden deutschen 
Staaten DDR und BRD von Anfang der fünfziger Jahre bis 1989 (in %)

Jahr
DDR BRD

Insgesamt Frauen Insgesamt Frauen

1950 195.800 a)

1951 205.200

1952 215.200

1953 227.300

1954 236.000

1955 238.612

1956 239.664 35,6

1957 246.931 36,0

1958 250.960 36,9

1959 264.733 b) 37,9

1960 268.853 38,7 461.950 d) 28,0

1961 269.025 39,0

1962 271.466 38,9

1963 272.185 39,0

1964 275.621 39,3 519.149 e) 28,7

1965 280.645 39,7

1966 282.038 40,4 543.386 28,3

1967 284.286 40,8

1968 325.049 c) 38,5 543.749 28,1

1969 325.803 39,3

1970 323.212 40,4 605.484 28,2

1971 323.375 41,1

1972 329.157 41,5 581.175 28,1

1973 333.129 42,0

1974 333.760 42,3 651.200 f) n. g.

1975 334.892 42,2 638.500 27,1

1976 335.488 42,6 618.200 26,8

1977 333.691 42,9 613.300 26,6

1978 335.073 42,9 606.800 26,2

1979 340.176 42,8 609.100 26,3

1980 340.480 42,7 616.700 26,4

1981 338.922 42,7 612.400 26,2

1982 341.006 42,0 607.900 g) 26,0

1983 341.142 41,8 591.800 25,8

1984 343.385 41,4 592.300 25,7

1985 343.734 41,4 602.500 25,8

1986 339.463 41,5 611.300 26,0

1987 337.245 41,2 623.600 26,2

1988 335.044 41,1 619.800 26,6

1989 331.919 41,1 629.000 26,7
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Quellen und Bemerkungen:

Quellen DDR: Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch der Deutschen 
Demokratischen Republik, Jahre 1955 bis 1990

a) Arbeiter und Angestellte MIT Lehrlingen

b) Arbeiter und Angestellte OHNE Lehrlinge; ab hier andere Abgrenzung der chemischen Industrie: 
Herstellung von Zelluloseregeneratfasern und synthetischen Fasern wird zusätzlich zur chemischen 
Industrie gezählt

c) Arbeiter und Angestellte OHNE Lehrlinge; ab hier andere Abgrenzung der chemischen Industrie: 
Erweiterung der Abgrenzung um Industriezweige, die vorher nicht zur chemischen Industrie gezählt 
wurden

Quellen BRD: Statistische Jahrbücher, unterschiedliche Jahrgänge

d) ohne West-Berlin

e) Systematik der Wirtschaftszweige 1961; Beschäftigte in Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten. 
Stichtag: Ende September

f) Ab hier andere Klassifikation, nicht mehr mit vorherigen Zahlen vergleichbar: Daten der 
Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; Abgrenzung der Chemie nach 
Systematik der Wirtschaftszweige: Fassung für die Berufszählung 1970, Stichtag 30.06.

g) hier anderer Stichtag: 31.03.

Anhang 7: 
Anteil der Beschäftigten einzelner Branchen an allen Beschäftigten 
der DDR sowie Anteil des Umsatzes einzelner Branchen am 
Gesamtumsatz der Industrie der DDR

Quellen:

Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik 1990, S. 157f.

Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik 1987, S. 139 

1986 Platz 1989 Platz

Arbeiter und Angestellte (ohne Lehrlinge) (in %)

Maschinen- und Fahrzeugbau 29,9 1 29,9 1

Leichtindustrie 15,0 2 15,1 2

Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau 14,5 3 14,3 3

Chemische Industrie 10,4 4 10,3 4

Industrielle Warenproduktion (in %)

Maschinen- und Fahrzeugbau 20,2 1 21,3 1

Chemische Industrie 20,1 2 18,0 2

Lebensmittelindustrie 15,4 3 15,6 3
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Anhang 8: 
Recherche zu aktuellen Beschäftigtenzahlen an ausgewählten Chemiestandorten 
in Sachsen-Anhalt

Anhang 9: 
Chemische Industrie in den fünf neuen Bundesländern und Berlin-Ost

Quelle: Statistische Landesämter, VCI Landesverband Nordost ab 2007: Beschäftigte per 30.9.

Unterschiede in den Angaben zu Anhang 5 ergeben sich aus Folgendem: 

*  Hier handelt es sich um Angaben für Betriebe ab 50 Beschäftigte.

** Die DDR-Statistik wies für 1989 knapp 332.000 Beschäftigte aus (enthalten waren neben kleineren 
Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten, die ca. 10 Prozent der Gesamtbeschäftigung 
ausmachten, auch Mitarbeiter/-innen, die zum Unternehmen gehörten, aber mit der Chemieproduktion 
nur indirekt zu tun hatten – wie z.B. Kantine, FDGB-Versorgung, Ferienlager etc.). 

Standort Beschäftigte Quellen: September 2010

Leuna
(InfraLeuna)

Bitterfeld/ Wolfen 
(Preiss Daimler)

„Zurzeit arbeiten etwa  9.000 Menschen am 
Standort Leuna.“

„Insgesamt sind in den Unternehmen des 
ChemieParks mehr als 11.000 Mitarbeiter 
beschäftigt.“

http://www.infraleuna.de/cms/
index.php?tradition_und_inno
vation

http://www.chemiepark.de/

Jahr Umsatz
in Mrd. EUR Beschäftigte*

1989 10,3 180.000**

1990 7,9 170.800

1991 4,4 122.900

1992 4,0 69.400

1993 3,4 51.500

1994 3,9 39.400

1995 4,7 35.300

1996 4,5 31.700

1997 5,2 32.100

1998 5,4 31.300

1999 5,8 30.900

2000 7,5 32.000

2001 7,9 32.200

2002 8,6 33.600

2003 8,9 34.900

2004 9,8 35.700

2005 11,2 36.500

2006 12,8 37.700

2007 15,0 40.700

2008 15,7 42.800
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Anhang 10: 
Chemische Industrie in den sechs ostdeutschen Bundesländern 
(einschließlich Berlin West)

Quelle: Statistische Landesämter, VCI e.V. LV Nordost

Betriebe ab 20 Beschäftigte; ab 2007: Beschäftigte per 30.9.; ab 2008: WZ 2008; sechs ostdeutsche 
Bundesländer, d.h. inklusive West-Berlin

Jahr
Umsatz

in Mrd. EUR
Beschäftigte

1989 12,3 193.100

1990 10,1 184.800

1991 6,8 137.000

1992 6,5 83.600

1993 5,9 65.100

1994 6,4 52.000

1995 6,9 46.800

1996 6,7 42.600

1997 7,7 42.200

1998 8,0 40.900

1999 8,5 40.400

2000 10,4 40.600

2001 10,9 41.000

2002 11,8 43.500

2003 12,2 44.900

2004 13,3 45.500

2005 14,9 46.100

2006 16,8 47.300

2007 19,5 50.300

2008 19,6 48.800

2009 17,9 47.900
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Anhang 11: 
Beschäftigte und Frauenanteil in der chemischen Industrie in Deutschland 
am 30. 06. des jeweiligen Jahres von Anfang der neunziger Jahre bis 2009 
(laut amtlicher Abgrenzung) 

* anderer Stichtag: 30. September 1994 

** eigene Berechnungen (siehe amtliche Abgrenzung 2009)

Jahr
Deutschland Ostdeutschland Westdeutschland

Insgesamt Frauen% Insgesamt Frauen% Insgesamt Frauen%

1990

hier keine BA-Daten vorhanden 
-> nach Auskunft der BA sind Daten nicht valide

637.308 26,9

1991 642.021 27,2

1992 636.379 27,5

1993 603.438 27,5

1994 623.400* 28,9 48.600* 41,6 577.900 27,7

1995 597.200 28,9 43.600 40,6 553.600 28,0

1996 582.000 28,9 39.700 39,8 542.300 28,2

1997 561.700 29,0 37.400 39,8 524.300 28,2

1998 543.500 29,1 36.400 39,3 507.100 28,4

1999

Chemie (24) 
hier ist 

Pharmazie-
industrie  
enthalten

481.195 29,4 44.177 41,8 437.018 28,1

2000 483.472 29,5 44.126 41,9 439.346 28,3

2001 481.593 29,7 44.968 41,5 436.625 28,5

2002 477.526 30,1 45.829 41,3 431.697 28,9

2003 472.722 30,5 47.144 41,2 425.578 29,3

2004 455.757 31,1 47.519 40,9 408.238 29,9

2005 446.250 31,4 47.282 40,7 398.968 30,3

2006 442.868 31,5 48.046 40,7 394.822 30,4

2007 447.852 31,8 49.315 40,3 398.537 30,8

2008 449.387 32,1 50.696 40,4 398.691 31,0

2009

Chemie (20) 320.714 25,3 31.972 31,7 288.742 24,5

Pharma (21) 112.945 49,0 17.292 53,3 95.653 48,2

Zusammen** 433.659 31,4 49.264 39,3 384.395 30,4
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Quellen und Bemerkungen:

Für die Jahre 1990 bis 1998

Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, R4.2.1, 2.Vj/(Jahre 1990 bis 1998)

Für die Jahre 1999-2009

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Deutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Westdeutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Ostdeutschland 30. Juni 2009 

Online jeweils für die Jahre 1999 bis 2009 einzeln bei der Bundesagentur für Arbeit abrufbar unter:

http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/b.html --> „Beschäftigte nach 
Wirtschaftsabteilungen und Wirtschaftsgruppen (Quartalsdaten)“

- eigene Berechnung der Prozentwerte

Amtliche Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche

1990 bis 1998: Fassung für die Berufszählung 1970

1999 bis 2002: WZ 93

2003 bis 2008: WZ 2003

2009: WZ 2008: ab hier wird die „Herstellung von pharmazeutischen 
Erzeugnissen“ nicht mehr als Bestandteil der chemischen Industrie 
aufgeführt. Die Pharmazieindustrie wird nun gesondert unter einer eigenen 
Klassifikationsnummer aufgeführt. 

Regionale Abgrenzung

Von 1990 bis 1998: Ostdeutschland --> Neue Bundesländer mit Berlin-Ost 
Westdeutschland --> Alte Bundesländer mit Berlin-West

Von 1999 bis 2009: Ostdeutschland --> Neue Bundesländer und Berlin
Westdeutschland --> Alte Bundesländer ohne Berlin
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Anhang 12: 
Beschäftigte und Frauenanteil in der pharmazeutischen Industrie in Deutschland 
am 30. 06. des jeweiligen Jahres von 1995 bis 2009 
(laut amtlicher Abgrenzung) 

* ab dem Jahr 1999 erfolgt die Zuordnung über eine andere Klassifikation, aus diesem Grund ist der 
Unterschied der Absolutzahlen zwischen den Jahren 1998 und 1999 relativ groß

Quellen und Bemerkungen:

Für die Jahre 1995 bis 1998

Daten auf Anfrage von der Bundesagentur für Arbeit bereitgestellt (20.12.2010)

Für die Jahre 1999 bis 2009

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Deutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Westdeutschland 30. Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftsgruppen in 
Ostdeutschland 30. Juni 2009 

Online jeweils für die Jahre 2009 bis 1999 einzeln bei der Bundesagentur für Arbeit abrufbar unter:

http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/b.html --> „Beschäftigte nach 
Wirtschaftsabteilungen und Wirtschaftsgruppen (Quartalsdaten)“

– eigene Berechnung der Prozentwerte 

Jahr
Deutschland Ostdeutschland Westdeutschland

Insgesamt Frauen% Insgesamt Frauen% Insgesamt Frauen%

1995 143.584 45,1 17.220 51,8 126.364 44,2

1996 145.072 45,1 16.815 52,0 128.257 44,1

1997 140.218 45,3 16.783 53,0 123.435 44,3

1998 129.362 47,0 15.997 52,9 113.365 46,2

1999* 107.365 47,2 16.796 51,9 90.569 46,4

2000 110.123 46,9 16.678 52,5 93.445 46,0

2001 112.060 47,1 16.684 52,9 95.376 46,1

2002 117.242 47,2 17.447 52,7 99.795 46,2

2003 118.616 47,5 17.921 53,0 100.695 46,5

2004 126.381 47,4 18.249 53,4 108.132 46,4

2005 125.970 47,8 18.184 52,9 107.786 46,9

2006 127.729 47,9 18.396 53,0 109.333 47,0

2007 130.410 48,3 18.530 53,2 111.880 47,5

2008 131.258 48,5 18.932 53,9 112.326 47,6

2009 112.945 49,0 17.292 53,3 95.653 48,2
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Amtliche Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche

1995 bis 1998: WZ 73

1999 bis 2002: WZ 93

2003 bis 2008: WZ 2003

2009: WZ 2008

Regionale Abgrenzung

Von 1995 bis 2009: Ostdeutschland --> Neue Bundesländer und Berlin
Westdeutschland --> Alte Bundesländer ohne Berlin

Anhang 13: 
Anteil der Frauen an der Ausbildung in den wichtigsten Chemieberufen

Quelle: Datenlieferung vom BIBB September 2011

Jahr
Chemikantin Pharmakantin Chemielaborantin

ABL NBL ABL NBL ABL NBL

1991 5,9 75,7 53,3 92,9 53,8 91,0

1992 6,4 70,3 58,0 83,3 55,4 88,8

1993 7,0 54,7 57,1 76,9 53,7 85,1

1994 7,9 42,7 59,1 73,7 53,2 78,5

1995 8,7 39,4 62,5 85,0 53,0 78,6

1996 9,4 35,8 57,6 81,0 52,7 81,0

1997 9,3 32,5 57,1 74,2 54,3 80,1

1998 9,5 32,9 57,5 73,3 56,4 79,5

1999 10,0 30,9 59,1 62,5 58,7 77,2

2000 10,0 27,6 57,4 58,1 60,3 75,3

2001 10,8 24,1 55,4 60,0 61,0 73,6

2002 11,3 23,3 53,3 53,5 60,4 69,9

2003 12,0 21,2 54,7 54,2 59,4 70,1

2004 10,9 19,2 51,0 55,8 57,4 67,0

2005 11,1 18,1 51,1 51,9 56,2 63,3

2006 11,3 16,8 51,3 52,7 54,9 62,7

2007 12,1 17,6 52,0 51,8 54,2 61,6

2008 13,0 18,7 53,9 53,6 54,5 62,4

2009 13,6 21,3 54,0 54,9 55,3 63,6

2010 14,6 21,5 54,7 55,4 55,6 60,6
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Anhang 14: 
ifo-Geschäftsklimaindex ostdeutsche Chemieindustrie (2009/2010) 

Quelle: Information vom Arbeitgeberverband Nordostchemie, N:\1. Nordostchemie\1.12. 
Verbandsstatistik\1.12.5. Berichte\1.12.5.2. Zwischenberichte. 2011 (intern)

Lage Erwartungen Klima

Oktober 2009 -14 +4 -5

November 2009 -11 +18 +3

Dezember 2009 -1 +6 +2

Januar 2010 +21 +19 +20

Februar 2010 +22 +20 +21

März 2010 +20 +11 +15

April 2010 +29 +37 +33

Mai 2010 +45 +18 +31

Juni 2010 +38 +9 +23

Juli 2010 +53 +4 +27

August 2010 +50 +22 +36

September 2010 +49 +20 +34

Oktober 2010 +59 +23 +40
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Die Beschäftigungswirkung der Landwirtschaft
im ländlichen Raum in Sachsen-Anhalt 

Susanne Winge

1 Einleitung

Die Landwirtschaft hat, neben ihrer primären Funktion der Nahrungsmittelpro-
duktion, in den ländlichen Räumen einen besonderen Stellenwert. Sie gestaltet den
ländlichen Raum als Lebens- und Arbeits-, aber auch Erholungs- und Naturraum
und ist ein wesentliches Element seiner Zukunftsfähigkeit. Das wirtschaftliche
Gewicht der Landwirtschaft ist allerdings im Zuge des Strukturwandels deutlich
zurückgegangen. Fasterding & Rixen (2005, S. 39) konstatieren, dass die Vermin-
derung des Anteils der in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei Beschäf-
tigten ein wesentliches Kennzeichen entwickelter Volkswirtschaften ist. Diese Ent-
wicklung ist vor allem auch kennzeichnend für den ländlichen Raum. So halten
Lüdigk & Schönfeld (2003, S. 81) fest, dass auch im peripheren ländlichen Raum
der Beschäftigungsanteil der Land- und Forstwirtschaft inzwischen zum Teil bei
unter 10 Prozent liegt.

Der vorliegende Artikel verfolgt die Entwicklung der landwirtschaftlichen Be-
schäftigungsstrukturen in den ländlichen Räumen Sachsen-Anhalts. Nach einem
Blick auf die entwicklungsperspektivische Einordnung des ländlichen Raumes in
Sachsen-Anhalt durch den Landesentwicklungsplan wird die Beschäftigungsent-
wicklung in der Landwirtschaft in den Landkreisen unter Einbezug verschiedener
Kennziffern, wie sektoraler und regionaler Beschäftigungsanteil aber auch dem Lo-
kationskoeffizienten, diskutiert.

2  Das Konzept des ländlichen Raumes und ländliche Räume in 
Sachsen-Anhalt

Raumplanung und Raumordnungskonzepte entstanden vor dem Hintergrund der
zunehmenden Industrialisierung mit dem Ziel der Strukturoptimierung von Regio-
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nen. 1965 wurde das erste Raumordnungsgesetz der Bundesrepublik Deutschland
verabschiedet. Der Begriff ‚ländlicher Raum‘ grenzte zunächst vom urbanen Raum
ab, wobei die Bevölkerungsdichte als Unterscheidungskriterium diente (vgl. Bar-
thelemy & Vidal o.J.). Die Definition der ländlichen Räume erfolgt je nach poli-
tischer Zielsetzung verschieden. Der Prüfbericht der OECD (2007, S. 33) hält für
Deutschland fest:

„In Deutschland selbst gibt es keine genaue und strikt angewandte bundesweit gültige
Definition ländlicher Räume. Außerdem verwenden die verschiedenen Bundesländer
z.T. unterschiedliche Raumgliederungen. Das Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) arbeitet je nach Zweck der Analyse mit einer Reihe unterschiedlicher
Einteilungen. Die entsprechenden Kategorien stützen sich auf Kriterien wie Siedlungs-
struktur, Erreichbarkeit und Raumfunktion, wobei der Maßstab von Gemeinden über
Kreise bis hin zu Raumordnungsregionen reicht.“  

Die Raumordnungsregionen und Siedlungsstrukturtypen des Bundesamtes für
Bauwesen und Raumordnung (BBR) werden unter Einbezug der Bevölkerungs-
dichte erarbeitet. Raumordnungsregionen basieren auf ökonomischen Zentren
und ihrem Umland, wobei insbesondere Pendlerverflechtungen zur Abgrenzung
dienen. Auf Landesebene gibt es für Sachsen-Anhalt vier Raumordnungsregionen
(ROR): ROR Magdeburg und ROR Halle  gehören zum Regionsgrundtyp 2 „Ver-
städterte Räume“, die Raumordnungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg sowie
die ROR Altmark gehören dem Regionsgrundtyp 3 „Ländliche Räume“ an. Auf
Kreisebene werden die Regionsgrundtypen noch einmal nach der Bevölkerungs-
dichte untergliedert.

Der Landesentwicklungsplan für Sachsen-Anhalt (Ministerium für Landesent-
wicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt 2010, S. 10ff.) untergliedert den
ländlichen Raum noch einmal nach Chancen, Perspektiven und Unterstützungsbe-
darfen bezogen auf die strukturelle Entwicklung. Unterschieden werden damit in-
nerhalb des Regionsgrundtyps 3 „Ländliche Räume“ vier Typen des ländlichen
Raumes:

Typ 1: Ländlicher Raum im Einzugsbereich von Verdichtungsräumen: Dieser Typ
des ländlichen Raumes hat aufgrund der regionalen Nähe zu den Verdichtungsräu-
men sowohl Bevölkerungszuwachs als auch Arbeitsplatzzuwächse zu verzeichnen.
Es gibt eine Verflechtung mit den Verdichtungsräumen. Dazu gehören beispiels-
weise Teile des Jerichower Lands in der näheren Umgebung von Magdeburg.

Typ 2: Ländlicher Raum außerhalb von Verdichtungsräumen mit günstigen wirt-
schaftlichen Entwicklungspotentialen: Dieser Typus kann auch als Wachstums-
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raum mit überregionaler Ausstrahlungskraft bezeichnet werden. Diese Wachs-
tumsräume sind in Sachsen-Anhalt das Gebiet Nordharz, Dessau-Roßlau und Teile
von Anhalt-Bitterfeld und Wittenberg.

Typ 3: Ländlicher Raum mit relativ günstigen Produktionsbedingungen, insbeson-
dere für Landwirtschaft und/oder Tourismus: Dieser Typus weist aufgrund seiner
Kulturlandschaften entweder hohes Potential für Erholung und Tourismus auf
oder aber es finden sich in diesen Räumen günstige Produktionsbedingungen für
die Landwirtschaft. Beispiele für diesen Typ führt der Landesentwicklungsplan
nicht auf.

Typ 4: Ländliche Räume mit besonderen Entwicklungsaufgaben: Dieser Typ weist
entweder aufgrund seiner Randlage eine niedrige Siedlungs- und Arbeitsplatzdichte
oder aber bedingt durch Umstrukturierungsprozesse besondere Strukturschwä-
chen auf. Der Bevölkerungsrückgang sowie die Arbeitslosenquote liegen über dem
Durchschnitt Sachsen-Anhalts, das BIP der Einwohner unter dem Landesdurch-
schnitt. In Sachsen-Anhalt sind Teile der Landkreise Stendal, Salzlandkreis, Anhalt-
Bitterfeld und Mansfeld-Südharz als Räume mit besonderen Entwicklungsaufga-
ben definiert.

Im Rahmen des Landesentwicklungsplanes werden des Weiteren auch sogenannte
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft definiert. Dabei ist die Funktion Landwirt-
schaft nicht als vorrangig gegenüber anderen Raumnutzungen festgelegt, aber bei
eventuellen Nutzungskonflikten erhält die Funktion Landwirtschaft ein besonde-
res Gewicht (siehe auch zur Begriffserläuterung in: Ministerium für Landesent-
wicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt 2008, S. 16). Der Landesent-
wicklungsplan (Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes
Sachsen-Anhalt 2010, S. 86) hält für diese Gebiete fest: 

„Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist die landwirtschaftliche
Nutzung insbesondere vor dem Hintergrund der wachsenden Anforderung an eine aus-
reichende Versorgung mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Zusammenhang mit
der Zunahme der Weltbevölkerung, der Veränderung der Ernährungsgewohnheiten,
dem ständig zunehmenden Energieverbrauch, der Verknappung und Verteuerung der
fossilen Energieträger sowie dem erwarteten bzw. bereits stattfindenden Klimawandel
und der sich ständig verschärfenden Konkurrenz zwischen Flächen für Futter- und Nah-
rungsmittelproduktion, für nachwachsende Rohstoffe sowie für Infrastruktur- oder Na-
turschutzmaßnahmen mit erhöhtem Gewicht in die Abwägung einzustellen.“ 
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Abbildung 1: 
Raumstruktur des Landes Sachsen-Anhalt gemäß Landesentwicklungsplan 2010

Quelle: Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt (2010)
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Folgende Gebiete Sachsen-Anhalts sind gemäß Landesentwicklungsplan als Vorbe-
haltsgebiete für die Landwirtschaft definiert:

• Teile der Altmark
• Magdeburger Börde
• Nördliches Harzvorland
• Gebiet um Staßfurt-Köthen-Aschersleben
• Vorfläming
• Gebiet südöstlich von Wittenberg
• Östliches und südliches Harzvorland
• Teile der Querfurter Platte
• Gebiet um Weißenfels
• Gebiet um Zeitz 

Abbildung 1 visualisiert noch einmal wesentliche Kriterien der  im Landesentwick-
lungsplan festgeschriebenen Raumstruktur. 
Die Zuordnung der Räume durch die Landesentwicklungsplanung ist nicht iden-
tisch mit den Kreiszuordnungen, auf deren Basis ein Großteil der amtlichen Statis-
tiken erarbeitet wird. Um aber die Entwicklung der Landwirtschaft als Beschäfti-
gungsfaktor der ländlichen Räume Sachsen-Anhalts nachzeichnen zu können, ist
es notwendig die statistischen Kreise mit den Typisierungen im Landesentwick-
lungsplan in Zusammenhang zu bringen. Dies soll innerhalb dieses Beitrags im
nächsten Schritt geschehen.

2.1 Die Landeskreise und ihre Schwerpunkte in der 
Landesentwicklungsplanung

Der vorliegende Beitrag wird die Entwicklung der Jahre 1995 bis 2010 vergleichen.
In diesen Zeitraum fällt auch eine Kreisgebietsreform vom 01.01.2007. Zur besse-
ren Verbildlichung der neuen Kreiszuschnitte siehe nachfolgende Abbildung 2.

Aus den Gemeinden der beiden Landkreise Bitterfeld und Köthen wurde der
neue Landkreis „Anhalt-Bitterfeld“ gebildet. Der Landkreis „Börde“ entstand aus
den Landkreisen Bördekreis und Ohrekreis.

Aus den Gemeinden der beiden Landkreise Burgenlandkreis und Weißenfels-
kreis ging der Landkreis „Burgenlandkreis“ hervor. Aus den Gemeinden der beiden
Landkreise Mansfelder Land und Sangerhausen wurde der neue Landkreis „Mans-
feld-Südharz“ gebildet. Der neue Landkreis „Saalekreis“ umfasst die beiden Land-
kreise Merseburg-Querfurt und Saalkreis. 
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Der neue Landkreis „Harz“ umschließt Gemeinden der drei Landkreise Hal-
berstadt, Quedlinburg und Wernigerode. Aus den Gemeinden der beiden Land-
kreise Bernburg und Schönebeck wurde der neue Landkreis „Salzlandkreis“ gebil-
det. Aufgeteilt wurde der Landkreis Aschersleben-Staßfurt: Die Stadt Falkenstein/
Harz wurde dem neuen Landkreis „Harz“ und alle anderen Städte und Gemeinden
dieses Landkreises wurden dem neuen Landkreis „Salzlandkreis“ zugeordnet.

Abbildung 2: 
Kreisgebietsreform 01.07.2007 in Sachsen-Anhalt 

Quelle: Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt (2007) 
Grafik abgerufen unter http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=25128 05.05.2011.
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Der Landkreis Jerichower Land bildet auch den Kern des neuen Landkreises „Jeri-
chower Land“, ebenso wie der Landkreis Wittenberg den Kern des neuen Land-
kreises „Wittenberg“ bildet.

Der Landkreis Anhalt-Zerbst wurde komplett umverteilt (in unten folgender
Abbildung nicht erkenntlich): Die Stadt Roßlau (Elbe) wurde der kreisfreien Stadt
Dessau zugeordnet und bildet mit dieser die neue kreisfreie Stadt „Dessau-
Roßlau“. Des Weiteren wurden 27 Gemeinden des Landkreises dem neuen Land-
kreis „Wittenberg“, 22 dem neuen Landkreis „Anhalt-Bitterfeld“ und 7 Gemein-
den dem neuen Landkreis „Jerichower Land“ zugeordnet.

Da der Fokus des Beitrages auf den ländlichen Räumen liegt, werden im Folgenden
die Städte Magdeburg, Halle sowie Dessau-Rosslau nicht berücksichtigt und auf-
geführt. Wo sind aber nun die Landkreise im Landesentwicklungsplan zu verorten?

Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft sind für die Landkreise Anhalt-Bitter-
feld, Wittenberg, Harz, Salzlandkreis, Altmarkkreis Salzwedel, Börde, Jerichower
Land, Burgenland und Saalekreis definiert, nicht aber für Stendal und Mansfeld-
Südharz.

Der Altmarkkreis Salzwedel und der Burgenlandkreis sind bei der Untergliede-
rung des ländlichen Raumes durch den Landesentwicklungsplan nicht näher be-
stimmt, damit fallen sie nicht unter die Räume mit besonderen Entwicklungs-
aufgaben, sie liegen nicht in der Nähe von Verdichtungskernen und auch
Wachstumsräume sind für beide Landkreise nicht beschrieben. Beide Landkreise
weisen aber Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft auf. Es ist zu vermuten, dass
diese Landkreise eher dem Typ 3: Ländlicher Raum mit günstigen Bedingungen für
Landwirtschaft bzw. für Tourismus zugeordnet werden können. 

In den Landkreisen Stendal und Mansfeld-Südharz gibt es Regionen, in denen
einerseits teilweise Räume mit besonderen Entwicklungsaufgaben (Typ 4) liegen
und andererseits keine Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft definiert sind.

Deutlich wird, dass sich Vorbehaltsgebiete für Land- und Forstwirtschaft sowie
Fischerei im gesamten Land Sachsen-Anhalt finden und nicht regional konzentriert
auftreten. Daraus könnte zunächst auf einen gleichen Stellenwert der Landwirt-
schaft im Vergleich der Landkreise geschlossen werden. Die Beschäftigungsent-
wicklung in den Landkreisen verdeutlicht jedoch sehr rasch die unterschiedliche
Beschäftigungsbedeutung der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei in den ein-
zelnen Landkreisen.
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Übersicht 1: 
Einordnung der Landkreise in die Landesentwicklungsplanung

Typ 1: Ländlicher Raum im Einzugsbereich von Verdichtungsräumen

Typ 2: Ländlicher Raum außerhalb von Verdichtungsräumen mit günstigen wirtschaftlichen 
Entwicklungspotentialen

Typ 3: Ländlicher Raum mit relativ günstigen Produktionsbedingungen, insb. für Landwirtschaft und 
Tourismus

Typ 4: Ländlicher Raum mit besonderen Entwicklungsaufgaben

Kreise 1995 
bis 2006

Kreise ab 2007
Typisierung nach 

Landesentwicklungsplan

Vorbehalts-
gebiete für 

Landwirtschaft

Altmarkkreis 
Salzwedel

Altmarkkreis 
Salzwedel Altmark

LK Stendal LK Stendal Teile des LK: Typ 4

Bördekreis
LK Börde Teile des LK: Typ 1 im 

Einzugsbereich von Magdeburg Börde
Ohrekreis

Jerichower 
Land LK Jerichower Land Teile des LK: Typ1 im 

Einzugsbereich von Magdeburg Vorfläming

Halberstadt

LK Harz Region um Halberstadt: Typ 2 

Nördliches, 
östliches, südliches 
Harzvorland,

Aschersleben –
Staßfurt

Quedlinburg

Wernigerode

Aschersleben-
Staßfurt

Salzlandkreis
Teile des LK: Typ 4, im 
Einzugsbereich von Magdeburg  
Typ 1

Aschersleben-
StaßfurtBernburg

Schönebeck

Anhalt- Zerbst Jetzt Stadt Dessau-Rosslau, Jerichower Land, Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld

Wittenberg LK Wittenberg Teile des LK: Typ 2
Vorfläming, Gebiet 
südöstlich von 
Wittenberg

Bitterfeld
LK Anhalt-Bitterfeld Teile des LK: Typ 2 aber auch Teile 

Typ 4
Zwischen Halle-
Bitterfeld, KöthenKöthen

Mansfelder 
Land LK Mansfeld-Südharz Teile des LK: Typ 4

Sangerhausen

Merseburg-
Querfurt Saalekreis Typ 1 durch den Einzugsbereich 

von Halle

Zwischen Halle und 
Bitterfeld, 
Querfurter PlatteSaalkreis

Burgenlandkreis
LK Burgenland

Gebiet um 
Weißenfels, Zeitz, 
Saale-UnstruttalWeißenfels
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3  Zur Beschäftigungsentwicklung in der Landwirtschaft Sachsen-
Anhalts von 1995 bis 2010

Im Folgenden soll die Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
der Jahre 1995 bis 2010 skizziert werden. Die nachfolgenden Zahlen sind nach
dem Arbeitsortprinzip ermittelt. Hierbei werden die Beschäftigten der Gemeinde
zugeordnet, in der der Betrieb seinen Standort1 hat.

Bereits der Blick auf die Gesamtbeschäftigtenzahlen Sachsen-Anhalts macht
deutlich, wie stark das Beschäftigungsvolumen der sachsen-anhaltinischen Land-
wirtschaft seit 1995 zurückgegangen ist. Sind im Jahr 1995 noch fast 32.000 sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte verzeichnet, so sind es im Jahr 2010 noch
etwa 16.000, was knapp der Hälfte entspricht. 

Für alle neuen Bundesländer belegt die amtliche Statistik bereits für die Jahre
1989 bis 1994 drastische Beschäftigungsrückgänge (für die neuen Länder insge-
samt siehe auch Rothe & Lissitsa 2005 oder Fock 2004 bzw. für Thüringen Sklenar
& Ernst 2001), wobei an dieser Stelle angemerkt sei, dass ein Beschäftigungsrück-
gang im Sektor Landwirtschaft auch in den alten Bundesländern zu verzeichnen
und damit ein gesamtdeutscher Trend ist (Hemmerling & Pascher 2010, S. 86f.).
Die dramatischen Rückgänge in den neuen Bundesländern liegen allerdings auf-
grund der ostdeutschen Veränderungen nach 1989 weit über den Rückgängen in
den alten Bundesländern (vgl. auch Wiener, Richter & Teichert 2004 oder auch
Balmann, Moosburger & Odening 1997). 

1995 weisen die nördlichen Landkreise Altmarkkreis Salzwedel und Stendal
mit jeweils knapp 3.000 Beschäftigten die höchsten Beschäftigtenzahlen auf, ge-
folgt von Wittenberg und Bitterfeld mit jeweils 2.500 Beschäftigten und Merse-
burg-Querfurt mit etwa 2.300 Beschäftigten. Die Landkreise Köthen und Schöne-
beck hingegen verzeichnen das geringste Beschäftigungsvolumen in dieser Branche.

1 Die amtliche Statistik unterscheidet bei der Abbildung der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten zwischen Arbeitsortprinzip und Wohnortprinzip. Für das Wohnortprinzip werden die vom
Betrieb übermittelten Wohnortdaten der Beschäftigten genutzt und die Beschäftigten den Gemein-
den, in denen sie wohnen, zugeordnet. Das Wohnortprinzip  impliziert einige Ungenauigkeiten, da
die Meldevorschrift bei mehreren Wohnsitzen nicht klar regelt, welcher Wohnsitz dem Arbeitgeber
zu melden ist. Mithelfende Familienangehörige sind nicht erfasst. Seit 1999 sind auch geringfügig
entlohnte Tätigkeiten erfasst – damit sind die Meldungen vor und nach 1999 nur eingeschränkt
vergleichbar, nach der Neuregelung wurde ein Zuwachs von etwa 1% registriert, die Gründe dafür
konnten nicht konkretisiert und quantifiziert werden.
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Tabelle 1: 
Die Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei in den einzelnen Landkreisen 
der Jahre 1995 bis 2010 in Absolutzahlen

* In den Vergleichsjahren gab es mehrere Neuzuschnitte der Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
wodurch die Vergleichbarkeit etwas eingeschränkt wird.

** Diese Daten basieren auf dem Wohnortprinzip und nicht wie in den anderen Jahren auf dem 
Arbeitsortprinzip und sind deshalb nur eingeschränkt vergleichbar.

Quellen: Statistisches Jahrbuch 1996 des LSA – Teil 2, S. 54; Statistisches Jahrbuch 1998 des LSA 
– Teil 2, S. 60; Statistisches Jahrbuch 2003 des LSA – Teil 2, S. 66; Statistisches Jahrbuch 2006 des 
LSA – Teil 2, S. 68ff.; Statistisches Jahrbuch 2008 des LSA - Teil 2, S. 74+78; www.stala.sachsen-
anhalt.de: Daten&Fakten – Bevölkerung, Erwerbstätigkeit – Erwerbstätigkeit – Beschäftigte – 
Bestandsauszählung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten für 2009 und 2010, abgerufen 
am 24.03.2011.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei*

1995 1997 2002** 2005 LK ab 2007 2007 2009 2010

Altmarkkreis 
Salzwedel 2849 2918 2068 1768 Altmarkkreis 

Salzwedel 1817 1702 1667

LK Stendal 2828 2588 2285 1941 Stendal 1888 1806 1798

Bördekreis 1342 1270 1142 881
Börde 2041 1869 1895

Ohrekreis 1411 1374 1231 1266

Jerichower Land 1253 1236 1285 1323 Jerichower Land 1424 1311 1358

Halberstadt 933 1001 984 718

Harz 1844 1434 1436
Quedlinburg 1109 1098 1081 600

Wernigerode 1520 1505 1000 780

Aschersleben-
Staßfurt 896 1597 1333 1129

Salzlandkreis 1560 1117 1143Bernburg 740 603 559 417

Schönebeck 527 523 452 383

Anhalt- Zerbst 1403 1231 1113 1078 Seit 2007 Stadt Dessau-Rosslau, Jerichower Land, 
Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld

Wittenberg 2400 2715 2222 1643 Wittenberg 1769 1466 1399

Bitterfeld 2520 966 689 432 Anhalt-
Bitterfeld 1570 1232 1245

Köthen 473 1237 633 407

Mansfelder Land 933 707 749 951 Mansfeld-
Südharz 1901 1181 1099

Sangerhausen 780 2224 1085 723

Merseburg-
Querfurt 2295 2097 1598 1412

Saalekreis 2022 1349 1391

Saalkreis 690 842 623 541

Burgenlandkreis 1941 1617 1878 1323
Burgenlandkreis 1933 1262 1228

Weißenfels 988 953 815 951

Gesamt in LSA 31764 31492 25847 21154 Gesamt in LSA 20796 16136 16056
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15 Jahre später ist der neugegründete Landkreis Börde der Landkreis mit dem
höchsten Beschäftigungsvolumen von knapp 1.900 Beschäftigten, die unverän-
derten Landkreise Stendal – knapp 1.800 – und der Altmarkkreis Salzwedel mit
knapp 1.700 Beschäftigten folgen dicht dahinter. Der Salzlandkreis und Mansfeld-
Südharz hingegen verzeichnen mit etwa 1.100 Beschäftigten die wenigsten sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten in dieser Branche. Die Landkreise Harz und
Wittenberg weisen jeweils etwa 1.400 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
auf.

Die Zahlen spiegeln auch die natürlichen Gegebenheiten Sachsen-Anhalts wi-
der, so war der Norden des Bundeslandes schon zu DDR-Zeiten großflächig stark
durch landwirtschaftliche Nutzung geprägt.

Die eben skizzierten Veränderungen können mit einer Gewinn-Verlust-Darstel-
lung deutlicher hervorgehoben werden. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit sind
zunächst die prozentualen Abnahmen oder Zuwächse der in der Landwirtschaft
Beschäftigten für die Jahre 1995 bis 2005 abgebildet (siehe Abbildung 3). Dann
folgt die Darstellung für die Veränderungen im Zeitraum 2007 bis 2010 (Abbil-
dung 4). Die einzelnen Landkreise sind von oben nach unten in zunehmender Höhe
der Beschäftigungsverluste geordnet.

Für die landwirtschaftliche Beschäftigung in Sachsen-Anhalt insgesamt ist ein
Rückgang von 1995 bis 2005 von über 33 Prozent zu verzeichnen. Auf ähnlichem
Niveau und damit etwa im Landesdurchschnitt liegen die Beschäftigungsverluste
der Landkreise Merseburg-Querfurt, Altmarkkreis Salzwedel, Bördekreis, Burgen-
landkreis, Wittenberg, Stendal sowie Schönebeck.

Die Kreise Ohrekreis, Sangerhausen und Weißenfels weisen einen geringeren
Rückgang der Beschäftigungszahlen mit Werten um minus 10 Prozent auf. Zu-
wächse hingegen verzeichnen die drei Landkreise Mansfelder Land, Jerichower
Land und in doch beachtlichem Maße Aschersleben-Staßfurt mit 26 Prozent. Auf-
grund der Aufsplittung dieses Landkreises in vier andere Landkreise ist die Ent-
wicklung für dieses Gebiet mit der Kreisstatistik ab 2007 leider nicht mehr nach-
vollziehbar, aber mit Blick auf die Zuordnung der Gebiete dieses Landkreises zu
den landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebieten (Gebiet um Staßfurt-Köthen-Aschers-
leben) kann hier von einer erheblichen Bedeutung der Landwirtschaft für diesen
Kreis ausgegangen werden.

Im Gegensatz dazu verzeichnen drei Landkreise mit Anteilen von über minus
49 Prozent einen überdurchschnittlich hohen Beschäftigungsrückgang. Dies sind
die Landkreise Quedlinburg, Wernigerode und Bitterfeld.

Die Landkreise, die 1995 den höchsten Bestand an sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten in der Landwirtschaft aufwiesen, sind alle durch durchschnittliche
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Schrumpfungsraten zwischen 30 bis 40 Prozent gekennzeichnet. Köthen und Schö-
nebeck als beschäftigungsschwächere Landkreise sind im Vergleich zu den beschäf-
tigungsstarken Landkreisen durch anteilig weniger Verluste gekennzeichnet.

Abbildung 3: 
Entwicklung der Beschäftigungsanteile in der Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Fischerei von 1995 bis 2005 auf Kreisebene

Quelle: eigene Berechnung basierend auf Tabelle 1

Rein zahlenmäßig sind die Beschäftigungsveränderungen in den Jahren 1995 bis
2005 deutlich größer als im Zeitraum 2007 bis 2010. Dies ergibt sich allein schon
aus dem längeren Beobachtungszeitraum. Allerdings zeigen die Angaben von 2007
zu 2010 einen sich noch verschärfenden Trend (siehe Abbildung 4). Insgesamt
ergibt sich für die landwirtschaftliche Beschäftigung in Sachsen-Anhalt noch ein-
mal ein Beschäftigungsabbau von etwa 23 Prozent innerhalb der letzten vier Jahre.
Eine Ursache dafür könnte in einem größeren Rentenübertrittsblock liegen. Wie
Lutz, Meier & Wiener (2003, S. 36) feststellten, waren im Jahr 2002 etwa 12 Pro-
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zent der Beschäftigten in der sachsen-anhaltinischen Landwirtschaft 58 Jahre und
älter. Dabei lag die Anzahl der 58- und 59-Jährigen recht hoch. Diese könnten nun-
mehr sechs bis sieben Jahre später in die Rente gegangen sein. Wie nachfolgende
Analysen aus dem Jahr 2009 zeigen, ist es den landwirtschaftlichen Betrieben in
diesem Zeitraum zudem nicht gelungen, die ungünstige Entwicklung im Verhältnis
der älteren Beschäftigten zu den jüngeren Beschäftigten zu stoppen, eher sind die
Anteile der Nachwuchskräfte in den Betrieben noch gesunken (Winge & Wiener
2009, S. 33f.).

Für die im nördlichen Sachsen-Anhalt liegenden Landkreise Salzwedel, Börde,
Stendal und Jerichower Land ist in diesem Zeitraum eindeutig eine Tendenz zur
Verlangsamung des Beschäftigungsabbaus nachweisbar. Die Beschäftigungszahlen
gehen zwar wie in allen anderen Landkreisen ebenfalls zurück, liegen aber deutlich
unter minus 10 Prozent und sind damit unterdurchschnittlich. 

Abbildung 4: 
Entwicklung der Beschäftigungsanteile in der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Fischerei von 2007 bis 2010 auf Kreisebene

Quelle: eigene Berechnung basierend auf Tabelle 1
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Eine gegensätzliche Tendenz hingegen zeigt sich im Süden Sachsen-Anhalts. Für die
Landkreise Saalekreis, Burgenlandkreis und Mansfeld-Südharz sind Beschäfti-
gungsverluste von über 30 Prozent zu registrieren. Alle anderen Landkreise liegen
bei Verlustwerten von zwischen 20 und 27 Prozent. 

Dies ist durchaus als Hinweis auf gewisse regionale Besonderheiten im Land
Sachsen-Anhalt zu werten. Es gibt in der Beschäftigungsentwicklung der letzten
drei Jahre ein Nord-Süd-Gefälle hinsichtlich eines stärkeren Beschäftigungsabbaus
im Süden, wohingegen sich im Norden Sachsen-Anhalts der Beschäftigungsabbau
verlangsamt hat. Verschiedene Ursachen, wie z.B. unterschiedliche betriebswirt-
schaftliche Ausrichtungen der Unternehmen in den nördlichen und südlichen
Landkreisen, spielen hier eine Rolle. Ein weiterer Aspekt könnte eine ebenso diffe-
rierende Entwicklung der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe sein. Allerdings
ist es mit den derzeit zur Verfügung stehenden statistischen Daten nicht möglich
dieser Frage nachzugehen. 

Um die Bedeutung des Wirtschaftszweiges Landwirtschaft für den ländlichen
Raum Sachsen-Anhalts einschätzen zu können, müssen die Beschäftigungsdaten
der Landwirtschaft in einen größeren Kontext gestellt werden. Dies soll im Fol-
genden über die Darstellung regionaler und sektoraler Beschäftigungsanteile der
einzelnen Landkreise geschehen.

3.1 Regionaler Beschäftigungsanteil in der Landwirtschaft

Mit der Kennziffer regionaler Beschäftigungsanteil wird der Anteil der Beschäf-
tigten einer Branche in einer Subregion – hier Landkreis – an den Beschäftigten der
gleichen Branche einer Region – hier Land Sachsen-Anhalt – ermittelt. Diese Kenn-
ziffer wie auch der später folgende sektorale Beschäftigungsanteil nimmt, aufgrund
des rein an der Zahl der Erwerbstätigen gemessenen  geringeren Anteils der Land-
und Forstwirtschaft sowie Fischerei im Vergleich zu anderen Branchen der deut-
schen Volkswirtschaft, eher niedrige Werte an. 

Da diese Kennziffer Anteile abbildet, können die Werte auch in Prozent ausge-
drückt werden. Wenn, wie in Tabelle 2 ersichtlich, z.B. der Altmarkkreis Salzwedel
1995 einen regionalen Beschäftigungsanteil von 0,090 aufweist, bedeutet dies, dass
9 Prozent der Beschäftigten der sachsen-anhaltinischen Land- und Forstwirtschaft
sowie Fischerei in diesem Landkreis beschäftigt sind. 
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Tabelle 2: 
Die Entwicklung des regionalen Beschäftigungsanteils in der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei in den einzelnen 
Landkreisen der Jahre 1995 bis 2009

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf den Daten der Statistischen Jahrbücher

Die Landkreise, die 1995 den höchsten regionalen Beschäftigungsanteil aufweisen,
sind mit jeweils 9 Prozent der Altmarkkreis Salzwedel und Stendal. Dies vermag
aufgrund der oben beschriebenen Beschäftigtenzahlen nicht zu überraschen. Inter-
essant ist vielmehr, dass der regionale Beschäftigungsanteil der beiden Landkreise
über den Beobachtungszeitraum hinweg mit einigen Schwankungen leicht ansteigt.

1995 1997 2005 LK ab 2007 2007 2009

Altmarkkreis 
Salzwedel 0,090 0,093 0,084 Altmarkkreis 

Salzwedel 0,087 0,105

LK Stendal 0,089 0,082 0,092 Stendal 0,091 0,112

Bördekreis 0,042 0,040 0,042
Börde 0,098 0,116

Ohrekreis 0,044 0,044 0,060

Jerichower Land 0,039 0,039 0,063 Jerichower Land 0,068 0,081

Halberstadt 0,029 0,032 0,034

Harz 0,089 0,089
Quedlinburg 0,035 0,035 0,028

Wernigerode 0,048 0,048 0,037

Aschersleben-
Staßfurt 0,028 0,051 0,053

Salzlandkreis 0,075 0,069Bernburg 0,023 0,019 0,020

Schönebeck 0,017 0,017 0,018

Anhalt- Zerbst 0,044 0,039 0,051 Seit 2007 Stadt Dessau-Rosslau, Jerichower 
Land, Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld

Wittenberg 0,076 0,086 0,078 Wittenberg 0,085 0,091

Bitterfeld 0,079 0,031 0,020
Anhalt-Bitterfeld 0,075 0,076

Köthen 0,015 0,039 0,019

Mansfelder Land 0,029 0,022 0,045
Mansfeld-Südharz 0,091 0,073

Sangerhausen 0,025 0,071 0,034

Merseburg-Querfurt 0,072 0,067 0,067
Saalekreis 0,097 0,084

Saalkreis 0,022 0,027 0,026

Burgenlandkreis 0,061 0,051 0,063
Burgenlandkreis 0,093 0,078

Weißenfels 0,031 0,030 0,026

Gesamt in LSA 1,000 1,000 1,000 1,000 1,000
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2009 sind 11,2 Prozent der landwirtschaftlich Beschäftigten Sachsen-Anhalts in
Stendal und 10,5 Prozent im Altmarkkreis Salzwedel tätig. 

Den höchsten regionalen Anteil im Jahr 2009 verzeichnet der Bördekreis mit
11,6 Prozent aller landwirtschaftlichen Beschäftigten. Die beiden, dem Bördekreis
seit 2007 zugeordneten, vorherigen Landkreise Bördekreis und Ohrekreis weisen
1995 einen regionalen Beschäftigtenanteil von 8,6 Prozent auf. 

Auch für den Landkreis Jerichower Land ist ein Anstieg des regionalen Beschäf-
tigungsanteils zu beobachten, der bereits von 1995 bis 2005 fast 2,5 Prozentpunkte
beträgt und sich auch nach der Kreisgebietsreform 2007 fortsetzt.

Die Entwicklung des regionalen Beschäftigungsanteils der südlichen Landkreise
verläuft gegensätzlich zu den nördlichen Landkreisen. Vor allem in den letzten Jah-
ren von 2007 zu 2009 ist im Burgenlandkreis, in Mansfeld-Südharz und im Saale-
kreis der regionale Beschäftigungsanteil deutlich gesunken und liegt 2009 bei etwas
über 7 bzw. etwas über 8 Prozent.

Der Salzlandkreis weist 2009 mit 6,9 Prozent den niedrigsten regionalen Be-
schäftigungsanteil auf. Die ihm 2007 zugeordneten Landkreise Bernburg und
Schönebeck verzeichnen bis 2005 einen etwa gleichbleibenden Anteil von rund 2
Prozent. Für den Landkreis Aschersleben-Staßfurt hingegen ist eine Zunahme des
regionalen Beschäftigungsanteils bis 2005 zu konstatieren.

Mit der Kennziffer des regionalen Beschäftigungsanteils ist die im vorherigen
Kapitel beschriebene Veränderung des Beschäftigungsvolumens noch einmal in ih-
rem Zusammenhang zur regionalen Verteilung der landwirtschaftlichen Gesamt-
beschäftigung dargestellt worden. Festzuhalten ist, dass die nördlichen Landkreise
in Sachen-Anhalt einen höheren Anteil an den landwirtschaftlichen Beschäftigten
verzeichnen als die südlichen Landkreise. Wie aber stellt sich das Bild dar, wenn
die Zahl aller Beschäftigten in Sachsen-Anhalt einbezogen wird?

3.2 Sektoraler Beschäftigungsanteil in der Landwirtschaft

Mit dem sektoralen Beschäftigungsanteil wird das Verhältnis der Beschäftigten des
Wirtschaftszweiges Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei eines Landkreises zu
der  Gesamtbeschäftigtenzahl des Landkreises wiedergegeben. Daraus wird ersicht-
lich, welche Beschäftigungsbedeutung die Land- und Forstwirtschaft sowie Fische-
rei für den jeweiligen Kreis hat. Je stärker der Wert gegen „1“ tendiert, desto höher
die Bedeutung.
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Tabelle 3: 
Die Entwicklung des sektoralen Beschäftigungsanteils in der 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei in den einzelnen 
Landkreisen der Jahre 1995 bis 2009

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf den Daten der Statistischen Jahrbücher

Tabelle 3 bietet einen Überblick über die Entwicklung des sektoralen Beschäfti-
gungsanteils der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei für die einzelnen Land-
kreise. Für das gesamte Bundesland Sachsen-Anhalt ist festzuhalten, dass im Zeit-
verlauf der sektorale Beschäftigungsanteil von 0,033 auf 0,022 gesunken ist. Das
heißt in Prozenten ausgedrückt, dass im Jahr 2009 etwa 2,2 Prozent der sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten in Sachsen-Anhalt in der Land- und Forstwirt-

1995 1997 2005 LK ab 2007 2007 2009

Altmarkkreis 
Salzwedel 0,133 0,097 0,069 Altmarkkreis 

Salzwedel 0,070 0,066

LK Stendal 0,061 0,059 0,057 Stendal 0,055 0,051

Bördekreis 0,061 0,058 0,046
Börde 0,039 0,036

Ohrekreis 0,042 0,040 0,039

Jerichower Land 0,040 0,041 0,053 Jerichower Land 0,053 0,049

Halberstadt 0,035 0,041 0,036

Harz 0,027 0,021
Quedlinburg 0,043 0,043 0,031

Wernigerode 0,048 0,049 0,029

Aschersleben-
Staßfurt 0,027 0,050 0,046

Salzlandkreis 0,027 0,019Bernburg 0,030 0,027 0,022

Schönebeck 0,022 0,024 0,024

Anhalt-Zerbst 0,059 0,053 0,088 Seit 2007 Stadt Dessau-Rosslau, Jerichower 
Land, Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld

Wittenberg 0,053 0,064 0,076 Wittenberg 0,045 0,038

Bitterfeld 0,055 0,026 0,016
Anhalt-Bitterfeld 0,030 0,022

Köthen 0,022 0,063 0,028

Mansfelder Land 0,027 0,023 0,043
Mansfeld-Südharz 0,049 0,030

Sangerhausen 0,034 0,104 0,046

Merseburg-Querfurt 0,040 0,039 0,034
Saalekreis 0,032 0,022

Saalkreis 0,033 0,038 0,029

Burgenlandkreis 0,040 0,036 0,040
Burgenlandkreis 0,038 0,024

Weißenfels 0,045 0,046 0,031

Gesamt in LSA 0,033 0,035 0,029 Gesamt in LSA 0,028 0,022
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schaft sowie Fischerei tätig sind.2 Angesichts der doch dramatischen Rückgänge
der Beschäftigungszahlen wäre ein stärkerer Rückgang der sektoralen Bedeutung
des Wirtschaftszweiges Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei erwartbar gewe-
sen. Dieser doch moderate Rückgang erklärt sich durch einen ähnlich starken
Beschäftigungsabbau in allen Wirtschaftsbereichen Sachsen-Anhalts, lässt aber kei-
nen Rückschluss auf die Art der Veränderungen in den Beschäftigungsstrukturen
zu. 

1995 hat die Beschäftigungswirkung der Landwirtschaft, Forstwirtschaft,
Fischerei im Altmarkkreis Salzwedel die stärkste Bedeutung verglichen mit den
anderen Kreisen. Diese halbiert sich über den Zeitraum bis 2005. Dennoch hat die
Beschäftigungswirkung von 0,066 oder 6,6 Prozent, die von der Landwirtschaft
ausgeht, in diesem Landkreis mit Blick auf das gesamte Bundesland eine hohe
Bedeutung. 

In den Landkreisen Stendal und Bördekreis ist 1995 die zweithöchste Beschäf-
tigungsbedeutung der Landwirtschaft im Kreisvergleich zu verzeichnen. Im Gegen-
satz zum Altmarkkreis Salzwedel sinkt diese Bedeutung in Stendal bis 2005 zunächst
geringfügig ab, erst nach 2007 zeigt sich ein etwas stärkerer Bedeutungsverlust.
Damit kann für den Landkreis Stendal eine im Zeitverlauf eher schwach absinkende
Beschäftigungsbedeutung der Landwirtschaft festgehalten werden – hier bewahrte
die Landwirtschaft ihren Stellenwert als Arbeitgeber mit kleineren Abstrichen seit
Mitte der 90er Jahre. Im Bördekreis hingegen sinkt die Bedeutung bereits bis zum
Jahr 2005 erheblich stärker ab, hier weisen andere Branchen erheblichen Beschäf-
tigungszuwachs auf. Dennoch hat der seit 2007 neugegründete Landkreis Börde
eine Beschäftigungsbedeutung der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei, die
mit 3,6 Prozent noch über dem Landesdurchschnitt liegt.

Eine im Jahr 1995 zwar nicht übermäßig hohe und doch über die Jahre hinweg
gleichbleibende Beschäftigungsbedeutung charakterisiert die Land- und Forstwirt-
schaft sowie Fischerei im Landkreis Jerichower Land. Mit dem über die Jahre hin-
weg stabil gebliebenen sektoralen Beschäftigungskoeffizienten weist der Landkreis
im Kreisvergleich im Jahr 2009 die dritthöchste Beschäftigungsbedeutung auf.

2 Im Bundeslandvergleich liegt der sektorale Beschäftigungsanteil von Sachsen-Anhalt mit 0,022 im
Jahr 2009 deutlich über Bayern (0,005) und Niedersachsen (0,012), aber unter dem Anteil von
Mecklenburg-Vorpommern (0,032) und Brandenburg (0,028). Dabei sind Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern die Bundesländer, in denen der Sektor nach Angaben des Berichtes zur Lage
der Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt 2010 einen höheren Anteil
an der Bruttowertschöpfung des jeweiligen Bundeslandes als in Sachsen-Anhalt hatte. (Quelle:
eigene Berechnungen aus www.statistik.arbeitsagentur.de, sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
nach Wirtschaftszweigen, Juni 2009).
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Interessant ist ebenfalls die Entwicklung in den Landkreisen Bitterfeld und
Köthen und dann nach der Kreisgebietsreform Anhalt-Bitterfeld. Bitterfeld ver-
zeichnet 1995 noch eine überdurchschnittliche Beschäftigungsbedeutung der Land-
wirtschaft, Köthen hingegen die niedrigste. Während die Beschäftigungsbedeutung
in Bitterfeld geradezu dramatisch absinkt, steigt in Köthen im Durchschnitt der
Entwicklung Beschäftigungsbedeutung leicht an. Für den zusammengeführten
Landkreis Anhalt-Bitterfeld ist 2009 eine durchschnittliche Beschäftigungsbedeu-
tung zu erkennen. Hier zeigt sich eine deutliche Verschiebung der wirtschaftlichen
Entwicklung dieses Landkreises, der inzwischen durch die Chemie und die Solar-
industrie geprägt ist.

Die Beschäftigungsbedeutung der Landwirtschaft im Salzlandkreis ist mit 1,9
Prozent im Jahr 2009 die zweitniedrigste im Kreisvergleich, lag aber auch in den
vor 2007 zugeordneten Kreisen Bernburg und Schönebeck nicht sehr hoch. Einzig
in dem, bis auf die Stadt Falkenstein/Harz, dem neuen Salzlandkreis zugeordnete
Landkreis Aschersleben-Staßfurt ist die Beschäftigungsbedeutung von einem leicht
unterdurchschnittlichen Ausgangswert 1995 auf deutlich überdurchschnittliche
Werte in den Jahren 1997 und 2005 angestiegen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Beschäftigungsbedeutung der
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei im Norden Sachsen-Anhalts bereits
1995 am höchsten liegt und dies auch im Jahr 2009 so zu konstatieren ist. Es finden
sich ungleiche Entwicklungen in den einzelnen Landkreisen von starkem Bedeu-
tungsrückgang bis hin zu einer gleichbleibenden Beschäftigungsbedeutung. Im Sü-
den Sachsen-Anhalts hingegen zeigt sich in allen drei abgebildeten Landkreisen im
Vergleich vom Jahr 2007 zum Jahr 2009 noch einmal ein erheblicher Bedeutungs-
verlust um mindestens 1 Prozentpunkt. Das findet sich in ähnlicher Stärke in kei-
nem anderen Landkreis.

Werden die Landkreise Börde und Saalekreis noch einmal genauer in den Blick
genommen, so fällt auf, dass der regionale Beschäftigungsanteil im Jahr 2009 in
der Börde der höchste ist und im Saalekreis etwa im Durchschnitt der anderen
Landkreise liegt. Demgegenüber ist der sektorale Beschäftigungsanteil des Land-
kreises Börde zwar überdurchschnittlich hoch, aber im Landkreisvergleich eher im
Mittelfeld. Der sektorale Beschäftigungsanteil im Saalekreis hingegen zählt mit zu
den niedrigsten. Hierin zeigt sich, dass beide Beschäftigungsanteile jeweils einen
gewissen Ausschnitt der Beschäftigungswirkung bzw. -bedeutung präsentieren. Der
im Folgenden vorgestellte Lokationskoeffizient betrachtet die regionalen Beschäf-
tigungsanteile in der Landwirtschaft im Zusammenhang mit den Beschäftigungs-
anteilen der Gesamtwirtschaft im Land.
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3.3 Zur relativen Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei 
in den Landkreisen 

Der Lokationsquotient bildet das Verhältnis des regionalen Beschäftigungsanteils
der Landwirtschaft zum regionalen Beschäftigungsanteil der Gesamtwirtschaft ab.
Er wird bezogen auf das Anliegen des Artikels folgendermaßen berechnet (Braun
& Kunz 2006, S. 5):

Beträgt der Wert des Lokationsquotienten „1“, so impliziert dieser Wert eine am
Landesdurchschnitt gemessene durchschnittliche Konzentration der Beschäftigten
in einer bestimmten Branche und damit keine regionale Spezialisierung. Je mehr
der Wert „1“ übersteigt, umso spezialisierter im Hinblick auf Landwirtschaft,
Forstwirtschaft und Fischerei ist die Region, wohingegen Werte unterhalb von „1“
auf das Gegenteil hinweisen. Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Konzentration
der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei in den einzelnen Landkreisen.

Der Altmarkkreis Salzwedel weist 1995 die höchste Branchenkonzentration
mit einem Wert von über 4 im Vergleich der Landkreise auf. Auch im Jahr 2009 ist
mit einem Quotienten von 3 die stärkste Branchenkonzentration zu beobachten.
Die Landkreise Stendal und Börde sind sowohl 1995 als auch im Verlauf bis 2009
durch Branchenkonzentrationstendenzen auf die Landwirtschaft gekennzeichnet,
wobei dies für den 2007 neu gegründeten Landkreis Börde auf niedrigerem Niveau
festzuhalten ist. 

Stärker werdende Branchenkonzentrationstendenzen seit 1995 sind für den
Landkreis Jerichower Land zu verzeichnen. Ausgehend von einem moderaten Lo-
kationskoeffizienten 1995 mit 1,229 steigt er auf 2,259 im Jahr 2009 an und ist
im Landkreisvergleich der dritthöchste.

Im Salzlandkreis deutet der Wert von 0,874 im Jahr 2009 auf keine Branchen-
konzentration der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei hin. Im Vergleich al-
ler Landkreise nimmt der Koeffizient den niedrigsten Wert an. Die Werte liegen
aber auch für die zugeordneten Vorgängerlandkreise im Beobachtungszeitraum un-
ter dem Durchschnitt.

Für die südlichen Landkreise weist 2009 einzig der Landkreis Mansfeld-Süd-
harz Branchenkonzentrationstendenzen auf, das Burgenland und auch der Saale-
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kreis zeigen keine Spezialisierungstendenzen in Bezug auf Land- und Forstwirt-
schaft sowie Fischerei. 

Tabelle 4: 
Die Entwicklung des Lokationsquotienten in der Landwirtschaft, Forstwirtschaft 
und Fischerei in den einzelnen Landkreisen der Jahre 1995 bis 2009

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf den Daten der Statistischen Jahrbücher

Im Kreisvergleich hat also die Landwirtschaft für die nördlichen Landkreise Sach-
sen-Anhalts eine wesentlich stärkere Bedeutung als für die südlichen Landkreise.
Darin liegt einerseits die Chance, diese Gegebenheit zu nutzen und die Branche
weiterhin zu stärken, andererseits aber auch die Gefahr, dass die wirtschaftliche

1995 1997 2005 LK ab 2007 2007 2009

Altmarkkreis 
Salzwedel 4,036 2,790 2,340 Altmarkkreis 

Salzwedel 2,467 3,032

LK Stendal 1,847 1,683 1,924 Stendal 1,936 2,359

Bördekreis 1,846 1,675 1,551
Börde 1,367 1,635

Ohrekreis 1,276 1,145 1,320

Jerichower Land 1,229 1,168 1,803 Jerichower Land 1,886 2,259

Halberstadt 1,079 1,170 1,224

Harz 0,945 0,971
Quedlinburg 1,309 1,237 1,056

Wernigerode 1,453 1,418 0,976

Aschersleben-
Staßfurt 0,814 1,438 1,579

Salzlandkreis 0,947 0,874Bernburg 0,928 0,761 0,757

Schönebeck 0,675 0,689 0,830

Anhalt-Zerbst 1,787 1,516 2,295 Seit 2007 Stadt Dessau-Rosslau, Jerichower 
Land, Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld

Wittenberg 1,619 1,829 2,572 Wittenberg 1,588 1,731

Bitterfeld 1,679 0,754 0,555
Anhalt-Bitterfeld 1,054 1,033

Köthen 0,680 1,800 0,951

Mansfelder Land 0,808 0,648 1,471
Mansfeld-Südharz 1,719 1,379

Sangerhausen 1,041 2,977 1,549

Merseburg-Querfurt 1,209 1,127 1,154
Saalekreis 1,112 0,995

Saalkreis 1,010 0,172 0,988

Burgenlandkreis 1,230 1,028 1,373
Burgenlandkreis 1,346 1,104

Weißenfels 1,363 1,305 1,067
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Entwicklung eines Landkreises sehr stark von einer Branche bestimmt wird. Um
Tendenzen der wirtschaftlichen Entwicklung ableiten zu können, sollen für die vier
nördlichen Landkreise und die drei südlichen Landkreise abschließend die Lokati-
onsquotienten der verschiedenen Branchen für das Jahr 2009 abgebildet werden.

3.4 Wirtschaftsprofile ausgewählter Landkreise

Dabei werden die fünf wichtigsten und beschäftigungsstärksten Branchen verglei-
chend gegenübergestellt. Für das produzierende Gewerbe; das Baugewerbe; Han-
del, Verkehr und Gastgewerbe sowie freiberufliche, wissenschaftliche, technische
und sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen zeigen die Lokationsquotienten,
inwieweit eine Spezialisierung auf bestimmte Branchen in den ausgewählten Land-
kreisen vorliegt. 

Tabelle 5: 
Lokationsquotienten ausgewählter Branchen nach ausgewählten Kreisen 2009

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf den Daten des Statistischen Jahrbuchs Sachsen-Anhalt 2010, 
S. 92

Der wirtschaftsnahe Dienstleistungssektor spielt in allen vier nördlichen Landkrei-
sen eine nachgeordnete Rolle, in den südlichen Landkreisen ist der Koeffizient
etwas höher, aber ebenfalls im Vergleich zu den anderen Branchen unterrepräsen-
tiert. 

Der Altmarkkreis Salzwedel weist im Vergleich der fünf beschäftigungsstärks-
ten Gewerbe einzig eine Konzentration auf die Land- und Forstwirtschaft sowie

Nördliche Landkreise Südliche Landkreise

Salzwedel Stendal Jericho-
wer Land Börde Mansfeld- 

Südharz
Burgen-
landkreis Saalekreis

Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei

3,032 2,359 2,259 1,635 1,379 1,104 0,995

Produzierendes 
Gewerbe 1,073 0,845 1,158 1,434 1,022 1,153 1,379

Bau 1,162 1,252 1,595 1,008 1,133 1,090 1,281

Handel, Verkehr, 
Gastgewerbe 0,982 0,929 0,882 1,215 1,123 1,055 1,235

Freiberufl., 
wissens., techn., 
sonst. wirts. DL

0,621 0,037 0,553 0,496 0,704 0,848 0,876
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Fischerei auf. Alle anderen Branchen verzeichnen keine Konzentrationstendenzen.
Gleiches kann mit etwas abgeschwächter Konzentration der Branche Landwirt-
schaft für den Landkreis Stendal festgehalten werden. Für das Baugewerbe sind in
diesem Landkreis jedoch auch leichte Konzentrationstendenzen festzuhalten.

Im Jerichower Land sind die Landwirtschaft und das Baugewerbe die beiden
Branchen mit Konzentrationstendenzen, die aber in der Landwirtschaft noch deut-
lich stärker ausgeprägt sind. Konzentrationen finden sich im Landkreis Börde in
drei Bereichen: der Landwirtschaft, dem produzierenden Gewerbe und in Ansätzen
auch im Handel, Verkehr und Gastgewerbe. Damit ist der Bördekreis der nördliche
Landkreis, der sich am wenigsten einseitig spezialisiert aufstellt.

Unter den südlichen Landkreisen Sachsen-Anhalts lassen sich in Mansfeld-Süd-
harz noch Konzentrationstendenzen in Bezug auf die Landwirtschaft festhalten.
Andere Branchenkonzentrationstendenzen weist Mansfeld-Südharz nicht auf.

Der Burgenlandkreis ist der einzige Landkreis, der keinerlei Spezialisierungs-
oder Konzentrationstendenzen auf eine der abgebildeten Branchen zeigt. Hingegen
sind die Landwirtschaft und die wirtschaftsnahen Dienstleistungen im Saalekreis
die Branchen mit durchschnittlicher Ausprägung. Das produzierende Gewerbe, das
Baugewerbe und auch Handel, Verkehr und Gastgewerbe weisen Konzentrations-
tendenzen auf. 

Eine stärkere Ausdifferenzierung des Branchenvergleichs ist möglich, würde
aber den Rahmen dieses Artikels überschreiten. Wichtig erscheint an dieser Stelle,
dass die einzelnen Landkreise doch recht unterschiedliche Branchenprofile aufwei-
sen. So gibt es in einem Landkreis, dem Altmarkkreis Salzwedel, eine ausgeprägte
Konzentration auf die Landwirtschaft. Zwei Landkreise, Stendal und Jerichower
Land, weisen eine hohe Branchenkonzentration auf die Landwirtschaft, aber auch
in Ansätzen auf das Baugewerbe auf. Demgegenüber gibt es in der Börde Branchen-
konzentrationen sowohl in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei als auch
im produzierenden Gewerbe und im Baugewerbe. Der Burgenlandkreis verzeichnet
keinerlei Branchenkonzentrationen und in Mansfeld-Südharz wiederum findet sich
ebenso eine Konzentration auf die Landwirtschaft. Schließlich gibt es im Saalekreis
Branchenkonzentrationen sowohl im produzierenden Gewerbe, im Baugewerbe als
auch im Handel, Verkehr und Gastgewerbe. Diese doch recht heterogenen Kreis-
wirtschaftsstrukturen haben natürlich auch unterschiedliche Implikationen. So
können in Gebieten mit hoher Branchenkonzentration durchaus entwicklungsfä-
hige wirtschaftliche Potentiale entstehen, wenn es gelingt die Aktivitäten zu koor-
dinieren und zu vernetzen (Rosenfeld, Franz & Heimpold 2006). Andererseits ber-
gen Branchenkonzentrationen immer auch ein gewisses Risiko, das in der
Abhängigkeit einer Region von einer oder wenigen Branchen liegt. Allerdings ist
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selbst in den stärker landwirtschaftlich geprägten Landkreisen Sachsen-Anhalts
eine durchschnittliche Ausprägung anderer wichtiger Wirtschaftszweige, mit Aus-
nahme der freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen oder sonstigen wirt-
schaftlichen Dienstleistungen, zu beobachten.

4 Regionale Entwicklung im ländlichen Raum

Die Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei ist in Sachsen-Anhalt mit Bezug
auf den Beobachtungszeitraum zu den schrumpfenden Branchen zu zählen. Aller-
dings sind, wie gezeigt werden konnte, zwischen den nördlichen Landkreisen und
den südlichen Landkreisen Sachsen-Anhalts vor allem in den letzten Jahren unter-
schiedlich starke Beschäftigungsverluste zu verzeichnen. Folglich haben die regio-
nalen und sektoralen Beschäftigungsanteile der Landwirtschaft, Forstwirtschaft
und Fischerei in den nördlichen Landkreisen ein höheres Gewicht als in den süd-
lichen Landkreisen. Dabei beziehen sich die Angaben immer auf sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte, nicht berücksichtigen werden konnten die Selbstän-
digen und mithelfende Familienangehörigen.

Mit erneutem Blick auf die Einschätzungen des Landesentwicklungsplanes
wird deutlich, dass es sowohl im Norden als auch im Süden Sachsen-Anhalts
durchaus Landkreise mit ähnlichen Typisierungsmerkmalen gibt. So weisen die
Landkreise Stendal und Mansfeld-Südharz Räume mit besonderen Entwicklungs-
aufgaben und keine landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebiete auf. Die Landkreise
Börde, Jerichower Land und auch Saalekreis grenzen an die beiden städtischen
Zentren in Sachsen-Anhalt und verfügen deshalb über Räume in Verdichtungsge-
bieten. Doch nur im Saalekreis findet sich ein recht ausgewogener Branchenmix
und wenig Konzentrationstendenzen auf die Landwirtschaft. Für den Altmarkkreis
Salzwedel und auch den Burgenlandkreis gibt es im Landesentwicklungsplan keine
Zuordnung zu der Typisierung des ländlichen Raumes, aber Vorbehaltsgebiete für
die Landwirtschaft. Auch zwischen diesen beiden Landkreisen ist eine ganz unter-
schiedliche, im Altmarkkreis Salzwedel wesentlich höhere, von der Land-, Fort-
wirtschaft und Fischerei ausgehende Beschäftigungsbedeutung zu verzeichnen. An
dieser Stelle ist festzuhalten, dass die ordnungspolitischen Festlegungen des Lan-
desentwicklungsplanes als Grundlage für die Koordinierung sozialer, wirtschaft-
licher und ökologischer Funktionen des Raumes zu verstehen sind und damit, wie
sich auch im Beitrag zeigt, nur begrenzt Aufschluss über wirtschaftliche Besonder-
heiten von Landkreisen geben können. Strategien für ausgewogene Lebens- und
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Wirtschaftsräume werden in regionalen Entwicklungsplänen, die die Spezifika ein-
zelner Planungsregionen berücksichtigen, entwickelt. 

Obwohl die Beschäftigungsbedeutung der Branche Land- und Forstwirtschaft
sowie Fischerei 20 Jahre nach der Wiedervereinigung insgesamt betrachtet als nied-
rig einzuschätzen ist, darf nicht vergessen werden, dass dies eine Branche ist, die
vor allem auch in den peripheren ländlichen Gebieten vertreten ist. In manchen
Regionen Sachsen-Anhalts sind landwirtschaftliche Unternehmen wichtige verblie-
bene Arbeitgeber. Diese zu erhalten, setzt in Zeiten der demografischen Schrump-
fung die Sicherung des Fachkräftebestands ebenso voraus, wie es eine bessere Ver-
zahnung der Landwirtschaft mit der Ernährungswirtschaft im Sinne horizontaler
Wertschöpfungsketten nahelegt. Gelingt dies kann die Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Fischerei auch künftig stabile und prägende Wirtschaftskraft in vor allem
peripheren ländlichen Räumen Sachsen-Anhalts sein. 
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Schichtarbeit und Familienverantwortung

Sabine Böttcher

1. Einleitung

Die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und familiären Verpflichtungen bzw. Verant-
wortung ist häufig mit vielfältigen Belastungen im Arbeits- und Familienalltag der
betroffenen Beschäftigten auf der einen Seite und mit arbeits- und flexibilitäts-
organisatorischen Belastungen der Unternehmen auf der anderen Seite verbunden.
Im Idealfall gelingt es, beide Belastungsseiten miteinander zu verbinden und zu
einem Ausgleich zu führen. Doch dieser Idealfall stellt in der Realität eher die Aus-
nahme dar. 

Im Normalfall ist davon auszugehen, dass sich die Belastungen potenzieren –
und zwar auf beiden Seiten. Hintergrund dieser Entwicklung sind vor allem sowohl
die Auswirkungen der demografischen Verschiebungen als auch die vielfältigen
Veränderungen der Bedingungen und Möglichkeiten von Erwerbsarbeit. 

Demografische Verschiebungen

Die Betrachtung der demografischen Entwicklungen der kommenden Jahre der
Bundesländer Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen – Region Mitteldeutsch-
land – offenbart starke Verschiebungen mit langfristig drastischen Folgen.1

Ein Blick auf die Bevölkerungsentwicklung bis 2025: In Sachsen-Anhalt wird
mit einem Rückgang von 17 Prozent die bundesweit stärkste Bevölkerungsabnah-
me erwartet. Vor allem von den Kindern bis zu zehn Jahren und den Jugendlichen
zwischen 16 und 18 Jahren wird es im Durchschnitt etwa ein Drittel weniger als
heute geben. Damit wird die nachhaltige Bevölkerungsentwicklung in Sachsen-An-

1 Datenquellen der folgenden Absätze (Bevölkerungsentwicklung, Alterung und Erwerbspersonen-
potential): Länderbericht Sachsen-Anhalt, Länderbericht Sachsen, Länderbericht Thüringen der
Bertelsmann-Stiftung. Entnommen der Homepage: www.wegweiser-kommune.de, November
2010.
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halt empfindlich gestört. In Thüringen ist die Entwicklung mit einem Rückgang
der Bevölkerung von 14 Prozent und in Sachsen mit zehn Prozent zwar nicht ganz
so negativ, trotzdem stehen auch diese beiden Bundesländer vor großen Herausfor-
derungen, die sich vor allem aufgrund der erwarteten, sehr heterogenen Entwick-
lung innerhalb der Bundesländer zwischen den Dörfern, Städten und Großstädten
zuspitzen. So wird in Sachsen für die Städte Leipzig und Dresden zwar mit einem
Bevölkerungszuwachs gerechnet, in den übrigen Dörfern, Gemeinden und Städten
wird aber ein deutlicher Rückgang erwartet. Gleichzeitig muss davon ausgegangen
werden, dass es in Sachsen insgesamt bis zu 50 Prozent weniger Kinder als heute
geben wird. Somit sind auch hier langfristig stark wirkende Veränderungen in der
Bevölkerungsentwicklung und -dynamik zu erwarten. 

Diese sich verschiebende Bevölkerungsstruktur geht einher mit einer deutlichen
Alterung der Bevölkerung. In Sachsen-Anhalt wird das Durchschnittsalter von
heute knapp 39 Jahren bis zum Jahr 2025 auf 50 Jahre ansteigen. In Sachsen und
Thüringen ist die Entwicklung vergleichbar: Hier erhöht sich das Durchschnittsal-
ter bis 2020 von 38 (Thüringen) bzw. 39 Jahren (Sachsen) auf 49 Jahre.

Diese deutliche Alterung der Bevölkerung  hat wiederum starke Auswirkungen
auf das Erwerbspersonenpotential. In allen drei betrachteten ostdeutschen Bundes-
ländern ist mit einem Rückgang von etwa 62 Prozent auf 54 Prozent zu rechnen.
Damit steht einerseits den Unternehmen statt zwei von drei nur noch jede/r Zweite
als potentiell Beschäftigte/r zur Verfügung. Andererseits ergeben sich daraus auch
hohe gesellschaftliche und kommunale Belastungen für die soziale Absicherung der
Noch-nicht- und Nicht-mehr-Erwerbstätigen. 

Die aktuelle und derzeit absehbare zukünftige demografische Entwicklung hat
massive Auswirkungen auf die wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit einer Region.
Eine alternde und in ihrer Anzahl sinkende Bevölkerung bewirkt eine starke Ver-
ringerung des Erwerbspersonenpotentials, verbunden mit einer langfristigen
Abnahme der Schulabgängerzahlen. Gleichzeitig kommt für die Mehrzahl der ost-
deutschen Bundesländer erschwerend hinzu, dass die Abwanderung anhält und
noch immer mehr Arbeitskräfte aus- als einpendeln. Dadurch sehen sich viele
Unternehmen schon heute einem deutlichen Nachwuchs- und Fachkräftemangel
gegenüber, dem sie vor allem durch attraktive, familienfreundliche und Work-Life-
Balance-fördernde Angebote und Maßnahmen zu begegnen versuchen. Mitarbei-
tergewinnung und Mitarbeiterbindung erfahren – insbesondere unter dem Einfluss
sich verändernder Bedingungen und Anforderungen an Erwerbsarbeit – als perso-
nalpolitische Aufgaben eine besondere Bedeutung. 
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Veränderungen von Erwerbsarbeit

Zu den deutlichsten Veränderungen der Erwerbsarbeit in den letzten Jahrzehnten
gehören vor allem die Ausdehnung und die Verschiebung der Flexibilität von
Arbeitszeiten und Arbeitsorten. Arbeitete zum Beispiel im Jahr 1991 nur etwa
jede/r Dritte abhängig Beschäftigte auch hin und wieder an einem Samstag, ist es
im Jahr 2008 mit knapp 45 Prozent schon fast jede/r Zweite. Für den Sonntag zeigt
sich ein ähnliches Bild: 1991 arbeiteten 17 Prozent aller Beschäftigten auch mal an
einem Sonntag, 2008 waren es schon 26 Prozent. (Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend 2010, S. 104) Dies ist nicht zwangsläufig mit einer
Verlängerung der Wochenarbeitszeit, sondern viel häufiger mit einer Verlagerung
der Arbeitszeit verbunden. In Folge dieser Entwicklung verliert das Wochenende
als zusammenhängende (erwerbsarbeits-) freie Zeit für die Familie zunehmend
seine Bedeutung, wodurch sich auch die damit verbundene entspannende und
Belastungen abbauende Wirkung verringert. 

Ebenso sind mit der zunehmenden Flexibilisierung von Arbeitsorten ambiva-
lente Entwicklungen verbunden: einerseits ist vor allem mit der Einführung von
Telearbeit eine Erleichterung der Vereinbarkeit von beruflichen und familiären
Aufgaben erreicht worden, andererseits führte diese Entwicklung aber auch dazu,
dass der familiäre Raum zunehmend seine Abgrenzung zur Arbeitswelt verliert,
indem Arbeitszeit und Familienzeit nicht tageweise, sondern stündlich miteinander
vermischt sind. Die mit der Flexibilisierung der Arbeitsorte verbundene scheinbar
ständige Erreichbarkeit des Beschäftigten durch Telefon und Internet potenziert bei
fehlenden Abgrenzungsstrukturen seitens der Beschäftigten und nicht erfolgreich
funktionierenden (Arbeitszeit-) Erfassungssystemen seitens der Unternehmen die
Belastungen bei den betroffenen Beschäftigten. Letztlich stünde diese Entwicklung
den Zielstellungen der Unternehmen und Beschäftigten entgegen: zwar würde die
Vereinbarkeit von Arbeits- und Familienwelt erleichtert werden, dies jedoch auf
Kosten der Arbeits- und Leistungsfähigkeit der betroffenen Beschäftigten und ihrer
Unternehmen.

Trotzdem haben Unternehmen kaum Möglichkeiten, – auch im Interesse ihrer
Beschäftigten – auf solche flexiblen Arbeitsverhältnisse zu verzichten, wenn sie er-
folgreich am Markt bestehen wollen. Unternehmen sehen sich heute zunehmend
mit einem Markt konfrontiert, der ständige Servicebereitschaft, nachhaltige Inno-
vationen und kreative Lösungen für neue Probleme erfordert. Dieser erhöhte Wett-
bewerbsdruck zwingt Unternehmen zu hochflexiblen Arbeitszeiten, um auf unre-
gelmäßige Auftragslagen und Produktnachfragen reagieren zu können. Mit diesen
sehr flexiblen Arbeitszeiten sind zumeist auch flexible Arbeitsorte verbunden.



162 Sabine Böttcher

Gleichzeitig ringen Unternehmen um gutes, qualifiziertes und (sozial-)kompe-
tentes Personal, suchen nach kreativen Maßnahmen zur Mitarbeiterbindung und -
gewinnung, um sowohl in der Konkurrenz um neue Mitarbeiter/-innen auf sich als
attraktives Unternehmen aufmerksam zu machen als auch um sich selbst vor Mit-
arbeiterabwerbung zu schützen.

Dieser Beitrag verfolgt das Ziel, die Fülle der Unterstützungsmöglichkeiten eines
Unternehmens zur Verbesserung der Vereinbarkeit von (Schicht-)Arbeit und Fami-
lienverantwortung der Beschäftigten aufzuzeigen (Kapitel 2). Anschließend wird
der Weg eines Unternehmens von der Problemstellung bis zur Umsetzung betrieb-
licher Maßnahmen dargestellt und auf die sich dabei stellenden Herausforde-
rungen und Schwierigkeiten näher eingegangen (Kapitel 3). 

2. Schichtarbeit zwischen Anforderungen von Arbeitswelt und 
Lebenswelt 

Vor den dargestellten Hintergründen gewinnt die Frage der Vereinbarkeit von
Arbeitswelt und Privatleben sowohl für die Unternehmen als auch für die Beschäf-
tigten zunehmend an Bedeutung. 

Einigen der sich daraus ergebenden konkreten Fragestellungen widmet sich das
Projekt „SCHICHT – Schichtarbeit zwischen Anforderungen von Arbeitswelt und
Lebenswelt", ein Verbundvorhaben an den Chemiestandorten Bitterfeld-Wolfen
und Leuna. Partner dieses Verbundvorhabens sind neben dem Zentrum für Sozial-
forschung Halle e.V. an der Martin-Luther-Universität die Qualifizierungsförder-
werk Chemie GmbH und die Stadtverwaltung Bitterfeld-Wolfen. Im Rahmen
dieses Projektes erfolgt eine enge Zusammenarbeit mit Unternehmen an den beiden
Chemiestandorten, insbesondere mit der InfraLeuna GmbH, der SOEX TSG &
TRG mbH und der Sovello AG. Dabei stellt sich das Verbundprojekt in übergrei-
fenden Projektteams vor allem zwei Projektaufgaben: 
1) Entwicklung, Erprobung und Etablierung von Dienstleistungsstrukturen für

Unternehmen und Beschäftigte in Form von Servicebüros, Servicestellen oder
Servicepoints2

2) Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung
durch spezifische Maßnahmen und Angebote

2 Auf diese Richtung der Projektarbeit wird im vorliegenden Beitrag nicht näher eingegangen. Für
weiterführende Informationen zum Servicebüro siehe Projekthomepage: www.familieplusunterneh-
men.de.
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Die Projektarbeit bestand neben Recherchen und Analysen von Vereinbarkeits-
möglichkeiten vor allem in der Suche nach konkreten guten betrieblichen Beispie-
len zur Unterstützung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverant-
wortung im ostdeutschen Raum, da die publizierten guten Beispiele aus
Westdeutschland auf die betriebliche und familiäre Situation an den Chemiestand-
orten Bitterfeld-Wolfen und Leuna oftmals nicht übertragbar waren.

In der Projektphase, die Gegenstand dieses Beitrages ist, kristallisierte sich ins-
besondere durch die Expertengespräche mit Betriebsräten und Personalvertretern
aus Unternehmen mit guten Vereinbarkeitsregelungen die Region Halle/Saale als
erste Transferregion heraus. Im Verlauf dieser Projektphase, insbesondere durch
die Vorstellung und Diskussion der gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse
mit verschiedenen Unternehmen, erschloss sich Rostock als zweite Transferregion.

Die Entwicklung von Angeboten und Maßnahmen zur Förderung der Vereinbar-
keit von Schichtarbeit und Familienverantwortung orientiert sich in erster Linie an
den Bedürfnissen zweier Zielgruppen: einerseits stehen die (jungen) Eltern mit
ihren Betreuungswünschen für ihre Kinder und andererseits die Beschäftigten mit
Verantwortung für ältere und pflegebedürftige Angehörige im Mittelpunkt. Dazwi-
schen befinden sich die Mitarbeiter/-innen, die möglicherweise die Phase der Kin-
derbetreuung schon abgeschlossen haben und die Übernahme der (Pflege-) Verant-
wortung für einen Angehörigen vor sich sehen. Auf die Möglichkeiten von
Angeboten für diese Zielgruppen wird im Folgenden näher eingegangen.

2.1 Schichtarbeit und Familienverantwortung: 
Unterstützungsmöglichkeiten für Unternehmen

Die Unterstützungsmöglichkeiten für Unternehmen bei der Vereinbarkeit von
Schichtarbeit und Familienverantwortung sind vielfältig, beziehen sich aber vor
allem auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen und/oder auf die finanzielle
Unterstützung der betroffenen Beschäftigten. Dabei steht nicht im Vordergrund,
die Beschäftigten arbeitszeitlich länger im Unternehmen einsetzen zu können, son-
dern für Beschäftigte und Unternehmen verlässliche Bedingungen zu schaffen, die
die Vereinbarkeit von Arbeits- und Lebenswelt unterstützen und den mit beiden
Welten verbundenen Flexibilitätsansprüchen besser gerecht werden.

Zu den Verbesserungen der Rahmenbedingungen der Vereinbarkeit gehören neben
der Flexibilisierung von Arbeitszeit und -ort auch die Einrichtung von Springer-
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oder Vertretungssystemen, um zum Beispiel einen Arzttermin wahrnehmen oder
am Elternabend in der Schule bzw. in der Kindertagesstätte teilnehmen zu können.
Gleichzeitig helfen Möglichkeiten zur Teilzeitarbeit oder zu komprimierten
Arbeitszeiten, d. h. die wöchentliche Arbeitszeit wird auf drei oder vier Tage kon-
zentriert. Allen diesen Angeboten ist gemeinsam, dass sie durch die Zunahme der
Flexibilität die Autonomie der Beschäftigten über die (zeitliche) Organisation und
Abstimmung von Arbeit, Kinderbetreuung oder Pflege erhöhen. Ergänzend wirken
Sonderurlaube und die Schaffung bestimmter Informations- und Austauschstruk-
turen unterstützend.

In den Bereich der finanziellen Unterstützung fallen zum Beispiel die Gewäh-
rung von Bonustagen in Form eines freien Tages pro Quartal bei Familienverant-
wortung3, bezahlter Sonderurlaub und/oder Sonderzahlungen bei bestimmten
Familienereignissen wie Geburt, Hochzeit, Konfirmation oder Jugendweihe sowie
Zuschüsse zur Kinderbetreuung.

Übersicht 1:

Sowohl Möglichkeiten zur Veränderung von Rahmenbedingungen als auch zur
finanziellen Beteiligung des Unternehmens bieten sich bei der Organisation und
Bereitstellung von Angeboten zur Kinderbetreuung, der Gewährung von Sonder-
urlaub zum Beispiel zur Organisation von Pflege, bei der Förderung und/oder Mit-

3 Familienverantwortung umfasst die Verantwortung für Kinder, ältere oder pflegebedürftige Ange-
hörige.
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finanzierung familienentlastender Dienstleistungen sowie der Einrichtung oder
dem Ausbau des betrieblichen Gesundheitsmanagements. 

Im Folgenden werden die noch relativ unbekannten bzw. wenig genutzten Mög-
lichkeiten zum Aufbau von Unterstützungsstrukturen, zum Angebot familien-
entlastender Dienstleistungen und zum Gesundheitsmanagement kurz dargestellt. 

Im Abschnitt 2.2 stehen dann die verschiedenen Formen zur betrieblichen Un-
terstützung bei der Kinderbetreuung im Mittelpunkt und im Abschnitt 2.3 wird auf
ausgewählte Angebote zur Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Ver-
antwortung für ältere oder pflegebedürftige Angehörige näher eingegangen.

Unterstützungsstrukturen: Informationen, Netzwerke

Eine wichtige Form der betrieblichen Unterstützung der Beschäftigten bei der Ver-
einbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung stellt die Bereitstellung
von Informationen und die Einrichtung von Strukturen dar, über die Informationen
weitergegeben, ausgetauscht und gesammelt werden können. Hierzu bieten sich
verschiedene Möglichkeiten wie 

a) Informationsplattformen zu verschiedenen Themen,
b) die Nutzung von externen Beratungsanbietern wie zum Beispiel einem Servi-

cebüro,
c) Themenbeauftragte im Unternehmen (z.B. Familie, Pflege, Gesundheit), 
d) Mitarbeiternetzwerke zur gegenseitigen Unterstützung z.B. bei der Betreu-

ung, bei Fahrdiensten, …,
e) Tauschbörsen für Kindersachen, Spielzeug, Pflegehilfsmittel, … sowie
f) Schichttauschbörsen.

Die Zielgruppe dieser Angebote umfasst die gesamte Belegschaft, da die Themen
zwar zielgruppenspezifisch dargestellt, in ihrer Auswahl aber nicht auf bestimmte
Zielgruppen beschränkt bleiben sollten. Als Umsetzungsmedium bieten sich vor
allem das Intranet oder Informationstafeln bzw. Schwarze Bretter, aber auch Fir-
men- oder Standortzeitschriften an. 

Daneben bietet die Einrichtung von themenzentrierten Gesprächsgruppen den
Beschäftigten mit speziellen Problemlagen die Möglichkeit, sich gegenseitig zu in-
formieren, zu beraten und zu helfen. Zu solchen speziellen Problemlagen gehören
neben spezifischen Pflegesituationen zum Beispiel auch bestimmte eigene Erkran-
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kungen. Solche Gruppen sollten zum Schutz der Privatsphäre diesen Beschäftigten
vorbehalten bleiben.

Gesundheitsmanagement, Kurse, Workshops 

Bei der Einrichtung und dem Ausbau des betrieblichen Gesundheitsmanagements
und dem damit verbundenen Angebot von Kursen und Workshops wendet sich ein
Unternehmen an mindestens drei Zielgruppen: (1) alle Beschäftigte, (2) Beschäf-
tigte mit spezifischen Problemlagen und (3) Beschäftigte mit Familienverantwor-
tung.

Allen Beschäftigten werden vor allem Angebote zum Konflikt- und Stress-
management, zum Schutz vor Selbstüberlastung, Bewegungsangebote sowie prä-
ventive Gesundheitskurse wie Rückenschule und Massagen unterbreitet.

Beschäftigte mit spezifischen Problemlagen (Suchtprobleme, Schulden, psy-
chische Erkrankungen, …) werden in ihrer besonderen Situation vor allem mit ent-
lastenden und beratenden Angeboten gestützt und gestärkt. Hierzu gehören zum
Beispiel verschiedene therapeutische Angebote, Entspannungskurse und spezi-
fische Beratungsdienstleistungen.

Beschäftigte mit Familienverantwortung sind vor allem die Zielgruppe für the-
menspezifische Angebote wie zum Beispiel Informationsveranstaltungen zu gesetz-
lichen Regelungen und Finanzierungsmöglichkeiten von Kinderbetreuung oder
Pflege, für Erziehungskurse, Elternschulen oder Kurse zum Erlernen von Pflege-
techniken.

Obwohl die Angebote für Beschäftigte mit Familienverantwortung sehr theme-
norientiert sind, sollten insbesondere Angebote zum Themenbereich Pflege für die
Förderung der Sensibilisierung und der Enttabuisierung im Unternehmen allen in-
teressierten Beschäftigten zugänglich sein. Pflegespezifische Themen bei bestimm-
ten Erkrankungen und Treffen von Betroffenengruppen wiederum sollten zum
Schutz der Privatsphäre den betroffenen Beschäftigten vorbehalten sein.

Familienentlastende Dienstleistungen

Das vorrangige Ziel des Angebotes an familienentlastenden Dienstleistungen ist die
Entlastung der Beschäftigten. Dabei umfassen diese Dienstleistungsangebote
sowohl die sogenannten Familien- als auch die Haushaltsdienstleistungen. Zu den
Familiendienstleistungen gehören zum Beispiel Angebote der mobilen Dienste wie
Essen auf Rädern, mobile Frisöre oder Fußpflege sowie mobile Apothekendienste,
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aber auch jede Form von Fahr- und Begleitdiensten zum Arzt oder zum Einkaufen
sowie Hausaufgabenbetreuung oder Hol- und Bringedienste für Kinder. Die
haushaltsnahen Dienstleistungen umfassen u.a. Leistungen wie Einkaufen,
Wäsche- oder Wohnungsreinigungsservice, Gartenarbeiten oder Tierhilfe. Die
Unterstützungsmöglichkeiten für Unternehmen bewegen sich zwischen der reinen
Informationsweitergabe über diese Angebote, über die finanzielle Beteiligung bei
der Inanspruchnahme durch die Beschäftigten bis hin zum Sponsoring zur Förde-
rung des Angebotes solcher familienentlastenden Dienstleistungen in der Region. 

2.2 Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Kinder(betreuung)

Die Frage der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familie stellt für Unternehmen
mit Schichtarbeitszeiten und/oder einer kleinen bis mittleren Beschäftigtenanzahl
(KMU, KKU) eine besondere Herausforderung dar. Viele dieser Unternehmen ste-
hen vor dem Problem, dass es gerade jungen Eltern mit kleinen Kindern kaum mög-
lich ist, aufgrund der starren Öffnungszeiten der öffentlichen Kinderbetreuungs-
einrichtungen in Schicht zu arbeiten und sie nur in der Tagschicht eingesetzt
werden können. Solche Arbeitsplätze sind in den meisten Unternehmen aber nur
begrenzt vorhanden und somit sehr begehrt. 

Die Unternehmen versuchen diesem Dilemma zu begegnen, indem sie allein
oder in Kooperation familienfreundliche Maßnahmen für ihre Beschäftigten ent-
wickeln, die es ermöglichen, einerseits die notwendige familienbedingte Flexibilität
mit der betriebsnotwendigen Stabilität von Arbeitszeit und Leistungserbringung zu
vereinbaren und andererseits aber auch die betriebsbedingten Flexibilitätsansprü-
che mit den privaten Wünschen der Beschäftigten nach stabilen Arbeitsplätzen mit
sicherem Einkommen in Einklang zu bringen. Dabei geht es sowohl um die Verbes-
serung der Situation der (schon) Beschäftigten im Unternehmen als auch um eine
Attraktivitätssteigerung der Unternehmen für potentielle (junge) Neu-Beschäftigte.

Die Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Kinderbetreuung hat sich in den letz-
ten Jahren vor allem aufgrund der zunehmenden Flexibilitäts- und Mobilitätsan-
sprüche, der veränderten Arbeitszeiten und des demografischen Wandels immer
stärker zu einem gesellschaftlichen Problem entwickelt. Es ist heute nicht mehr vor-
rangig eine Frage der privaten Organisation, sondern der öffentlichen und privaten
Betreuungsangebote sowie der (finanziellen) Möglichkeiten ihrer Inanspruch-
nahme, ob (junge) Eltern Erwerbsarbeit und Familie miteinander vereinbaren kön-
nen. Allein der Blick auf die Öffnungszeiten der öffentlichen Kinderbetreuungsein-
richtungen verdeutlicht die Problemlage: Im Osten Deutschlands öffnen mehr als
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95 Prozent der Kitas4 zwischen 6 und 7 Uhr und schließen zwischen 16 und 18 Uhr
(DJI 2005). Die Schichtarbeitszeiten beginnen aber zumeist spätestens um 6 Uhr
für die Frühschicht und enden gegen 22 Uhr in der Spätschicht. Dies bedeutet, dass
in Schichten arbeitende Eltern die Betreuung ihrer Kinder für die Zeiten vor 6 Uhr
und nach 18 Uhr entweder privat organisieren müssen oder für Arbeit in Schichten
nicht mehr zur Verfügung stehen (können). 

In Zeiten von Fachkräftemangel, schwierigen regionalen Arbeitsmarktsituati-
onen und einer daraus resultierenden zunehmenden (Arbeitsplatz-) Mobilität so-
wie längeren Lebensarbeitszeiten sind die Möglichkeiten der Organisation von
Kinderbetreuung im Familienverbund sehr begrenzt. Damit scheint weder die eine
noch die andere Variante eine nutzbare Alternative darzustellen.

Doch was wären Alternativen? Welche vertretbaren, finanzierbaren und um-
setzbaren Möglichkeiten der Kinderbetreuung bei Schichtarbeit bieten sich Unter-
nehmen und ihren Beschäftigten? Welche Bedeutung besitzt dabei die Betreuung
außerhalb der regulären Öffnungszeiten, die sogenannte Randzeitenbetreuung?

Die Ausgestaltungsmöglichkeiten von Angeboten zur Kinderbetreuung bei Schicht-
arbeit durch Unternehmen sind vielfältig und bewegen sich 

• von einem regulären Angebot der Tagesbetreuung,
• über Angebote der sogenannten Randzeitenbetreuung 

• bei Früh-, Spät- oder Nachtschichten,
• bei Zusatzschichten und
• bei Schichten am Wochenende, an Feier- und Brückentagen,

• zu (Zusatz-) Betreuungsangeboten während der Betriebsferien von Kinderta-
gesstätten und/oder Schulferien 

• bis hin zu einer Notfallbetreuung bei Ausfall der eigentlichen Betreuungs-
person, bei Erkrankung oder Rekonvaleszenz des Kindes. 

Die Organisation bzw. Bereitstellung dieser Angebote kann dabei sowohl im Unter-
nehmen als auch außerhalb des Unternehmens erfolgen.

Kinderbetreuung im Unternehmen findet sich dabei zumeist in Form einer ei-
genen Kita (durchaus auch in Kooperation mit anderen Unternehmen), durch Be-
reitstellung von Betreuungsräumen mit Betreuungspersonal oder durch die Einrich-
tung von Eltern-Kind-Zimmern bzw. -büros.

4 Kita wird als Synonym für Kinderkrippe, Kindergarten und Kindertagesstätte verwendet.
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Kinderbetreuung außerhalb eines Unternehmens wird dagegen vorrangig in
Kooperation mit anderen Partnern organisiert. Diese Partner können neben Unter-
nehmen auch bestehende kommunale oder private Kitas sein, aber ebenso finden
sich Kooperationen mit Elterninitiativen, Kommunen, Vereinen und/oder Einzel-
personen wie Babysitter, Tagesmütter, Kinderfrauen und/oder Ehrenamtlichen.

Für welchen Weg  sich ein Unternehmen entscheidet und welche Kooperations-
partner dafür gewonnen werden, ist von einer Vielzahl verschiedener Faktoren ab-
hängig. Zu diesen gehören vor allem:

• die Anzahl der betreuungspflichtigen Kinder im Unternehmen,
• die räumliche Nähe zu anderen (am Thema und einer Kooperation interes-

sierten) Unternehmen und
• zu bestehenden Kinderbetreuungseinrichtungen,
• die Art der Schicht und der Schichtarbeitszeiten, aber auch
• die Struktur und das Angebot des Öffentlichen Personennahverkehrs und
• das Interesse der Kommune an Betreuungsangeboten in Randzeiten sowie
• die zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten und 
• die finanziellen Mittel.

Insbesondere von der Anzahl der betreuungspflichtigen Kinder hängt ab, ob sich
Unternehmen eher für ein allgemeines oder ein stärker individuelles Angebot ent-
scheiden. Je weniger Beschäftigte von dieser Vereinbarkeitsproblematik betroffen
sind, je unterschiedlicher das Alter der Kinder und/oder der Wohnort der betrof-
fenen Beschäftigten ist, desto interessanter werden Betreuungsangebote, die der
individuellen Situation der Beschäftigten gerecht werden. Dabei ist es unerheblich,
ob es sich um ein Einzelunternehmen oder um eine Kooperation mehrerer Unter-
nehmen handelt.

In der Kinderbetreuung außerhalb der regulären Öffnungszeiten von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen liegen für Unternehmen vielfältige Möglichkeiten, die Verein-
barkeit von Schichtarbeit und Kinderbetreuung ihrer Beschäftigten entscheidend
zu verbessern, sich von anderen Unternehmen abzuheben und an Attraktivität zu
gewinnen. 

Kinderbetreuungseinrichtungen, die mit Unternehmen gemeinsam Betreuungs-
möglichkeiten entwickeln, die über die reguläre Betreuungszeit von 6 bis 18 Uhr
hinausgehen und so die Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Kinderbetreuung für
die Beschäftigten verbessern, verstehen sich zumeist als Dienstleister – sowohl für
die Unternehmen als auch für deren Beschäftigte, die Eltern.
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Im Folgenden werden die verschiedenen Möglichkeiten der Unterstützung von Kin-
derbetreuung durch Unternehmen kurz dargestellt und mit ihren Vor- und Nach-
teilen beschrieben.

Dabei kann zwischen allgemeinen, also für alle Beschäftigten weitestgehend
identischen Angeboten und zwischen individuellen Angeboten, die die besondere
Situation der Beschäftigten beachten, unterschieden werden. Zu den allgemeinen
Angeboten gehören (betriebliche) Kindertagesstätten, Belegrechte, Platz-Sharing
und Angebote zur Ferienbetreuung, zu den individuellen Angeboten die Back-up-
Betreuung, die Nachtbetreuung und häufig auch die Notfallbetreuung.

2.2.1 Allgemeine Angebote zur Kinderbetreuung

Kindertagesstätten

Kindertagesstätten gehören zu den allgemeinen Kinderbetreuungsangeboten, da
die individuellen Wünsche der Beschäftigten nur in einem öffentlichen Rahmen
und damit begrenzt berücksichtigt werden können.

Dem Unternehmen bieten sich vor allem zwei Varianten: (1) Neben betriebs-
eigenen Einrichtungen, in denen das Unternehmen selbst Träger der Einrichtung ist
oder die Trägerschaft an einen privaten oder öffentlichen Träger, zum Beispiel an
den Träger einer anderen Kindertagesstätte oder auch an eine Elterninitiative über-
gibt, finden sich auch häufig (2) Kooperationen zur Kita-Gründung oder 
-Übernahme zwischen mehreren Unternehmen, zwischen (mehreren) Unternehmen
und einer Kommune oder zwischen (mehreren) Unternehmen und Elterninitiativen
oder Vereinen.

Dieses Angebot ist für die Unternehmen mit gewissen Vor- und Nachteilen ver-
bunden. Zu den Vorteilen gehören vor allem, dass den Unternehmen ein sicheres
Platzkontingent für die Kinder ihrer Beschäftigten zur Verfügung steht, sie im Rah-
men der kommunalen Zielsetzungen die Öffnungs- und Schließzeiten mitgestalten
können sowie Einfluss auf das Konzept und die Organisation der Kinderbetreu-
ungseinrichtungen nehmen können. Daneben ist es den Unternehmen auch mög-
lich, „Sonderangebote“ wie Fahrdienste, Hausaufgabenbetreuung und Maßnah-
men zur Förderung der sozialen Integration (ausländischer) Beschäftigter sowie
diverse familienentlastende Dienstleistungen in der eigenen Kita zu entwickeln und
anzubieten oder von bestehenden Kitas bei Angebot dazu zu kaufen.

Für die Unternehmen entstehen bei einer eigenen Einrichtung neben den Kosten
für die Kinderbetreuung an sich5 auch die Kosten für die Räumlichkeiten und deren
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Unterhalt sowie für die Qualifizierung und Weiterbildung des Betreuungsperso-
nals. Damit sind mit diesem Betreuungsangebot im Vergleich zu den anderen Mög-
lichkeiten die höchsten Kosten verbunden. Um eine betriebseigene Kita möglichst
kostenangemessen betreiben zu können, ist eine langfristige Zukunftsplanung in
Bezug auf die Anzahl und das Alter der Kinder von immenser Bedeutung.

Für Flächenunternehmen stellt eine betriebseigene Kita zumeist kein akzeptab-
les Angebot dar, da dieses nur einer begrenzten Anzahl an Beschäftigten zur Verfü-
gung gestellt werden kann und somit das Gleichstellungsgebot für alle Beschäf-
tigten im Unternehmen verletzt wird. Solche Unternehmen weichen zumeist auf
Belegplätze oder individuellere Varianten aus. 

Belegrechte, Platz-Sharing

Auch das Angebot von Belegrechten gehört zu den allgemeinen Unterstützungs-
möglichkeiten von Unternehmen für Beschäftigte. Dazu schließen Unternehmen
mit den Einrichtungen Betreuungsverträge mit unterschiedlichen Konditionen ab.
Auch hier stehen den Unternehmen wieder verschiedene Möglichkeiten zur Aus-
wahl. So können sie über Belegrechte eine unternehmenseigene Gruppe in einer
bestehenden Kita aufbauen oder „nur“ einfache Belegrechte erwerben, d.h. die
Kinder der Beschäftigten des Unternehmens sind dann auf verschiedene Gruppen
verteilt. Eine unternehmenseigene Gruppe scheint vor allem dann vorteilhaft, wenn
das Unternehmen mit der Kindertagesstätte bestimmte Zusatzvereinbarungen wie
zum Beispiel eine bei Bedarf frühere Öffnungs- oder spätere Schließzeit vereinbaren
möchte.

Beim Platz-Sharing teilen sich mehrere Beschäftigte des gleichen oder verschie-
dener Unternehmen einen (Beleg-)Platz. Diese Variante wählen vor allem Unter-
nehmen mit einem hohen Anteil an Heim- oder Vertriebsarbeit, da hier die Beschäf-
tigten nicht täglich ins Unternehmen kommen.

Die Kosten für das Unternehmen sind bei diesem Angebot zumeist niedriger als
bei eigenen Einrichtungen, gleichzeitig ist aber auch ihr Mitspracherecht bei der
Ausgestaltung der Betreuungskonzepte und der Öffnungszeiten geringer. Zusätz-
lich entstehen durch die Bindung an eine oder mehrere Kinderbetreuungseinrich-

5 In den Experteninterviews wurde deutlich, dass bei der Genehmigung betriebseigener Kitas seitens
der Kommune zumeist erwartet wird, dass das Unternehmen den Fehlbetrag zwischen den tatsäch-
lich entstehenden Betreuungskosten auf der Ausgabenseite und dem Elternbeitrag plus Landeszu-
schuss auf der Einnahmeseite selbst ausgleichen. Bei kommunalen Kitas wird dieser Fehlbetrag von
den Kommunen getragen.
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tungen Anforderungen bezüglich der Abstimmung, der Abrechnung und der Kon-
trolle der entstehenden Kosten.

Zu beachten ist, dass öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen kommunaler und
freier Träger aufgrund der Genehmigungspflicht der Öffnungszeiten der Einrich-
tungen – (zumeist) durch das zuständige Jugendamt – von der Schwerpunktsetzung
der Kommunalpolitik abhängig sind. 

Beiden Formen eines solchen allgemeinen Betreuungsangebotes ist gemeinsam,
dass die Kosten unabhängig von der tatsächlichen Nutzung des Angebotes entste-
hen. Gleichzeitig sind beide Angebote aufgrund der Planungs- und Verantwor-
tungszeiträume6 relativ unflexibel bei plötzlich zu- oder abnehmendem Bedarf an
Betreuungsplätzen.

Auch aus diesen Gründen finden sich solche Angebote vor allem bei einer aus-
reichend hohen Anzahl betreuungspflichtiger Kinder, bei etwas längeren Öffnungs-
zeiten (5 bis 21 Uhr) und bei starker Auslastung auch als 24-Stunden-Kita (zum
Beispiel in Krankenhäusern). In Ganztagseinrichtungen oder sogenannten 24-Stun-
den-Kinderhotels werden die Kinder zumeist in extra eingerichteten Räumlich-
keiten mit Wohnungscharakter bis zum Ende der Spätschicht oder über Nacht be-
treut. 

Ferienbetreuung

Ferienzeiten sind Zeiten, an die vor allem Kinder mit Vorfreude oder Sehnsucht
denken. Ferien bieten Raum und Zeit für all die spannenden und interessanten
Dinge, für die im Kindergarten- und Schulalltag zumeist nicht ausreichend Zeit
bleibt. Doch für viele Eltern sind Ferienzeiten vor allem dann auch mit Bauch-
schmerzen verbunden, wenn die Betreuung der Kinder nicht sichergestellt ist oder
auf recht wackligen Füßen steht. Während es für Eltern mit Kindern im Grund-
schulalter (1. bis 4. Klasse) noch relativ einfach ist, durch die Hortangebote die
Betreuung der Kinder sicherzustellen, ist es für Eltern von Kinder der 5. und
6. Klassen – trotz gesetzlichem Anspruch auf Hortbetreuung – relativ schwierig,

6 Der Kündigungsschutz des Betreuungspersonals ist unabhängig von der Anzahl der betreuungs-
pflichtigen Kinder gesetzlich verpflichtend. So müssen z.B. beim Weggang von Mitarbeitern und
deren Kindern die arbeitsvertraglichen Regelungen eingehalten werden, auch wenn das Verhältnis
der Anzahl der Kinder zur Anzahl des vorhandenen Betreuungspersonals unter dem gesetzlichen
Betreuungsschlüssel liegt. 



Schichtarbeit und Familienverantwortung 173

ein attraktives Ferienangebot zu finden, da es Horte für diese Altersgruppe nur
vereinzelt und vorrangig an Schulen freier Träger und an einigen Gesamtschulen
gibt. 

Das öffentliche Angebot verschiedenster Ferienkurse in Museen, Sportvereinen,
Jugendklubs und anderen sozialen bzw. kulturellen Institutionen wird häufig erst
sehr kurzfristig publiziert, unzureichend beworben (vor allem aufgrund fehlender
finanzieller Ressourcen) und ist somit nur schwer zu finden.

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für Eltern im Kindergartenalter, wenn
die Kindertagesstätte in den Sommerferien zwei oder drei Wochen lang wegen Be-
triebsferien schließt. Die angebotenen Ausweichvarianten für berufstätige Eltern in
anderen Kindertagesstätten sind häufig mit längeren Wegstrecken und -zeiten für
die Eltern, mit Um- und Eingewöhnungsschwierigkeiten für die Kinder und da-
durch mit einem relativ hohen Belastungspotential für die Beschäftigten verbun-
den. 

Hier bieten sich für Unternehmen vor allem drei verschiedene, durchaus mit-
einander kombinierbare Varianten, mit diesen Sorgen der Beschäftigten einem at-
traktiven Ferienprogramm zu begegnen:

1) Ferienlager und Ferienfreizeiten
2) Ferienspiele vor Ort
3) „Kinder entdecken Unternehmen“

(1) Ferienlager oder Ferienfreizeiten umfassen zumeist den Zeitraum von ein bis
zwei Wochen und beinhalten eine Komplettbetreuung der Kinder außerhalb der
Familie. Ferienfreizeiten orientieren sich zumeist an einem bestimmten Thema –
zum Beispiel Fußball- oder Reitcamps, derweil Ferienlager ein eher abwechslungs-
reicheres und weniger themenzentriertes Freizeitangebot beinhalten. Dabei beste-
hen für ein Unternehmen verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten, die von der
reinen Information zu Ferienlagern über eine Kostenbeteiligung bis hin zur Orga-
nisation und Kostenübernahme reichen können. Neben der Organisation eines
eigenen Unternehmensferienlagers für die Kinder der Beschäftigten kann ein Unter-
nehmen auch – ähnlich der Belegplätze in Kindertagesstätten – innerhalb eines
bestehenden Ferienlagers eine bestimmte Anzahl an Plätzen – je nach Angebot und
Bedarf – für die Kinder seiner Beschäftigten buchen. Beide Varianten sind auch in
Kooperation mit mehreren Unternehmen denkbar. 

Ferienlager und Ferienfreizeiten sind vor allem bei älteren Grundschulkindern
und Kindern der weiterführenden Schulen beliebt. 
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(2) Ferienspiele finden vor Ort statt und richten sich vor allem an die Kinder und
Jugendlichen, die ihre Ferien nicht außerhalb des Wohnortes und/oder getrennt von
der Familie bzw. ihren Freunden verbringen möchten. Die Angebotsstruktur ent-
spricht dabei weitgehend der Struktur ortsansässiger Freizeitanbieter. Durch die
Sammlung von Angeboten ist es möglich, ein Ferienprogramm für eine Region oder
Kommune zu erstellen. Diese Arbeit ist sehr zeitaufwändig und von den Unterneh-
men selbst kaum zu leisten. Empfehlenswert ist es, die Sammlung und Aktualisie-
rung der Angebote an einen externen Anbieter, zum Beispiel an ein Servicebüro, zu
übergeben und den Unternehmen das vollständige und aktualisierte Ferienpro-
gramm gegen einen finanziellen Betrag zur Verfügung zu stellen. Damit entsteht
eine dreifache Win-win-Situation der Art, dass (a) die Unternehmen ihren Beschäf-
tigten ein aktuelles und attraktives Ferienprogramm bekanntgeben können, (b) die
beteiligten Ferienanbieter einen höheren Zulauf und Bekanntheitsgrad erfahren
und (c) der Serviceanbieter durch die Erstellung des Ferienprogrammes und die
Weitergabe an mehrere Unternehmen auch auf seine anderen Serviceleistungen
stärker aufmerksam machen und seine Netzwerkarbeit nachhaltiger gestalten
kann.

Daneben können Unternehmen auch unternehmensinterne Ferienspiele anbie-
ten, indem sie sich entweder externe Anbieter einkaufen und zum Beispiel mit der
Organisation und Durchführung einer Ferienwoche für die Kinder der Beschäf-
tigten im Unternehmen beauftragen oder indem eigene Mitarbeiter/-innen gewon-
nen werden, die sich für ein unternehmensinternes Ferienangebot engagieren
möchten. 

Bei allen Formen der Ferienspiele können Unternehmen entweder durch die
reine Informationsweitergabe und/oder durch eine Kostenbeteiligung ihre Beschäf-
tigten mit Kindern unterstützen.

(3) Eine weitere interessante Variante eines Ferienangebotes ist es, den Kindern der
Beschäftigten das Unternehmen und die Arbeitsstelle der Eltern zu zeigen. Vor
allem in Kooperation mit mehreren Unternehmen lassen sich so spannende Ferien-
tage organisieren. Gelingt es, ein solches Angebot nachhaltig zu etablieren und eine
größere Anzahl von Unternehmen einzubinden, birgt sich darin auch großes Poten-
tial, um frühzeitig interessierte junge Menschen auf die verschiedenen Berufsmög-
lichkeiten in der Region aufmerksam zu machen, sie für eine Ausbildung in der
Region zu gewinnen und damit letztlich auch einen Beitrag für die eigene Nach-
wuchssicherung zu leisten.
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Mit der Zielstellung, ein nachhaltiges, attraktives Ferienprogramm zu erstellen,
sind verschiedene beachtenswerte Punkte verbunden. Besonderes Augenmerk
sollte 

• auf das Alter der Kinder, 
• auf die Fragen des Versicherungsschutzes, 
• auf die Qualifikation und Erfahrung der Betreuungspersonen sowie
• auf die Kosten und die Höhe der Elternbeteiligung

gelegt werden. 
Beim Alter der Kinder sollte besonderes Augenmerk darauf gelegt werden, dass

das Alter der Kinder dem Angebot entspricht und sich der Anbieter bzw. die Be-
treuer auf die Altersgruppe einstellen können. Von Vorteil wäre auch, wenn die
Kinder sich in vergleichbaren Altersgruppen befinden, also nicht ein Kind der
Gruppe deutlich älter oder jünger ist als die anderen Kinder. In diesem Fall wäre
zum Beispiel eine Kooperation mit anderen Unternehmen günstig, um eine bessere
Verteilung zwischen den Altersgruppen zu erreichen.

Bei den Fragen des Versicherungsschutzes geht es vor allem um die Betriebshaft-
pflicht, wenn die Kinder im Unternehmen betreut oder durch das Unternehmen
geführt werden. Hier ist es empfehlenswert, bei der Versicherung schriftlich das
Angebot zu beschreiben und nachzufragen, ob diese Veranstaltung Bestandteil des
bestehenden Versicherungsschutzes ist. Dabei sollte auf Kinder als Zielgruppe be-
sonders hingewiesen werden, da sie aus Versicherungssicht zumeist ein besonderes
Risiko darstellen. Wenn kein Versicherungsschutz gegeben ist, besteht die Möglich-
keit, eine Tages- oder Veranstalterhaftpflicht abzuschließen. 

Die Qualifikation und Erfahrung des Betreuungspersonals ist für Eltern von
besonderer Wichtigkeit. Viele Anbieter arbeiten zwar mit gut qualifiziertem Perso-
nal zusammen, erwähnen dies aber in der Darstellung ihrer Angebote nicht oder
nur unzureichend. Diesem Punkt sollte eine stärkere Bedeutung beigemessen wer-
den.

Die Beteiligung der Eltern an den Kosten betrieblicher Ferienangebote liegt im
alleinigen Entscheidungsspielraum der Unternehmen.

Bei Bedarf müssen auch Fragen des Treffpunktes, des Transportes und der Mittags-
versorgung bedacht werden. Gleichzeitig sollte bei Angeboten im Unternehmen
geklärt sein, zwischen welchen Partnern eine Rahmenvereinbarung für die Durch-
führung des Ferienangebotes abgeschlossen wird: zwischen dem Unternehmen und
dem Anbieter oder zwischen den Eltern und dem Anbieter.
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2.2.2 Individuelle Angebote zur Kinderbetreuung

Deutlich flexibler als die bisher dargestellten allgemeinen sind die individuellen
Kinderbetreuungsangebote, da ein Großteil des Organisations- und Planungs-
aufwandes nicht im Unternehmen liegt. Zu diesen Möglichkeiten gehören neben
der Kooperation, der Vermittlung und der (teilweisen) Übernahme der Kosten für
Babysitter, Tagesmütter, Kinderfrauen und Ehrenamtliche auch die Bereitstellung
von Räumlichkeiten zur Kinderbetreuung im Unternehmen, zum Beispiel bei
Erkrankung des Kindes, bei Kita- oder Schulferien oder als Angebot zur Notfall-
betreuung bei Ausfall der Betreuungsperson. 

Für das Unternehmen sind damit nicht unbedingt geringere (aktuelle) Kosten
zu erwarten, aber der organisatorische Aufwand und die Notwendigkeit einer kon-
tinuierlichen Abschätzung der zukünftigen Entwicklung in Bezug auf die potenti-
elle Anzahl und das Alter der Kinder der Beschäftigten sind deutlich geringer.
Gleichzeitig entsprechen die Kosten der tatsächlichen Inanspruchnahme des Ange-
botes und sind in ihrer Maximalhöhe gut zu kalkulieren. Zusätzliche Kosten ent-
stehen nicht. 

Individuelle Kinderbetreuungsangebote bieten die Chance, (Ehe-)Partner mit
betreuungspflichtigen Kindern im gleichen Schichtrhythmus einzusetzen. Dadurch
gewinnen diese Beschäftigten mehr Zeit und Raum für gemeinsame Aktivitäten mit
ihren Kindern und ihrem Partner, wodurch die entlastende Funktion von Familie
und Partnerschaft gestärkt wird. Gleichzeitig ist eine höhere Mitarbeiterzufrieden-
heit und Bindung an das Unternehmen zu erwarten, da dieses individuelle Angebot
der Kinderbetreuung vom Unternehmen bereitgestellt wird.

Betreuung durch Dienstleister und Back-up-Betreuung

Unternehmen können zur Sicherstellung des Kinderbetreuungsbedarfes ihrer
Beschäftigten auch mit Tagesmüttern, Babysittern, Kinderfrauen und/oder Ehren-
amtlichen zusammenarbeiten. Bei dieser Art der Zusammenarbeit finden sich in
der Praxis verschiedenste Formen, die von der regulären Betreuung über die Rand-
zeiten- bis hin zur Notfallbetreuung reichen.

Back-up-Betreuung bedeutet, dass soziale Institutionen oder Vereine im Auf-
trag von Unternehmen die Betreuung der Kinder der Beschäftigten des Unterneh-
mens organisieren, indem sie zum Beispiel Tagesmütter und Kinderfrauen, aber
auch Babysitter und qualifizierte Ehrenamtliche an die Beschäftigten des Unterneh-
mens vermitteln. Das Unternehmen steht bei dieser Form nicht im direkten Kon-
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takt zum Betreuungspersonal, sondern schließt mit der sozialen Institution bzw.
dem Verein eine Rahmenvereinbarung oder einen Kooperationsvertrag ab. 

Diese Betreuungsformen sind für Unternehmen vor allem 

• bei einem unzureichenden Angebot regulärer Kinderbetreuung (insbesondere
für Kinder bis zu 3 Jahren),

• in Randzeiten (Früh-, Spät-, Nachtschicht, Schichten am Wochenende, an
Brücken- und Feiertagen),

• bei einer gewünschten Zuhaus-Betreuung, auch in Kombination mit Hol-
und Bringediensten (insbesondere durch Kinderfrauen oder Ehrenamtliche in
der Früh- und Spätschicht),

• bei Ausfall der Betreuungsperson, 
• bei Erkrankung oder Rekonvaleszenz des Kindes,
• bei Kita- und Schulferien sowie
• bei Zusatzschichten

von besonderem Interesse. Die Unterstützungsmöglichkeiten des Unternehmens
sind vielfältig und können in einer reinen Vermittlung des Angebotes liegen, die
(teilweise) Übernahme der Kosten beinhalten oder auch die Bereitstellung von
Räumlichkeiten im Unternehmen zur Durchführung von Ferien- oder Notfallbe-
treuung umfassen. 

Die Vorteile eines solchen Unterstützungsangebotes für das Unternehmen lie-
gen neben dem sicheren Betreuungsangebot in Randzeiten hauptsächlich in den –
selbst bei voller Kostenübernahme – deutlich geringeren Kosten im Vergleich zu
einer betrieblichen Kinderbetreuungseinrichtung und dem Ausfall der Beschäf-
tigten. Die entstehenden Kosten sind stärker abhängig von der tatsächlichen Nut-
zung des Angebotes und in ihrer Maximalhöhe gut kalkulierbar. Ein weiterer Vor-
teil besteht in der Möglichkeit, die individuellen Wünsche der Beschäftigten zu
berücksichtigen und bei einem sinkenden Bedarf an Betreuungskapazitäten deut-
lich schneller reagieren zu können. 

Der Aufwand für das Unternehmen ist relativ gering und beinhaltet den not-
wendigen Abrechnungs- und Kontrollaufwand sowie die zeitlichen und perso-
nellen Kosten für verbindliche Absprachen und Informationen. 
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Nachtbetreuung

Die Betreuung der Kinder während ihrer Nachtschicht stellt viele Beschäftigte vor
Herausforderungen. Trotzdem scheint die Nachtbetreuung eher ein Diskussions-
als ein konkretes Umsetzungsthema zu sein. In verschiedenen Gesprächen mit Per-
sonalleitungen und Betriebsräten wurde eine deutliche Differenz zwischen dem
Interesse der Beschäftigten mit Kindern am Thema der Nachtbetreuung allgemein
und konkreten Umsetzungsangeboten deutlich. Dieses Bild bestätigte sich auch in
verschiedenen Mitarbeiterbefragungen. 

Die Betreuung von Kindern während der Nachtschicht stellt zwar ein Verein-
barkeitsproblem für die Beschäftigten dar, welches zum Beispiel auch in Mitarbei-
terbefragungen thematisiert wird. Konkreten Angeboten in Form von allgemeiner
Nachtbetreuung in (betrieblichen, kommunalen oder freien) Kinderbetreuungsein-
richtungen oder individueller Betreuung zum Beispiel bei Tagesmüttern stehen die
Beschäftigten dann aber eher unaufgeschlossen gegenüber. Die Betreuung von Kin-
dern während der Nacht wird bevorzugt im privaten Umfeld der Kinder unter Ein-
bezug von Familienmitgliedern, Nachbarn und Freunden organisiert. Eine Nacht-
betreuung in Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderhotels oder bei Tagesmüttern
scheint nur dann eine Alternative darzustellen, wenn sie privat nicht organisiert
werden kann. Erschwerend kommt bei einem weiträumigen Einzugsgebiet der Be-
schäftigten des Unternehmens hinzu, dass sich die Vorstellungen der Eltern unter-
scheiden, wo ihr Kind während der Nachtschicht betreut werden sollte: die einen
bevorzugen den Wohnort, andere präferieren die Nähe zum Arbeitsort der Eltern.

Notfallbetreuung

Eine Möglichkeit der Notfallbetreuung besteht in der oben dargestellten Form der
Betreuung durch Dienstleister bzw. in der Back-up-Betreuung. Diese Variante wird
vor allem dann gewählt, wenn im Rahmen von Kooperationen schon Kontakte
bestehen und zum Beispiel für die Randzeitenbetreuung genutzt werden.

Daneben besteht aber auch die Möglichkeit durch die Einrichtung von Spiel-
zimmern oder Betreuungszimmern mit qualifiziertem Betreuungspersonal und/
oder Eltern-Kind-Büros im Unternehmen eine Notfallbetreuung anzubieten. 

Die Einrichtung solcher Angebote ist vor allem bei der Sicherung eines konti-
nuierlicheren Arbeitsablaufes bei akuten (leichten) Erkrankungen des Kindes oder
kurzfristigem zusätzlichen Arbeitsaufwand von Vorteil. Wichtige Termine und Ab-
sprachen müssen seltener verschoben werden und die Kosten für die Einrichtung
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solcher Angebote liegen zumeist unter denen, die ein Personalausfall verursachen
würde.

Nachteilig für ein Unternehmen kann die Raumbindung und der Abrechnungs-
und Kontrollaufwand sein, hinzu kommen Kosten für die Räumlichkeiten, das
Spielzeug und ggf. das Betreuungspersonal. 

Eine andere Möglichkeit der Einrichtung und Organisation einer Notfallbetreuung
stellt die Kooperation mit dem Träger einer bestehenden Kindertagesstätte dar, die
zum Beispiel über ein Bereitschaftssystem unter dem Betreuungspersonal der Kin-
dertagesstätte flexible und plötzlich eintretende Arbeitsbedarfe der Beschäftigten
eines Unternehmens auffängt und die Betreuung der Kinder sicherstellt. Die dabei
entstehenden Kosten werden zumeist vom Unternehmen getragen. 

Mit der Etablierung eines Fahrdienstes innerhalb dieses Modells können auch
die Kinder von Beschäftigten betreut werden, die tagsüber in anderen Einrich-
tungen untergebracht sind.

Diese Variante der Notfallbetreuung gehört ebenso wie ein betriebseigener oder
betrieblich gestützter 24-Stunden-Kindergarten zu den eher allgemeinen Kinderbe-
treuungsangeboten.

2.3 Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Verantwortung für ältere oder 
pflegebedürftige Angehörige

Die betriebliche Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Verantwor-
tung für ältere oder pflegebedürftige Angehörige stellt eine besondere Herausfor-
derung dar, da einerseits in einer alternden Gesellschaft mit einer zunehmenden
Vereinbarkeitsproblematik unter den Beschäftigten zu rechnen ist und andererseits
gute Beispiele betrieblicher Praxis nur vereinzelt zu finden sind.

Schon heute kümmern sich neben ihrer Erwerbsarbeit etwa zehn Prozent aller
Beschäftigten um einen pflegebedürftigen Angehörigen.7 In den kommenden Jah-
ren wird diese Zahl deutlich ansteigen.

Entgegen den Belastungen aus der Kinderbetreuung, über die zumeist offen und
ohne Tabus gesprochen wird, werden Belastungen aus der Gleichzeitigkeit von Er-
werbsarbeit und Pflegeverantwortung selten offen thematisiert und sind häufig mit
großer Scham, Ängsten und Bedenken sowie auch falsch verstandener Solidarität

7 Wirtschaftsmagazin „Brand eins“, Heft 12/2010, S. 90 sowie eigene Mitarbeiter- und Standortbe-
fragungen des Zentrums für Sozialforschung im Rahmen verschiedener Projekte.
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bzw. Rücksichtnahme auf das Unternehmen und die Kollegen verbunden. Dies
wurde vor allem in vielen Angehörigengesprächen im Rahmen der Studie zur Ver-
einbarkeit von Erwerbsarbeit und Pflege im Land Brandenburg deutlich (Böttcher,
Selinger & Hauss 2009). Zugleich zeigte sich, sowohl in dieser Studie als auch bei
anderen Mitarbeiterbefragungen, dass der Unternehmens- bzw. Personalleitung
oft, wenn überhaupt, nur vereinzelt betroffene Beschäftigte bekannt sind und eine
große Ratlosigkeit darüber herrscht, wie betroffenen Beschäftigten geholfen wer-
den kann. 

Neben flexiblen Arbeitszeiten und -orten, die Beschäftigten mit Pflegeverantwor-
tung eine höhere Autonomie über ihre nutzbare Zeit geben, ist vor allem die Sen-
sibilisierung und Enttabuisierung des Pflegethemas im Unternehmen von besonde-
rer Bedeutung. Hierzu dienen einerseits spezifische Schulungen und Informationen
für Führungskräfte, insbesondere der mittleren Hierarchieebene, sowie anderer-
seits die kontinuierliche Thematisierung, zum Beispiel in regelmäßig stattfindenden
Mitarbeitergesprächen, in Unternehmens- bzw. Standortzeitungen, im Intranet
oder am Schwarzen Brett. Während in den Mitarbeitergesprächen vor allem die
persönliche Situation der Beschäftigten im Vordergrund steht, bilden Zeitungen,
Intranet und das Schwarze Brett gute Informationsmedien. 

Gleichzeitig scheint die Benennung eines Pflegebeauftragten im Unternehmen
(aus dem Betriebsrat oder der Personalabteilung) sehr hilfreich, um einen An-
sprechpartner für die Beschäftigten im Unternehmen und einen aktuellen Informa-
tionsstand sicherzustellen. 

Während die direkte Pflege zumeist abgesichert ist, stellt für die Beschäftigten die
Tagesbetreuung ihrer älteren oder leicht pflegebedürftigen Angehörigen eine
besondere Schwierigkeit dar. Die Sorge um die Angehörigen, die einen großen Teil
ihres Tages allein verbringen (müssen), stellt ein großes Belastungspotential dar.
Durch die Förderung der Entwicklung und Sammlung von attraktiven Tagesbe-
treuungsangeboten sowie der Vernetzung ihrer Anbieter können Unternehmen die
Belastungen ihrer betroffenen Beschäftigten erheblich reduzieren. 

Eine weitere Möglichkeit zur betrieblichen Unterstützung bietet die Gewinnung
von Ehrenamtlichen, ehemaligen Beschäftigten und/oder Partnern der Beschäf-
tigten zum Aufbau einer Notfallbetreuung.

Die Unterstützungsmöglichkeiten für Unternehmen reichen hierbei von der
reinen Informationsweitergabe über die organisatorische bzw. strukturelle Förde-
rung bis hin zur finanziellen Unterstützung der Anbieter und/oder der betroffenen
Beschäftigten.
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Standen in diesem Kapitel die betrieblichen Möglichkeiten zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung im Vordergrund, geht
es im folgenden Kapitel um die exemplarische Darstellung der Entwicklung und
der Umsetzung familienfreundlicher Maßnahmen in einem Unternehmen.

3. Entwicklung familienfreundlicher Maßnahmen mit 
Unternehmen

Das Team des Projektbereiches zur Entwicklung familienfreundlicher Maßnahmen
arbeitet(e) sehr eng mit den am Projekt beteiligten Unternehmen, insbesondere mit
der SOEX TSG & TRG mbH zusammen. Hauptziel ist und war die unternehmens-
spezifische Entwicklung von Angeboten und Maßnahmen zur Förderung der Ver-
einbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung. Gleichzeitig liegt und lag
ein großes Augenmerk auf der Förderung der Kommunikation und Kooperation
zwischen den Unternehmen am Standort sowie zwischen Unternehmen, Dienstleis-
tern und anderen Akteuren, die die Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit
und Familienverantwortung unterstützen können. 

3.1 Auf dem Weg zu mehr Balance: Ein Unternehmen verändert sich

Der Weg von der Problemstellung über die Ideenfindung bis hin zur Umsetzung
konkreter familienfreundlicher Maßnahmen in einem Unternehmen ist sehr zeitin-
tensiv und darf die Unternehmensspezifik nie aus den Augen verlieren. Gerade des-
halb ist es so schwierig, gute Beispiele anderer Unternehmen zu übertragen und
nachhaltig zu etablieren. Im folgenden Abschnitt werden die einzelnen Arbeitspha-
sen dargestellt und näher beschrieben. Anschließend erfolgt eine kurze Beleuchtung
der Schwierigkeiten und Herausforderungen, denen sich ein Unternehmen bei der
Umsetzung familienfreundlicher Maßnahmen gegenüber sieht. 

(1) Am Beginn der gemeinsamen Arbeit stand und steht immer ein sehr konkretes
Problem für die Unternehmens- und Personalführung, so vor allem:

a) eine hohe Mitarbeiterunzufriedenheit – die sich dem Unternehmen vor allem
durch einen hohen Krankenstand, aber auch durch offene Meinungen bei
Gesprächen mit dem Betriebsrat und bei Mitarbeiterbefragungen deutlich
zeigte. Hiermit eng verbunden ist zumeist auch
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b) eine hohe Personalfluktuation, die eine besondere Tragweite besitzt aufgrund
der bestehenden

c) Schwierigkeiten bei der Fachkräftegewinnung, die verstärkt auch mit Verwei-
sen auf die fehlende Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwor-
tung begründet wurden.

(2) Der Problembenennung folgte die Problemanalyse und die Festlegung der
(unternehmerischen) Zielsetzung. In dieser Phase wurden vor allem durch
Gespräche mit dem Betriebsrat, der Personalleitung und der Werksleitung Infor-
mationen gesammelt, worin sich das Problem ursächlich manifestieren könnte. Als
Abgleich dieser Sichtweisen und zur Erfassung möglicher weiterer Problemlagen
und Hintergründe fand eine Mitarbeiterbefragung statt, in der die persönliche Situ-
ation der Beschäftigten einschließlich der damit verbundenen individuellen Belas-
tungspotentiale aus Familienverantwortung, Arbeitsweg und verschiedenen beruf-
lichen Rahmenbedingungen wie Arbeitszeiten, Arbeitsklima, Verhältnis zu den
Vorgesetzten, Qualifizierungsmöglichkeiten und Entlohnungssystemen erfasst
werden konnte. Dank des hohen Engagements des Betriebsrates bei der Durchfüh-
rung dieser ersten Befragung und der Zustimmung der Unternehmensleitung, die
Befragung während der Arbeitszeit durchführen zu können, wurde eine Beteiligung
von fast 80 Prozent der Beschäftigten erreicht.

Die Auswertung der Befragung erfolgte durch das Zentrum für Sozialforschung
Halle e.V. Im Ergebnis ergaben sich vor allem drei, mit Unzufriedenheiten seitens
der Beschäftigten belastete Themenfelder:

a) Arbeitszeit, insbesondere die mehrmaligen, aber nicht regelmäßig anstehen-
den Wochenendschichten im Jahr,

b) Kinderbetreuung einschließlich Ferienbetreuung für Kindergarten- und
Schulkinder sowie

c) die Vereinbarkeit von Schichtarbeit und (häuslicher) Pflege pflegebedürftiger
Angehöriger.

In die Diskussion dieser Ergebnisse war sowohl der Betriebsrat als auch die Perso-
nalleitung und Werksleitung eingebunden. Besonderes Augenmerk erfuhren dabei
die Themen der Familienverantwortung – Kinderbetreuung und Pflegeverantwor-
tung. Für die dabei identifizierten Problemfelder wurden potentielle Lösungsansät-
ze und dahinter mögliche konkrete Maßnahmen als Zielsetzungen formuliert.
Gleichzeitig war damit eine Einschätzung der Fristigkeit der Umsetzung dieser
Angebote zur Verbesserung der Situation der Beschäftigten verbunden. Auf kurz-
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fristig und mit geringem Aufwand umsetzbare (allgemeine) Veränderungswünsche
der Beschäftigten wurde zeitnah reagiert. So erfolgten zum Beispiel einige von den
Beschäftigten gewünschte Veränderungen im Bereich der Arbeitszeiten und der
Rahmenbedingungen der Arbeit (Veränderungen der Musiklautstärke während der
Nachtschicht, arbeitsergonomische Veränderungen in der Anordnung der Stellung
der Maschinen) noch während der Auswertungsphasen.

Parallel zu den sich überschneidenden Phasen der Problemanalyse und Ideen-
suche begann das Unternehmen mit der Einführung neuer gesundheitsfördernder
und körperliche Belastungen ausgleichender Maßnahmen im Rahmen des betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements.

(3) Bei der Suche nach Ideen zur Verbesserung der Situation der Beschäftigten mit
Familienverantwortung wurden verschiedene Wege genutzt: Neben Internetrecher-
chen nach Forschungsergebnissen und guten Beispielen aus anderen Unternehmen,
erfolgte eine Literaturrecherche und eine Vielzahl von Expertengesprächen mit
Unternehmen, Kommunalvertretern, Verantwortlichen aus sozialen Institutionen
und Vereinen in der unmittelbaren und angrenzenden Region. Besonderes Augen-
merk erfuhr die Auswahl der Gesprächspartner. In Bezug auf die Vereinbarkeit von
(Schicht-)Arbeit und Kinderbetreuung wurden einerseits Akteure gelebter guter
Beispiele aus Unternehmen, Kinderbetreuungseinrichtungen oder Vereinen und
andererseits die mit der Umsetzung verschiedener familienfreundlicher Maßnah-
men zum Ausbau der Kinderbetreuung befassten Akteure involviert.

Bei der Verbesserung der Situation der Beschäftigten mit älteren oder pflegebe-
dürftigen Angehörigen stand weniger die Unterstützung der direkten Pflege oder
Betreuung im Vordergrund, sondern besonderes Augenmerk lag auf der Förderung
einer abwechslungsreicheren Tagesgestaltung in Form von sinnvollen, kreativen
und interessanten Freizeitangeboten für ältere oder pflegebedürftige Menschen.
Gelingt es, die durchaus vorhandenen, aber oftmals nicht bekannten kommunalen
und privaten Angebote stärker an die Zielgruppe heranzutragen und ihre Nutzung
zum Beispiel durch Begleit- und Fahrdienste zu fördern, stellt dies gleichzeitig eine
Entlastung für die erwerbstätigen pflegenden Angehörigen dar.8

(4) Die so eruierten Ideen und guten Beispiele wurden in der Phase der Prioritäten-
setzung mit dem Betriebsrat, der Personalleitung und der Werksleitung diskutiert,
bezüglich der Potentiale ihrer Umsetzbarkeit und Problemlösung bewertet und in

8 Die Entwicklung und Etablierung von familienfreundlichen Maßnahmen für Beschäftigte mit
älteren oder pflegebedürftigen Angehörigen ist Schwerpunkt der aktuellen Projektphase. 
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Anpassung an die unternehmensspezifischen Besonderheiten weiterentwickelt.
Daran schloss sich eine zweite kleinere Mitarbeiterbefragung an, in der die betrof-
fenen Beschäftigten gebeten wurden, die geplanten Maßnahmen und Angebote des
Unternehmens zu bewerten und anzugeben, welche dieser Maßnahmen ihre per-
sönliche Situation bezüglich der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Kinderbe-
treuung verbessern würden. Zu den favorisierten Ideen zählten vor allem individu-
elle Betreuungsangebote während der Früh- oder Spätschicht in der Häuslichkeit
der Beschäftigten. 

(5) In die sich daran anschließende Entwicklung von Umsetzungsstrategien für
diese von den Beschäftigten und der Unternehmensleitung positiv bewerteten
Angebote wurde ihr Anbieter, ein Verein, gleichberechtigt mit einbezogen. In einem
gemeinsamen Gespräch mit dem Unternehmen erfolgten die notwendigen Abstim-
mungen zur Organisation, zur Finanzierung und zur Angebotsstruktur. 

Das Unternehmen unterstützt seine Beschäftigten sowohl durch die Organisa-
tion und Bereithaltung dieses Betreuungsangebotes als auch finanziell mit einem
großzügigen monatlichen Stundenkontingent bei der Inanspruchnahme dieser zu-
sätzlichen Kinderbetreuungsmöglichkeit 

• bei Früh- und Spätschicht (Randzeiten), 
• bei überschneidenden Schichtzeiten von (Ehe-)Partnern,
• bei Ausfall der Betreuungsperson,
• bei Krankheit des Kindes (vor allem nach Ablauf der gesetzlichen 10-Tage

„Kind-krank“ und/oder bei Kindern über 12 Jahren), bei Arztbesuchen und
in der Rekonvaleszenz sowie

• an Brücken- und Feiertagen.

Auf der nachfolgend anstehenden Betriebsversammlung stellte der Betriebsrat den
Beschäftigten das entwickelte Unterstützungsangebot zur Erleichterung der Kin-
derbetreuung vor.

Nach Abschluss der Rahmenvereinbarung zwischen dem Unternehmen und
dem Back-up-Betreuung anbietenden Verein wird die Etablierung dieser familien-
freundlichen Maßnahmen im Unternehmen begleitet und bei Bedarf gemäß den
spezifischen Bedingungen des Unternehmens weiterentwickelt. 

Gleichzeitig wird die Entwicklung vereinbarkeitsfördernder Angebote für Be-
schäftigte mit älteren oder pflegebedürftigen Angehörigen mit ähnlichen Rahmen-
bedingungen verfolgt. Hier gelang es, gemeinsam mit dem Unternehmen und der
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Freiwilligenagentur ein Unterstützungsangebot für die betroffenen Beschäftigten
zu entwickeln.

Übersicht 2:
Kurzdarstellung der Phasen der Begleitung eines Unternehmens bei der 
Entwicklung und Umsetzung familienfreundlicher Maßnahmen 

Neben der Projektarbeit im begleiteten Unternehmen wurden die gewonnenen
Erkenntnisse, die gefundenen guten Beispiele und die entwickelten Ideen im Rah-
men von Netzwerktreffen und anderen Veranstaltungen interessierten Unterneh-
men vorgestellt und mit ihnen diskutiert. Gleichzeitig erfolgte die Einbindung der
von den Unternehmen mit guten Vereinbarkeitsangeboten angesprochenen wei-
teren Probleme und Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von (Schicht-)Arbeit und
Familienverantwortung in die Projektarbeit. So war es zum Beispiel durch die
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hoher Krankenstand, hohe Fluktuation, Fachkräftemangel, … 

� 

(2) Zielsetzung und Problemanalyse 
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� 
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Vor-Ort-Analysen 
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(4) Prioritätensetzung 

Gespräche mit Betriebsrat, Personalleitung, Geschäftsführung 

Mitarbeiterbefragung 
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(5) Umsetzung 

Entwicklung von Umsetzungsstrategien 

Kontakt und Vernetzung 
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starke Nachfrage von Unternehmen möglich, das Thema der Ferienbetreuung für
Schulkinder bis 12 Jahre früher anzugehen (ursprünglich geplant für 2012) und
sowohl für den Standort Bitterfeld-Wolfen als auch für die Transferregion Halle/
Saale für die Beschäftigten der interessierten Unternehmen Ferienangebote zusam-
men zu tragen, zu vernetzen und neu zu schaffen. Ziel war es, den Unternehmen
schon für den Sommer 2011 zu ermöglichen, den Kindern ihrer Beschäftigten ein
attraktives Sommerferienprogramm anzubieten.

3.2 Probleme und Schwierigkeiten bei der Entwicklung und Umsetzung 
familienfreundlicher Angebote in Unternehmen

In allen Projektphasen, insbesondere aber in den Phasen der Ideensuche und
Umsetzung zeigten sich einige Probleme und Schwierigkeiten bei der Entwicklung
und Umsetzung familienfreundlicher Angebote in Unternehmen, die im Folgenden
kurz benannt und dargestellt werden sollen:

1) Ungleichgewicht/Missverhältnis zwischen kommunalen Interessen, deren
Zielsetzungen und damit verbundenen Rahmenbedingungen auf der einen
und den Bedürfnissen der Beschäftigten und Unternehmen auf der anderen
Seite,

2) fehlende und/oder unzureichende gesetzliche Regelungen und Festlegungen
bzw. deren Fehlinterpretation oder Unkenntnis bei den anbietenden
Akteuren,

3) Konkurrenzangst statt Interesse an Zusammenarbeit,
4) Misstrauen, Vorsicht, abwartende Haltungen und Berührungsängste seitens

der Beschäftigten gegenüber neu eingeführten familienfreundlichen Maßnah-
men der Unternehmensleitung,

5) hohe Erfolgserwartungen seitens des Betriebsrates, der Personalleitung und
Unternehmensführung sowie

6) die Zeit (-dauer) der Ideenfindung und Umsetzungsphase familienfreund-
licher Maßnahmen.

(1) Das kommunale Interesse, deren Zielsetzungen und die damit verbundenen
Rahmenbedingungen wirk(t)en sich sowohl am Chemiestandort Bitterfeld-Wolfen
als auch in der Transferregion Halle eher erschwerend auf die Förderung der Kin-
derbetreuung außerhalb der regulären Öffnungszeiten von Kinderbetreuungs-
einrichtungen von 6 bis 18 Uhr aus. So gibt es zwar in beiden Regionen mindestens
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eine Einrichtung mit längeren Öffnungszeiten, diese befindet sich jedoch häufig
nicht im Zentrum, sondern am äußeren Rand des regionalen Einzugsgebietes und
ihre Erreichbarkeit ist somit für die Beschäftigten und deren Kinder mit langen
Wegen verbunden. Gleichzeitig entsprechen die angebotenen längeren Betreuungs-
zeiten oftmals weder in ihren Öffnungs- (Frühschicht) noch in ihren Schließzeiten
(Spätschicht) den tatsächlichen Arbeitszeiten der betroffenen Beschäftigten. 

Zusätzlich erfolgt die Bedarfserfassung für längere Öffnungszeiten in beiden
Regionen nicht zielgruppenadäquat, also zum Beispiel über Befragungen auf Spiel-
plätzen, bei Kinderärzten und anderen Orten, zu denen alle betroffenen Eltern ei-
nen potentiellen Zugang haben, sondern über die bestehenden Kinderbetreuungs-
einrichtungen mit ihren für Schichtarbeit oftmals unpassenden Öffnungszeiten. 

Letztlich wurde in vielen Gesprächen offensichtlich, dass nicht alle maßgeblich
am Prozess der Einführung und Umsetzung beteiligten Akteure solchen
vereinbarkeitsfördernden Maßnahmen die gleiche Wichtigkeit und Tragweite wie
die Unternehmen und deren Beschäftigten beimaßen. Diese sich widersprechenden
Einschätzungen der Bedeutung und der Notwendigkeit, vor allem von Angeboten
zur Kinderbetreuung außerhalb der regulären Öffnungszeiten der Kinderbetreu-
ungseinrichtungen, wirken sich sowohl in der Entwicklung und Umsetzung solcher
Angebote als auch bei der Suche nach potentiellen Partnern deutlich erschwerend
aus.

(2) In vielen Gesprächen mit den Verantwortlichen in den kommunalen und priva-
ten Kinderbetreuungseinrichtungen sowie in den Kommunen wurde deutlich, dass
entweder gesetzliche Regelungen zur Kinderbetreuung in Bezug auf Möglichkeiten
des Angebotes von längeren Öffnungszeiten (Randzeitenbetreuung) unbekannt
waren oder falsch interpretiert wurden. So vertraten viele der Befragten die
Ansicht, dass Tagesbetreuung sich per Gesetz auf die Zeit zwischen 6 und 18 Uhr
bezieht, ein Angebot zur Nachtbetreuung zwangsläufig Probleme bezüglich einer
möglichen Heimunterbringung mit sich bringt und Kinder nicht länger als 10 Stun-
den durchgängig durch „fremde“ Personen betreut werden dürfen.

Um diesem Wirrwarr an Meinungen, Interpretationen und Ansichten zu begeg-
nen, wurde im Rahmen des Projektes eine Rechtsexpertise angeregt.9

(3) Tagesmütter besitzen durch ihre freien Arbeitszeiten ein großes Entlastungs-
potential bei der Randzeitenbetreuung. Obwohl zeitgleich zwar nie mehr als fünf
Kinder von einer Tagesmutter betreut werden dürfen, kann eine Tagesmutter aber

9 Die Expertise findet sich im Anhang.
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eine gute Alternative zur prekären Betreuungsorganisation innerhalb Familie,
Nachbarschaft und Freundeskreis bei Früh- und Spätschicht, also vor bzw. nach
Öffnung der eigentlichen Kinderbetreuungseinrichtung, darstellen. Problematisch
an der Organisation von Kinderbetreuung mit Tagesmüttern ist aktuell aber, dass
viele Kindertagesstätten in ihnen keine Ergänzung, sondern vor allem eine Konkur-
renz zum bestehenden Kinderbetreuungsangebot sehen. Dadurch wird die Umset-
zung von Vertretungsmöglichkeiten für die Tagesmutter, zum Beispiel bei deren
Erkrankung, sehr erschwert. Vereinzelte gute Beispiele der Zusammenarbeit von
Kindertagesstätten und Tagesmüttern finden (noch) nicht die Beachtung, die zur
Etablierung solcher Angebote notwendig wäre.

(4) Die Etablierung familienfreundlicher oder -unterstützender Maßnahmen wird
innerhalb des Unternehmens vor allem durch eine misstrauische, abwartende und/
oder vorsichtige Haltung (eines großen Teiles) der Belegschaft erschwert. Für die
Beschäftigten ist das Engagement des Unternehmens neu oder die (Struktur der)
Angebote möglicherweise völlig unbekannt – beides fördert Berührungsängste und
abwartendes Verhalten. Hier sind vor allem kontinuierliche bzw. permanente
Informationen über das neue Angebot zum Beispiel im Rahmen von Aktionen im
Unternehmen, Anzeigen in der Unternehmenszeitung oder Aushängen am Schwar-
zen Brett, Gesprächen mit dem Betriebsrat und Hinweisen seitens der Personalab-
teilung bei sich abzeichnenden Betreuungsschwierigkeiten von unterstützender
Bedeutung. Die Etablierung solcher Maßnahmen im Unternehmen bedarf Zeit und
der permanenten Unterbreitung des Angebotes.

(5) Mit dem Angebot attraktiver Unterstützungsmöglichkeiten für die Beschäf-
tigten in Bezug auf die Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung
ist seitens der Unternehmens- und Personalführung oft eine hohe Erfolgserwartung
verbunden. Diese wird vor allem dann enttäuscht, wenn die angebotenen Leistun-
gen nur zögerlich und/oder vereinzelt in Anspruch genommen werden. Natürlich
sollte die Passfähigkeit des unterbreiteten Unterstützungsangebotes zur Problem-
lage der Beschäftigten überprüft werden, wichtiger aber scheint der sogenannte
„lange Atem“ zu sein, um den Beschäftigten Zeit zu geben, ihr Misstrauen, ihre
Vorsicht und/oder ihre Berührungsängste abzulegen. Jede/r einzelne Beschäftigte,
der ein solches vereinbarkeitsunterstützendes Angebot in Anspruch nimmt, redu-
ziert sein Belastungspotential und ist somit für das Unternehmen ein Gewinn an
Mitarbeiterzufriedenheit und -leistungsfähigkeit.
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(6) Die Zeit(dauer) von der Problemanalyse über die Ideenfindung bis zur Umset-
zung (neuer) familienfreundlicher Maßnahmen ist sehr lang und nimmt einige
Monate kontinuierlicher Arbeit am Thema in Anspruch. Diese Arbeit verläuft für
die Beschäftigten zumeist unbemerkt. Dadurch kann bei ihnen der Eindruck ent-
stehen, dass nach der Erhebung ihrer Meinungen und Ansichten „nichts mehr pas-
siert“. Hier ist es sehr hilfreich, wenn die Beschäftigten zum Beispiel über Aushänge
am Schwarzen Brett, übers Intranet oder die Betriebszeitung über den Verlauf und
den Stand der (Projekt-)Arbeit regelmäßig informiert werden.

4. Fazit

Die Förderung der Vereinbarkeit von Schichtarbeit und Familienverantwortung
wird in den kommenden Jahren zunehmend an Bedeutung gewinnen und stellt für
Unternehmen eine besondere Möglichkeit dar, sich von anderen Unternehmen
abzuheben, um sowohl gegenüber der Belegschaft als auch gegenüber potentiellen
Beschäftigten als attraktiver Arbeitgeber aufzutreten.

Dabei gewinnen bei Familienfreundlichkeit alle Akteure: die Unternehmen, ihre
Beschäftigten und der Standort bzw. die Kommune. Investitionen in familien-
freundliche Maßnahmen zahlen sich für Unternehmen vor allem durch verringerte
Fehlzeiten, motiviertere und zufriedenere Mitarbeiter/-innen sowie geringere Fluk-
tuation aus. Damit eng verbunden sind eine höhere Identifikation der Beschäftigten
mit dem Unternehmen, sinkende Kosten und eine steigende Produktivität. Starke
Unternehmen wiederum erhöhen die Anziehungskraft eines Standortes für andere
Unternehmen und gut qualifizierte Fachkräfte. Ansiedlungen und Zuzüge bewir-
ken kommunales Wachstum und ermöglichen damit den familienfreundlichen Aus-
bau kommunaler Strukturen. Letztlich gewinnen die Beschäftigten durch stabile
Arbeitsverhältnisse, motivierende Arbeitsbedingungen und familienfreundliche
kommunale und betriebliche Strukturen.

Wenn Betreuungsmöglichkeiten für Kinder, Ältere und Pflegebedürftige rar
werden, Gehalt allein aufgrund fehlender oder unpassender Angebote über ihre
Nutzung nicht entscheiden kann, wird Familienfreundlichkeit zum Zünglein an der
Waage, welches über die Attraktivität von Unternehmen und Standorten entschei-
det.
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Anhang

Rechtliche Fragen zur Kinderbetreuung
Die im Folgenden aufgezeigten vier Fragen ergaben sich während des SCHICHT-Projektes in
verschiedenen Experteninterviews vor allem mit kommunalen Vertretern und Leiter/-innen
von Kindertagesstätten in Sachsen-Anhalt. 
Frau Claudia Beetz und Frau Prof. Dörte Busch erklärten sich bereit, diese Fragen unter
juristischen Gesichtspunkten für das Land Sachsen-Anhalt zu beantworten. Für diese her-
vorragende Unterstützung bedankt sich das Projektteam.

Claudia Beetz (Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Juristische Fakultät)
Prof. Dr. jur. Dörte Busch (Professur für Zivilrecht und Sozialrecht, Hochschule für Wirt-
schaft und Recht Berlin)

1) Gibt es Gesetzlichkeiten, die Kommunen erlauben und/oder sie zwingen, die Öffnungs-
zeiten von Kindertagesstätten ausschließlich auf die Zeit zwischen 6.00 Uhr und 18.00 Uhr
zu konzentrieren?
Regelungen über die Ausgestaltung von Kinderbetreuung finden sich im 8. Sozialgesetzbuch
(SGB VIII) und im Land Sachsen-Anhalt im Kinderförderungsgesetz (KiFöG LSA). Aus § 24
SGB VIII ergibt sich zunächst kein Anspruch auf Ganztagsbetreuung in einer Tageseinrich-
tung. Tageseinrichtungen sollen gem. § 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII den Eltern helfen,
Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander zu vereinbaren. Daher sind Öff-
nungszeiten grundsätzlich bedarfsgerecht zu gestalten, so dass auch die Erwerbstätigkeit
eines alleinerziehenden Elternteils ermöglicht werden kann. Andere Anforderungen stellen
die Regelungen des SGB VIII zunächst nicht. Wichtig ist zu beachten, dass es sich nicht um
eine Betreuung Tag und Nacht über längere Dauer handeln darf, da es sich sonst um ein
Heim i.S.v. § 34 Abs. 1 SGB VIII handelt (vgl. dazu unten), was jedoch ein Angebot Tag
oder Nacht nicht ausschließt.
Im Landesrecht Sachsen-Anhalt finden sich Regelungen zu den Öffnungs- und Betreuungs-
zeiten in § 17 KiFöG LSA. Danach kann zunächst jeder Träger einer Tageseinrichtung die
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Öffnungszeiten nach dem bestehenden Bedarf im Benehmen mit dem Kuratorium festset-
zen. In Abs. 2 von § 17 KiFöG LSA wird definiert, was ein ganztägiger Platz für die Kinder-
krippen und Kindergärten bzw. Kindertagesstätten ist. Danach umfasst ein regelmäßiges
Betreuungsangebot für das Kind mindestens 10 Stunden je Betreuungstag oder mindestens
50 Wochenstunden. Für Hortbetreuung umfasst die Betreuungszeit schultäglich mindestens
6 Stunden, wird aber auf mindestens 17.00 Uhr und höchstens 18.00 Uhr begrenzt. An
Ferientagen beträgt die Betreuungszeit mindestens 10 Stunden, wie bei den anderen Tages-
einrichtungen. 
Eine Begrenzung der Öffnungszeiten auf Zeiten zwischen 6.00 – 18.00 Uhr wird nicht vor-
genommen. Es sind zudem Ausnahmen von den üblichen Betreuungszeiten im Einzelfall
möglich.
Im Ergebnis heißt das, dass eine Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen auch zwischen
18.00 Uhr und 6.00 Uhr möglich ist. 

2) Gibt es Gesetzlichkeiten, die eine 24h-Betreuung von Kindern in Kindertagesstätten ver-
bieten oder unterbinden, z.B. mit dem Hinweis auf Kindeswohlgefährdung? Sind hierbei
zeitlich verbindliche Regelungen vorhanden, z.B. dass eine 24h-Betreuung maximal 1 Tag
oder 1 Woche andauern darf?
Kindertagesstätten sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder
ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden (§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB VIII). Dieser
zeitliche Rahmen der Kinderförderung charakterisiert die Tageseinrichtung. Gemeint ist
regelmäßig „tagsüber“ unabhängig von der Öffnungszeit der Einrichtung und der Aufent-
haltsdauer. Zulässig ist es, dass Kinder auch während der Abend- oder Nachtstunden und
insoweit „ganztags“ betreut werden, insbesondere in den Fällen der erwerbsbedingten
Abwesenheit der Eltern. Eine 24h-Betreuung von Kindern in Kindertagesstätten ist im
Grundsatz damit nicht gesetzlich verboten.
Kindertageseinrichtungen dürfen die Aufenthaltsdauer der Kinder aber nicht so gestalten,
dass sie sich in ihnen über einen längeren Zeitraum Tag und Nacht aufhalten. In diesem Fall
handelt es sich um Heime im jugendhilferechtlichen Sinne gemäß § 34 Abs. 1 SGB VIII.
Daran anschließend lässt sich mit Blick auf das Kindeswohl keine generell zeitlich verbindli-
che Regelung für die Kinderförderung in Tageseinrichtungen ableiten. Hier kommt es auf
den konkreten Einzelfall an, bei dem für das jeweilige Kind die Grenze der Aufenthalts-
dauer individuell beurteilt werden muss. 

3) Sind Städte, Kommunen und Landkreise verpflichtet, die Bedarfszeiten für die Öffnungs-
zeiten von Kindertagesstätten zu ermitteln? Wenn ja, gibt es Vorgaben, wie dieser Bedarf
ermittelt werden muss?
Das bereits angesprochene Ziel der besseren Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kin-
dererziehung in Tageseinrichtungen (§ 22 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII) wird noch einmal dahinge-
hend präzisiert, dass das Angebot nicht nur pädagogisch, sondern ebenfalls organisatorisch
an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien zu orientieren ist (§ 22a Abs. 3 S. 1 SGB
VIII). Diese Anforderungen werden entsprechend in der Planungsverpflichtung der Träger
der öffentlichen Jugendhilfe abgebildet. So sollen insbesondere Kindertageseinrichtungen so
geplant werden, dass Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Erwerbstätigkeit bes-
ser miteinander vereinbaren können (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII). Dies ist eine Zielvorgabe
bei der Jugendhilfeplanung. Die Bedarfe für Öffnungszeiten von Tageseinrichtungen stellen
hierbei einen Aspekt dar. 
Die Jugendhilfeplanung findet in einem Planungsprozess statt, für den das Gesetz Planungs-
schritte (§ 80 Abs. 1 SGB VIII) und Planungsvorgaben (§ 80 Abs. 2 SGB VIII) enthält, der
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von Verfahrenstandards gekennzeichnet ist und in den immer analytische, entwicklungsbe-
zogene und evaluative Aspekte einfließen. Bezogen auf die konkrete Ermittlung der Bedarfe
bei den Öffnungszeiten von Tageseinrichtungen gibt es keine gesetzlichen Vorgaben. 
Maßgeblich ist jedoch vor allem der Planungsschritt, den Bedarf unter Berücksichtigung der
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der jungen Menschen und der Personensorge-
berechtigten für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln (§ 80 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII).
Ferner ist die Bedarfsermittlung in die allgemein vorgegebenen Verfahrenstandards einge-
bunden, so zählt zum Beispiel dazu die bereichs- und zielorientierte Erhebung, Diskussion
und Evaluation der Angebotsstruktur. Auf der Basis der erhobenen Daten und Fakten geht
es im Weiteren um die Organisation eines Aushandlungsprozesses, der im Spannungsfeld
unterschiedlicher Interessen von leistungsberechtigten Eltern, Trägern der Jugendhilfe, von
Fachkräften und der Politik steht und der zum Ziel hat, fachpolitische/ politische Prioritäts-
entscheidungen zu erarbeiten. Zu den qualitativen Bindungen des Planungsverfahrens
gehört daher exemplarisch die Sicherung der Beteiligung der Träger, der leistungsberechtig-
ten Eltern und Kinder. 
Deutlich wird, dass die Jugendhilfeplanung wesentlich durch Kommunikation und Partizi-
pation geprägt ist und von dem Engagement der einzelnen Beteiligten lebt. Bei den Bedürf-
nissen geht es um die unmittelbare Artikulation von Wünschen und Interessen durch Kinder
und Eltern. Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch das Wunsch- und Wahlrecht der
Eltern (§ 5 SGB VIII, § 3b KiFöG LSA). Auf der Basis der Bedürfnisse wird dann der Bedarf
als Ergebnis politischer Entscheidungen festgelegt. 

4) Gibt es Gesetzlichkeiten, die die Hortbetreuung auf die Grundschulzeit (1.-4. Klasse in
Sachsen-Anhalt, in anderen Klassen auch bis zur 6. Klasse) konzentrieren oder diesen Bezug
fördern?
Der Anspruch auf Kinderbetreuung ist im 8. Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und im Land
Sachsen-Anhalt im Kinderförderungsgesetz (KiFöG LSA) geregelt. Beide Regelungen unter-
scheiden sich erheblich. 
Nach den bundesrechtlichen Regelungen in § 24 SGB VIII ist der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe nach Absatz 2 lediglich verpflichtet, schulpflichtigen Kindern ein bedarfsgerech-
tes Angebot an Tageseinrichtungen und Kindertagespflegeplätzen vorzuhalten (OVG Berlin-
Brandenburg 12.04.2006 – 6 S 4.06; OVG Schleswig-Holstein 16.11.2005 – 2 LB 4/05-
ZFSH/SGB 2006, 109 zu § 24 Satz 2 SGB VIII a.F.). Zur Sicherstellung eines bedarfs-
gerechten Angebots, muss der öffentliche Träger Jugendhilfe eine Jugendhilfeplanung gem.
§ 80 SGB VIII erstellen. Aus der Verpflichtung, ein bedarfsgerechtes Angebot vorzuhalten,
ergibt sich jedoch kein unmittelbarer Rechtsanspruch der betroffenen Kinder auf Betreuung
(OVG Berlin-Brandenburg a.a.O.; OVG Schleswig-Holstein a.a.O.). Lediglich aus der
Übergangsvorschrift des § 24 a Abs. 4 SGB VIII könnte sich bei neu geschaffenen bzw. frei
werdenden Plätzen ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung bei der Vergabe der
Plätze ergeben.
Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1b KiFöG LSA haben alle Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt
im Land Sachsen-Anhalt haben, einen Anspruch auf einen ganztägigen Platz in einer Tages-
einrichtung vom Schuleintritt bis zur Versetzung in den 7. Schuljahrgang. Nach dem Schul-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt beginnt ein Schuljahr am 1. August des jeweiligen Jahres
– damit endet die Zeit der Kinderbetreuung am 31. Juli desselben Jahres. Das Ende dieses
Rechtsanspruchs ist mit der Versetzung in die 7. Klasse gekennzeichnet. Versetzung bedeu-
tet, dass die Schülerin oder der Schüler den nächst höheren Schuljahrgang erst dann besu-
chen kann, wenn die Klassenkonferenz entschieden hat, dass von ihr/ihm eine erfolgreiche
Mitarbeit in diesem Schuljahrgang erwartet werden kann. Das Kind ist in den 7. Schuljahr-
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gang dann versetzt, wenn es auf der Grundlage der Entscheidung der Klassenkonferenz am
1. August das 7. Schuljahr beginnt (§ 23 Abs. 1 SchulG LSA). Die Zeit der Kinderbetreuung
nach dieser Vorschrift endet damit am 31. Juli desselben Jahres.
Eine Betreuung lediglich in der Grundschulzeit ist vom Landesgesetzgeber nicht vorgesehen,
so dass auch an Sekundarschulen eine Betreuung angeboten werden muss.
Die Betreuungszeit umfasst nach § 17 Abs. 2 KiFöG LSA für jedes Kind schultäglich minde-
stens 6 Stunden bis mindestens 17.00 Uhr – höchstens jedoch bis 18.00 Uhr. Während der
Schulferien ist eine ganztägliche Betreuung von mindestens 10 Stunden abzusichern.

Kommentare:
– Dörte Busch: Kinderförderungsgesetz Sachsen-Anhalt; 2008.
– Peter-Christian Kunkel: Sozialgesetzbuch VIII; Kinder- und Jugendhilfe; Lehr- und Pra-

xiskommentar; 3. Auflage 2006.
– Johannes Münder, Thomas Meysen; Thomas Trenczek: Frankfurter Kommentar zum

SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe; 6. Aufl. 2009.
– Lothar Fischer, Horst Mann, Helmut Schellhorn: SGB VIII/KJHG – Sozialgesetzbuch

Achtes Buch: Kinder- und Jugendhilfe; 3. neubearb. Aufl. 2007.
– Reinhard Wiesner: SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe; 3. Auflage 2006.
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„Hätten Sie Zeit für ein telefonisches Interview?“

Christina Buchwald

1 Einleitung

Ein Staubsauger, das neueste Steuersparmodel oder gar der Lotterie-Hauptgewinn
– dies alles wird von einer netten Stimme angeboten, wenn beim Abendbrot oder
an der spannendsten Stelle des Fernsehfilms das Telefon klingelt. Wer wurde nicht
schon einmal telefonisch zu irgendeinem Thema befragt, zum Beispiel zu den Lieb-
lingsweinsorten, zu Versicherungen oder zur Zufriedenheit im Wohnumfeld? Etwa
900.000 solcher unaufgeforderter Anrufe – so schätzt der Bundesverband der Ver-
braucherzentralen – werden täglich getätigt. In 95 Prozent der Fälle fühlen sich die
Verbraucher belästigt.

Eher selten wird aber auch gefragt, ob man ein paar Minuten Zeit für eine wis-
senschaftliche Untersuchung hat. Denn unsere heutige hohe telefonische Erreich-
barkeit hat das Telefon auch für Wissenschaft und Forschung attraktiv gemacht.
Immer häufiger wird in wissenschaftlichen Studien auf das Telefon als Befragungs-
instrument zurückgegriffen.

Allerdings steht die Bevölkerung – durch Anrufe, bei denen vorgegeben wird,
die Umfrage verfolge einen wissenschaftlichen Zweck, um dann doch letztendlich
etwas zu verkaufen oder aber auch durch die Datenskandale im Sommer 2008 –
telefonischen Umfragen mittlerweile sehr skeptisch gegenüber. Verbraucherzentra-
len verweisen auf oftmals fließende Grenzen zwischen Wissenschaft und Marke-
ting. Die Wissenschaft ist aber auf die Bereitschaft der Bevölkerung zur Teilnahme
an telefonischen Befragungen angewiesen. Eine dafür gern genutzte und vielfach
eingesetzte Methode im Rahmen von wissenschaftlichen Untersuchungen ist die
computergestützte Telefonbefragung (CATI1).

Es gibt CATI-Befragungen, die prosperieren besser als andere. Diese Erkenntnis
ist nicht neu. Doch in letzter Zeit scheint die Schere zwischen den telefonischen
Erhebungen, die erfolgreich verlaufen und denen, die nicht gut vorankommen, wei-

1 CATI: Computer Assisted Telephone Interviewing
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ter auseinander zu klaffen. Besonders die negative Ausprägung, d.h. die Befra-
gungen bei denen die anvisierte Anzahl Interviews schwer realisierbar ist, beschäf-
tigt die Forschung immer mehr. Woran liegt es, dass sich immer weniger Personen
Zeit für ein Interview nehmen und die Überzeugungsarbeit, die zur Teilnahme am
Interview von den Interviewern geleistet werden muss, immer größer und schwie-
riger wird?

Im CATI-Labor des Zentrums für Sozialforschung Halle e. V. (ZSH) wurden in
vorangegangenen Untersuchungen bereits Vergleiche zwischen verschiedenen Ar-
ten von Befragungen durchgeführt (Bevölkerungs- vs. Betriebsbefragungen oder
Unternehmens- vs. Elitenbefragungen) (Buchwald 2005 S. 209–243; Buchwald
2008 S. 127–144). In letzter Zeit treten innerhalb einer Befragungsart erhebliche
Unterschiede im Verlauf auf. Welche Faktoren spielen in diesem Zusammenhang
eine Rolle? Dass das Thema und die Länge des Interviews einen entscheidenden
Einfluss auf die Teilnahme an einem Interview haben, ist unumstritten. Von Bedeu-
tung ist auch, ob in Ostdeutschland oder in Westdeutschland und in welcher spe-
zifischen Region befragt wird. Weitere Einflussfaktoren sind die Inhalte der Befra-
gung und die Wahl des Interviewpartners. Einen ganz entscheidenden Einfluss auf
den Verlauf einer Befragung hat die Art der Stichprobenziehung. In den folgenden
Kapiteln wird ausführlich auf diesen Einflussfaktor eingegangen und anhand von
Beispiel-Befragungen aus dem CATI-Labor des ZSH erläutert.

2 Stichprobenziehung bei Bevölkerungsbefragungen

Vor mehr als 20 Jahren haben sich telefonische Bevölkerungsbefragungen in den
westdeutschen Bundesländern etabliert. Die damalige Telefondichte von ca. 95
Prozent war sehr komfortabel und ließ eine Zufallsauswahl über die aktuellen Tele-
fonbücher zuverlässig zu, da auch fast alle Haushalte mit Telefonanschluss im Tele-
fonbuch registriert waren (96,3 Prozent) (Schulte 1998; Zeh 1987; Frey, Kunz &
Lüschen 1990). Anfang der 1990er Jahre kam es außerdem zu einem rasanten Aus-
bau des Telefonnetzes in den ostdeutschen Bundesländern, so dass die zu DDR-
Zeiten mangelnde telefonische Erreichbarkeit der Haushalte schnell behoben
wurde. Damit waren die 90er Jahre ein Eldorado für Telefonnummern-Stichpro-
benziehungen.

Bei der Ziehung von Zufallsstichproben für Telefonumfragen gibt es verschie-
dene Möglichkeiten. Bei Bevölkerungsbefragungen z.B. kann die Ziehung der
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Stichprobe über das Telefonbuch oder über das Einwohnermeldeamt vorgenom-
men werden oder nach dem Gabler-Häder-Design2 erfolgen. 

Zu Beginn jeder Stichprobenziehung – also auch der für eine telefonische Um-
frage – ist zunächst eine genaue Abgrenzung der Grundgesamtheit notwendig. Das
bedeutet, dass eine sachliche, räumliche und zeitliche Definition der „Menge“ von
Zielpersonen vorgenommen werden muss, für welche die aus der Stichprobe ge-
wonnenen Aussagen gültig sein sollen (Grundgesamtheit oder Population) (vgl.
Häder 2000).

Ist die Ziehung einer Zufallsstichprobe gründlich durchdacht und geplant und
sind die ausgewählten Zielpersonen auch zur Mitarbeit bereit, sind zuverlässige
Schlüsse von der Stichprobe auf die zugrunde liegende Gesamtheit möglich.

In den letzten Jahren sind – durch die Einführung neuer Technologien im Be-
reich der Telekommunikation und durch veränderte gesetzliche Regelungen – gra-
vierende Probleme für die telefonische Umfrageforschung entstanden. So wurde die
Pflicht zum Eintrag in ein Telefonbuch im Jahr 1992 aufgehoben (Häder, Gabler
& Heckel 2009, S. 22) und die Nichteinträge in das Telefonbuch haben in den
letzten Jahren stetig zugenommen. Bereits 1998 konstatierten Follmer und Smid
(1998, S. 56), dass das Problem, der in das Telefonbuch nichteingetragenen Haus-
halte, zunehmen wird. Waren Ende der 90-Jahre im gesamten Bundesgebiet etwa
20 Prozent Nichteinträge in das Telefonbuch zu verzeichnen (Schulte 1998; Foll-
mer & Smid 1998) bis 25 Prozent (Gabler 2006; Heckel 2001), wurde 2006/2007
bereits von ca. 40 Prozent Nichteintragungen gesprochen.3 In den letzten zwei Jah-
ren dürfte sich dieser Prozentsatz noch erhöht haben (vgl. Beispiel in Kapitel 2.1
dieses Beitrags). Hinzu kommt, dass die Exportfunktion von Telefon-CD-Roms er-
heblich eingeschränkt wurde.

Auswirkungen auf die Ziehung von Telefonstichproben hat ebenfalls die Ver-
breitung der ISDN-Technologie. Durch die Vergabe von Mehrfachkanälen des
ISDN (d.h. auch von mehreren Telefonnummern in einem Haushalt) kann ein
Haushalt mehrfach in einer Stichprobe auftreten. Dieses Problem tritt verstärkt bei

2 Seit Ende der 1990er Jahre wird in Deutschland für die Stichprobenziehung bei Bevölkerungsum-
fragen das bei ZUMA entwickelte Gabler-Häder-Design eingesetzt. Die Stichprobe enthält nach
diesem Verfahren sowohl in das Telefonbuch eingetragene wie auch nicht eingetragene Anschlüsse,
die über ein Ortsnetz erreichbar sind (vgl. Gabler et al. 1998, Gabler & Häder 2002, Häder &
Glemser 2006). Siehe auch unter: http://www.gesis.org/forschung-lehre/programme-projekte/stich-
proben/ (Zugriff: 06.10.2010).

3 Nach telefonischer Auskunft der Dt. Telekom.
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der Ziehung einer Stichprobe mit zufällig generierten Nummern auf (z.B. RDD-
bzw. RLD-Verfahren4 oder Gabler-Häder-Design).

Immer mehr Haushalte sind lediglich über das Mobiltelefon erreichbar. Diese
Haushalte sind nur zu einer geringen Anzahl im Telefonbuch enthalten und bleiben
auch bei der Stichprobenziehung über das Gabler-Häder-Design (bzw. über das
ADM-Design5) unberücksichtigt (Häder & Glemser 2006 S. 148–171).6

In den letzten Jahren hat sich zudem ein weiteres Problemfeld aufgetan: Die
Skepsis der Personen ist in den letzten zwei bis drei Jahren durch den Handel mit
Adressdaten und den in Medien diskutierten Verkauf von Adressen enorm ange-
stiegen7. Die Trennungslinie zwischen Forschung und Werbung bzw. Verkauf muss
bei der telefonischen Kontaktaufnahme hervorgehoben werden. Das heißt, bei
einem Telefongespräch muss deutlich werden, dass es sich nicht um einen Anruf zu
Werbe- oder Verkaufszwecken handelt, da diese Anrufe – wenn sie nicht ausdrück-
lich erbeten wurden – durch richterliche Urteile untersagt sind (ADM/BVM 1998).
Anrufe, die ausschließlich der wissenschaftlichen Forschung dienen, sind aber wei-
terhin erlaubt. So kommt dem kompetenten und versierten Auftreten des gut ge-
schulten Interviewers am Telefon eine sehr wichtige Bedeutung zu (vgl. Buchwald
& Lukanow 2007,  S. 111–153).

4 Mit diesem Verfahren sollen nicht im Telefonbuch verzeichnete Haushalte erreicht werden. Dabei
werden unabhängig vom Telefonbuch Ziffernfolgen zufällig generiert, so dass sie der Struktur von
Telefonnummern entsprechen (Random Digit Dialing-Verfahren) bzw. es werden die letzten Ziffern
einer aus dem Telefonbuch gezogenen Nummer modifiziert (Randomized Last Digit-Verfahren)
(vgl. Häder 1994; Gabler, Häder & Hoffmeyer-Zlotnik 1998, S. 58ff.).

5 Die Arbeitsgemeinschaft ADM (Arbeitskreis Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute e. V.)
stellt ihren beteiligten Instituten zur Ziehung einer Stichprobe einen Auswahlrahmen zur Verfü-
gung, der es erlaubt, repräsentative Stichproben der Privathaushalte und der darin wohnenden
Personen zu erstellen. Parallel dazu werden die wichtigsten statistischen Daten für diese Grund-
gesamtheiten auf kleinräumiger Ebene zur Verfügung gestellt. Siehe dazu auch unter: http://
www.adm-ev.de/ (Zugriff: 06.10.2010).

6 Auf dieses Problem wird in dem Beitrag von Katja Lukanow-Arndt in diesem Buch ausführlicher
eingegangen.

7 Zu nennen sind aus der Chronik der Datenklauskandale z.B.: eine Firma aus Viersen (Schleswig-
Holstein) hat Kontodaten mehrerer tausend Bürger u.a. auch an ein Call-Center verkauft; der SKL
wurden 2,5 Millionen Datensätze „geklaut“ und dreimal verkauft; im Ruhrgebiet bietet ein Daten-
händler 50.000 Adressen, Telefonnummern und Bankverbindungen an; ein Call-Center in Bremer-
haven hat sich illegal Daten der Telekom beschafft und diese an Dritte weiter verkauft; auch bei den
Wochenblatt-Verlagen des Springer Medienkonzerns waren Kundendaten in Berlin und Hamburg
aufgrund eines Programmierfehlers einsehbar; die Wirtschaftswoche berichtet im Dezember 2008,
dass die Bankverbindung von 21 Millionen Bürgern illegal zum Verkauf angeboten werden. Siehe
dazu auch unter: http://www.rp-online.de/wirtschaft/news/Chronik-der-Datenskandale_bid_47
119.html (Zugriff: 06.10.2010).
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Im Folgenden sollen neueste Erfahrungen aus CATI-Befragungen des ZSH vor-
gestellt werden, bei denen die Stichprobenziehung über das Einwohnermeldeamt
und mittels Gabler-Häder-Design erfolgte.

2.1 Erfahrungen aus CATI-Erhebungen des ZSH mit der 
Stichprobenziehung über das Einwohnermeldeamt anhand eines 
Beispiels

Zu wissenschaftlichen Forschungszwecken besteht die Möglichkeit, beim Einwoh-
nermeldeamt einer Stadt oder eines Ortes eine Stichprobenziehung zu veranlassen.
Diese Art der Stichprobenziehung bietet sich an, wenn gezielt bestimmte Personen-
gruppen befragt werden sollen, z.B. nach Geburtsjahr oder Geschlecht. In dem
vom Projektleiter unterzeichneten Antrag auf Stichprobenziehung für das Einwoh-
nermeldeamt muss eine Bestätigung des Auftraggebers beigefügt sein, dass es sich
bei dem Projekt um eine wissenschaftliche Untersuchung handelt. Außerdem müs-
sen im Antrag der Zweck und das Vorhaben des Forschungsprojektes geschildert
und das öffentliche Interesse aufgezeigt werden. In einer Erklärung muss festgehal-
ten sein, dass die Daten nur für Projektangelegenheiten verwendet werden und der
Datenschutz eingehalten wird.

Vom Einwohnermeldeamt wird eine Datei mit den gewünschten Informa-
tionen, z.B. Name, Vorname, Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit, Adresse der
Haupt- oder Nebenwohnung usw. zur Verfügung gestellt.

Die Telefonnummern sind in den Meldungen der Ämter nicht enthalten und
müssen aus dem Telefonbuch nachrecherchiert werden. Somit werden bei derar-
tigen Stichprobenziehungen nur Personen erreicht, die einen Telefonanschluss ha-
ben und im Telefonbuch verzeichnet sind.

Im Folgenden wird eine Telefonerhebung mit Stichprobenziehung über das Ein-
wohnermeldeamt vor- und deren Erfolg dargestellt.

Beispiel: Bevölkerungsbefragung zum Thema „Lokale Politik“

Von Oktober 2009 bis Mai 2010 wurde im CATI-Labor des ZSH eine computer-
gestützte Telefonbefragung der Bevölkerung in Halle, Köln, Dessau, Jülich, dem
Saalekreis und dem Oberbergischen Kreis zum Thema „Lokale Politik“ durchge-
führt. Angestrebt war die Realisierung von 2.000 Interviews mit einer Länge von
30 Minuten.
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Die Stichprobenziehung für die Bevölkerungsbefragung in den sechs ausge-
wählten Untersuchungsorten hat das ZSH über die Einwohnermeldeämter der je-
weiligen Städte bzw. Kreise vorgenommen. Dabei wurde eine Stichprobe beantragt,
die wesentlich größer war als die gewünschte Anzahl zu realisierender Interviews,
da erstens nur zu einem gewissen Prozentsatz Telefonnummern der in der Stich-
probe enthaltenen Personen im Telefonbuch gefunden werden können und zwei-
tens nicht jede Person der Stichprobe an der Befragung teilnimmt.

Lag der Anteil von Nicht-Einträgen in das Telefonbuch vor etwa zehn Jahren
noch bei 20 bis 25 Prozent, so waren es vor drei bis vier Jahren bereits 40 bis 50
Prozent der Bevölkerung mit Telefonanschluss (siehe weiter oben). Diese Situation
hat sich in letzter Zeit drastisch verändert: Nach den Recherchen zu den Telefon-
nummern für die CATI-Befragung musste Ende des Jahres 2009 festgestellt wer-
den, dass sich nur noch zwischen 15 und 50 Prozent der Personen, die über einen
Telefonanschluss verfügen, auch im Telefonbuch eintragen ließen (vgl. Tabelle 1).
Das heißt, dass heutzutage mit 50 bis 85 Prozent Nicht-Eintragungen in das Tele-
fonbuch gerechnet werden muss. 

Die Spanne der Nicht-Eintragungen in das Telefonbuch geht dabei – abhängig
von der Größe der Gemeinde bzw. des Ortes – weit auseinander. Während sich –
nach den Erfahrungen im ZSH – in kleinen Gemeinden, Verwaltungsgemein-
schaften bzw. Orten mit wenigen Einwohnern im Durchschnitt noch 40 bis 45 Pro-
zent der Personen mit Telefonanschluss im Telefonbuch registrieren lassen, sind es
in den mittleren Städten (Kreis- bzw. kreisfreie Städte) etwa 35 Prozent und in
Großstädten (in diesem Fall Halle und Köln) nur noch durchschnittlich 15 bis 30
Prozent (vgl. Tabelle 1). 

Dass bzgl. der Nicht-Eintragungen ins Telefonbuch bei der regionalen Analyse
die Größe der Gemeinde eine wichtige Rolle spielt, konnte auch bereits vor 10 Jah-
ren festgestellt werden. Tendenziell galt damals schon: je größer die Gemeinde,
desto höher der Anteil der nichteingetragenen Telefonhaushalte (Follmer & Smid
1998, S. 50). Bei Gemeindegrößenklassen unter 20.000 Einwohnern betrugen die
Nicht-Einträge ca. 19 Prozent, in Städten mit mehr als 500.000 Einwohnern bis 27
Prozent (Heckel 2001).

Nach letzten Erfahrungen im ZSH konnte darüber hinaus festgestellt werden,
dass jüngere Personen eher zum Nicht-Eintrag ins Telefonbuch neigen (vgl. dazu
auch Tabelle 1) bzw. keinen Festnetzanschluss, sondern nur ein Mobilfunktelefon
besitzen. Hinzu kommt, dass es weniger Neueintragungen in das Telefonbuch gibt
und somit zu einem Großteil Telefonnummern von älteren Personen im Telefon-
buch zu finden sind, was die Altersstruktur in einer Untersuchung dementspre-
chend massiv beeinflussen kann.
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Dieser Trend zum Nicht-Eintrag in das Telefonbuch ist nicht zuletzt auch dem
Umstand geschuldet, dass im Oktober 2008 etwa 17 Millionen Telefonnummern
der Telekom entwendet wurden, ein illegaler Verkauf der Daten stattfand und die
Diskussion zu diesem Thema durch Medienberichte verstärkt wurde.

Tabelle 1: 
Erfolgsquote bei Telefonnummernrecherche über das Telefonbuch

Ort Alter Einwohnerzahl
Anteil mit Nummer 

im Telefonbuch

Köln Ab 18 Jahre

1.000.298

30%

Köln 
(Nachziehunga)

a. Eine Nachziehung der Stichprobe wurde veranlasst, wenn die Quote zu realisierender Interviews
für bestimmte Altersgruppen mit den Adressen bzw. Telefonnummern der ersten Ziehung nicht
erfüllt werden konnte.

20 bis 38 und
50 bis 60 Jahre

32%

Halle Ab 18 Jahre

323.323

24%

Halle 
(Nachziehung)

18 bis 50 Jahre 14%

Dessau-Roßlau Ab 18 Jahre

87.764

34%

Dessau-Roßlau 
(Nachziehung)

Ab 18 Jahre 42%

Dessau-Roßlau 
(Nachziehung)

18 bis 40 Jahre 16%

Jülich Ab 18 Jahre

33.133

35%

Jülich 
(Nachziehung)

24 bis 40 Jahre 19%

Oberbergischer 
Kreisb

b. Für den Oberbergischen Kreis erfolgte eine zentrale Stichprobenziehung für alle 13 Gemeinden des
Kreises.

Ab 18 Jahre

282.636

41%

Oberbergischer 
Kreis 
(Nachziehung)

18 bis 50 Jahre 35%

Saalekreisc

c. Die Stichprobenziehung für die 15 Gemeinden des Saalekreises erfolgte über das jeweils zuständige
Einwohnermeldeamt jeder einzelnen Gemeinde. So wurden auch die Telefonnummern für jede ein-
zelne der 15 Gemeinde separat recherchiert. In Tabelle 1 ist der niedrigste und der höchste Wert des
im Telefonbuch gefundenen Anteils an Nummern angegeben.

Ab 18 Jahre 199.025
zwischen 25% 

und 50%
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Die Gesamt-Stichprobe für Pretest und Befragung zum Thema „Lokale Politik“
umfasste rund 10.500 Adressen und Telefonnummern von Probanden in den sechs
relevanten Befragungsorten. Den Kontaktpersonen wurde bei diesem Projekt ein
Anschreiben mit Informationen zur Studie per Post zugeschickt, um sie über die
Untersuchung im Vorfeld ausführlich zu informieren und die Bereitschaft zur Teil-
nahme am Interview zu erhöhen. Das Versenden von Anschreiben ist bei einer
Stichprobenziehung über das Einwohnermeldeamt möglich, weil diese Stichprobe
die Adressen der Probanden enthält. Wie wichtig Vorab-Informationen zum Pro-
jekt sind, zeigte sich während der Gespräche, in denen den Interviewer/innen
immer wieder bestätigt wurde, dass sehr viele Personen an der Befragung nicht teil-
genommen hätten, wenn sie nicht im Vorfeld über die Studie informiert worden
wären.

Knapp ein Drittel der Probanden der Netto-Stichprobe in den sechs relevanten
Befragungsorten beteiligten sich an der Befragung. Es wurde eine Ausschöpfung
von 29 Prozent erreicht, was als durchschnittlich für Bevölkerungsbefragungen
eingestuft werden kann. Im Ergebnis standen knapp 2.100 komplette Interviews
zur Auswertung zur Verfügung.

Für den Erfolg dieser Studie war die Stichprobenziehung über die Einwohner-
meldeämter eine gute Wahl, nicht zuletzt auch aus Kostengründen. Weiterhin führ-
te das Versenden von Anschreiben mit Informationen zum Projekt im Vorfeld der
Erhebung zu einer guten und schnelleren Beteiligung der Probanden. Für eine
schnelle und gute Beteiligung an einer Studie spricht auch die Länge des Interviews,
was maximal 20 bis 30 Minuten dauerte. Außerdem war es von Vorteil, dass das
Thema der Erhebung für den Gesprächspartner interessant war bzw. Aktualität
aufwies.

Etwa die Hälfte der Interviews war bereits nach der zweiten Kontaktaufnahme
geführt. Nach dem 5. Kontaktversuch konnten 83 Prozent der Interviews verzeich-
net werden (vgl. Abb. 1). Nach 10 Kontaktversuchen war die gewünschte Anzahl
an Interviews nahezu erfüllt. Wie viele Kontaktversuche bis zum Zustandekommen
eines Interviews allgemein als rentabel angesehen werden können, hängt – wenn es
sich nicht um eine Untersuchung ausschließlich zu Forschungszwecken zum Ver-
lauf von Telefonumfragen handelt – von den Vorgaben des Auftraggebers ab. Bei
der hier vorgestellten Erhebung waren bis zu 10 Kontaktversuche notwendig, um
die angestrebte Anzahl Interviews zu erfüllen. Wird das Kosten-Nutzen-Verhältnis
betrachtet, so wären nach 5 bis 6 Kontaktversuchen keine weiteren Anwählver-
suche vorgenommen worden (siehe zum Thema Kontakthäufigkeit auch Buchwald
2005, S. 209–243; Buchwald 2008, S. 127–144).
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Abbildung 1: 
Anzahl Interviews nach Kontaktversuchen (Studie zur „Lokalen Politik“) 
n=2.100

2.2 Erfahrungen aus CATI-Erhebungen des ZSH mit dem Gabler-Häder-
Design anhand eines Beispiels

Sollen bei wissenschaftlichen telefonischen Befragungen auch Haushalte erreicht
werden, die nicht im Telefonbuch eingetragen sind, so bietet sich zur Stichproben-
ziehung das am ZUMA8 entwickelte Gabler-Häder-Design an, welches eingetra-
genen und nicht eingetragenen Anschlüssen, die über ein Ortsnetz erreichbar sind,
die gleiche Chance gibt, in die Stichprobe zu gelangen. Dazu werden – aus den im
Ortsnetzbereich existierenden und mit mindestens einer eingetragenen Nummer
besetzten 100er Blocks – alle möglichen Ziffernfolgen generiert.  (vgl. Häder 2000,
S. 6f)

Das Gabler-Häder-Stichprobendesign hat sich in Deutschland als methodischer
Standard in der empirischen Sozialforschung durchgesetzt. Das ZUMA stellt diese
Telefonstichproben Wissenschaftlern und öffentlichen Forschungseinrichtungen

8 ZUMA: Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen.
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als Serviceleistung zur Verfügung. Die Telefonstichproben können für bundesweite
Erhebungen, für Umfragen in einzelnen Vorwahlbereichen oder für ausgewählte
Gemeinden gezogen werden und enthalten auch die Personen, die nicht im Tele-
fonbuch zu finden sind. Es werden dabei nur Telefonnummern und keine Namen
oder Adressen in die Stichprobe aufgenommen, beim Erstanruf ist demnach der
Name der Person nicht bekannt. Somit ist das Versenden von Anschreiben mit In-
formationen zum Projekt im Vorfeld der Erhebung nicht möglich. Umso wichtiger
ist es bei Erhebungen mit einer Stichprobenziehung über das Gabler-Häder-Design
(aber auch bei allen anderen), dass die Interviewer/innen gut geschult sind und die
Rückfragen der Gesprächspartner kompetent und vollständig beantworten kön-
nen.

Als Umfang der Bruttostichprobe muss wesentlich mehr als die zu realisierende
Zahl an Interviews angesetzt werden. Die Bruttostichprobe muss in diesem Fall
auch noch größer sein als es bei einer Stichprobenziehung über das Einwohnermel-
deamt erforderlich ist. Damit werden die stichprobenneutralen Ausfälle ausgegli-
chen, z.B. Ziffernfolgen, hinter denen sich kein Anschluss verbirgt, Firmenan-
schlüsse statt Privatnummern usw. Wurde vor zehn Jahren noch von einer
fünffachen Menge (vgl. Häder 2000, S. 8) für die Bruttostichprobe ausgegangen,
so war es fünf Jahre später bereits das Zehnfache. Bei schwierigen Themen wurde
– nach Erfahrungen des ZSH aus dem Jahr 2008 – das Zwanzigfache für eine Brut-
tostichprobe benötigt. Im Folgenden soll diese Erkenntnis im Rahmen der CATI-
Erhebung zum Thema „Halbzeitbilanz der Regierung“ dargestellt werden.

Beispiel: Bevölkerungsbefragung mit Stichprobenziehung nach dem 
Gabler-Häder-Design

Im September 2008 wurde im CATI-Labor des ZSH eine Bevölkerungsbefragung
zum Thema „Halbzeitbilanz der Regierung“ durchgeführt.

Die Stichprobe wurde nach dem Gabler-Häder-Design gezogen, um auch die
Haushalte zu erreichen, die nicht im Telefonbuch verzeichnet sind. Insgesamt wur-
den mittels Zufallsauswahl über das Gabler-Häder-Design ca. 20.000 Telefonnum-
mern von Haushalten für die Befragung gezogen. Hinter etwa 50 Prozent der
Telefonnummern verbirgt sich bei dieser Art der Stichprobenziehung kein Telefon-
anschluss und somit fällt bereits die Hälfte der Brutto-Stichprobe weg. 

Aus jedem Haushalt sollte eine Person zufällig ausgewählt werden. Aus diesem
Grund wurde die „Last-Birthday-Methode“ eingesetzt, bei der die Person eines
Haushaltes ausgewählt wird, die über 18 Jahre alt ist und zuletzt Geburtstag hatte.
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Dieses Verfahren führt unter der Annahme, dass der Geburtstag einer Person Er-
gebnis eines Zufallsprozesses ist, zu einer Zufallsstichprobe auf Personenebene.

Zu Beginn der Befragung standen zunächst 10.000 Telefonnummern für die

Telefonerhebung zur Verfügung. Der Befragungszeitpunkt fiel mit der im Sommer

2008 in den Medien entfachten Diskussion über den Verkauf von Adressen und

Telefonnummern zusammen. Hierdurch reagierte die Bevölkerung sehr kritisch

auf Telefonanrufe. Bei den teilnehmenden Personen war es notwendig, große

Überzeugungsarbeit zu leisten und die Art der Stichprobenziehung und den

Datenschutz ausführlich und in einigen Fällen mehrmals zu erläutern. Viele

Haushalte haben durch diese Skepsis sehr schnell ein Interview abgelehnt. Aus

diesem Grund ging die Befragung langsamer voran und war auch schwieriger. Die

ursprünglich zur Verfügung stehenden 10.000 Telefonnummern reichten nicht

aus, um die angestrebten 1.000 Interviews zu erfüllen. Deshalb wurden noch

weitere 10.000 Telefonnummern9 zur Stichprobe hinzu genommen. Mit dieser

Stichprobe, die nun das Zwanzigfache an Telefonnummern enthielt, konnten die

angestrebten 1.000 Interviews im vorgegebenen Zeitraum erfüllt werden.

Im Rahmen dieser Befragung musste als Fazit festgestellt werden, dass – wie

bisher – bei einer Stichprobenziehung nach dem Gabler-Häder-Design das

Zehnfache an Brutto-Stichprobe nicht mehr ausreicht, sondern etwa das

Zwanzigfache benötigt wird.

Bei dieser Studie gab es kein persönliches Anschreiben, sondern die Befragung

wurde in der Presse angekündigt. Knapp 40 Prozent der Interviews wurden bei

der ersten Kontaktaufnahme geführt und etwas mehr als ein weiteres Viertel beim

zweiten Anruf. Bei dieser Studie waren somit nach zwei Kontaktierungen bereits

zwei Drittel der Interviews geführt – mehr als bei dem Beispiel der in Kapitel 2.1

angeführten Studie. Allerdings war die durchschnittliche Gesprächszeit bis zum

Zustandekommen eines Interviews durch die notwendigen langen Erläuterungen

der Interviewer wesentlich höher als üblich. Nach dem 5. Kontaktversuch

konnten 94 Prozent komplette Interviews verzeichnet werden (vgl. Abb. 2).

9 Diese zweite Stichprobenziehung erfolgte ebenfalls nach dem Gabler-Häder-Design.
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Abbildung 2:
Anzahl Interviews nach Kontaktversuchen (Studie zur „Halbzeitbilanz 
der Regierung“)

2.3 Vor- und Nachteile von Stichprobenziehungen bei 
Bevölkerungsbefragungen

Im Rahmen von Bevölkerungsbefragungen muss im Vorfeld der Untersuchung sehr
genau überlegt werden, welche Art der Stichprobenziehung – abhängig auch vom
Kontext der Studie – für die Telefonumfrage ausgewählt wird. Soll die Erhebung
regional oder nur in wenigen Orten durchgeführt werden, kommt eine Stichpro-
benziehung von Personen über die jeweiligen Einwohnermeldeämter in Betracht.

Diese Art der Stichprobenziehung ist besonders dann von Vorteil, wenn die Pro-
banden bestimmte Merkmale aufweisen sollen, z.B. eine bestimmte Altersgruppe
oder eine bestimmte Staatsbürgerschaft. Zu Beginn des Interviews entfällt dann
auch die Frage, ob die angerufene Person zur gewünschten Zielgruppe gehört und
die Brutto-Stichprobe kann somit um ein vielfaches kleiner sein. 

Der Vorteil bei dieser Art von Stichprobenziehung ist, dass von den Probanden
die Adresse vorhanden ist und im Vorfeld der Erhebung ein Anschreiben mit wich-
tigen Informationen verschickt werden kann. Das wird nach den Erfahrungen im
CATI-Labor des ZSH immer wichtiger, da die Bevölkerung mit Anrufen zu Befra-

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

G
ef

ü
h

rt
e 

In
te

rv
ie

w
s 

(i
n

 %
)

Anzahl Kontaktversuche



„Hätten Sie Zeit für ein telefonisches Interview?“ 207

gungen übersättigt ist und aus Datenschutzgründen Befürchtungen und Unsicher-
heiten aufgebaut hat.10 Hüfken (2000, S. 15f) fand in seinen Untersuchungen her-
aus, dass der Grad der Verweigerung mit dem Versenden von Vorabinformationen
sinkt. Dabei wurde festgestellt, dass der Anteil der Verweigerer bei einem persön-
lichen Anschreiben noch geringer ist als bei einem Haushaltsanschreiben.

Dem Informationsschreiben sollte unbedingt eine Datenschutzerklärung beige-
fügt werden, um der Zielperson die Vorgänge des Datensammelns sowie das Ent-
koppeln des Personennamens von den erhobenen Antworten zu erklären (Anony-
mitätswahrung) und die Bedenken zum Datenmissbrauch bei den Probanden
auszuräumen.

Das Anschreiben soll zeigen, dass es sich bei dem zu erwartenden Anruf um
eine echte Befragung und nicht um ein „verstecktes“ Verkaufsgespräch handelt.
Dabei muss die Wichtigkeit einer Teilnahme betont werden, um den Anreiz zur
Mitwirkung zu erhöhen. Die Zusicherung von Anonymität und Vertraulichkeit der
Angaben darf in dem Schreiben keinesfalls fehlen (Bänziger 2009).

Das Versenden von Anschreiben hat ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf die
Anzahl der Kontakte, die benötigt werden, bis der Proband die Entscheidung zur
Teilnahme bzw. Nicht-Teilnahme gefällt hat und auf die Dauer des ersten Ge-
spräches. Bei einer Kontaktierung ohne Vorabinformationen per Post muss die zu
befragende Person zunächst genau über die Erhebung informiert werden, d. h. über
Ziel und Zweck der Studie, Auftraggeber, Dauer des Gespräches, Verwertung der
Ergebnisse und natürlich über den Datenschutz. Hat der Proband ein Anschreiben
erhalten, entfallen bei einem Großteil der Anrufe die langen Erklärungen zur Studie
und zur Einhaltung des Datenschutzgesetzes. 

Um die Echtheit und Glaubwürdigkeit der anrufenden Erhebungsinstitution zu
unterstreichen, sind die Institution und eine Verifikationsmöglichkeit anzugeben.
Ist auf dem im Vorfeld der Untersuchung versendeten Anschreiben eine Kontakt-
möglichkeit (z.B. Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Internet-Adresse) mit dem Er-
hebungsinstitut angegeben, so melden sich viele Probanden selbst zurück und tun
ihr Einverständnis zum Interview oder ihre Verweigerung kund. Nach den Erfah-
rungen im CATI-Labor des ZSH werden auch auf diesem Weg Terminvorschläge
bekannt gegeben, da gerade Probanden der mittleren Altersgruppen häufig durch
ihre Erwerbstätigkeit nur zu bestimmten Zeiten erreichbar sind. Hier decken sich
die Erfahrungen des ZSH mit denen von Hüfken (2000, S. 19) beschriebenen Un-
tersuchungen: Die jüngeren Probanden unter 30 Jahre und die älteren Personen (im
Rentenalter) sind wesentlich leichter zu erreichen als die mittleren Altersgruppen.

10 Untersuchungen dazu sind auch nachzulesen in Hüfken (2000, S. 12f).
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Erfordert die CATI-Befragung eine Quotierung nach Altersgruppen, muss dieser
Umstand bedacht werden.

Ähnlich verhält es sich bezüglich des Geschlechts: Frauen sind leichter für eine
Befragung zu gewinnen und auch leichter zu erreichen als Männer, da der Anteil
der erwerbstätigen Frauen (vor allem in den alten Bundesländern) geringer ist als
der der Männer. Bei gewünschter Gleichverteilung der Geschlechter bei einer Erhe-
bung muss dieser Sachverhalt ebenfalls Berücksichtigung finden. Bei Versendung
eines persönlichen Anschreibens vor der Studie kann die geschlechtsspezifische
Verteilung in der Stichprobe berücksichtigt werden. Trotzdem muss natürlich im
Verlauf der Erhebung die Geschlechtsspezifik beobachtet werden, um eine Unaus-
gewogenheit zu vermeiden.

Bei einer bundesweiten Telefonbefragung der Bevölkerung bietet sich eine
Stichprobenziehung über die Einwohnermeldeämter nicht an, da das Einwohner-
meldeamt jeder Stadt und jedes Ortes angeschrieben werden muss und der Auf-
wand dafür immens hoch ist.

Unbedingt sollte bedacht werden, dass die Stichprobenziehung bei den jewei-
ligen Einwohnermeldeämtern beantragt werden muss und die Wartezeit bis zur
Lieferung der Stichprobe – nach unseren Erfahrungen – bis zu 4 Monaten dauern
kann und auch bei einigen Meldeämtern kostenpflichtig ist. 

Des Weiteren ist zu beachten, dass die Stichprobe von den Einwohnermeldeäm-
tern keine Telefonnummern enthält, so dass diese nachrecherchiert werden müssen.
Dabei muss man bedenken, dass sich immer weniger – vor allem junge – Personen
in das Telefonbuch eintragen lassen und dass somit zu einem großen Teil ältere
Personen im Telefonbuch zu finden sind. Dieser Fakt sollte unbedingt bei der Grö-
ße der zu ziehenden Stichprobe bei einer Ziehung über das Einwohnermeldeamt
beachtet werden und dass man deshalb heutzutage ggf. Altersgewichtungen vor-
nehmen muss.

Eine Stichprobenziehung nach dem Gabler-Häder-Design hat den Vorteil, dass
auch Personen erreicht werden, die nicht im Telefonbuch eingetragen sind. Außer-
dem können Personen aller Altersgruppen erreicht werden. Diese Art der Stichpro-
benziehung ist nur für wissenschaftliche Forschungszwecke möglich. Die Lieferung
der Stichprobe erfolgt sehr schnell nach Beantragung, 1 bis 2 Wochen später steht
diese bereits zur Verfügung. Ein weiterer Vorteil ist die kostenfreie Ziehung der
Stichprobe. 

Der Umfang der Stichprobe muss sehr groß gehalten sein, weil sich hinter ca.
der Hälfte der Nummern gar kein Telefonanschluss verbirgt. Da nur Telefonnum-
mern zur Verfügung stehen und keine Adressen in der Stichprobe vorhanden sind,
ist ein Versenden von Vorab-Informationen nicht möglich. Aus diesem Grund sind
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längere Erläuterungen zur Studie und zum Datenschutz beim Erstkontakt am Te-
lefon notwendig.

Die wichtigsten Erkenntnisse bezüglich einer Stichprobenziehung für Bevölke-
rungsbefragungen sollen abschließend in einer Tabelle festgehalten werden:

Tabelle 2: 
Erkenntnisse zu zwei Arten der Stichprobenziehung bei 
Bevölkerungsbefragungen im Vergleich

Merkmal
Stichprobenziehung 

über das
Einwohnermeldeamt

Stichprobenziehung 
nach dem

Gabler/Häder-Design

Ziehung der Stichprobe

Schriftliche Antragstellung bei den 
Einwohnermeldeämtern

Beantragung per E-Mail bei der 
GESISa

a. Leibniz-Insitut für Sozialwissenschaften.

Meist kostenpflichtig Für wissenschaftliche 
Untersuchungen kostenfrei

Dauer: 2 Wochen bis 4 Monate Dauer: 1 bis 2 Wochen

Angaben zu den
Befragungspersonen

Angaben zur Person, 
Telefonnummer muss recherchiert 
werden

Lieferung von Telefonnummern
(ohne weitere Angaben zur Person)

Anzahl Nicht-Einträge ins 
Telefonbuch steigend, besonders in 
größeren Orten

Hinter ca. 50% der Tel.-Nr. verbirgt 
sich kein Anschluss

Überwiegend ältere Personen im 
Telefonbuch eingetragen

Wenn Festnetzanschluss vorhanden, 
können Personen aller 
Altersgruppen erreicht werden

Anschreiben

Versenden von persönlichen 
Anschreiben mit Vorab-
Informationen und 
Datenschutzerläuterungen möglich
(da Adresse bekannt ist)

Versenden von Anschreiben nicht 
möglich, da keine Adresse 
vorhanden ist => Kaltkontaktierung

Erste Kontaktierung
Kürzere Erstkontaktierung, da 
Vorab-Informationen durch 
Anschreiben

Längere Erläuterungen zur Studie 
und zum Datenschutz notwendig

Verweigerung
Weniger Verweigerungen, da durch 
das Anschreiben Seriosität der 
Studie verdeutlicht werden kann

Mehr Verweigerungen und mehr 
Erklärungen nötig: z.B. woher 
kommt die Telefonnummer, wenn 
sie nicht im Telefonbuch verzeichnet 
ist

Erreichbarkeit

Schwer erreichbare Personen 
melden sich ggf. im 
Erhebungsinstitut mit 
Terminvorschlägen

Erwerbstätige und schwer 
erreichbare Personen fallen häufiger 
raus
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3 Stichprobenziehung bei Unternehmensbefragungen

Auch für Unternehmensbefragungen gibt es mehrere Möglichkeiten der Ziehung
einer Stichprobe. Zu wissenschaftlichen Forschungszwecken kann die Stichpro-
benziehung für eine Unternehmensbefragung zum einen über die Bundesagentur
für Arbeit (BA)11 Nürnberg erfolgen. Dazu muss ein Antrag bei der Bundesagentur
für Arbeit auf Übermittlung von Sozialdaten für ein Forschungsvorhaben gemäß
§ 75 SGB X gestellt werden. Bei dieser Art der Stichprobenziehung, die zwar in
geringem Maße kostenpflichtig ist, kann man viele zusätzliche Angaben zum
Unternehmen in einem relativ aktuellen Stand erhalten. Allerdings kann die Zie-
hung der Stichprobe bei der BA zwei bis drei Monate Zeit in Anspruch nehmen.
Wird die Stichprobe über die Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg gezogen, dann
ist es notwendig, die Telefonnummern zu recherchieren, da diese nicht in der Stich-
probe enthalten sind. Die Erfolgsquote der Telefonnummer bei dieser Recherche
ist – im Gegensatz zu Bevölkerungsbefragungen – sehr hoch, da sich Firmen mit
ihrer Telefonnummer in das Telefonbuch eintragen lassen oder aber selbst einen
Internetauftritt haben, um auf sich aufmerksam zu machen bzw. gefunden zu wer-
den. Die Telefonnummernrecherche braucht zusätzlich Zeit, gewährt aber sehr
aktuelle Angaben.

Andere Quellen für Stichprobenziehungen bei Unternehmensbefragungen sind
verschiedene Unternehmensdatenbanken, z.B. die Firmendatenbank von Hoppen-
stedt12 oder die Markus-Datenbank von Creditreform13. Über diesen Weg der
Stichprobenziehung kann man ebenfalls viele Angaben zum Unternehmen erhal-
ten, inklusive der Telefonnummer, allerdings sind die Angaben nicht immer auf
einem aktuellen Stand.

Für Befragungen von Unternehmen der Umweltwirtschaft ist die Umweltdaten-
bank UMFIS14 (Umweltfirmen-Informationssystem) eine mögliche und gute Quelle
für die Stichprobenziehung. Bei regionaler Begrenzung kann man auch Unterstüt-
zung von der Industrie- und Handelskammer (IHK) erhalten.

Die Bereitschaft zur Teilnahme an telefonischen computergestützten Unterneh-
mensbefragungen hat sich in den letzten fünf bis acht Jahren sehr verändert. Waren
die Betriebe in den neuen Bundesländern wissenschaftlichen Befragungen gegenü-

11 Vgl. unter: http://fdz.iab.de/de/FDZ_Individual_Data/IAB_Employment_Samples.aspx (Zugriff:
16.04.2011).

12 Vgl. unter: http://www.hoppenstedt-adressen.de/ (Zugriff: 16.04.2011).
13 Vgl. unter: http://www.nuernberg.creditreform.de/index.php/datenbank-markus-im-detail.html

oder unter: http://www.creditreform.com/portal/de/content/products/marketing/markus_1/index.
jsp (Zugriff: 16.04.2011).

14 Siehe unter: http://www.umfis.de/ (Zugriff: 18.04.2011).
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ber bisher recht aufgeschlossen und noch nicht so „überfragt“ wie es in den alten
Bundesländern der Fall war, so ist dieser Zustand nun auch in Ostdeutschland er-
reicht. Hinzu kommt die immer größer werdende Zeitknappheit bei Geschäftsfüh-
rern oder Personalleitern, die in den meisten Fällen die Zielpersonen der Erhe-
bungen sind. Auf einige Erfahrungen der letzten zwei bis drei Jahre bzgl. der
Unternehmensbefragungen soll im Folgenden kurz eingegangen werden.

3.1 Beispiel für eine Unternehmensbefragung mit Stichprobenziehung über 
die Bundesagentur für Arbeit

Von Oktober 2009 bis März 2010 wurde im CATI-Labor des ZSH eine computer-
gestützte Telefonbefragung von Betrieben durchgeführt. Befragt wurden ausbil-
dende und nicht ausbildende Unternehmen in einem ostdeutschen und einem west-
deutschen Bundesland zum Thema „Betriebliche Personalpolitik“.

Die Stichprobenziehung für die telefonische Befragung von ausbildenden und
nicht ausbildenden Unternehmen wurde durch die Bundesagentur für Arbeit (BA)
Nürnberg vorgenommen. Die Brutto-Stichprobe für eine CATI-Unternehmens-
befragung sollte nach den Erfahrungen des ZSH ca. vier- bis sechsmal so groß sein
wie die angestrebte Anzahl Interviews. Da bei einer Stichprobenziehung über die
BA keine Telefonnummern enthalten sind, mussten diese recherchiert werden, um
die Stichprobe für eine telefonische Befragung nutzen zu können. Zu beachten ist
dabei, dass zu ca. 80 Prozent der in der Stichprobe enthaltenen Firmen Telefon-
nummern gefunden werden. 

Wie bereits für Bevölkerungsbefragungen konstatiert, ist es auch im Rahmen
von Betriebsbefragungen unabdingbar im Vorfeld der Untersuchung ein Anschrei-
ben mit wichtigen Informationen zur wissenschaftlichen Erhebung zu verschicken,
um die Verweigerungsrate gering zu halten und die Skepsis gegenüber der Unter-
suchung auszuräumen. Auch bei Unternehmensbefragungen kommt den gut ge-
schulten Interviewer/innen die wichtige Aufgabe zu, in der Gesprächsführung auf
die Fragen der Gesprächspartner kompetent reagieren zu können.

Die Unternehmen werden – wie es die Mitarbeiter selbst sagen – „überhäuft“
mit Anfragen für ein Interview oder dem Ausfüllen eines Fragebogens. Die Zielper-
sonen treffen demnach eine Auswahl, an welchen Erhebungen sie teilnehmen wol-
len oder können. Insofern ist eine Vorab-Information zum Inhalt der Untersu-
chung, der Dauer, dem Ziel und Zweck der Studie und zum Datenschutz hilfreich.
Entscheidend zur Teilnahme an einer Erhebung ist auch bei Unternehmensbefra-
gungen die Dauer des Interviews. Diese sollte bei 15 bis maximal 20 Minuten lie-
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gen. Bei einer längeren Interviewdauer erhöht sich die Wahrscheinlichkeit zur Ver-
weigerung des Interviews. Des Weiteren entscheidet auch das Thema der Befragung
über die Teilnahme. Ist das Thema im Fokus des Unternehmens und somit aktuell
für den Gesprächspartner, ist eine Teilnahmebereitschaft eher zu erwarten.

Eine große Rolle spielt bei Unternehmen die Einhaltung des Datenschutzes des
Erhebungsinstitutes bei Teilnahme an einer Umfrage. Es hat sich bei CATI-Befra-
gungen bewährt, der Zielperson die Vorgänge des Datensammelns und die Ent-
kopplung des Unternehmensnamens von den erhobenen Angaben als schematische
Übersicht zu senden.

Noch vor etwa fünf bis acht Jahren wurden bei Betriebsbefragungen bevorzugt
Anschreiben mit Informationen zur Studie per Post versendet. Es stellte sich jedoch
in vielen Fällen heraus, dass das Anschreiben nicht bei der Person angekommen ist,
die das Interview führen sollte oder das Anschreiben – trotz zeitnaher Verschickak-
tion – nicht mehr präsent und auffindbar war oder noch im Briefverteiler des Un-
ternehmens kursiert. Aus diesem Grund wird vermehrt dazu übergegangen, diese
Vorab-Informationen nicht mehr per Post zu versenden, sondern per E-Mail oder
per Fax beim Erstanruf. Der Erstanruf in einem Unternehmen ist ein Kaltkontakt,
bei dem der Kontaktperson das Vorhaben kurz erläutert und dann sofort angebo-
ten wird, ausführliche Informationen zur wissenschaftlichen Studie per Mail bzw.
Fax zu senden.

Das hat mehrere Vorteile: 

• erstens wird ein Interview nicht sofort verweigert, weil der Verdacht, es han-
dele sich um einen Werbe- oder Verkaufsanruf, ausgeräumt werden kann,

• zweitens können die Vorab-Informationen direkt auf den PC der Zielperson
oder das Fax-Gerät geschickt werden,

• was drittens bewirkt, dass sich die Zielperson nach dem Lesen des Anschrei-
bens – in dem auch der Auftraggeber inklusive Internetadresse noch einmal
genannt sind – entscheiden kann, ob das Unternehmen an der Erhebung teil-
nehmen wird.

Mit dem Anschreiben vor einer CATI-Erhebung soll auf die Inhalte dieser Befra-
gung hingewiesen werden. So kann im Betrieb zum einen besser ermittelt werden,
welche Person geeignet ist und das entsprechende Fachwissen besitzt, um das Inter-
view zu führen. Zum anderen kann sich der zu Befragende auf das Gespräch und
die Inhalte der Befragung besser einstellen.
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Im Rahmen von Unternehmensbefragungen werden in den meisten Fällen die
Geschäftsführer oder die Personalleiter interviewt. Aber nicht immer ist im Vorfeld
einer CATI-Erhebung genau bekannt, wer die Zielperson für das Interview sein
wird. Aus diesem Grund bietet es sich an, im Einleitungsstatement zu sagen: „Ich

möchte die Person in Ihrem Unternehmen sprechen, die sich mit ..........< Thema
nennen >  auskennt.“.

Je höher die Position der zu befragenden Person im Unternehmen ist, desto
schwieriger wird es, den eigentlich gewünschten Gesprächspartner telefonisch zu
erreichen, da dieser ein enges Zeitbudget hat, häufig auf Dienstreise, außer Haus
oder in Beratungen und nicht zu sprechen ist. Wenn der Interviewer das Anliegen
der Zielperson erst einmal selbst vortragen möchte, benötigt er nach unseren Er-
fahrungen bis zu 20 Kontaktversuche, um diese Zielpersonen zu erreichen und sie
ein erstes Mal sprechen zu können. Dieses Vorgehen ist zeit- und kostenintensiv. 

Nach unterschiedlichen Tests hat sich für Unternehmensbefragungen folgendes
Vorgehen bewährt: ist beim Erstkontakt das Sekretariat oder eine Zentrale des Un-
ternehmens am Telefon, so kann der Interviewer über diese Kontaktperson ein An-
schreiben mit den wichtigsten Informationen zur Studie der Zielperson per Mail
oder Fax zukommen lassen. Nach Erhalt der Vorab-Informationen melden sich die
Ansprechpartner in vielen Fällen selbst im Erhebungsinstitut und teilen ihre Ent-
scheidung bzgl. ihrer Teilnahme am Interview oder auch gleich einen Terminvor-
schlag per Mail, Fax oder per Telefon mit. So entfallen häufige erfolglose Kontak-
tierungen des Betriebes, d.h. Anrufe ohne den Ansprechpartner persönlich erreicht
zu haben. Wenn sich die Zielperson nicht selbst im Erhebungsinstitut meldet und
der Interviewer sich einige Zeit nach Versenden der Informationen beim Ansprech-
partner meldet, so weiß dieser bereits ausführlich über die Studie Bescheid und
lange Erläuterungen des Interviewers können entfallen. Eine andere Alternative ist
die Kontaktaufnahme zur Assistenz der Geschäftsführung, da diese die Verbindung
zur Geschäftsführung herstellen oder die Antwort der Geschäftsführung überbrin-
gen kann. 

Oftmals werden Kennzahlen eines Unternehmens abgefragt, die den Mitarbei-
tern in kleineren Unternehmen präsent sind. Bei größeren Unternehmen ist es meist
nicht mehr so einfach, schon wenn bei einigen hundert Mitarbeitern die Aufteilung
der Belegschaft nach bestimmten Altersgruppen abgefragt wird. Dann ist es von
Vorteil, im Anschreiben darauf hinzuweisen, dass bestimmte Kennzahlen oder be-
stimmte Schwerpunkte von Interesse sind. Eine – durch vorherige Ankündigung –
mögliche gute Vorbereitung verkürzt die Interviewdauer, da der Gesprächspartner
nicht während des telefonischen Interviews beginnt, die Unternehmenszahlen oder
-struktur herauszusuchen.
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Bei der Befragung ausbildender und nicht ausbildender Unternehmen zum
Thema der betrieblichen Personalpolitik wurde eine Ausschöpfung von 30 Prozent
erreicht.

Etwa ein Viertel der Interviews war nach der zweiten Kontaktaufnahme ge-
führt. Nach dem fünften Kontaktversuch konnten zwei Drittel der Interviews ver-
zeichnet werden und 90 Prozent der Interviews waren erst nach dem zehnten Kon-
taktversuch komplett (vgl. Abb. 3). Hier zeigt sich sehr deutlich, dass bei
Unternehmensbefragungen – im Gegensatz zu Bevölkerungsbefragungen – wesent-
lich mehr Kontaktversuche bis zum Zustandekommen eines Interviews nötig sind.

Abbildung 3: 
Anzahl Interviews nach Kontaktversuchen (Studie zur 
„Betrieblichen Personalpolitik“)

3.2 Vor- und Nachteile von Stichprobenziehungen bei 
Unternehmensbefragungen

Die wichtigsten Erkenntnisse aus dem CATI-Labor des ZSH zu zwei Arten von
Stichprobenziehungen für Unternehmensbefragungen sind in der folgenden Tabelle
vergleichsweise festgehalten:
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Tabelle 3:
Erkenntnisse zu zwei Arten der Stichprobenziehung bei 
Unternehmensbefragungen im Vergleich

4 Fazit und Ausblick

Generell kann davon ausgegangen werden, dass die Überzeugung zur Beteiligung
an einer CATI-Befragung – sowohl in Haushalten als auch in Unternehmen –
immer schwieriger wird. Einige Regeln können zum Erfolg beitragen, wenn:

• die Interviewdauer nicht zu lang ist (Richtwert: bis maximal 20 Minuten,
sowohl bei Bevölkerungs- als auch bei Unternehmensbefragungen);

Merkmal
Stichprobenziehung über die

Bundesagentur für Arbeit
Stichprobenziehung über eine

Firmendatenbank

Ziehung der Stichprobe

Schriftliche Antragstellung bei der 
BA Bestellung per E-Mail möglich

Geringe Kosten Hohe Kosten

Dauer: 6 bis 10 Wochen Dauer: etwa 2 bis 3 Wochen

Angaben zu den
Befragungspersonen

Angaben zum Unternehmen nach 
Wunsch, Telefonnummer muss 
recherchiert werden

Angaben zum Unternehmen nach 
Wunsch, Telefonnummer wird mit 
geliefert

Aktuelle Informationen zum 
Unternehmen in der Stichprobe

Angaben zu den Unternehmen nicht 
immer aktuell, da Unternehmen 
nicht regelmäßig Veränderungen 
melden

Anschreiben

Versenden von persönlichen 
Anschreiben mit Vorab-
Informationen und 
Datenschutzerläuterungen per 
E-Mail oder Fax möglich und 
notwendig

Versenden von persönlichen 
Anschreiben mit Vorab-
Informationen und 
Datenschutzerläuterungen  per 
E-Mail oder Fax möglich und 
notwendig

Erste Kontaktierung Kürze Erstkontaktierung, da Vorab-
Informationen durch Anschreiben

Kürze Erstkontaktierung, da Vorab-
Informationen durch Anschreiben

Verweigerung
Verweigerungsrate in letzten Jahren 
gestiegen, da Unternehmen mit 
Befragungen überhäuft werden

Verweigerungsrate in letzten Jahren 
gestiegen, da Unternehmen mit 
Befragungen überhäuft werden

Kontaktversuche und 
Erreichbarkeit

Hohe Anzahl an Kontaktversuchen; 
Geschäftsführer schwer erreichbar 
=> evtl. zu Assistenz der 
Geschäftsführung Kontakt 
herstellen oder Information über 
das Sekretariat geben

Hohe Anzahl an Kontaktversuchen; 
Geschäftsführer schwer erreichbar 
=> evtl. zu Assistenz der 
Geschäftsführung Kontakt 
herstellen oder Information über 
das Sekretariat geben
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• eine Adresse bekannt ist, an die Vorab-Informationen zur Studie geschickt
werden können, um die Wichtigkeit der Befragung und die Seriosität des
Erhebungsinstitutes darzustellen;

• die Interviewer/innen gut geschult sind und die Rückfragen der Gesprächs-
partner vollständig beantworten können;

• das Thema der Untersuchung für die zu Befragenden interessant und aktuell
ist.

Nicht zu unterschätzen ist jedoch, dass die Bevölkerung und auch Unternehmen in
den letzten Jahren befragungsmüde und aufgrund der Datenskandale immer skep-
tischer geworden sind. Aus diesem Grund muss die Brutto-Stichprobe vom Umfang
her entsprechend größer gezogen werden.

Vor einer telefonischen Erhebung muss genau überlegt werden, welche Art der
Stichprobenziehung zu wählen ist. Bei Bevölkerungsbefragungen ermöglicht die
Stichprobenziehung über Einwohnermeldeämter das Versenden von Informations-
material vor der Untersuchung, was von großem Vorteil für das Vorankommen
einer Umfrage ist. Dies ist jedoch nur bei einer nach bestimmten Orten definierten
Stichprobe umsetzbar, da jedes Einwohnermeldeamt einer Stadt bzw. eines Ortes
separat angefragt werden muss. Bei der sich anschließenden notwendigen Telefon-
nummernrecherche ist mit den in den letzten Jahren beobachteten Problemen zu
rechnen:

• Es tragen sich immer weniger Personen in das Telefonbuch ein.
• Überwiegend ältere Personen sind im Telefonbuch zu finden, junge Leute

bevorzugen eine Nichteintragung ins Telefonbuch und einen Mobilfunkan-
schluss.

• Der Anteil im Telefonbuch eingetragener Personen ist in der Stadt geringer
als in ländlichen Regionen.

Bei einer Stichprobenziehung nach dem Gabler-Häder-Design können zwar auch
die Personen erreicht werden, die nicht im Telefonbuch verzeichnet sind, ein vor-
heriges Versenden von Anschreiben mit Informationen zum Projekt ist jedoch nicht
möglich, da die Stichprobe nur generierte Telefonnummern enthält. Hier sind beim
ersten telefonischen Kontakt ein ausführliches Beschreiben des geplanten Projektes
mit wissenschaftlichem Charakter sowie eine deutliche Erklärung zum Einhalten
des Datenschutzes notwendig. Auch bei dieser Art der Stichprobenziehung muss
mit Problemen gerechnet werden:
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• Die Personen sind sehr skeptisch und wollen genau wissen, wo ihre Telefon-
nummer recherchiert wurde, da sie nicht im Telefonbuch stehen.

• Viele Haushalte besitzen ISDN-Anschlüsse und verfügen über mehrere Tele-
fonnummern, so dass im Rahmen eines Projektes die Wahrscheinlichkeit
besteht, dass ein Haushalt unter mehreren Nummern immer wieder kontak-
tiert wird.

• Durch die Zunahme der Mobilfunkanschlüsse, deren Nummern zum großen
Teil weder im Telefonbuch erfasst sind, noch im Rahmen des Gabler-Häder-
Designs generiert werden, fallen für eine Befragung relevante Personen aus. 

Die Skepsis gegenüber Telefonanrufen hat in letzter Zeit durch die vielfachen
Datenskandale und Verkäufe von Adressen nicht nur in der Bevölkerung, sondern
auch bei Unternehmen zugenommen. Es wird demzufolge immer wichtiger, den
wissenschaftlichen Charakter einer Befragung zu unterstreichen und die Einhal-
tung der Datenschutzbestimmungen genau zu erläutern. Aus diesem Grund ist es
unverzichtbar geworden, den zu befragenden Personen in den Unternehmen wich-
tige Informationen zum Projekt im Vorfeld der Erhebung zeitnah zukommen zu
lassen.

Diese neu entstandenen Probleme werden bereits umfangreich diskutiert. Die
derzeitige Situation im Rahmen von telefonischen Befragungen und die dazu not-
wendige Stichprobenziehung stellt die Wissenschaft in Zukunft vor neue Heraus-
forderungen. Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, muss die Forschung an die-
sem Punkt fortgesetzt werden.
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Probleme der Repräsentativität bei 
Telefonumfragen unter Handynutzern

Katja Lukanow-Arndt

1 Einleitung

Das computergestützte Telefoninterview hat sich in den vergangenen Jahrzehnten
zu einer zuverlässigen Erhebungsmethode entwickelt. Umfragen dieser Art sind aus
der Markt- und Sozialforschung schon lange nicht mehr wegzudenken. In Deutsch-
land haben Telefoninterviews laut Arbeitskreis Deutscher Markt- und Sozialfor-
schungsinstitute e.V. (ADM) gegenwärtig einen Marktanteil von etwa 42 Prozent
erreicht (ADM 2008). Desto schwerwiegender ist das Problem, dass die Ziehung
einer repräsentativen Stichprobe für diese Erhebungsmethode zunehmend schwie-
riger wird. 

Ursache dafür sind zum einen die Privathaushalte, die sich nicht in das Telefon-
buch eintragen lassen und zum anderen – eine noch entscheidendere Entwicklung
– die steigende Anzahl der Personen, die nur über ein Mobiltelefon zu erreichen
sind. Diese beiden Trends führen dazu, dass die Stichprobe für eine Bevölkerungs-
befragung nicht mehr, wie es in den 90er Jahren noch der Fall war, aus dem Tele-
fonbuch bzw. von einer Telefonbuch-CD generiert werden kann, ohne dass es zu
systematischen Verzerrungen bzw. zu einer Überrepräsentativität bestimmter Per-
sonengruppen in den Stichproben kommt.

Um dem Problem der Erreichbarkeit der nichteingetragenen Haushalte entge-
genzuwirken, wurden verschiedene Verfahren, wie beispielsweise das Gabler-
Häder-Design oder Random digit dialing Design (RDD), entwickelt. (Gabler &
Häder 2002) Diese gängigen Verfahren beschränken sich jedoch auf die Generie-
rung von Festnetznummern und somit bleibt das Problem der Nichterreichbarkeit
der wachsenden Anzahl von Privathaushalten, die über keinen Festnetzanschluss
verfügen und ausschließlich über das Mobiltelefon zu erreichen sind, bestehen. Da
diese Bevölkerungsgruppe, wie sich in verschiedenen Untersuchungen zeigte, selek-
tiv ist, d.h. bestimmte soziodemografische Merkmale aufweist (vgl. Kapitel 3),
müssen in Zukunft Lösungen gefunden werden, um Mobilfunkanschlüsse in Tele-
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fonstichproben zu integrieren. Diese sollten gewährleisten, dass das Telefoninter-
view auch weiterhin als zuverlässige und kostengünstige Erhebungsmethode nicht
nur für Unternehmensbefragungen, sondern auch für Bevölkerungsbefragungen
Bestand haben kann. 

2 Zur Problematik der Stichprobenziehung bei Telefonumfragen

Eine Vollerhebung, also die Befragung einer gesamten Population oder Zielgruppe,
ist der einzige Weg, alle Elemente einer Grundgesamtheit zu erfassen. Das ist aber
nur dann möglich, wenn es sich um eine überschaubare Anzahl von Merkmalsträ-
gern handelt. Da dies jedoch selten der Fall und auch meist zu kostspielig ist, muss
mit Stichproben gearbeitet werden. Die Stichprobenziehung für eine Telefonbefra-
gung ist sehr anspruchsvoll und stellt hohe Anforderungen an den Forscher.

Grundvoraussetzung ist eine genau definierte Grundgesamtheit, aus der die
Stichprobe gezogen werden soll. Die Stichprobe ist demnach nur ein begrenzter
und überschaubarer Teil der Grundgesamtheit. Dabei ist die Stichprobenauswahl
so vorzunehmen, dass mit ihr möglichst exakt auf die Zustände und Merkmale der
Grundgesamtheit geschlossen werden kann, also ein Rückschluss auf diese pro-
blemlos möglich ist. Wünschenswert sind somit Stichproben, die ein „Miniaturbild
der Gesamtheit“ darstellen (Kaase 1999, S. 16).

Stichproben werden in den meisten Fällen nach dem Zufallsprinzip ausgewählt.
Dafür muss die Zufallsauswahl in einem geeigneten Auswahlrahmen möglich sein,
in dem alle Elemente der Grundgesamtheit enthalten sind. Zieht man die Stich-
probe für eine Telefonbefragung – wie es vor einigen Jahren noch üblich war – aus
dem Telefonbuch, muss neben der Vollversorgung der Bevölkerung mit Telefonan-
schlüssen, vorausgesetzt werden können, dass keine signifikanten Unterschiede
zwischen den eingetragenen und nicht eingetragenen Telefonbesitzern bestehen.
Zudem dürfen zwischen den Festnetzbesitzern und den ausschließlichen Handybe-
sitzern keine grundlegenden Differenzen bezüglich sozialer Merkmale auftreten.
Aufgrund der im Folgenden aufgeführten Entwicklungen kann davon nicht mehr
ausgegangen werden, womit dieser Weg der Stichprobenziehung nicht länger un-
eingeschränkt in Betracht gezogen werden sollte. Die technologischen und gesell-
schaftlichen Veränderungen stellen uns vor neue Herausforderungen bezüglich der
Stichprobenziehung.
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2.1. Zur Geschichte der Telefonanschlüsse in Deutschland

Noch in den achtziger Jahren zählten schriftliche und mündliche Befragungen zu
den dominierenden Erhebungsmethoden in Deutschland. Bis dahin war es proble-
matisch Telefoninterviews für Bevölkerungsbefragung einzusetzen, da die Ver-
sorgung mit Telefonanschlüssen in Privathaushalten schichtspezifisch und unter-
schiedlich stark in den einzelnen Teilpopulationen verbreitet war. Die
Telefondichte stieg bis Anfang der 80er Jahre noch linear mit dem monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen an (Kreiselmaier & Porst 1989, S. 8). So konnte sich
erst seit ca. 1985 das Telefoninterview mit der steigenden Dichte der Telefonan-
schlüsse in allen Schichten und Milieus durchsetzen. Während 1975 in der BRD
insgesamt nur 55 Prozent der privaten Haushalte einen Telefonanschluss besaßen,
waren es 1988 bereits 92 Prozent (Frey, Kunz & Lüschen 1990, S. 17).

Bis zur Wiedervereinigung im Jahr 1990 war, durch die bis dahin mit Telefon-
anschlüssen schlecht ausgestatten Haushalte in den neuen Bundesländern, die An-
wendung des telefonischen Interviews zunächst nur eingeschränkt möglich. Ab
Mitte der 90er Jahre hatte Ostdeutschland den Rückstand bezüglich der Versor-
gung mit Telefonanschlüssen rasch aufgeholt. 1998 besaßen bundesweit schon
96,8 Prozent aller Haushalte in West- wie in Ostdeutschland einen telefonischen
Festnetzanschluss, was den Einsatz von Telefonumfragen als sinnvoll erscheinen
ließ (Statistisches Bundesamt 2000, S.131).

Die Stichprobenziehung für telefonische Bevölkerungsumfragen konnte mit der
Vollversorgung der privaten Haushalte mit einem Festnetzanschluss in den 90er
Jahren mittels Telefonbuch CD-Rom recht unproblematisch erfolgen. Doch mit der
freigestellten Entscheidung jedes Privathaushaltes, die eigene Telefonnummer in
das Telefonbuch eintragen bzw. nicht eintragen zu lassen, veränderte sich die Situ-
ation seit dem Jahr 1992. Dies geschah zwar vorerst nur langsam, dennoch ent-
schlossen sich nach und nach immer mehr Haushalte dagegen, ihre Telefonnummer
registrieren zu lassen. Vor allem in Ostdeutschland, wo zu dieser Zeit viele neue
Telefonanschlüsse beantragt wurden, verzichtete man häufig auf den Eintrag in das
Telefonbuch. Dieser Trend setzte sich ebenso in Westdeutschland fort, woraus sich
bis zum Jahr 2000 ein akutes Problem entwickelte. Ende der 90er Jahre waren es
bereits 20 Prozent aller Telefonteilnehmer, die sich nicht registrieren ließen (Kaase
1999, S. 19).

Heute kann man davon ausgehen, dass sich nur noch ca. 15 bis maximal
50 Prozent der Besitzer eines Festnetzanschlusses in das Telefonbuch eintragen las-
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sen.1 Hauptgrund für diese Entscheidung war und ist die Hoffnung, damit uner-
wünschte Anrufe auszuschließen (Follmer & Smid 1998, S. 52).

Zunächst wurden in den USA, wo das Problem ebenfalls verbreitet war, Ver-
fahren entwickelt, welche Telefonnummern nach einer Zufalls-Ziffern-Auswahl re-
generieren, wie beispielsweise die RDD- (Random Digit Dialling) oder RLD – Ran-
domize Last Digit) Techniken. Deren Anwendung ist jedoch aufgrund der anderen,
auch komplizierteren Rufnummerstruktur in Deutschland problematisch und
bringt eine Reihe von Nachteilen, wie ungleiche Inklusionswahrscheinlichkeiten,
mit sich.2 Sabine Häder und Siegfried Gabler vom Zentrum für Umfragen, Metho-
den und Analysen (ZUMA) nahmen sich diesem Problem an und entwickelten
Mitte der 90er Jahre eine neues Stichprobendesign, welches sich in Deutschland als
Gabler-Häder-Design für Telefonumfragen durchsetzte (Gabler & Häder 1997).
Mit diesem neuen Verfahren war es fortan möglich Stichproben zu erstellen, die
sowohl in das Telefonbuch eingetragene wie auch nicht eingetragene Anschlüsse
enthalten, wobei beide die gleiche Wahrscheinlichkeit besitzen, ausgewählt zu wer-
den. (Gabler et al. 1998; Gabler & Häder 2002; Häder & Glemser 2006) Der
Nachteil dieses Verfahrens liegt darin, dass unter den generierten Nummern ein
Großteil nicht belegt ist bzw. keinen Anschluss hat. Deshalb kann nur bei einem
Kontaktversuch geprüft werden, ob es sich bei der generierten Nummer um einen
Telefonanschluss handelt oder nicht. Durch die höhere Anzahl der Kontaktver-
suche, um nicht vergebene Nummern herauszufiltern, entstehen höhere Kosten bei
der Verwendung der Gabler-Häder-Variante verglichen mit der Stichprobenzie-
hung über das Telefonbuch. Die Kosten sind in den letzten Jahren aufgrund der
immer geringer werdenden Trefferquote zudem noch angestiegen. Die Ursache liegt
zum einen in der steigenden Anzahl nicht eingetragener Telefonnummern und zum
anderen in der Veränderung der Telefonnummernstruktur bzw. der Anzahl der so-
genannten Blöcke, auf deren Grundlage die Nummerngenerierung vollzogen wird.
(Häder & Häder 2009, S. 32f.) Diese Veränderungen führen zu einer sinkenden
Effizienz dieses Verfahrens bzw. zu einer geringeren „Hitrate“, da mehr Anwähl-
versuche pro realen Telefonanschluss nötig sind. Diese Entwicklung konnte auch
im CATI3-Labor des Zentrum für Sozialforschung Halle e.V. (ZSH) beobachtet
werden4. Der Weg über das Gabler-Häder-Design gilt trotz intensiverer Kosten ge-
genwärtig als der optimalste.

1 Ergebnisse aus dem CATI-Labor des ZSH siehe Buchwald, Christina (2011) in diesem Buch.
2 Zu den Nachteilen dieser Stichprobendesigns siehe Gabler & Häder (2002) oder Häder & Glemser,

(2006).
3 Computer Assisted Telephone Interview.
4 Vgl. Buchwald, Christina (2011): Artikel in diesem Buch.
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Seit einigen Jahren erschwert jedoch ein neuer Trend die Stichprobenziehung
für Telefonumfragen. Während der lange Weg der Vollversorgung der Privathaus-
halte mit Festnetzanschlüssen die Etablierung des Telefoninterviews erst ermög-
lichte, ist nun ein Trend zu beobachten, der die Entwicklung wieder rückgängig
macht. Der Anteil der Festnetzanschlüsse betrug im Jahr 2003 noch 95 Prozent.
2008 konnte ein Rückgang von bereits 5 Prozentpunkten beobachtet werden, wo-
bei dieser im Osten Deutschlands wesentlich höher ausfiel (Statistisches Bundesamt
2009b). Grund für die rückläufige Entwicklung ist die gute Versorgung mit Mobil-
telefonen und die guten Konditionen zu denen diese heute verfügbar sind. Offen-
sichtlich findet hier eine Verschiebung der telefonischen Erreichbarkeit statt, da
eine steigende Anzahl von Privathaushalten ausschließlich über das Mobiltelefon
zu erreichen ist.

2.2. Zur Verbreitung der Mobiltelefone

Das erste kommerzielle Mobiltelefon wurde im Jahr 1983 von der Firma Motorola
hergestellt. Es kostete damals noch knapp 4.000 Dollar und wurde trotzdem
bereits im gleichen Jahr 300.000-mal verkauft. In Kombination mit der Einführung
flächendeckender digitaler Mobilfunknetze Ende der 1980er- bis Anfang der
1990er-Jahre in Deutschland setzte sich das Handy langsam durch. Durch die Wei-
terentwicklung der zunächst noch sehr unhandlichen Telefone, konnte das Mobil-
telefon seinen Siegeszug durch die Bevölkerung antreten (Burkart 2007, S. 25ff.).

Bis heute kommen immer mehr Mobiltelefone zum Einsatz. Laut statistischem
Bundesamt vervierfachte sich die Zahl der in den Privathaushalten vorhandenen
Mobiltelefone zwischen 2000 und 2006 von 12,2 Millionen auf 48,7 Millionen.
Während im Jahr 2000 noch ca. 30 Prozent der Privathaushalte über ein Handy
verfügten, stieg der Ausstattungsgrad bis 2006, also innerhalb von 6 Jahren, auf
ca. 81 Prozent, was einer Steigerung von 50 Prozentpunkten entspricht (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2008, S. 155ff.). Aktuelle Zahlen zeigen, dass der Trend mit
86 Prozent der Haushalte, die ein Mobiltelefon besitzen, auch weiterhin anhält
(Statistisches Bundesamt 2009b).

Grundsätzlich ist die Verbreitung des Handys kein Problem für eine Stichpro-
benziehung, die auf Festnetznummern basiert. Die Mehrzahl der Privathaushalte
verfügt trotz der rasanten Verbreitung neben einem Mobiltelefon auch weiterhin
über ein Festnetztelefon. Dennoch ist ein wachsender Anteil der Haushalte zu ver-
zeichnen, die nur über das Mobiltelefon zu erreichen sind. Ca. vier Millionen Pri-
vathaushalte, also ca. 9 Prozent, in Deutschland waren Anfang 2008 mit Mobil-
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telefonen ausgestattet, ohne zusätzlich über Festnetzanschlüsse zu verfügen. Im
Jahr 2003 hatte der Anteil der Haushalte mit Handy und ohne Festnetztelefon noch
4 Prozent betragen (Statistisches Bundesamt 2009b). Das bedeutet, dass heute in
beinahe jedem 10. Haushalt das Festnetz durch das Handy ersetzt wird. Sollte diese
Entwicklung weiterhin anhalten, wird die Verwendung herkömmlicher Stichpro-
bendesigns, welche auf der Generierung von Festnetznummern basieren, proble-
matisch.

Dabei schneidet Deutschland im EU-Vergleich bezüglich der Festnetzausstat-
tung noch sehr gut ab, denn in anderen EU-Staaten gibt es einen deutlich höheren
Anteil an reinen Handy-Haushalten, verursacht durch die meist schlecht ausge-
baute Festnetzinfrastruktur, vor allem in den osteuropäischen Staaten. Ca. 24 Pro-
zent der Haushalte in EU-Ländern verfügen ausschließlich über einen Mobilfunk-
anschluss. (BITKOM 2009) Andererseits geht man derzeit in Deutschland davon
aus, dass nur noch ca. 3 bis 5 Prozent ausschließlich einen Festnetzanschluss besit-
zen (Häder & Häder 2009, S. 29).

Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass sich der Trend zum Handy ohne Fest-
netz fortsetzen wird. So ist es beispielsweise vor allem nach einem Wohnungswech-
sel häufig der Fall, dass kein Festnetzanschluss mehr geordert wird. Gründe dafür
sind zum einen die mittlerweile sehr guten Angebote, kostengünstig mobil telefo-
nieren zu können. Günstige Flatrates und Volumentarife sorgen seit 2006 für ein
starkes Wachstum und eine kontinuierliche Zunahme der Handy-Gespräche auch
ins Festnetz. Laut dem Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunika-
tion und neue Medien (BITKOM) liegt die Zahl der Gesprächsminuten aus Mobil-
funknetzen in das deutsche Festnetz seit 2006 deutlich über der Summe der dort
ankommenden Minuten (Statistisches Bundesamt 2009a).

Ein weiterer Grund, dass in Zukunft das Handy immer mehr verdrängt wird,
besteht darin, dass ein Festnetzanschluss für die Internetnutzung nicht mehr drin-
gend notwendig ist. Heutzutage gibt es beispielsweise Möglichkeiten über UMTS-
Techniken oder Wimaxx das Internet zu Hause oder über das Mobiltelefon zu nut-
zen. Durch die Verbreitung und Weiterentwicklung dieser Möglichkeiten wird ein
Festnetzanschluss in Zukunft auch für eine schnelle, mit großem Datentransfer
mögliche Internetnutzung nicht mehr nötig sein.

Angesichts der rasanten und auch anhaltenden Entwicklung weg vom Festnetz
und hin zum Mobiltelefon stellt sich die Frage, inwieweit eine Stichprobenziehung
für Telefonumfragen, welche nur Festnetznummern einschließt, repräsentativ sein
kann. Um diese Frage beantworten zu können, ist es wichtig zu wissen, ob und
wenn ja, sich die ausschließlichen Handynutzer von den Festnetzbesitzern unter-
scheiden. 
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3 Zur Selektivität der Handy-Nutzer

Zu vermuten ist, dass vor allem junge, mobile Menschen immer häufiger darauf
verzichten einen Festnetzanschluss zu ordern. Empirische Untersuchungen belegen,
dass sich die typischen „Mobiles-Only“ nach Geschlecht, Alter, familiärem und
auch beruflichem Status unterscheiden.

3.1 Die Verbreitung der Mobiltelefone: Mann vs. Frau

Die Daten des Face-to-Face Omnibus von TNS Infratest aus dem Jahr 2006 zeigen,
dass es sich bei Personen, die auf das Festnetz verzichten und ausschließlich mit
dem Handy telefonieren, zu 56 Prozent um Männer handelt. Noch deutlicher zeigt
sich der Unterschied in der 2008 durchgeführten CELLA-Studie (vgl. Kapitel 4), in
der nach dem Mikrozensus 2006 gewichtet wurde. Hier liegt der Anteil der Män-
ner, welche nur das Handy zum telefonieren benutzen bei 65 Prozent, während nur
35 Prozent der ausschließlichen Handynutzer Frauen sind (Häder & Häder 2009).

3.2 Die Verbreitung des Mobiltelefons: Jung vs. Alt

Das Alter spielt bei der Benutzung des Mobiltelefons eine wichtige Rolle. Laut sta-
tistischem Bundesamt nimmt der Ausstattungsgrad in Deutschland mit steigendem
Alter ab. Wie erwartet, kann in den Haushalten jüngerer Leute nahezu von einer
Vollversorgung mit Mobiltelefonen gesprochen werden, während bei den über
65-Jährigen – trotz der Vermarktung besonders benutzerfreundlicher und mit
großem Display ausgestatteten Geräte – nur noch jeder zweite ein Mobiltelefon
besitzt (vgl. Abbildung 1).

Die gleiche Tendenz auf einem wesentlich geringeren Niveau ist zu beobachten,
wenn man sich die Altersverteilung der „Mobiles-Only“ anschaut. Je jünger der
Haupteinkommensbezieher, desto höher der Anteil der ausschließlichen Handy-
Nutzer-Haushalte. Während bei den 25- bis 34-Jährigen 19 Prozent nur das Handy
zum Telefonieren benutzen, trifft das bei den 55- bis 64-Jährigen nur noch auf
6 Prozent und bei den über 70-Jährigen auf noch 2 Prozent zu (vgl. Abbildung 2)
(Statistisches Bundesamt 2009a).
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Abbildung 1:
Ausstattung privater Haushalte mit Mobilfunktelefonen nach 
Alter 2006 in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt (2008)

Abbildung 2:
Ausschließliche Mobilfunknutzer nach Alter in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt (2009a)

93,7
85,6

53,0

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

25 bis 45 Jahre 45 bis 65 Jahre 65 Jahre und älter

P
ro

ze
n

t

35

19

6

2

0

5

10

15

20

25

30

35

40

unter 25 Jahre 25 bis 34 Jahre 55 bis 64 Jahre 70 Jahre und älter

P
ro

ze
n

t



Probleme der Repräsentativität bei Telefonumfragen unter Handynutzern 227

Nach einer Umfrage im Auftrag der BITKOM besitzen immer mehr Personen in
Deutschland sogar mehr als ein Handy. Mehr als ein Fünftel aller Deutschen ver-
fügen demnach über mindestens zwei Handys. Schaut man sich nur die Alters-
gruppe unter den 50-Jährigen an, trifft das sogar auf fast 60 Prozent zu. Vor allem
in den jüngeren Altersgruppen deutet sich darüber hinaus ein Trend zum „Dritt-
Handy“ an (BITKOM 2009).

3.3 Die Verbreitung des Mobiltelefons: Reich vs. Arm

Bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen ist festzustellen, dass bei geringem
monatlichem Nettoeinkommen der Anteil der Haushalte mit Handy ohne Festnetz
am höchsten ist. In der untersten Einkommensklasse bis 900 Euro lag der Anteil
bei 23 Prozent, während in den Einkommensklassen ab 2 600 Euro nur 3 Prozent
kein Festnetz besitzen. Laut statistischem Bundesamt bestätigt sich diese Verteilung
bei der Betrachtung der sozialen Stellungen. Hier zeigt sich, dass 21 Prozent der
Arbeitslosenhaushalte, 11 Prozent der Arbeitnehmerhaushalte sowie 6 Prozent der
Selbstständigenhaushalte ausschließlich Mobiltelefone und keinen festen Telefon-
anschluss mehr besitzen (Statistisches Bundesamt 2009a).

Das Internet ist trotz des rasanten technischen Fortschritts gegenwärtig immer
noch einer der Hauptgründe, sich neben dem Handy auch für einen Festnetzan-
schluss zu entscheiden. Beobachtet man die Ausstattung der Privathaushalte mit
einem Internetzugang, spiegelt sich die gleiche Struktur wie beim Festnetzbesitzer
wider. So sind in den unteren Einkommensschichten die Haushalte mit den wenigs-
ten Internetzugängen zu finden, während die Haushalte mit einem hohen monatli-
chen Haushaltsnettoeinkommen häufiger die Möglichkeit haben, das Internet zu
Hause zu nutzen (vgl. Abbildung 3). 

Mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen steigt demnach auch die Anzahl der
Haushalte, welche auf einen Festnetzanschluss nicht verzichten wollen. Das macht
den derzeit noch bestehenden engen Zusammenhang zwischen einem Festnetzan-
schluss und dem Internetzugang deutlich. Es ist somit davon auszugehen, dass mit
voranschreitender technologischer Entwicklung bezüglich eines festnetzunabhän-
gigen Internetzugangs die Anzahl der Haushalte, die nur ein Mobiltelefon besitzen,
steigen wird.

.
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Abbildung 3:
Ausstattung privater Hauhalte mit Internetzugang nach monatlichem 
Haushaltsnettoeinkommen 2008

Quelle: Statistisches Bundesamt (2009b)
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3.5 Die Verbreitung des Mobiltelefons: West vs.Ost

Die Daten des Face-to-Face Omnibus von TNS Infratest aus dem Jahr 2006 lassen
noch ein weiteres Merkmal, welches die Mobiles-Only stark charakterisiert, erken-
nen. Einen ebenfalls deutlichen Unterschied gibt es bei der Herkunft der ausschließ-
lichen Handynutzer bezüglich der regionalen Herkunft.

Tabelle 1: 
Verteilung der Telefonanschlüsse nach Region (in Prozent)

Quelle: TNS Infratest f2f-Bus 2006

Aus Tabelle 1 wird ersichtlich, dass in Ostdeutschland überdurchschnittlich viele
Haushalte auf das Festnetz verzichten und nur mit dem Handy telefonieren. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es sich bei dem typischen Handynutzer,
welcher auf einen zusätzlichen Festnetzanschluss verzichtet, um junge Männer mit
einem geringeren Einkommen handelt, die in einem Single-Haushalt im Osten
Deutschlands leben. Zu vermuten ist, dass diese Eigenschaften meist auf Auszubil-
dende oder Studenten bzw. auf junge Berufsanfänger zutreffen (Häder & Glemser
2006).

Diese Ergebnisse machen deutlich, dass Bevölkerungsbefragungen nicht ohne
Weiteres auf die Einbeziehung von Handynummern in der Stichprobe verzichten
können. Vor allem Jugendbefragungen oder auch regional ausgelegte Studien kön-
nen nicht mehr nur über Festnetztelefone durchgeführt werden, ohne eine Verzer-
rung der Stichprobe nach sich zu ziehen. Schon im Jahr 2006 zeigt sich in einer
Jugendbefragung des ZSH, dass ein überdurchschnittlich hoher Anteil der Jugend-
lichen das Interview mittels Handy durchführte.5 Lediglich für Befragungen, die
auf Familien bzw. Haushalte mit Kindern abzielen, ist eine Festnetzbefragung ohne
Verzerrungen der Stichprobe noch möglich.

Gesamtdeutschland West Ost

Festnetz 90,2 92,5 83,1

Mobiltelefon 7,6 5,6 13,7

5 Hierbei handelte es sich um die Panelbefragung „ostmobil“ zum Thema Mobilitätsverhalten ost-
deutscher Jugendliche, bei der der Erstkontakt meist über den Festnetzanschluss der Eltern erfolgte,
welche die Handynummern ihrer Kinder weitergaben und diese für die Folgebefragungen einge-
pflegt wurden.
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4 Lösungsansätze für die Einbeziehung von Mobilfunknummern 
in Telefonstichproben

Geht man davon aus, dass das Festnetztelefon in naher Zukunft immer häufiger
vom Handy ersetzt werden wird, müssen Lösungsansätze gefunden werden, die
eine Integration von Mobilfunknummern in der Stichprobenbildung erlauben.

Da immerhin noch ca. 15 bis 20 Prozent der Bevölkerung in Deutschland kein
Mobiltelefon besitzen, kann die Überlegung verworfen werden, eine Telefonbefra-
gung generell mittels einer Mobilfunkstichprobe durchzuführen. Bleibt also eine
Stichprobe, welche Handynummern und Festnetznummern berücksichtigt. Um
eine Lösung für diese vorgestellte Problematik zu finden, gründete sich eine Ar-
beitsgruppe mit dem Namen MOBILSAMPLE. Diese besteht aus Wissenschaftlern,
die in der akademischen aber auch kommerziellen Sozialforschung tätig sind. Auf-
grund der steigenden Relevanz des Problems der Stichprobengenerierung sind ein
reger Austausch und das Diskutieren von Forschungsergebnissen unerlässlich. Die
Arbeitsgruppe MOBILSAMPLE konnte nun bereits erste Ergebnisse und Lösungs-
vorschläge vorstellen.

4.1 Stichprobengenerierung

Im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projekts
konnten Michael Häder, Siegfried Gabler und Sabine Häder durch die sogenannte
CELLA-Studie6 erste Erfahrungen zur Nutzung von Mobiltelefonen für wissen-
schaftliche Umfragen sammeln. Dabei handelt es sich um eine sogenannte Mixed-
Mode Befragung, in der zum einen Festnetznummern und zum anderen Mobil-
funknummern in einer Stichprobe zusammengeführt wurden. Es wurde ein Dual-
Frame-Ansatz gewählt, der Befragungen im Festnetz und Befragungen im Mobil-
funknetz vorsah, welche dann in einem speziellen Gewichtungsverfahren zusam-
mengebracht wurden. Die Wahrscheinlichkeit, dass in einer Bevölkerungsbefra-
gung eine Person sowohl über das Festnetz als auch über eine Mobilfunknummer
ausgewählt wird, also doppelt in dieser Stichprobe auftritt, ist nach Angaben der
Wissenschaftler zu vernachlässigen (Häder & Häder 2009, S. 28f.). Bei der
CELLA-Studie werden die Telefonnummern aus dem Festnetz nach dem bekannten
Gabler-Häder-Design generiert. In ähnlicher Weise wird die Stichprobe der Mobil-
funknummern gezogen. Basis dafür sind die im Telefonbuch eingetragenen Mobil-

6 CELLA steht für CELlphone (Mobilfunk) und LAnd Line (Festnetz).
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funknummern sowie die durch sekundäre Quellen (z.B. Internet) ermittelten
aktiven Rufnummern. Diese bilden die Grundlage für die Generierung der nicht
eingetragenen Mobilfunknummern.7 Das Interview wird dann mittels Festnetz-
oder Mobiltelefon durchgeführt, abhängig davon, mit welchem Gerät der Kontakt
hergestellt wurde oder die Terminvereinbarung zum Telefoninterview stattfand.
Anschließend erfolgt eine Designgewichtung, die eine ausgeglichene Auswahl-
wahrscheinlichkeit der Telefonnummern sicherstellen soll. 

Ein wesentliches Problem, was sich ergibt, wenn man Mobilfunknummern und
Festnetznummern in einer Stichprobe vereint, ist die Tatsache, dass es sich bei Fest-
netznummern um einen kontaktierten Haushalt mit meist mehreren Personen han-
delt, während eine Mobilfunkstichprobe eine Personenstichprobe ist. Dazu hat sich
das Forscherteam einer neu entwickelten „Randomisierten Geburtstagsauswahl“
bedient, bei der dem Interviewer ein zufällig generiertes Datum vorgelegt wird und
er dann die Person zu befragen hat, welche vor bzw. nach diesem Datum zuletzt
Geburtstag hatte. Damit soll eine uneingeschränkte Zufallsauswahl sichergestellt
werden, welche natürlich beim Kontakt über das Handy entfällt.

Im Ergebnis der Befragung zeigte sich bei einer generell geringen Ausschöp-
fungsquote, dass die Antwortbereitschaft der Kontaktpersonen, die über das Mo-
biltelefon erreicht wurden, wesentlich höher war als bei den Personen, die über das
Festnetz angerufen wurden. So lag die Ausschöpfung in der CELLA-Studie bei 26,5
Prozent im Festnetz und 40,7 Prozent in der Befragung über das Mobiltelefon. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit ist die Übersättigung der Festnetzanschlussbe-
sitzer mit Anfragen für kommerzielle aber auch wissenschaftliche Interviews die
Ursache für die immer schlechter werdenden Ausschöpfungen. Im Gegenteil dazu
ist die Kontaktaufnahme über das Handy für die deutsche Bevölkerung noch ein
relativ neuer Weg. Während alle Befragungstechniken gegenwärtig mit sinkenden
Ausschöpfungsquoten zurechtkommen müssen, kann man sich diesen „Überra-
schungsmoment“, der bei der Kontaktierung über das Handy noch zu wirken
scheint, derzeit zu Nutze machen.

4.2 Mode-Effekte

Bei der Untersuchung von Mode-Effekte durch die Verwendung verschiedener
Erhebungstechniken stehen meist Befragungen im Mittelpunkt, die persönlich,
schriftlich, telefonisch und in jüngster Vergangenheit auch Online durchgeführt

7 Für eine detailliertere Beschreibung der Stichprobengenerierung siehe Häder & Häder 2009, S.35ff.
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werden. Vor allem Mode-Effekte bei telefonischen und Online-Befragungen, wer-
den derzeit intensiv erforscht (Kühne, Häder & Schlinzig 2009). Durch die neu
entstandenen Schwierigkeiten der Stichprobengenerierung bei Telefonumfragen,
die über das Festnetz und das Mobiltelefon durchgeführt werden, ist es unbedingt
erforderlich, mögliche Effekte innerhalb der Befragungen zu berücksichtigen.

Die Telefonbefragung mittels zwei verschiedener Telefontypen bringt neben
sehr vielen Gemeinsamkeiten auch wesentliche Unterschiede mit sich. Diese kön-
nen der Grund für sogenannte Mode-Effekte sein (vgl. Tabelle 2).

Tabelle 2: 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen Telefonbefragungen über 
Festnetz- und Mobiltelefon

Zu den Gemeinsamkeiten beider Methoden gehören die gleichen Voraussetzungen
bei der Stichprobenbildung, denn für beide Befragungsarten wird die Stichprobe
aus der gleichen Grundgesamtheit gebildet. Der Fragebogen bzw. die Fragereihen-
folge und -formulierung aber auch der Erhebungszeitraum sind ebenfalls völlig
identisch. In der Erhebungsphase sind alle Voraussetzungen gleich. Die Interviews
werden in beiden Fällen telefonisch geführt, was mit sich bringt, dass die Kommu-
nikation in beiden Fällen auf den akustischen Kommunikationskanal beschränkt
bleibt. Werden die Interviews von einem zentralen Telefonlabor durchgeführt,
wovon im Normalfall ausgegangen werden kann und es auch in CATI-Labor des

Gemeinsamkeiten Unterschiede

 Grundgesamtheit

 Stichprobe

 Fragebogen

 Befragungszeitraum

 Beschränkung auf akustischen 
Kommunikationskanal 

 Interviewerstamm

 Kontrollmöglichkeiten

 Datensammlung und -speicherung

 Technische Voraussetzungen 
(Ladestatus, Gesprächsqualität) 

 Räumliche und soziale Situation, in der 
das Interview möglicherweise stattfindet

 Erreichbarkeit

 Haushaltsstichprobe vs. 
Personenstichprobe

 Kaltkontakt vs. Warmkontakt
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ZSH üblich ist, werden die gleichen Interviewer für die Befragungen über das Fest-
netz und über das Mobiltelefon eingesetzt. Unter der Voraussetzung können Inter-
viewereffekte gleich wirken. Ebenso sind identische Kontrollmöglichkeiten gege-
ben. Die Datensammlung und -speicherung ist in beiden Fällen ebenso völlig gleich.

Trotz der sehr ähnlichen Erhebungsvoraussetzungen bestehen einige wesent-
liche Unterschiede zwischen den Modi. Zum einen unterscheiden sich die tech-
nischen Voraussetzungen. Gemeint sind damit mögliche Störungen des Telefonge-
sprächs durch eine schlechte Netzabdeckung oder den unzureichenden Ladestatus
des Handys. Aufgrund der Vielzahl von schnurlosen Festnetztelefonen ist davon
auszugehen, dass letzteres nicht unbedingt als Nachteil gegenüber dem Festnetz
betrachtet werden muss.

Des Weiteren wird der Interviewte bei der Befragung über das Festnetz in der
Regel zu Hause angetroffen, die über das Handy kontaktierte Person kann hinge-
gen nahezu überall erreicht werden. Dementsprechend ist die Erreichbarkeit der
Handybesitzer besser. Zudem unterscheidet sich die soziale Situation, in der der
Befragte über das Handy erreicht werden kann, erheblich.

Wie bereits erwähnt, entfällt bei der Kontaktierung über das Handy bei Ver-
wendung einer Personenstichprobe die Auswahl der Zielperson mittels einer geeig-
neten Methode wie beispielsweise der „Last-Birthday-Variante“, bei der die Person
eines Haushaltes befragt wird, die zuletzt Geburtstag hatte und das 18. Lebensjahr
vollendet hat. Die Tatsache, dass die Handystichprobe eine Personenstichprobe ist,
ermöglicht dementsprechend auch eine Vorankündigung der Befragung durch eine
SMS direkt an die Zielperson. Das ist bei Haushaltsstichproben, also über die Kon-
taktierung über das Festnetz, nicht möglich, sofern man sich der Gabler-Häder-
Variante bedient. Dies ist ein wesentlicher Vorteil der Befragung über das Handy,
der die Teilnahmebereitschaft über Mobilfunk höher ausfallen lässt.

Die CELLA-Studie stellte in Deutschland die erste Möglichkeit dar, solche
Effekte zu untersuchen und zu prüfen. Die Wissenschaftler untersuchten Mode-
Effekte in Bezug auf das Antwortverhalten durch soziale Erwünschtheit, die
Antwortlatenzzeiten, Einstellungsfragen, Skaleneffekte, Fragereihenfolgeffekte,
Konsistenzen und Inkonsistenzen im Antwortverhalten sowie die Erinnerungsleis-
tungen der Befragten in beiden Modes, die Antworten auf halboffene und offene
Fragen sowie die Anstrengung der Befragung (Häder & Häder 2009, S. 165ff.). Im
Ergebnis zeigte sich, dass kaum Mode-Effekte beobachtet werden konnten. 

Die Antwortverzerrung durch soziale Erwünschtheit wäre als ein Mode-Effekt
durchaus erwartbar gewesen. So ist durch die ständige Erreichbarkeit des Handy-
nutzers und die dadurch hohe Wahrscheinlichkeit, diesen in öffentlichen Situa-
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tionen unter der Anwesenheit Dritter zu kontaktieren, zu vermuten, dass es zu Ant-
wortverzerrungen kommt. Dieses bestätigte sich nicht. 

Lediglich bei den Einstellungsfragen, die jedoch in der CELLA-Studie einen in-
haltlichen Bezug zum Mobilfunk hatten, wurden Unterschiede zwischen Mobil-
funknutzern und Festnetznutzern beobachtet. Die Mobilfunknutzer bewerteten die
erfragten Sachverhalte positiver als die Personen, welche über das Festnetz befragt
wurden. Besonders deutlich trat diese Verhaltensweise bei Fragen zum Mobilfunk
auf, zeigte sich aber auch noch, wenn die Fragestellung nicht direkt mit dem Thema
in Verbindung gebracht wurde. 

Die Erinnerungsleistungen der Befragten liegen bei Handy- und Festnetzbesit-
zern auf einem sehr guten und hohen Niveau. Dennoch zeigt sich, dass die Inter-
viewpartner aus dem Mobilfunk sogar mehr Erinnerungsleistungen erbrachten. 

Ein Nachteil der Befragung über das Mobilfunknetz ist, dass Abbrüche hier
häufiger zu verzeichnen waren, was jedoch auch der etwas längeren Befragungs-
dauer im Fall der CELLA-Studie geschuldet sein könnte. Andererseits unterschied
sich die subjektiv empfundene Anstrengung der Interviewten beider Befragungsva-
rianten nicht voneinander. Diese Abbrüche müssten dann wohl eher technischen
Hintergrund haben.

Im Ergebnis heißt das jedoch, dass eine Befragung über beide Telefontypen re-
lativ problemlos durchgeführt werden kann und keine wesentlichen Antwortver-
zerrungen aufgrund von Modeeffekten zu erwarten sind. Befürchtungen einer ge-
ringeren Antwortqualität aufgrund der unterschiedlichen räumlichen und auch
sozialen Situationen, die sich für die Person am Handy ergeben können, haben sich
in der CELLA-Studie nicht bestätigt.

5 Fazit

Telefonumfragen müssen künftig über Festnetz und Mobiltelefon geführt werden,
um eine Verzerrung der Stichprobe zu vermeiden. Da die Personen, welche nicht
über das Festnetz zu erreichen sind und ausschließlich mit dem Handy telefonieren,
selektive Merkmale aufweisen, kann diese Gruppe in Bevölkerungsbefragungen
nicht vernachlässigt werden. Untersuchen zeigen, dass eher jüngere, männliche Per-
sonen mit geringem Einkommen, die in Singlehaushalten in Ostdeutschland leben,
vornehmlich nur über ein Mobiltelefon verfügen ohne einen Festnetzanschluss zu
besitzen. Hingegen sind Familien mit Kindern mit beiden Telefontypen sehr gut
ausgestattet und wären, egal ob Festnetz oder Mobil, in der Stichprobe immer gut
vertreten. 
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Ein enger Zusammenhang zwischen Festnetz und Internetzugang lässt sich
gegenwärtig noch nachweisen und lässt darauf schließen, dass der schnelle und
grenzenlose Anschluss an das World Wide Web einen wesentlichen Grund für die
Anschaffung eines Festnetzanschlusses darstellt. Werden sich allerdings die tech-
nischen Möglichkeiten weiter verbreiten bzw. für die Masse der Bevölkerung zu-
gänglicher und die Konditionen weiter verbessert, dann werden diese auch in Zu-
kunft genutzt. Das heißt je bessere Möglichkeiten in Zukunft bestehen, kosten-
günstig vom Handy aus zu telefonieren und auch einen schnellen Internetzugang
zu besitzen, mit der große Datenmengen unkompliziert versendet und empfangen
werden können, desto mehr Menschen werden das Handy als Hauptkommunika-
tionsmittel auswählen. Davon ist meines Erachtens nach auszugehen. 

Aus diesem Grund muss an dem Problem der Telefonbefragung als Festnetz und
Mobilfunkbefragung weitergearbeitet werden und erste Ergebnisse, die im Wesent-
lichen aus der CELLA- Studie gewonnen wurden, müssen auch umgesetzt werden.
Denn trotz der sinkenden Ausschöpfungsquoten und der neuen Probleme bei der
Stichprobengenerierung ist die telefonische Befragung gegenwärtig die einzige
Möglichkeit, flächendeckend und vor allem ungeklumpt zu befragen. 
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